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Eine Stimme von der Basis: 

"'Eigentlich hat sich nascht jeändert, 
außer det Jesellschaftssystem', so 
kommentierte ein Ost-Berliner Müllmann 
kürzlich die Lage. "' 

Eine Stimme aus dem Überbau: 

"Denn der vielleicht in einigen Punkten 
noch beklagenswerte Ist-Zustand oder 
die jetzige Positivität Jenas ist in einen 
überpositiven Prozeß eingelassen, der 
alles noch Unzulängliche als ein im 
Vergehen Begriffenes erscheinen läßt. •,;z 

' Axel Dossmann in der F.A.Z. vom 23.12.1995 
2 Wolfram Hogrebe, Professor für Theoretische 
Philosophie an der Universität Jena, in seiner 
Rede zur feierlichen Immatrikulation zum WS 
1994/95, In Wirtschaft und Wissenschat! 1/1995 

6 
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Editoriai 

Bildung ist, anders als Wissenserwerb, nicht auf Verwertung angelegt, ja 
sie fängt geradezu erst an, wo das bloße Wissen aufhört. Altgriechisch zu 
sprechen und Homer wie Sokrates zu memorieren, hat schon in der 
Vormoderne nicht geholfen, wenn ein Knopf abriß oder sich brand­
schatzende Horden näherten. Auch in unserer Zeit haben weder Latein­
kenntnisse noch die Promotion die Karrierefrau begünstigt, sondern ihr 
jeweiliger, mehr oder weniger aufgeklärter, Gunstmann. Läßt sich Bildung 
zwar immerhin zu sozialer Distinktion benutzen, stellt sich doch gelegent­
lich die Frage nach ihrem weitergehenden Nutzen. Irgendwo hier muß der 
Gedanke, daß man etwas davon haben müsse, Intellektueller zu sein, 
seine Wurzel haben. Er raubte Intellektuelle zu allen Zeiten die Ruhe, und 
die Versuche, nun einmal erworbene Bildung verwertbar zu gestalten, 
ordnen sich hier ein. Die Versuche gerinnen zur Versuchung, denn als 
unbezähmbar erweist sich der Drang, bei den Stärkeren zu sein (Hermlin), 
und vorzugsweise dort sind die geldwerten wie sonstige geschätzte Lei­
stungen abzustauben. Der Drang wird bisweilen als etwas Niederes, gar 
Verabscheuungswürdiges angesehen, und das Opportunismusverdikt ist 
nicht weit entfernt. Betrachten wir aber unsere national-geistigen Größen, 
dann gerät der moralisierende Blick schon ins Wanken. Goethe, bspw., 
der der Kindesmörderin Gretchen ein literarisches Denkmal sondergleichen 
setzte, zeichnete als großherzoglicher Justizminister das Todesurteil 
gegen eine Kindesmörderin. Weit davon entfernt, der Identität von Autor 
und Werk das Wort zu reden, andererseits nicht umhin könnend, eine 
gewisse Ergriffenheit des Autors Goethe gegenüber dem Schicksal der 
unverheirateten Mutter, die ihr neugeborenes Kind tötete, zu konstatieren, 
stehen wir hier vor der menschlichen Schwäche eines achtbaren Denkers. 
In der Zeichnung des Todesurteils findet er wieder zur Größe des Dieners 
am Gemeinwohl, andere sagen: der Ein- und Anpassung an das, was man 
spätestens seit dem Einrücken der 68er in derartige Situationen gern 
Sachzwänge nennt. Goethe und die Achtundsechziger haben einiges 
gemeinsam. Wie Goethe zu sein, dagegen wird ja wohl zunächst niemand 
etwas haben. Die 68er freilich haben sich beim Steckenbleiben in den 
Institutionen auf modernere Weise mit dem ehemaligen Klassengegner 
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verquickt. War früher bereits das Schlipstragen Ausdruck bürgerlicher 
Phallokratie, sitzt die ehemalige 'Klassenkampf statt Pfannendampf'-
Fraktion mittlerweile allabendlich in den von Wolfram Siebeck vorgetesteten 
Feinschmeckerlokalen. Wer hier Identitätsverlust wittert, fährt auf dem 
falschen Dampfer, denn die zutiefst menschliche Einpassungslogik des 
Verhaltens blieb im Grunde stets unverändert: Anpassung an die herrschen­
de Meinung war schon seinerzeit die durchscheinende Melodie. In der 
kulturellen Hegemonie der gegenöffentlichen Protestmeinung erkennen wir 
für die Diskussionen am WG-Küchentisch ein funktionales Aquivalent zu 
den diskursiven Anpassungsstrategien heutiger Fakultätsmitglieder. War es 
damals die zu erschleichende Gunst der schönen Mitbewohnerin, so finden 
sich heute die gleichen Verhaltensweisen beim Buhlen um ministeriale 
Gunst. Was WG-Hänschen gut internalisiert hat, das verlernt auch Prof. Dr. 
Hans nimmermehr. Die von WG und Ministerium zu beziehenden Gratifika­
tionen bei adäquatem Verhalten differieren zwar, aber das Umschlagen 
revolutionärer Reden - vor der in ewig leeren Marmeladengläsern stochern­
den Küchentischrunde - in sexuelle Befreiung folgt derselben Verhaltenslo­
gik wie das Abstimmungsverhalten in Fakultätssitzungen. Dort wird dann 
lediglich mit dem Ziel der Erlangung oder Verteidigung von Machtmonopolen 
bei Stellenbesetzungen die Hand gehoben. Ein hinsichtlich der Unmittelbar­
keit des Erfolgs zugegebenermaßen bitterer Weg, der uns aber als Grund­
muster konservativer Revolutionskritik vertraut scheint. Die Revolution hat 
gesiegt, aber die Verhältnisse sind irgendwie unverändert. Denn wie schon 
Lenin (an die Adresse der bürgerlichen Literaten) sagte: "Man kann nicht in 
einer Gesellschaft leben und zugleich frei von ihr sein." Das einpassungs­
technisch bedingte Schicksal von Revolutionen ist systemübergreifend, und 
wir haben es mit einem immergleichen intellektuellen Kalkül zu tun. Doch, 
kaum überraschenderweise, ist es regelmäßig nicht die vermeintlich gute 
Sache, der gedient wird, sondern die Macht anderer. Zu ihr pflegen die 
Exhibitionisten der Kognition ein laszives Verhältnis. Die Bewertung der 
bedienten Macht entscheidet darüber, ob die Einpassung als höchst verwerf­
lich, einigermaßen bedenklich oder aber ziemlich clever gilt. Andern sich die 
Bewertungen der Macht, etwa infolge von deren Abschaffung, ist dann der 
immergleiche Umgang mit den (vorangegangenen) Einpassungen zu erle­
ben. Zerknirschte Geständnisse sind Voraussetzung der erneuten Indienst­
stellung der Bußfertigen, nun endlich für die wirklich gute Sache. Aber die 
Raffgier der Habenden (Standort-Deutschland-Debatte) und die Ohnmacht 
der Habenichtse (Bündnis für Arbeit) braucht lediglich den ideologischen 
Kleister, den zusammenzurühren die Kopfarbeiter qualifiziert sind, und so 
nutzen sie die Einpassungsbereitschaft der Geltungssüchtigen. Doch 

hochschule ost 2/ 1996 

heutzutage plötzlich k.lappt es nicht mehr so ohne weiteres: Einpassungs­
willen wird erstmals nicht umstandslos honoriert. Während SS-Sturmbann­
führer a.D. Wilhelm Krelle Verständnis findet, weil er (von der, wie wir 
wissen, sauberen Wehrmacht) zwangsabgeordnet war und schließlich als 
bloß stellvertretender Divisionskommandeur nichts mitbekommen habe von 
Zivilistenerschießungen, weshalb das alles auch nrcht in seinen Lebenslauf 
geschrieben gehöre, und Krelle folglich geeignet ist, die Ostberliner Wirt­
schaftswissenschaft ab- und aufzuwickeln, währenddessen können die 
Abgewickelten, die manchmal auch meinten, das eine oder andere sei 
eigentlich im Lebenslauf entbehrlich, nicht auf so viel Verständnis für ihre 
Geschichten und weitere Verwendung oder gar standesgemäße Renten 
hoffen Doch die DDR war nun einmal einen Zahn schärfer als das Drrtte 
Reich: Nach 1945 mußte man "im Westen nur Hitler und seine Herrschafts­
instrumente beiseite räumen ... , und hinter all den Zerstörungen des Krieges 
kam eine wesentlich intakte Gesellschaft zum Vorschein ... Mit der Hinter­
lassenschaft des sich sozialistisch nennenden Systems verhält es sich 
genau entgegengesetzt." (W. J. Siedler) Allerdings kann man auch die 
Zeichen der Zeit erkennen, wie Frau Schipanski etwa, unlängst zur Wissen­
schaftsratsvorsitzenden erhöht, die mitzuteilen weiß, in der DDR keine 
Professorin habe werden zu können und erst "1990, nach der Wende" 
berufen worden zu sein. Die Eingeweihten wissen, daß, wer 1990 berufen 
worden ist, bereits 1988/89 die entsprechenden kaderpolitischen Genehmi­
gungsprozesse durchlaufen hatte. Der 89er Herbstumbruch war für diesen 
Vorgang nur ein unerhebliches Ereignis. Er hat die eine oder andere Beru­
fung verhindert, aber 1990 noch keine ermöglicht. Erheblich wird hier der 
Umbruch erst für die Konstruktion von Biographien. Und da hat Frau Schi­
panski gezeigt, wie es sich auch machen läßt, wenn man sich nicht allzu 
dumm anstellt. Die Dialektik der Einpassung scheint ähnlich simpel wie die 
Dialektik im Marxistisch-leninistischen Grundlagenstudium. 

---------------------- f.g. & p.p. 
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THEMA !: Dialektik der Einpassung 

Wolfgang Bialas (Berlin): 

Von der Ausnahmesituation der Intellektuellen 
Ostdeutsche Diskurse und die Weimarer Republik 

Parallelen von 'Weimar' über 'Bonn' bis 
'Berlin' werden häufig gezogen. Je nach 
dem thematischen Zielpunkt solcher hi­
storischen Analogien wird dabei entwe­
der die Gefahr eines 'Rückfalls in Wei­
marer Verhältnisse' oder aber die kultu­
relle und intellektuelle Blütezeit der• gol­
denen zwanziger Jahre' beschworen. Im 
Hintergrund dieser zwischen Trauma und 
Faszination schwankenden Retrospek­
tiven steht die Tatsache der politischen 
Lähmung einer Republik, die nicht in der 
Lage war, das Erstarken der nationalso­
zialistischen Bewegung und ihre legale 
ÜbemahmederMachtzuverhindem. Für 
die DDR-Historiographie wurde in der 
Retrospektive ein 'Weimarer Verhältnis­
sen' zugeschriebener 'Pluralismus der 
Beliebigkeit' zur präfaschistischen ideo­
logischen Formation. Kulturelle, intellek­
tuelle und politische Pluralität erschie­
nen dabei als vielfältig schillernde phä­
nomenologische Oberfläche, unter der 
sich, unbemerkt, verdrängt oder igno­
riert von ihren Akteuren, die eigentlichen 
strukturbestimmenden gesellschaftlichen 
Basisprozesse abspielten. Als Verharm­
losung der faschistischen Gefahr durch 
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öffentliche und mediale Aufmerksam­
keitsverschiebung und Bedeutungsan­
reicherung ('vermeintlicher') kultureller 
Vielfalt und ('sogenannter') intellektuel­
ler Freiheiten wurde 'Weimar' zum Vor­
spiel der nazistischen Diktatur erklärt. 
Bürgerlicher Pluralismus und potentiel­
ler Faschismus wurden gleichsam zu 
Synonymen. Pluralismus schlechthin galt 
als Zeichen der Schwäche eines in der 
Anwendung der ihm zur Verfügung ste­
henden politischen Mittel unentschlos­
senen Staates, einer Schwäche, die je­
derzeit von einem entschlossenen, ziel­
bewußten Gegner ausgenutzt werden 
konnte. Die Weimarer Republik wurde in 
dieser Diktion stilisiert zur politischen 
Institutionalisierung der Schwäche, der 
Illusion von Sozialpartnerschaft, Klassen­
harmonie und drittem Weg zum Sozialis­
mus. Dieses Bild setzte sich fort in der 
untergründigen Faszination vom Erfolg 
der Nazis, deutlich zum Beispiel an hi­
storiogra phis chen Versuchen, dem 
machtpolitischen resp. herrschaftstech­
nischen Geheimnis dieses Erfolges auf 
die Spur zu kommen. Hier wurden letzt­
lich all die Attribute bemüht, die auch die 
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DDR und ihre politische Führung für sich 
beanspruchten oder aber gern in An­
spruch genommen hätten. Darüber kann 
auch der Gebrauch kontrastierender Ne­
gativattribute nicht hinwegtäuschen. So 
wurde etwa Hitler in einem Buch zum 
'Ende von Weimar' als halbgebildeter 
Scharlatan abgefertigt, der jedoch .sei­
ne im Schnitt noch weit weniger gebilde­
ten Zuhörer durch den Aufbau wahrer 
Begriffspyramiden, durch hochtrabende 
Berufungen auf vermeintliche Urkräfte 
und eherne Gesetze zu beeindrucken 
vermochte". (Ruge 1983, S. 55) Gewür­
digt wurde ausdrücklich die .neuartige 
Versammlungsstrategie" (Ruge 1983, S. 
55) der Nazis, insbesondere aber Hitlers 
außerordentliches Talent .als Bühnen­
bildner und gar als Regisseur spektaku­
lärer Superinszenierungen." (Ruge 1983, 
S. 55) In der Erzeugung einer an kirchli­
chen Zeremonien orientierten Atmosphä­
re der Erbauung, durchsetzt .mit militäri­
schen Paradeeinlagen" (Ruge 1983, 
S.55), unter Verwendung von .Elemen­
ten der von der Arbeiterbewegung her­
vorgebrachten und ihren kollektiven Be­
hauptungswillen ausdrückenden Demon­
strationssymbole" (Ruge 1983, S. 55) 
sei es den Nazis so gelungen, eine wirk­
same Mischung aus Predigt und Kampf­
appell zu inszenieren. In den Versamm­
lungen selbst sei schließlich .jede Geste, 
der Ablauf fast jeder Sekunde vorge­
plant und vielmals durchgeprobt." (Ruge 
1983, S. 57) gewesen. Eben um die 
Herstellung einer solchen Atmosphäre, 
um emotional aufgeladene Inszenierun­
gen populistischer Macht, um den Zu­
sammenschluß der Kommunisten zu ei­
ner quasi religiösen Kampfgemeinschaft 
Gleichgesinnter, geschart um charisma-

12 

tische Führer ging es auch der politl­
schen Führung der DDR. In ähnlicher 
Diktion markierte Jürgen Kuczynski den 
im Faschismus erreichten Grad an Poli­
tisierung der Massen als .einen Höhe­
punkt in der Geschichte des deutschen 
Volkes bis 1945. Nicht nurwardie Wahl­
beteiligung stets außerordentlich hoch. 
Auch die ideologische Beschäftigung mit 
politischen Problemen und die politisch­
organisatorische Aktivität erreichten ei­
nen Höhepunkt-zum Unglück des werk­
tätigen Volkes." (Kuczynski 1983, S. 200) 
Hohe Wahlbeteiligung und politischer 
Organisationsgrad, genau diese zur 
Manipulationsmasse realsozialistischer 
Statistik verkommenen 'Indikatoren' öf­
fentlicher Zustimmung zum politischen 
System benennen die sensibelsten Be­
reiche organisierter Legitimationsbe­
schaffung in der DDR. Als 'Lehre aus 
Weimar' ließ sich festhalten: Machtpoliti­
sche Pattsituationen sind im entschlos­
senen Zugriff zu lösen. Wer in der Lage 
ist, die strategische Initiative in solchen 
Situationen zu erringen, wird belohnt mit 
der Möglichkeit, künftig selbst Situatio­
nen entsprechend eigener Interessen zu 
definieren und machtpolitisch zu beset­
zen. Die Verlängerung der Ausnahmesi­
tuation zum Normalzustand liegt nahe, 
um die erneute Öffnung der historischen 
Situation auszuschließen. Weimar droht 
und wird gleichzeitig als Ausnahmezu­
stand festgeschrieben. Es bleibt dabei: 
.Souverän ist, wer über den Ausnahme­
zustand entscheidet: (Schmitt 1993, S. 
13) 

Nicht von dieser Art des historischen 
Vergleichs soll jedoch im folgenden wei­
ter die Rede sein, sondern von der über 
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ihren Entstehungs-und Wirkkontext hin­
ausreichenden Schärfe intellektueller 
Denkfiguren, die zur Zeit der Weimarer 
Republik geprägt wurden. Im Bewußt­
sein der Grenzen dieser Art von 'Über­
tragungen' werden solche Denkfiguren 
genommen, als wären sie für gegenwär­
tige intellektuellengeschichtliche Pro­
blemlagen entworfen worden. Dabei geht 
esu.a. um 
-die Figur des freischwebenden Intellek­
tuellen: 
-den Zusammenhang von Ideologie, Uto­
pie und 'geistiger Macht': 
- die Funktion der Diskursgemeinschaft 
als normativer Ausgleichsinstanz zur 
Ausbalancierung von Nähe und Distan­
zen und schließlich 
- die Ambivalenz der Grenzen einer Dis­
kursgemeinschaft, die sowohl die inter­
ne Geltung verbindlicher Normen des 
Diskurses als auch die Möglichkeit von 
Austauschdiskursen zu sichern hat. Ne­
ben Carl Schmitt und Karl Jaspers ist es 
dabei insbesondere Karl Mannheim, 
dessen intellektuellengeschichtliche 
Überlegungen genutzt werden. 

Verständlicherweise überwog in den 
Debatten um die Zukunft der ostdeut­
schen Intellektuellen nach 1989 zunächst 
die Diskussion über deren Vergangen­
heit, standen Verstrickungen mit dem 
politischen System des real existieren­
den Sozialismus, ideologische Selbst­
täuschung, Opportunismus und Realitäts­
verweigerung im Mittelpunkt. Polemische 
Standortbestimmung, Kommunikations­
abbruch und separate Paralleldiskurse 
in diesen Debatten werden im folgenden 
jedoch ebenso vernachlässigt wie die 
theorie- und zeitgeschichtlichen Veror-
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tungen der von mir auf den ostdeutschen 
Kontext übertragenen intellektuellenge­
schichtlichen Ansätze. 

lntellektuellengeschichtliche Überlegun­
gen zur Zeit der Weimarer Republik be­
schränken sich nicht auf Karl Mannheims 
Wissenssoziologie und seine immer 
noch präsente Metaphorik vom 'frei­
schwebenden Intellektuellen'. Die Gefähr­
dungen, Risiken und Chancen intellektu­
eller Existenz waren ein Dauerthema 
derjenigen Debatten, in denen sich die 
Intellektuellen der Weimarer Republik 
Klarheit Ober ihre Freiräume und Einbin­
dungen, ihre geistesgeschichtlichen Prä­
gungen ebenso wie die Möglichkeiten 
öffentlicher Interventionen in gesellschaft­
liche Angelegenheiten zu verschaffen 
suchten. Eine dieser Gefährdungen liegt 
in der Ausbildung intellektueller Kulturen, 
die keinen Bezug mehr zur Erfahrungs­
welt der Alltagskultur haben. Bilden die­
se gegeneinander abgeschlossene Be­
deutsamkeitskreise, zwischen denen 
Kommunikation mangels eines gemein­
samen Bezugssystems oder mit glei­
chen Bedeutungen belegter Begriffe nicht 
möglich ist, so entsteht eine segregierte 
Kultur zirkulärer Selbstbezüglichkeit. Die 
Anerkennung eines je individuellen Welt­
bildes, einer nach je individueller .Aus­
wahl, Auffassung, Wesentlichkeitsbeto­
nung" herausgehobenen subjektiven 
• Wichtigkeitswelt (Bedeutungswelt, Inter­
essenwelt)" (Jaspers 1994, S. 155) wird 
dann zur Polarität konträrer Weltbilder. 
Die einen mögen 'wahr' sein und die 
Verhältnisse auf ihrer Seite haben, was 
die anderen nicht daran hindert, auf der 
Authentizität ihrer Erlebnisse und Erfah­
rungen zu bestehen, für die in den 'Wahr-
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heilen der Sieger' kein Platz ist Zu ei­
nem Austausch der Argumente, zur pro­
beweisen Übernahme der Perspektive 
des anderen, zur Kommunikation kommt 
es auf diese Weise nicht. 

Von Karl Jaspers kann man lernen, daß 
Weltanschauungen die Funktion haben, 
eine Vielzahl nur bedingt vereinbarer 
Eindrücke nach Kriterien ihrer Funktio­
nalität für die Aufrechterhaltung eines 
'psychischen Haushaltes' zu sortieren 
und dabei zu einem überschaubaren Bild 
von Welt zu ordnen. Mit dieser Ordnung 
entsteht eine quasi selbstreferentielle 
eigene Welt, die mehr ist als die selekti­
ve Widerspiegelung einer äußeren Welt, 
aber auch mehr als die Objektivierung 
innerer Welten in der Projektion auf ei­
nen Gegenstand, mit der Menschen ver­
suchen, auf Distanz zu den Problemen zu 
gehen. von denen sie sich überfordert 
fühlen. Auch in ihren Distanzierungen 
können sie jedoch nicht ohne Nähe le­
ben. Diese suchen und finden sie in Ge­
meinschaften, deren Rituale eine ge­
meinsame Weltanschauung zur Model­
lierung normierter Welten konstruieren. 
In diesen Welten sorgen Filter der Reali­
tätswahrnehmung und Praktiken kontrol­
lierten Austauschs mit einer als Umwelt 
auf Distanz gehaltenen Gesellschaft da­
für, daß das Mikroklima der Gemein­
schaft ungefährdet von äußeren Einflüs­
sen gedeihen kann. 

Für eine solche Separierung zur exklusi­
ven Gemeinschaft ist unter Umständen 
ein hoher Preis zu zahlen: .Der Mensch 
des isolierten objektiven Weltbildes steht 
... unendlich einsam in der Wüste der 
Werke und Werte". (Jaspers 1994, 
S.155) Diese Einsamkeit sucht er durch 
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die Sicherheit des geschlossenen \,AJelt­
bildes zu kompensieren, das es ihm er­
laubt. Verantwortung und Sinn an den 
objektiven Gang der Geschichte zu dele­
gieren. (Vgl. Jaspers 1994, S. 175) So­
lange eine objektive Eigengesetzlichkeit 
der kulturellen Welt und das subjektive 
'Werten und Wollen' der Menschen zum 
Dualismus separater Welten verlängert 
werden, bleiben ihnen nur die Anerken­
nung eines übermächtigen Determinis­
mus oder aber derdezisionistische Aus­
stieg aus Kausalitäten als mögliche Re­
aktionsweisen. Je nach Lebenslage be­
gehren die Menschen dann entweder 
ohnmächtig gegen diese geschlossene 
Welt auf oder aber meinen, sie in ihren 
Visionen von einem guten, wenigstens 
aber besseren Leben ignorieren zu kön­
nen. An die Stelle .des konkreten Han­
delns in augenblicklicher Situation" tritt 
dann .das Reden in großen welthistori­
schen Perspektiven." (Jaspers 1994, S. 
183) Was der historische Augenblick 
nicht hergibt, erscheint am Horizontwelt­
geschichtlicher Perspektiven allemal al~ 
möglich. Insbesondere in Zeiten der Kri­
se von Weltbildern wird Welt nur noch als 
Zerrbild wahrgenommen. 

Hier tauchen eine Vielzahl von Motiven 
auf, die immer dann präsent sind, wenn 
es darum geht, den sozialen Ort der Intel­
lektuellen zu bestimmen und sozialpsy­
chologisch einzugrenzen, also etwa: 
- Einsamkeit und Isolation, die kompen­
siert werden wollen; 
-der Anspruch auf exklusive Definitions­
kompetenz von Sinn und Bedeutung bei 
gleichzeitiger Delegierung von Veran!­
wortung und Sinn an die eigengesetzli­
che Entwicklung anonymer Mächte oder 
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an politische Funktionsträger; 
- schließlich die Generalisierung der ei­
genen Situation zum universellen Deu­
tungsapriori bei gleichzeitiger weltge­
schichtlicher Perspektivierung von Hand­
lungsabläufen und Konstruktion von Ver­
nunftsubjekten. 

Für Intellektuelle ist es von entscheiden­
der Bedeutung, sich der Bindungs- und 
Fliehkräfte bewußt zu werden, die ihre 
Affinität zu einer bestimmten Gruppe als 
ambivalentes Spannungsverhältnis kon­
stituieren .• Die Art, wie einer partizipiert, 
bestimmt, wie er seine Probleme formu­
liert.· (Mannheim 1969, S. 42) Die Zuge­
hörigkeit Intellektueller zu einer sozialen 
Gruppe, deren intuitive Situationsdefini­
tion sie teilen und begrifflich artikulieren, 
führt zu einer Ausprägung originärer 
Denkstile. Entsteht eine solche Gruppe 
erst in der historischen Ausnahmesitua­
tion etwa eines gesellschaftlichen Um­
bruchs, kann sie durch ganz unterschied­
liche Merkmale definiert und zusammen­
gehalten werden, so auch durch das ge­
meinsame Gefühl, ihre Heimat, die Re­
gion fraglos Vertrauten und Selbstver­
ständlichen verloren zu haben. Ein sol­
ches gemeinsames Schicksal, das als 
Ausnahmesituation den Normalzustand 
soziokultureller Selbstverständlichkeiten 
und die in ihnen geltenden Differenzie­
rungen einfach als bedeutungslos ge­
worden zur Seite schiebt, läßt politische, 
soziale und kulturelle Unterschiede für 
den Moment vergessen. Solche histori­
schen Momente eines emotionalen 
Gleichklangs zwischen Intellektuellen und 
Nichtintellektuellen sind selten. Im Über­
schwang des Gefühls positiv aufgeho­
bener Zugehörigkeit sind Intellektuelle 
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dann nur zu gern bereit, solche Momente 
zu einer strukturellen Identität zu verlän­
gern. Das erneute Auseinanderdriften 
der Interessenlagen können sie damit 
nicht verhindern. Es so lange als möglich 
hinauszuzögern, schließlich zu ignorie­
ren, versuchen sie dennoch. Der histori­
sche Moment, in dem die Aufladung le­
bensweltlicher Interessen mit außerall­
täglicher Bedeutung anzuzeigen scheint. 
von nun an sei es realistisch, von Partiku­
larinteressen getriebene Menschen als 
Vernunftwesen zu sehen, ihnen also zu 
unterstellen, sie seien bereit, ihr Leben 
höheren Werten zu widmen, im Alltag 
Verzicht zu üben, Erwartungen an ein 
besseres Leben, jetzt und sofort, zurück­
zustellen zugunsten einer ungewissen 
Zukunft, dieser Moment läßt sich jedoch 
nicht künstlich verlängern. Der Ausgang 
des Versuchs, mit dem 'Aufruf für unser 
Land' eine eigenständige DDR als Pro­
jektionsfläche einer solchen intellektu~l­
len Utopie zu entwerfen, zeigte das in 

aller Deutlichkeit. 

Wird das Gefühl. als Fremde im eigenen 
Land zu einer Existenz ohne eigene Iden­
tität gezwungen zu sein, durch eine poli­
tische Partei eindeutig besetzt, so hat 
diese gute Aussichten, zur anerkannten 
Partei der solcherart Heimatvertriebe­
nen zu werden. Bei den im ostdeutschen 
Kontext sozialisierten sozial- und gei­
steswissenschaftlichen Intellektuellen, 
denen mit dem Ende der DDR nicht nur 
dieser Kontext, sondern mehrheitlich 
auch noch das kulturelle Privileg intellek­
tueller Berufstätigkeit genommen wur­
de, ist es ein doppelter Verlust, den sie 
zu verarbeiten und zu kompensieren ha­
ben. In der PDS sehen viele von ihnen 
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die Möglichkeit, diesen Doppelverlust 
durch inte!lektue!!e Tätigkeit für eine sö­

zialistisch zu reformierende DDR zu sub­
limieren. Das Zusammenspiel von ge­
sellschaftlichen Reformansätzen und 
Fundamentalkritik an den kapitalisti­
schen Verhältnissen läuft so mehr als 
fünf Jahre nach ihrem administrativen 
Ende vielfach genau unter der parado­
xen Voraussetzung, als ob es die DDR 
noch gäbe. Für diejenigen, die sich auf 
diese Weise engagieren, findet tatsäch­
lich eine innere Befreiung statt, erlauben 
ihnen diese Simulationen doch, Ver­
säumtes biographisch nachzuholen. 
Schon, daß sie nicht mehr der Partei, 
sondern einer bestimmten, selbstgewähl­
ten angehören, die ihnen immer noch 
genügend Wiedererkennungseffekte aus 
früheren Zeiten ermöglicht, ist in seiner 
Bedeutung für ihr politisches Selbstver­
ständnis nicht zu unterschätzen. Zugleich 
scheint der nun aus eigener Erfahrung 
erlebte 'Alltag des gewöhnlichen Kapita­
lismus' im Nachhinein zu bestätigen, daß 
es richtig war, an einer sozialistischen 
Alternative zum Kapitalismus noch in ih­
rer realsozialistischen Deformationsva­
riante festgehalten zu haben. Die PDS 
wird zur ostdeutschen Enklave, zum in­
neren Exil, in dem der verlorenen Heimat 
gedacht wird. Ersatzheimat und emotio­
nale Beschwörung des Verlustes zugleich 
setzt die PDS im identitätsbildenden 
Rekurs auf eine im lichte aktueller Mise­
ren in ihren originären Gewichtungen 
uminterpretierte Vergangenheit. Mit der 
Konstruktion imaginärer Welten. in de­
nen das reale Chaos pluraler Welten zu 
neuer Übersichtlichkeit geordnet ist, si­
chert sie Eindeutigkeiten, ermöglicht sie 
Zuordnungen und Abgrenzungen, die aus 
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Unschärfe und Diffusion neue Konturen 
gewinnen. Kategorien wie Verrat, Treue 
und Disziplin; Vertrauen, Solidarität und 
Verschwörung erlauben es wieder, zwi­
schen Freund und Feind zu differenzie­
ren, sich neu zu orientieren, einen Soli­
darraum wechselseitiger Bestätigung der 
richtigen Position zu beziehen, der die 
Gewißheit verleiht, wieder oder immer 
noch auf der richtigen Seite zu stehen. 
Vorausgesetzt, an der Rede von der 
Heimatlosigkeit der Intellektuellen ist 
mehr als das Kokettieren mit den Ambi­
valenzen ihres gleichzeitigen Bestehens 
auf Unabhängigkeit wie öffentlicher Wir­
kung, so ist diese Situation attraktiv für 
einen Typus von Intellektuellen, der hier 
auf eine erwartungsgestimmte Teilöffent­
lichkeit trifft, die seinen auf diese Öffent­
lichkeit eingestimmten Interventionen 
nicht nur Aufmerksamkeit, sondern Be­
stätigung und Anerkennung mit Verstär­
kereffekten sichert. Er findet Gehör als 
'unabhängiger Intellektueller' der, frei von 
dermassenmedialen Rhetorik des 'DDR­
Unrechtsstaates', der 'blühenden Land­
schaften' und 'ostdeutsch besonders eng 
geknüpften sozialen Hängematten' auf 
die Schattenseiten der Vereinigung ver­
weisen kann. Aber nicht darum soll es 
gehen, sondern um die intellektuellenso­
ziologische Seite dieses spezifisch ost­
deutschen Bündnisses von Geist(losig­
keit) und (Ohn-)Macht. 

Bezogen auf die Produkte, die diesem 
Bündnis erwachsen, ließe sich mit Karl 
Mannheim zunächst gegen die These 
argumentieren, daß die Genesis des 
Wissens unter allen Umständen geltungs­
irrelevant sei. (Vgl. Mannheim 1969, S. 
251) Der Entstehungskontext des Wis-
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sens prägt dessen Inhalt, ohne in ihm 
aufzugehen. Wichtiger noch als der Kon­
text, in dem es entsteht, ist der Zusam­
menhang, in dem es Wirkung entfaltet, 
Bestätigung erfährt, Erwartungen bedient 
oder neu erweckt, auf einen bereiteten 
Boden trifft, der Zustimmung und Aner­
kennung sichert. Wie nun sähe die Ana­
lyse aus, stünde sie unter einem intellek­
tuellengeschichtlichen Ansatz, für den 
.alle Kontexte ihrerseits Konstrukte tex­
tueller Natur sind"? (Jay 1989, S. 32) 
Diese Frage ist keineswegs nur hypo­
thetisch, sondern beschreibt den Son­
derfall eines strukturell gesicherten Inter­
pretationsmonopols einer nach außen 
abgeschlossenen Gemeinschaft .• Homo­
genität der Denkbasis und die Abge­
schlossenheit des Sensibilitätskreises· 
(Mannheim 1982, S. 339)- der unproble­
matischen, verläßlichen und jedem An­
gehörigen der Gemeinschaft mitvollzieh­
baren lebensweltlichen Intuitionen - sind 
Kennzeichen einer solchen Gemein­
schaft .• Die Denkbasis ist in einem auf 
Monopolsituation basierten Denken vor­
gegeben ... Das Denken bewegt sich 
vorwiegend in Textinterpretationen und 
nicht im Gebiete der Seinsinterpretation 
und ist sie vorhanden, so erhält auch die 
Seinsinterpretation mehr oder minder 
einen textinterpretativen Charakter." 
(Mannheim 1982, S. 339) Gesellschaftli­
che Gebilde, historische Ereignisse wer­
den unter solchen Bedingungen als Tex­
te behandelt, deren konsensuelle, für die 
Gemeinschaft verbindliche Interpretati­
on ihren Zusammenhalt stiftet. Das Sein 
als Text, die verbindliche, kanonisierte 
Interpretation ausgewählter Texte als 
sinnstiftende Instanz einer Gemeinschaft, 
die durch solche Interpretationen ihre 
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Grenzen konstituiert. Kennzeichen die­
ser Grenzen einer ideologischen Dis­
kursgemeinschaft, denn um eine solche 
handelt es sich, ist das kaum unterscheid­
bare lneinanderübergehen textueller und 
ontischer Versatzstücke zu einer Text­
sorte eigener Art, eben dem 'Seinstext', 
der einen Status idealtypischen Seins 
beansprucht. Dieses idealtypische Sein 
wirkt als Filter selektiver Realitätswahr­
nehmung ebenso wie als Projektionsflä­
che gemeinschaftsstiftender Phantasi­
en. Es ist durch Realität prinzipiell nicht 
zu erschüttern. Die Gemeinschaft selbst 
wird zum Text, der von ihr nach eigenen 
grammatischen Regeln erst geschrie­
ben wird. Als Schreiber, Zensor, norma­
tive Instanz und Produkt in einem wird sie 
zum geschlossenen Raum des zirkulä­
ren Diskurses. 

Es ist ein Gemeinplatz, daß Intellektuelle 
noch in sozial freischwebender Existenz 
nicht im luftleeren Raum sich selbst ge­
nügender autonomer Produktion leben. 
Die Partikularität und Fragmentierung 
ihrer sozialen Existenz können sie durch 
deren geistige Universalisierung zur ide­
ellen Vernunftgemeinschaft kompensie­
ren, einer im Prinzip räumlich und zeitlich 
universellen Kommunikationsgemein­
schaft. Sie sind dann in der Lage, fehlen­
de reale Bindungen durch ein dicht ge­
knüpftes Netz ideeller Bindungen auszu­
gleichen, ohne deshalb den Anschluß an 
aktuelle Problemlagen ihrer eigenen 
Gesellschaft verlieren zu müssen. Intel­
lektuelle bewegen sich, ob ihnen das nun 
bewußt ist oder nicht, im Spannungsfeld 
von Macht und Geist. Ihr Selbstverständ­
nis beziehen sie dabei vorzugsweise aus 
einer Kritik der 'Geistlosigkeit der Macht', 
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die geeignet erscheint. die Machtlosig­
keit des Geistes zur kulturellen Tugend 
zu erklären. Wer sich nicht einläßt mit 
den Mächtigen. muß auch nicht befürch­
ten, von ihnen verstoßen, gemaßregelt 
oder in die Verantwortung genommen zu 
werden. Für diese ihrerseits ist es dann 
ein leichtes, innerlich unangefochten vom 
'Gekläffe der Pinscher' ihre Kreise zu 
ziehen. Politik und intellektuelle Diskur­
se bewegen sich in je eigenen Kraftfel­
dern, deren konzentrische Kreise sich 
jedoch berühren. Solche Berührungen 
lassen sich minimieren, sie werden aber 
auch von beiden Seiten provoziert. 

Vonseiten der Intellektuellen sind unter­
schiedliche Motive solcher Provokatio­
nen denkbar. Zwei konträre Varianten, 
nach denen sich das intellektuelle Feld 
der Weimarer Republik hier ohne vor­
schnelle politische Zuschreibungen dif­
ferenzieren ließe, möchte ich im folgen­
den skizzieren. Als Rückzug in die reine 
Sphäre geistiger Produktion oder aber 
Stilisierung zum intellektuellen Gewissen 
ihrer Zeit, für das es keine neutralen 
Bereiche gibt, deren Entwicklung dem 
Selbstlauf zu überlassen wäre, scheint 
diese Alternative ein zeitlos gültiges in­
tellektuellengeschichtliches Differenzie­
rungskriterium bereit zu stellen. Die Rea­
lität intellektueller Debatten findet natür­
lich jeweils in Grenzüberschreitungen und 
Mischformen solcher idealtypischer Gen­
eralisierungen statt. Ein Motiv hat Carl 
Schmitt mit dem 'subjektivierten Occa­
sionalismus' der politischen Romantik 
benannt, das Motiv nämlich, an der Welt 
als Anlaß und Gelegenheit die eigenen 
Produktivität zu steigern. (vgl. Schmitt 
1991, S. 23) Sowohl die Bindung an 
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Normen abe; auch der Sachz-wang kai­
kulierbarer Ursachen werden mit dieser 
Flucht aus sozialen Verbindlichkeiten 
aufgekündigt. (Vgl. Schmitt 1991, S.22) 
.Aus immer neuen Gelegenheiten ent­
steht eine immer neue, aber immer nur 
occasionelle Welt, eine Welt ohne Sub­
stanz und ohne funktionelle Bindung, ohne 
feste Führung, ohne Konklusion und ohne 
Definition, ohne Entscheidung, ohne letz­
tes Gericht, unendlich weitergehend, 
geführt nur von der magischen Hand des 
Zufalls" (Schmitt 1991, S. 25), eine Welt, 
in der .das ästhetisch produzierende 
Subjekt das geistige Zentrum in sich 
selbst verleg(t)" (Schmitt 1991, S. 26) 
hat. Verantwortung trägt es dann nur für 
sich und die Aufrechterhaltung seiner in­
tellektuellen Produktionsbedingungen. 
Konträr zu einer solchen Asthetisierung 
intellektueller Existenz steht der program­
matische Appell Kurt Hillers aus dem 
Jahre 1916 an eine universelle Verant­
wortung der Intellektuellen: .Die Geisti-
gen - was bedeutet das? Es bedeutet ... : 
Die, die sich verantwortlich fühlen ... . 
Verantwortlich heißt hier: zur Rechen­
schaft ziehbar - nicht für das Vergange­
ne, aberfürZuk0nftiges. Sich verantwort­
lich fühlen: das Erlebnis einer Sendung 
tragen: an der Welt fruchtbar leiden: von 
der Idee, sie zu verbessern, besessen 
sein - ohne zu überlegen, ob Befolgung 
der Idee auch dem Privatdasein Besse­
rung bringe." (Zitiert nach Bering 1978, 
S. 82) In dieser Bestimmung wird der 
Intellektuelle zum Seismographen weltli­
cher Miseren. die er exemplarisch und 
mit gesteigerter Intensität erleidet. Die 
sozialpsychische Symptomatik dieses 
symbolischen Leidensprozesses ist un­
ter dieser Voraussetzung der Ausgangs-
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punkt inte!!ektue!ler Sublimierung zur 
Analyse und Interpretation der als solche 
ausgemachten Miseren. 

Den 'Fluch der guten Sache' und die 
'klassische Schwäche des reinen Intel­
lektuellen' hat Dolf Oehler eine solche 
Selbststilisierung zur moralischen Instanz 
genannt: .Sobald es dem Intellektuellen 
nicht mehr um die Sache, sondern allein 
noch um die gute Sache geht, ( er also) ... 
für die gute Sache denkt, vertauscht ( er) 
den Status des Denkers mit dem des 
Ideologen." (Oehler 1984, S. 181 f ) Hier 
ist es der Typus des reinen Intellektuel­
len, der sich aus Interessenkonflikten 
herauszuhalten sucht, um desto sicherer 
von ihnen eingeholt zu werden, dessen 
Affinität zu ideologischer lndienstnahme 
herausgestellt wird. Seine vermeintliche 
Stärke, um 'das Gute' schon vorab zu 
wissen, macht ihn blind für die Ambiva­
lenzen der Sache selbst und schlägt um 
zu seiner Schwäche. auf Rhetoriken des 
Guten fixiert zu sein, die ihm zur Bestäti­
gung seines guten Gewissens gerade 
recht kommen. Er fühlt sich aufgehoben 
in der Gemeinschaft derer, die stets nur 
das Gute wollen, um doch immer wieder 
von der Widrigkeit der Umstände oder 
der Borniertheit unaufgeklärter Massen 
ereilt zu werden. 

Mit Karl Mannheims idealtypischer Be­
stimmung eines 'freischwebenden Intel­
lektuellen' als dem Soziotyp eines kriti­
schen Intellektuellen scheint ein überzeu­
gendes Gegenmodell zum vorab auf ge­
sellschaftliche Funktionalität eingestimm­
ten Intellektuellen vorzuliegen. Die sozia­
le Zwischenlage der Intelligenz ist dabei 
für ihn Voraussetzung ihrer gruppenspe­
zifischen Fähigkeit,"die soziologischen 
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Hintergründe alier Gruppenideoiog1e, 
auch ihrer eigenen, zu durchschauen." 
(Tillich 1982, S. 452) Aber auch diese 
intellektuellengeschichtliche Kunstfigur 
bietet keine Garantie gegen politische 
Instrumentalisierung. Mit der Polarität von 
sozial freischwebender Existenz und 
politischer Instrumentalisierung ist die 
soziale Lage der Intellektuellen nur unzu­
reichend beschrieben. Sie entscheidet 
sich in der Tat durch die gesellschaftlich 
bedingte Art und Weise, in der Erkennt­
nisse produziert werden und zirkulieren, 
in der sie soziale Bedeutungen akkumu­
lieren und transformieren. Auch die Fra­
ge, nach welchen Regeln Erkenntnisse 
die Grenzen der Diskursgemeinschaft 
passieren, um öffentlich nach wieder 
anderen, nicht vorrangig expertenkultu­
rellen Kriterien wirksam zu werden, ist 
wissenssoziologisch von außerordentli­
cher Bedeutung. 

Wenn das so ist, dann kann etwa die 
Frage nach den Wahrheits- und Geltungs­
kriterien dieser Erkenntnisse nicht mehr 
unabhängig von der nach den Konstitu­
ierungsbedingungen wissenschaftlicher 
Rationalität gestellt werden. Bevor ihre 
Erkenntnisse auf dem medialen Markt 
der Ideen und Konzepte frei zirkulieren 
können, müssen Intellektuelle zunächst 
die Hürden der Diskursgemeinschaft 
nehmen, deren Rationalitätsstandards 
sie in der .Konkurrenz im Gebiete des 
Geistigen" (Mannheim) für die Durchset­
zung 'ihrer' Wahrheiten zu mobilisieren 
gedenken. 

Wenn Wahrheiten .nur in einer bestimm­
ten Erlebnis- und Erfahrungsgemein­
schaft aktualisiert werden" (Mannheim 
1980, S. 242) können. so gelten sie nur 
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für Angehörige dieser Gemeinschaft. Ihre 
Geltung hat dann gemeinschaftskonsti­
tutive Bedeutung. Außerhalb dieser Gel­
tungsgemeinschaft verliert sich ihre Be­
deutung. Die Aktualisierung dieser Wahr­
heiten erfolgt als Mobilisierung der Ge­
meinschaft. Sie dient dazu, diese Ge­
meinschaft nach innen zusammenzu­
schließen und gleichzeitig nach außen 
abzugrenzen. 'Wahrheiten' heißen die­
se identitätsbildenden Gemeinschafts­
normen deshalb, um ihren universellen 
Geltungsanspruch zu unterstreichen. Zum 
Selbstverständnis einer Gemeinschaft, 
die ihre Angehörigen auf 'Wahrheiten' 
verpflichtet, gehört der Anspruch einer 
über die Grenzen der Gemeinschaft hin­
ausweisenden Funktion für eine Plurali­
tät von Gemeinschaften bzw. die Gesell­
schaft als ganze. Die Verpflichtung auf 
Wahrheit schließt die Verpflichtung ein, 
'in der Wahrheit' als exemplarische Ge­
meinschaft zu leben. 

Einen anderen Weg, vermeintlich für den 
Erkenntnlsprozeß funktionale Begriffe 
durch eine Differenzierung von kulturel­
len Perspektiven zu problematisieren, 
geht Mannheim in der Unterscheidung 
von aufeinander bezogenen Subjekt-und 
Bedeutsamkeitskreisen. An die Stelle 
erkenntnistheoretischer Allgemeinbegrif­
fe setzt er kulturell gebundene Begriffe. 
Die kulturelle Gebundenheit dieser Be­
griffe begründet er mit einer Art existen­
tialepistemologischer Funktionalität so­
ziokultureller Gemeinschaften. Als exi­
stentielle Zentren ihrer Angehörigen wird 
in diesen zugleich über die generelle 
Möglichkeit, aber auch über die mögli­
che, das heißt, für die Gemeinschaft funk­
tionale Systematisierung und Strukturie-
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rung von Erfahrungen entschieden. Er­
kenntnis bleibt auf die Gemeinschaft 
bezogen, ist in 'konkjunktiven Begriffen' 
aufgespeicherte Gemeinschaftserfah­
rung. Mit ihrer Hilfe entwickelt die Ge­
meinschaft eine Art kollektives Gedächt­
nis, dessen Aktualisierung nur Angehöri­
gen der Gemeinschaft möglich ist. Histo­
rische Erinnerung dient der Vergewisse­
rung einer spezifischen Gemeinschafts­
identität. Sie sichert die mögliche Wei­
tergabe von Erfahrungen, die sich als 
nützlich für die Gemeinschaft erwiesen 
haben und ermöglicht die Identifizierung 
Gemeinschaftsfremder, die keinen Zu­
gang zu diesem historischen Gedächt­
nis der Gemeinschaft haben. Die zu ei­
nem kulturellen Gedächtnis der Gemein­
schaft zusammengeschlossenen Erfah­
rungen und Erkenntnis sind außerhalb 
der Grenzen der Gemeinschaft ohne Wert, 
nicht nurfunktionslos, sondern geradezu 
dysfunktional. (Vgl. Mannheim 1980, S. 
226) 

Die für historisches Erkennen adäquate 
Subjektkonstruktion ist für Mannheim 
.nicht das übergemeinschaftliche Ich, das 
Bewußtsein überhaupt, sondern das kol­
lektive Gemeinschaftssubjekt in uns." 
(Mannheim 1980, S. 239) Das Erkennt­
nissubjekt repräsentiert die Gemein­
schaft, deren Orientierungen es zu einer 
Norm kognitiver Rationalität transformiert. 
Vorausgesetzt, der Bedeutungsgehalt 
von Erkenntnissen wird an ihrer .Funktio­
nalität für eine besondere Gemeinschaft" 
(Mannheim 1980, S. 236) festgemacht, 
so steht die Frage, wie diese verschie­
denen Wahrheiten miteinander kommu­
nizieren können. Ihre Kommunikation ist 
jedoch nur unter der Bedingung zugelas-
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sen, daß dadurch die Stabilität der eige­
nen Diskursgemeinschaft nicht gefähr­
det wird. Zugelassen ist also funktionale 
Kommunikation. Das, was sie schon 
immerwußten, soll den mit Angehörigen 
anderer Gemeinschaften Kommunizie­
renden noch einmal bestätigt werden. 
Ausgetauscht werden Informationen, Er­
fahrungen, Wertungen und Interpretatio­
nen, die, verfremdet durch die Perspek­
tive der eigenen Gemeinschaft, befrem­
det zur Kenntnis genommen, keinesfalls 
aber einfach übernommen werden. Die 
eigenen Vorurteile werden aneinander 
gefestigt, die eigene Diskursgemein­
schaft geht gestärkt aus der lediglich 
symbolischen Konfrontation mit gemein­
schaftsfremdem Perspektiven hervor. 
Sozial anderer Erfahrungen werden auf 
diese Weise nicht akkumuliert. Dazu 
müßten diese in den Kontext anderer 
'Subjekt- und Bedeutsamkeitskreise' 
übersetzt werden, um mit Mannheim zu 
sprechen. Erst dann würde Kommunika­
tion zum Transfer perspektivischer Be­
deutungen in den Geltungs- und Erfah­
rungsraum anderer Perspektiven. 

Noch immer wird zum anderen die Isolie­
rung der Intellektuellen als Bedingung 
dafür benannt, sich zum exemplarischen 
Vemunftsubjekt zu stilisieren: .Die Dis­
kursrituale der Intellektuellen führen", so 
eine These in diesem Zusammenhang, 
.erst dann zu ... Durchbrüchen in einer 
bestimmten Problemgeschichte, wenn 
sie mit besonderen Formen der kommu­
nikativen Isolierung, und nicht nur der 
sozialen, sondern auch der individuellen 
Abgeschiedenheit verbunden sind. Erst 
wenn der Diskurs ins leere läuft und 
keine Antwort erhält, findet er das Allge-
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meine .... Die lnteiiekiueilen müssen sich 
nicht nur von anderen sozialen Gruppen, 
sondern auch von den weltlichen Erfor­
dernissen der Situation abkoppeln, und 
ihre 'freischwebende' Lage selbst er­
zeugen, um so zu Beschreibungen des 
gesellschaftlichen Allgemeinen vordrin­
gen zu können." (G1esen 1993, S. 85) Da 
ist er wieder, der einsame Denker der im 
luftleeren Raum der Abstraktionen nach 
der Wahrheit sucht. Unangefochten von 
dem 'Treiben der Menge', den Turbulen­
zen des Tages, den Erwartungen und 
Reaktionen eines Publikums folgen sie 
unbeirrbar und intuitiv ihrer inneren Stim­
me, die ihnen zuverlässig sagt, welchen 
Weg sie zu gehen haben. Dieser Weg 
führt sie heraus aus dem Alltag, von dem 
gewöhnliche Sterbliche belästigt werden, 
in den Bedeutungsraum außeralltäglicher 
Konstruktionen. Hier können sie sich pro­
filieren: als 'Funktionäre des Weltgei­
stes', als 'Bürger einer Republik des 
Geistes', als ·exemplarische Gestalten 
eines Weltreichs der Vernunft und Ge­
rechtigkeit'. Außeralltägliches Verhalten 
wird ihnen zur Gewohnheit, Theorie zur 
exemplarischen Praxisform, die für die 
Profanität alltäglicher Verrichtungen und 
Erfordernisse wenn nicht Verachtung, so 
doch nur geringes Interesse entwickelt. 

Die Fähigkeit, mit sicherer Urteilskraft 
und Kampfesmut in öffentlichen Angele­
genheiten zu intervenieren- das im Um­
feld der Dreyfusaffäre herausgearbeite­
te Kriterium der Zugehörigkeit zur Schicht 
der Intellektuellen (vgl. Bering 1978, S. 
41) - bilden sie in dieser Lage nicht aus. 
Allerdings liegt es auch nicht in der Ab­
sicht dieses Typus von Intellektuellen, 
das freie Schweben über den profanen 
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Niederungen des Geistes vor der Zeit 
aufzugeben. Sie ahnen. daß dieses 
Schweben jederzeit in den freien Fall 
übergehen könnte. 

Für Mannheim ist der in einer experten­
kulturellen Gemeinschaft geltende Nor­
mativitäts- und Rationalitätskonsens 
Ausdruck der sozialen Funktionalität von 
Bedeutungen, die sich vom 'kollektiven 
Gemeinschaftssubjekt außer uns' zu sol­
chen des 'kollektiven Gemeinschaftssub­
jekts in uns' transformiert haben. Histori­
sche Erkenntnisse geben damit einem 
theoretisch geschulten und für diese 
Zweigleisigkeit historischer Erkenntnis­
se sensibilisierten Beobachter nicht nur 
Auskunft über den explizit verhandelten 
Gegenstand. In sozial- und geisteswis­
senschaftlichen Erkenntnissen objekti­
viert sich zugleich die methodische Ra­
tionalität einer Erkenntnisgemeinschaft, 
die Normen und Kriterien internerVerge­
meinschaftung begründet. Und nicht nur 
das. Auch die soziale und kulturelle Stel­
lung dieser besonderen Gemeinschaft 
geht in diese Erkenntnisse ein. Nur ver­
mittelt über ihre Funktionalität für die 
Gemeinschaft, die Reproduktion ihrer 
internen Geltungskriterien und Normen 
der Rekrutierung von Mitgliedern kann 
die soziale Funktionalität von Bedeutun­
gen konstruiert und tradiert werden. Die 
binnen kulturelle Rationalität der Gemein­
schaft wirkt als Filter von sozialen Be­
deutungen, kann diese also sowohl ver­
stärken als auch schwächen oder ganz 
absorbieren. 

Es gibt Gesetze des intellektuellen Mi­
lieus, die durchschlagend sind. Als funk­
tionale Praktiken haben sie den Status 
selbstverständlicher Regeln, die jeder 
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einzuhalten hat, der Zugang zu diesem 
Milieu beansprucht. Zu diesen Regeln 
gehört eine Zirkularität, die dafür sorgt, 
daß in dem Kreislauf der Ideen und Inter­
pretationen Verstärkereffekte wirksam 
werden, die diesen in einer durch Sen­
sationen und die Normalität des Spekta• 
kulären übersättigten Öffentlichkeit den­
noch immer wieder Aufmerksamkeit si­
chert. Dazu reicht es bei weitem nicht 
aus, nach den jeweiligen disziplinären 
Standards Erkenntnisse zu produzieren, 
die für sich beanspruchen können, wahr 
zu sein. Entscheidend ist ihre mediale 
Aufbereitung, sind Strategien ihrer öf­
fentlichen Präsentation, die erfolgreich 
Kontraste setzen. 

lnitiationsrituale zur Aufnahme in die 
Gemeinschaft und Ausschließungsprak­
tiken zur Ahndung von Verstößen gegen 
ihre Regeln sichern, daß ihre Angehöri­
gen unter sich bleiben. Die Akzeptanz 
durch die eigene Gemeinschaft tritt an 
die Stelle eines nur noch zitierten Adres­
saten außerhalb dieser Gemeinschaft. 
,.Zugehörigkeit wird ... durch die kompe­
tente Teilnahme an besonderen Formen 
der Kommunikation bewiesen. Diese 
besonderen Rituale der Kommunikation 
unter Intellektuellen ... stiften ... die Be­
sonderheit der intellektuellen Lebens­
form." (Giesen 1993, S. 77) Das, was 
Mannheim auf die 'Kennerschaft' als 
spezifischer Form der Erfahrungsge­
meinschaft eingeschränkt hatte, daß näm­
lich die Erfahrungen derjenigen, die die­
ser Gemeinschaft angehören, ,.nur ei­
nem kulturell eng geschlossenen Kreise 
mitteilbar gemacht werden können' 
(Mannheim 1980, S. 241 ), daß es einer 
gemeinschaftspezifischen Bildung und 
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intellektuellen Sozialisation bedarf, um 
der internen Kommunikation folgen zu 
können, daß also die im Kontext dieser 
Gemeinschaft aktualisierbaren Erfahrun­
gen ,ihren Sinn aus ihrer Bezogenheit 
auf einen bestimmten von einer Gemein­
schaft getragenen Erfahrungszusam­
menhang erhalten" (Mannheim 1980, 
S.241), all das läßt sich m.E. für jede Art 
von Virtuosengemeinschaften generali­
sieren, für Gemeinschaften also, die ih­
ren Angehörigen die Simulation außer­
alltäglicher Existenz ermöglichen. Kann 
diese außeralltägliche Existenz wie im 
Falle des real existierenden Sozialis­
mus der untergegangenen DDR an die 
retrospektive Aktualisierung von Lebens­
formen anknüpfen, die zwar ihren sozia­
len Sinn verloren haben, im historischen 
Gedächtnis jedoch immer noch präsent 
und biographisch prägend sind, so steht 
dem Entwurf einer Welt gemeinschafts­
eigener Bedeutungen, die beides zur 
Gleichzeitigkeit zusammenzieht, nichts 
mehr im Wege. Mitteilbar, evident und 
zwingend einsichtig, so Mannheims Ter­
minologie zu dieser Bedeutungswelt, 
sind die in solchen Gemeinschaften pro­
duzierten 'Wahrheiten' nur für diejeni­
gen, die zu ihrer Aufnahme entsprechend 
kulturell sozialisiert sind. Als gesellschaft­
liche Situationsdefinitionen, politische 
Orientierungen und retrospektive Sinn­
zuschreibungen bestimmen sie normati­
ve Standards dieser Gemeinschaft, de­
ren Anerkennung über Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit entscheidet. In sol­
chen Sinnzuschreibungen geht es nicht 
nur um Ereignisse, sondern auch und vor 
allem um die Aktivitäten und Unterlas­
sungen historischer Subjekte, deren 
Berechtigung im Nachhinein gegen auf-
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kommende Zweifel unterstrichen werden 
soll. Mit ihrer Hilfe wird geistigen Gehal­
ten, historischen Ereignissen oder sub­
jektivem Handeln retrospektiv ein Sinn 
zugeschrieben, der den Zeitgenossen 
so nicht präsent war. Rechtfertigen las­
sen sich diese retrospektiven Sinnzu­
schreibungen im Anschluß an Mannheim 
mit dem Verweis auf die Undurchsichtig­
keit der Seinsfunktionalität geistiger Pro­
duktion zum Zeitpunkt dieser Funktiona­
lität. Eine solche Rechtfertigung wird je­
doch sehr schnell zur Generalabsolution 
für jede Art opportunistischer Bedienung 
politischer Erwartungen an intellektuelle 
Dienstleistungen. Im sozialistischen Par­
teiintellektuellen, dem gesellschaftlichen 
Fortschritt verpflichtet, dessen Beförde­
rung durch seine Zugehörigkeit zur 'Par­
tei des Fortschritts' verbürgt schien, hat­
te dieser Typus des 'intellektuellen Funk­
tionärs' exemplarische Gestalt angenom­
men. Ein parteiischer Funktionalismus 
kann dann in der Retrospektive zu einem 
Substantialismus der Vernunft erklärt 
werden, die sich nun einmal, wie wir seit 
Hegel wissen, als Eule der Minerva erst 
in der Dämmerung zum weltgeschicht­
lich folgenschweren Flug erhebt. Als 
Funktionsträger einer von den Konjunk­
turen des Zeitgeistes unbeschwerten hi­
storischen Vernunft entzieht sich das 
Handeln seiner Vertreter moralischer 
oder politischer Bewertung. In einer sy­
stematischen Verklammerung von Ideo­
logie und Funktionssinn wird diese he­
roische Partikularisierung traditionsbil­
dend. Wird sozial- und geisteswissen­
schaftliche Theorie mit der Aufgabe kon­
frontiert, sozial übergreifenden Sinn zu 
konstituieren und exemplarische Erfah­
rung zu generalisieren, so wird damit 
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unterstellt, die Produzenten dieser Theo­
rie seien als ref:exionsfähige Monaden 
in der Lage, aus einer Perspektive di­
stanzierter Beobachtung zeitgeschichtli­
che Problemlagen zu Variationen ge­
schichtsphilosophischer Konfigurationen 
zu verfremden und dadurch zu entschär­
fen. Diese stilisieren sich dabei zu Ver­
nunftsubjekten, die von den existentiel­
len Dimensionen solcher Probleme nur 
am Rande tangiert werden. Der sozio­
kulturellen Prägekraft dieser Probleme 
entziehen sie sich durch deren theoreti­
sche Bearbeitung aus der Distanz des 
nicht Betroffenen. Zur kulturellen Funkti­
on von Theorie wird aus dieser Sicht ihre 
Fähigkeit, artifizielle Räumefreier Selbst­
bestimmung zu entwerfen und zugleich 
den Zugang zu diesen konstruierten so­
zialen Welten in einer Weise zu regeln, 
die intellektuelle Sozialisation prämiert. 

Nur ausnahmsweise, in krisenhaften ge­
sellschaftlichen Umbruchsituationen wird 
die Determinationskraft subjektiv nicht 
verfügbarer Umstände aufgebrochen zur 
offenen historischen Situation, in der 
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Gerd Dietrich (Berlin): 

Karrieren im Schnellverfahren: 
die HJ-Generation in der frühen DDR 

.,Du mußt die Führung übernehmen" 

Mit diesem Refrain aus Brechts .Lob und Wissenschaftlichkeit der ostdeut-
des Lernens· als Überschrift: berichtete- sehen Gesellschaft; die rasche Entste-
te .Neues Deutschland" von der feierli- hung einer neuen Dienstklasse, drapiert 
chen Eröffnung der Berliner Arbeiter-und mit der alten Illusion, daß das 'Heer der 
Bauernfakultät am 1. Oktober 1949. Zeit- Sklaven· aufwache; die Macht der Funk-
gemäß umgeschrieben prangte die Lo- tionäre und deren Funktionieren im eige-
sung .lerne Arbeiter und Bauer, du mußt nen Interesse, das man als das Interesse 
die Führung übernehmen!" an der Stirn- des Volkes ausgab. In den Erinnerungen 
seitedesAuditoriumMaximumderHum- der 'Aufbau-Generation' der DDR wird 
boldt-Universität. Rektor Walter Fried- all das .als Moment einer einmaligen, 
rich sagte: .Die Arbeiter- und Bauernfa- historisch legitimierten Umwälzung" ver-
kultät soll eine Stätte der Pflege derWis- klärt. 2 Bei genauerem Hinsehen jedoch 
senschaft sein, die dem Volke verbun- ergibt sich, daß jene positiven Erfahrun-
den ist." Ihr Direktor Erich Hanke beton- gen .nicht system- oder programmspe-
te: .Mit Hoffnung und Vertrauen blicken zifisch" waren, sondern .auf die Lasten 
wir auf Ihre Entwicklung. Denken Sie der Nachkriegszeit und auf den Aufstieg 
immer daran, daß es der Fleiß von Millio- von Proletariern in erster Generation zu-
nen werktätigen ist, der Ihnen das Studi- rOckwiesen" .3 Studium und Führung über-
um ermöglicht. Lernen und arbeiten Sie nehmen aber brachte nicht nur die sozia-
also im Interesse des Volkes. "1 len Möglichkeiten, sondern auch die psy-
ln dieser knappen Episode ist alles ent- chischen und moralischen Widersprü-
halten, was mich unter dem Thema .Kar- ehe zum Ausdruck. Denn die Antinomien 
rieren" beschäftigt: die besondere Chan- zwischen Lernen und Führen, zwischen 
ce einer jungen Generation zu berufli- Unterschichtvergangenheit und Elitenzu-
chem und sozialem Aufstieg; der an- kunft, zwischen politischer Starrheit und 
fängliche Mythos von der Jugendlichkeit sozialer Mobilität blieben unauflösbar. 

Chance einer Generation 

Dieser Beitrag stellt Überlegungen und 
erste Ergebnisse eines größeren For­
schungsprojekts zur Sozial- und Mentali-
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tätsgeschichte der Funktionseliten der 
DDR vor. Damit werden zum einen die 
Analysen der zentralen politischen Elite 
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der SED• fortgeführt und um staatliche 
und geseiischafiiiche Funktionsträger 
erweitert, zum anderen soll der Erkennt­
niswert solcher Analysen in Verbindung 
mit generationsspezifischen und menta­
litätsgeschichtlichen Fragestellungen 
erhöht werden. 

Hier geht es zunächst um die sozialen 
Aufsteiger aus der 'HJ-Generation', um 
die Jahrgänge 1919 bis 1929. Sie stel­
len eine politische und politisierte Gene­
ration dar, wie sie in der deutschen Ge­
schichte ihresgleichen sucht. Der Schnitt 
Jahrgang 1919 resultiert aus einer ge­
wissermaßen politischen Bestimmung 
der 'Unschuld' der Jugend: 1947, zuletzt 
am 17. März 1947 in Thüringen, nahmen 
die Landtage in der SBZ ein .Gesetz 
Ober die Gleichberechtigung der Jugend" 
an, in dem sie festlegten, daß alle Ju­
gendlichen, die nach dem 1. Januar 1919 
geboren wurden und die Mitglieder der 
NSDAP oder einer ihrer Gliederungen 
waren, im öffentlichen Leben als gleich­
berechtigte Staatsbürger behandelt wer­
den, sofern sie keine höheren Funktio­
näre waren oder Verbrechen begangen 
hatten.~Jahrgang 1929 ergibt sich aus 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges, als 
noch die Sechszehn- bis Siebzehnjähri­
gen der Jahrgänge 1928 und 1929 zu 
Kampfeinheiten des Reichsarbeitsdien­
stes und zur Wehrmacht eingezogen 
wurden. Die Erfahrungen des Krieges, 
die hohe Zahl an Toten und die für viele 
folgende Kriegsgefangenschaft unter­
schieden diese Generation beträchtlich 

von den nach 1930 Geborenen, jener 
Generation der sog. ·weißen Jahrgänge' 

Als die DDR gegründet wurde, war die 
Jugendgeneralion der Jahrgänge 1919 
bis 1929 in den besten Jahren. Am 31. 
August 1950 hatte die DDR etwa 
11.646.100 Einwohner im arbeitsfähi­
gen Alter, die Altersgruppe von 21 bis 30 
Jahren stellte zu diesem Zeitpunkt 
2.032.666 Einwohner. Das waren 17,45 
% der Bevölkerung 1m arbeitsfähigen 
Alter und 11,05 % der Gesamtbevölke­
rung.8 Die DDR wurde natürlicherweise 
das größte Stück ihrer Biographie. Um 
den Anteil dieser Generation an den Füh­
rungskräften und Prominenten in der 
DDR-Geschichte annähernd bestimmen 
zu können, wurden die einschlägigen und 
neueren Lexika bzw. Nachschlagewerke 
analysiert. 7 Das Ergebnis der Auszäh­
lung ergibt eine ziemlich eindeutige Do­
minanz dieser Generation. In jedem die­
ser Lexika, obwohl nach recht unter­
schiedlichen Kriterien aufgebaut, stellt 
die Generation der Jahrgänge 1919 bis 
1929 die größte Gruppe der Biographi­
en. Während sie bei Buch ca. 44,78 % 
ausmacht, sind es bei Cerny 26,01 %, 
bei Herbst/Ranke/Winkler 35,85 % und 
bei Barth/links/Müller-Enbergs/Wielg­
ohs 25,92 %. D.h. aus ca. 11 % der 
Einwohner und ca. 17 % der arbeitsfähi­
gen Bevölkerung der DDR kamen also 
etwa 25 bis 45% der 'Oberschicht'. So 
ist die Feststellung sicher nicht unbe­
rechtigt, daß mindestens ein Drittel der 
Macht- und Funktionseliten der DDR je­
ner Generation entstammte. 

„Jugend": Krise und Image 

Für große Teile dieser Generation bilde- 1950- so Rolf Schörken -eine einschnei-
ten zunächst die Jahre 1943 bis 1949/ dende .kollektive Krise": Da waren ein 
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fühle des Betrogenseins" und ein allge­
meines .Opfer"-Bewußtsein verbreitet. 
Diese Generation verband ein existenti­
elles .Erschrockensein" über den Zusam­
menbruch der gewohnten Welt, die Ver­
brechen des Nazi-Regimes und nicht 
zuletzt über die eigene Verführbarkeit. 
Insgesamt herrschte eine Gefühlslage 
von Apathie, Müdigkeit und Enttäu­
schung, die eine Jugend untypische Pas­
sivität beförderte. 8 

Es gab in der westdeutschen Literatur 
zwei Deutungen dieser Generation: Hel­
mut Schelskys .Die skeptische Genera­
tion" ( 1957) und gewissermaßen als 
Gegenentwurf Klaus Heinrichs. Versuch 
über die Schwierigkeit nein zu sagen" 
( 1964 ). Die Deutungen von Schelsky und 
Heinrich lassen zwei Gesichter dieser 
Generation offenbar werden: zum einen 
ihre Funktionstüchtigkeit, zum anderen 
ihre ontologische Unsicherheit. Heinz 
Bude nahm diese Deutungen auf und 
meinte, daß in der Zusammenschau das 
Bild einer existentiell irritierten Generati­
on zu erkennen ist: .Sie mußten aus ei­
nem Zustand des universellen Schwin­
dels heraus ihren Weg finden. Aus die­
ser biographischen Ausgangslage wird 
die defensive Gestimmtheit der Funkti­
onstüchtigkeit dieser Generation ver­
ständlich. Für sie war die neinsagende 
Einpassung in die Lebensverhältnisse 
der wiederaufsteigenden Bundesrepu­
blik eine Form des Überlebens ange­
sichts von Vaterlosigkeit, Sprachlosig­
keit und Geschichtslosigkeit. Diese de­
fensive Methode des subjektiven Seins 
wurde überdeckt von einem rastlosen 
Einsatz des eigenen Seins."9 
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Und dieser Generationszusammenhang, 
diese Generationserfahrung traf nun bei­
leibe nicht nur auf die Bundesrepublik zu. 
Aber diese verunsicherte Generation sah 
sich nun in der SBZ bzw. DDR der stürmi­
schen Propaganda und der einschüch­
ternden Militanz einer neuen alten politi­
schen Jugendbewegung gegenüber. 
Sollte man wiederum von 'Verführung' 
sprechen? Es schien alles neu und end­
lich wahr zu sein im Vergleich zum alten 
und verlogenen Nationalsozialismus. 
,.Was damals geschah und Massen be­
wegte, vor allem Massen junger Men­
schen", beschrieb Franz Fühmann 
(Jg.1922). war .ein Wiedergewinnen 
politischer Werte durch den Dennoch­
Gebrauch des bis ins Verbrauchtsein 
Mißbrauchten im Namen revolutionärer 
Erneuerung· 10 Und in diesem Namen 
wurde zu den Enttrümmerungseinsätzen 
oder den ersten Jugendobjekten der FDJ 
gerufen, sangen die flotten Marschierer 
unter der blauen Fahne forsch: .Das neue 
Leben muß anders werden". So wurde 
ein großer Teil des 'Idealismus' dieser 
Generation unter neuem Vorzeichen auf­
bereitet. Der Neuanfang erscheint als 
Erlösung aber auch als 'Verpflichtung': 
Viele dieser Generation sind 1949 mit 
einem .Schuldbewußtsein angetreten·, 
so deutete es Heiner Müller (Jg.1929), 
mit dem Bewußtsein, .eine Schuld durch 
besonderen Einsatz, durch besondere 
Pflichttreue gegenüber diesem neuen 
Staat" abarbeiten zu müssen. 11 

Und der neue Staat begann, es ihnen 
leicht zu machen. Ergab sich ein jugend­
liches Image. Die Verfassung der DDR 
verankerte die von der FDJ 1946 postu­
lierten Grundrechte der jungen Genera-
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tion und gewährte Jugendlichen ab acht­
zehn Jahren das aktive und ab einund­
zwanzig Jahren das passive Wahlrecht, 
was bis dahin in keiner Verfassung ei­
nes deutschen Staates zu finden war. 
Markanter als Konrad/Szelenyi kann man 
es nicht sagen: .Die jungen Technokra­
ten organisierten sich nach einer Radi­
kalisierung unter charismatischen Füh-

rem in revolutionären Sturmabteilungen, 
wodurch sie der politischen Wende die 
äußeren und sichtbaren Zeichen der re­
volutionären Bewegung verliehen. Sie 
strömten in die Parteiorgansiationen und 
von hier aus machten sie Karriere im 
Schnellverfahren und bevölkerten bald 
die Chefzimmer der sich rapide vermeh­
renden Ämter" .12 

„Aufstieg": Erfolge und Illusionen 

Gerade für die Generation der Jahrgän­
ge 1919 bis 1929 öffneten sich ungeahn­
te Möglichkeiten. Denn in der DDR fand, 
im Unterschied zur Bundesrepublik, ein 
umfangreicher Elitenaustausch statt. Und 
in den fünfziger Jahren herrschte ein stän­
diger Mangel an qualifizierten 'Kadern'. 
nicht nur weil viele der angestammten 
Funktionseliten das Land in Richtung 
Westen verließen. Der Aufbau bürokrati­
scher Leitungs- und Planungsorgane er­
höhte ebenso sprunghaft den Bedarf wie 
machtpolitische Aktionen der SED, etwa 
die Auflösung der Länder und die Neu­
gliederung der DDR in Kreise und Bezir­
ke 1952. In der ostdeutschen Gesell­
schaft öffneten sich .Aufstiegskanäle" in 
bisher nicht gekannter Weise und jen­
seits aller früheren Erfahrungen. Men­
schen aus einfachen Verhältnissen konn­
ten plötzlich höhere und höchste Bildungs­
stufen erreichen .• Unter diesen Umstän­
den übte das ideologisch zugemutete 
Wir-Ideal, in dessen Zentrum der Glaube 
an die Überlegenheit der eigenen Ge­
sellschaft stand. eine große Verführungs­
kraft aus. Es lag im Bereich der eigenen 
Phantasie. Sie blickten auf die sich ih­
nen eröffnenden Möglichkeiten und heg­
ten nur allzu bereitwillig die Überzeu­
gung, in einer Nachfolgegesellschaft zu 
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leben und zu arbeiten, die befriedigende 
Lösungen für die Konflikte und Unge­
rechtigkeiten des Kapitalismus gefun­
den hatte; in einer Gesellschaft, die ihren 
Mitgliedern frühzeitig zu sozialer Aner­
kennung und beruflichem Erfolg verhalf. •13 

Wie ambivalent die Situation in der DDR 
war, zeigte sich, als man Anfang der 
sechziger Jahre in der Bundesrepublik 
heftige öffentliche Debatten über die 
'deutsche Bildungskatastrophe' führte 
und dabei konstatierte. daß die DDR 
hier wohl den Vorsprung habe, den sie 
ansonsten immer nur propagandierte.­
Schließlich hatte ja auch die Bundesre­
publik von diesem Bildungswesen profi­
tiert, waren doch die Mehrheit der DDR­
Flüchtlinge gut ausgebildete, qualifizier­
te und dynamische junge Leute. Was 
hatte am Bildungssystem der DDR Auf­
merksamkeit verdient? Seine Grundla­
ge war seit 1946 die Einheitsschule. Sie 
stand in der Tradition der linken bürger­
lichen und mehr noch sozialdemokrati­
schen Schulreformer der Weimarer Zeit. 
Mit ihr waren die Bildungswege für alle 
geöffnet. In den fünfziger Jahren kam die 
Einführung der Zehnklassenschule hin­
zu, die 1959 die achtklassige Einheits­
schule ablöste. Und im Hochschulsektor 
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fand geradezu eine 'Bi!dungsexp!osi­
on' in quantitativer Hinsicht statt: Die 
Zahl der Universitäten und Hochschu­
len stieg in der ersten Hälfte der fünfzi­
ger Jahre von einundzwanzig auf sechs­
undvierzig an. Die Anzahl der Studie­
renden im Direktstudium wuchs von 
27 000 auf 60 000. Hohe Schulen und 
Studenten wurden also mehr als ver­
doppelt. Hinzu kam ein Anwachsen der 
Fernstudenten von ca. 3 500 auf 14 
500. Dementsprechend stieg der Be­
darf an Hochschullehrern. 'Erstürmt die 
Festung Wissenschaft' - war damals 
eine gängige Losung der FDJ. 

Einen ebenso quantitativen Ausbau wie 
das Hochschulwesen erfuhr das politisch­
administrative Schulungssystem, also die 
Kaderschulen in der DDR. Sowohl SED, 
als auch Blockparteien und Massenor­
ganisationen verfügten über eigene 
Hoch-oder Zentralschulen. SED und FDJ 
hatten ein ausgebautes System von Be­
triebs-. Kreis- und Landes- ab 1952 Be­
zirkschulen. Ausbildungsstätten für die 
Führungskader der SED waren darüber 
hinaus eine Reihe von Spezialschulen 
und das 1951 gegründete Institut für 
Gesellschaftswissenschaften beim ZK 
der SED. Ein ähnlich ausgeprägtes Qua­
lifizierungssystem wurde in den fünfziger 
Jahren im Rahmen des Staatsappara­
tes der DDR aufgebaut. Beginnend mit 
den Betriebsakademien der Räte der 
Kreise, über die Betriebsakademien der 
Bezirke bis zur Fachschule für Staats­
wissenschaft für die Kader der mittleren 
Ebene. Sich fortsetzend für Führungs­
kräfte in den neu gegründeten Hochschu­
len für Planökonomie (1950), für Justiz 
( 1952), für Finanzwirtschaft. für Binnen-
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handel und für landwirtschaftliche Pro­
duktionsgenossenschaften (alle 1953), 
im Deutschen Institut für Rechtwissen­
schaft (1952) sowie in der im Februar 
1953 gebildeten Deutschen Akademie 
für Staats- und Rechtswissenschaft. 

Um jene Möglichkeiten sozialer Mobili­
tät, gesellschaftlichen Aufstiegs und fach­
licher wie politischer Qualifikation an den 
Lebenswegen der 'Aufbau-Generation' 
nachweisen und empirisch untermauern 
zu können, bedarf es der Auswertung 
biographischer Massendaten. Solche 
statistischen Daten sind für die frühe 
Geschichte der DDR nur schwer zu be­
kommen, da ja gerade die Herausbil­
dung einer 'neuen Klasse' verschleiert 
werden sollte. In einem ersten Versuch 
zu diesem Zweck sollen im folgenden 
jene 631 Kurzbiographien untersucht 
werden. die von Vertretern der Jahrgän­
ge 1919 bis 1929 in dem angeführten 
Lexikon der Funktionäre· enthalten sind. 

Der fragwürdige Begriff .Funktionäre· 
wird darin im Sinne von Funktionseliten 
weit ausgelegt. Wenn auch die unter­
schiedliche Qualität der Lexikontexte nur 
auf ausgewählte und gezielte Fragen 
Antwort gibt und manche der Kurzbio­
graphien beträchtliche Lücken aufwei­
sen, können doch aufschlußreiche Ver­
gleiche angestellt und einige wenige 
generalisierende Aussagen getroffen 
werden. 

Diese 631 Lebensläufe werden als eine 
erste empirische Analysegrundlage ge­
nommen. gewissermaßen als Test für 
weitergehende Untersuchungen. Wenn 
sie im folgenden analysiert werden, so 
bitte ich dessen eingedenk zu sein, daß 
die Aussagen so genau sind, weil sie auf 
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d_en Angaben des Lexikons beruhen, daß 
sie aber sehr ungenau bleiben, weil die 
untersuchten Personengruppen weder 
vollständig noch im strengen Sinne re­
präsentativ sind. Die Quellengrundlage 
trägt den Charakter der Vorläufigkeit. 
Der Versuch allerdings sollte gemacht 
w~rden: Zunächst werden die Biogra­
P_h1en nach Geschlechterverteilung, so­
zialer_ und territorialer Herkunft, nach 
Parteizugehörigkeit, Karrierewegen und 
B_1ldungsniveau befragt, dem schließt sich 
eine Analyse der Karrieredynamik im 
SED-Apparat und im Bildungs- und Wis­
senschaftsbereich an. 

Nur einunddreißig von den 631 Funktio­
nären der Generation 1919 bis 1929 
d.h. 4,~1 % sind Frauen, was den patri~ 
archalischen Zuschnitt der neuen 'Obe -
schicht' unterstreicht. Von den Männe~ 
hatten, nach den Angaben, 276 in der 
Wehrmacht das Ende des Krieges er­
lebt und 153 waren in Kriegsgefangen­
schaft geraten, während nur fünfzehn aus 
~er E~igration und noch weniger, näm­
lich sieben, aus Konzentrationslagern 
und Zuchthäusern kamen. 

~ngaben zur sozialen Herkunft werden 
in 299 der Kurzbiographien gemacht. 
Danach entstammten 139 Personen = 
4_6,49 % den Arbeitern; sechsundsech­
zig Pe_rso~en = 22,07 % den Angestell­
ten; ~1erz1g Personen = 13,38 % der 
Intelligenz; achtundzwanzig Personen= 
9,36 % den Bauern; sowie sechsund­
zwanzig Personen = 8, 7 % den Selb­
ständigen. Von 332 der631 'Funktionä­
re' sind keine Angaben zur sozialen Her­
kunft vorhanden. Würde man diese Zahl 
was sicher nicht unberechtigt wäre ~ 
denn Arbeitervergangenheit .adelte·, wer 
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sollte sie darum verschweigen -, in die 
Rechung mit einbeziehen, ergäbe sich 
nur ein Arbeiteranteil von 22,03 %. 

Hinsichtlich der territorialen Herkunft 
nach dem Geburtsort sind in 473 der 
K~rzbiographien Angaben enthalten. Sie 
bringen zum Ausdruck, daß 320 Perso­
nen= 67,65 % im Gebiet der späteren 
SBZ; 109 Personen = 23,04 % in den 
ehemaligen deutschen Ostgebieten­
achtunddreißig Personen = 8 o3 % i~ 
Gebiet der späteren Westzon~n; sowie 
sechs Personen = 1,27 % in anderen 
~ändern geboren worden sind. Der rela­
tiv_ hoh~ Anteil von 23,04 % zeigt, daß die 
Flüchtlinge und Vertriebenen in ihrer be­
sonders schwierigen Lebenssituation 
und bei der Schaffung einer neuen Exi­
stenz auch als ein beachtliches Kaderre­
servoir in Frage kamen. 

Zur M'.tgliedschaft in Parteien gibt es in 
542 Biographien von den 631 konkrete 
Aussagen. Danach gehörten vor 1945 
nur sechs Personen = 1, 1 % der KPD, 
KPC bzw. der KP Kanadas, aber neun­
undfünfzig Personen = 10,9 % der 
NSDAP an. Nach 1945 traten in die KPD 
~re1undachtzig Personen= 15,3 % und 
in die SPD neunundzwanzig Personen= 
5,3 % ein. Mitglieder von Blockparteien 
wurden: LDP achtundzwanzig Personen 
= 5,2 %; CDU vierundzwanzig Personen 
=4 ,4 %; NDPD neunzehn und DBD neun­
zehn Personen= jeweils 3,5 %. Von den 
542 Kurzbiographien mit Parteiangaben 
g_ehörten der SED 455 Personen an das 
sind 83,9 %. ' 

Die Prozentzahl von 83,9 unterstreicht 
den bekannten Karrierefaktor der SED­
Mitgliedschaft. Die übergroße Mehrzahl 
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Tabelle 1: Karrierewege von 608 'Funktionären'desJg. 1919bis 1929 

Schwerpunktbereich Personen In% 

Bildung/Wiss./Kultur 165 

SED-Apparat 105 

Staatsapparat 86 

Massenorg.Nerbände 81 

Blockpart./Nat. Front 70 

Polizei/Arrnee/MfS 51 

Wirtschaft 28 

Joumal./Medien 15 

Kirchen 7 

dieser SED-Mitglieder aus der HJ-Ge­
neration gingen nicht den Weg über KPD 
oder SPD, sondern traten erst nach dem 
Frühjahr 1946 in die SED ein, viele nach 
der Rückkehr aus der Kriegsgefangen­
schaft (in zehn Biographien wird die Teil­
nahme am NKFD ausgewiesen) bzw. im 
Zusammenhang mit der DDR-Gründung. 
Der Eintritt in die SED wurde für sie 
offenbar erst dann relevant, als er weni­
ger eine politische Entscheidung son­
dern mehr das eigene Fortkommen be­
traf. 

Zu den Karrierewegen (Tab. 1 ): Bei drei­
undzwanzig von 631 Biographien war 
keine eindeutige Zuordnung möglich. Der 
hohe Anteil der Karrierewege in den Be­
reichen von Bildung, Wissenschaft und 
Kultur bestätigt, wie gerade diese Gene­
ration die neuen Qualifizierungschancen 
zu nutzen verstand. Freilich wird hieran 
zugleich die subjektive Auswahl des Le­
xikons deutlich. Offenbarwaren die 'Funk­
tionäre' in Bildung und Kultur 'sichtbarer' 
als die im Schatten der Apparate. Auch 
die geringe Zahl von Wirtschaftsfunktio­
nären läßt auf ein Mißverhältnis in der 
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27,14 

17,27 

14, 14 

13.32 

11,51 

8,39 

4,61 

2,47 

1,15 

Auswahl schließen. Sicher war die Aus­
wahl auch dem Forschungsstand bzw. 
der Verfügbarkeit von biographischen 
Daten geschuldet. 

Angaben über höhere Bildungsab­
schlüsse sind in allen 631 Kurzbiogra­
phien vorhanden: Achtundvierzig Perso­
nen= 7 ,61 % besuchten eine Fach- bzw. 
Ingenieur-, eine Volksrichter-. eine Lan­
desparteischule der SED oder eine Zen­
tralschule von FDJ bzw. FDGB. 348 Per­
sonen = 55, 15 % hatten den Abschluß 
einer Hochschule, Universität bzw. Mili­
tärakademie. 186 Personen = 29,48 % 
waren promoviert. Und 112 Personen = 
17,75 % besuchten die Parteihochschu­
le der SED bzw. der KPdSU ( einschließ­
lich Komintern-und Komsomolhochschu­
le ). Insgesamt muß man feststellen, daß 
das Bildungsniveau der hier analysier­
ten Funktionäre formal verhältnismäßig 
hoch lag und daß ebenso der prozentua­
le Anteil der Hochschulabsolventen unter 
ihnen sehr hoch war. Für eine politische 
Karriere reichte freilich der Studienab­
schluß nicht aus. Hinzukommen mußte 
die 'Bewährung' in der Berufstätigkeit 
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Tabelle 2: Karrieredynamik von 105 'Funktionären' des Jg. 1919 bis 1929 im Biidungs-und 
Wissenschaftsbereich 

Karriereschritte Alter 21-25 26-30 31-35 36-40 4145 

Diplom 

Promotion 

Professur 

Direktor/Dekan/Rektor 

Rektoru. hoher Funktionär 
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und die 'politisch-fachliche Weiterbildung' 
in den genannten Einrichtungen der SED, 
des Staates, der Blockparteien oder 
Massenorganisationen. 

Zur Karrieredynamik im Bildungs- und 
Wissenschaftsbereich (Tab. 2): Im allge­
meinen enthält diese Karrieredynamik 
einen relativ normalen Verlauf. Sie weist 
nur bei genauerem Hinsehen eine Reihe 
Spezifika auf. Z.B. betrifft das recht spä­
te Diplom besonders die Kriegsjahrgän­
ge der vor 1925 Geborenen, die nachzu­
holen hatten. Die 'Jugendlichkeit' der 
Professoren ist vor allem dem genann­
ten Ausbau des Hochschulsystems ge­
schuldet. Das Eintreten in höhere Funk­
tionen, über die Position eines Rektors 
hinaus, begann in der Regel nach dem 
vierzigsten Lebensjahr. Logischerweise 
können gerade im Wissenschaftsbereich 

45 6 

40 34 9 3 

8 

3 

1 

24 28 29 

13 28 33 

5 16 

mit seiner relativ langen und intensiven 
Ausbildung kaum Karrieren im Schnell­
verfahren gemacht werden. 

Zur Karrieredynamik im SED-Apparat 
(Tab. 3): Im Vergleich mit Tabelle zwei 
offenbart sich hier eine ungleich stärkere 
Dynamik: Bereits der erste Karriere­
schritt, der Eintritt in die SED, geschieht 
sehr früh und der Aufstieg setzt in sehr 
jungen Jahren ein. Bereits siebenund­
zwanzig von den 104 Personen erreich­
ten im Alter bis zu fünfundzwanzig Jahren 
Funktionen ab Kreisebene aufwärts; bei 
den bis Dreißigjährigen sind es zwei­
unddreißg und bei den bis Fünfunddreiß­
gjährigen gar fünfundfünfzig. Das sind 
tatsächlich Karrieren im Schnellverfah­
ren, die nur in den Apparaten möglich 
waren und die auch wohl nur für die Ver-

Tabelle 3: Karrieredynamik von 105 'Funktionären' des Jg. 1919 bis 1929 im SED-
Aapparat14 

Karriereschritte Alter 16-20 21-25 26-30 31-35 36-40 4145 

Parteieintritt KPD/SPD/SED 39 35 15 1 
Orts- bzw. Betriebsleitung 3 3 9 4 2 
Kreisleitung 4 13 12 13 3 4 
Landes- bzw. Bezirksleitung 8 11 17 9 11 
ZK, RRK, ZPKK 6 9 25 15 11 
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ireter dieser Generation, und dann viei­
leicht noch für die frühen 1930er Jahr­
gänge zutrafen. zwangsläufig wurde da­
mit die SED vor allem zu einer Partei der 

Aufsteiger. Wie hoch dabei aiierdings 
Fluktuation und Verluste waren, muß ei­
ner weiteren Untersuchung vorbehalten 
bleiben. 

Dilemma einer Generation 

Die Geschichten einer prompten Desil- neuedynamischeFührungselitenentste-
lusionierung der jungen Faschisten und hen würden nicht erfüllen. Denn in zuneh-
ihre bereitwillige Wandlung zu Arbeitern mendem Maße praktizierte damit das 
am Sozialismus gehörten lange zum SED-Regime in Gesellschaft, Wirtschaft 
Mythos, den Ideologie und Literatur der und Staat selbst „so etwas wie eine ne-
DDR pflegten. Aber letztlich war diese gative Führungsauslese (Max Weber}, 
HJ-und Aufsteiger-Generation nicht Sub- insofern als ideologische Anpassungs-
jekt sondern Objekt der Geschichte. Zeit bereitschaft, willige Einfügung in starre 
ihres Lebens scheiterten viele dieser bürokratische Strukturen und ein diszi-
Generation an dem. Versuch, man selbst 
zu sein". Sie litten nicht nur an der Schwie­
rigkeit, nein zu sagen, sondern noch mehr 
an der Schwierigkeit, Jch'' zu sagen.wie 
es Christa Wolf (Jg.1929) thematisierte. 
15 Und viele der Aufsteiger erkannten bald, 
welcher Menschengruppe sie ihren „Auf­
stieg, die Möglichkeit, dem Herkunfts­
schicksal 'einfacher Leute' zu entrinnen," 
verdankten. Hieraus erklärt sich nicht 
zuletzt die .Assimilierung der Funktions­
eliten an die Denk- und Verhaltensstan­
dards der Machtelite, d.h. an eine zu­
gleich machtstärkere und kulturell ärme­
re Schicht - begünstigt durch die ge­
meinsame Unterschicht-Vergangenheit 
beider Gruppen". 16 

Unter solchen Bedingungen konnten sich 
die Hoffnungen der Altkommunisten, daß 
durch das Öffnen der Aufstiegskanäle 

Anmerkungen: 

pliniertes Sozialverhalten positiver be­
wertet wurden als kritisches Denken, in­
dividuelle Kreativität und persönliche 
Dynamik." 17 Diese 'FDJ'- oder 'Aufbau­
Generation' war in der DDR eine „Gene­
ration politischer Adoptivsöhne",die im 
Status von Söhnen blieb, ,.als sie längst 
graue Haare hatte." 18 In den dreißiger 
Jahren 'erzogen', in den vierziger und 
fünfziger Jahren ·umerzogen' und in den 
fünfziger und sechziger Jahren nach oben 
·gezogen', merkten viele von ihnen erst 
spät, manche erst 1989 und einige bis 
heute nicht, daß sie ein zweites Mal fehl­
geleitet waren: von einer Uniform in eine 
andere, vom Braunhemd ins Blauhemd. 

Gerd Dietrich, Dr. sc. phil .. früher 
AdW. jetzt innerhalb des WIP am 
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Manfred Heinrich (Beriin): 

Zur Rolle der wissenschaftlich-technischen 
Intelligenz in der DDR" 

Seit der Vereinigung Deutschlands hat 
sich die ostdeutsche Forschungsland­
schaft grundlegend verändert. In einem 
beispiellosen Deindustrialisierungspro­
zeß wurde das frühere Forschungs­
und Entwicklungspotential der DDR­
Wirtschaft um mehr als 80 % auf knapp 
ein Fünftel reduziert. Nach der Ent­
flechtung der Kombinate, der Privati­
sierung und Zerstückelung der volksei­
genen Betriebe sind heute in Ost­
deutschland nur noch 6 % des gesamt­
deutschen FuE-Potentials angesiedelt. 1 

Die Transformation der ostdeutschen 
Wirtschaft hat die innovativen Großbe­
triebe, auf die in den Altbundesländern 
weit mehr als die Hälfte der FuE-Auf­
wendungen entfällt, gänzlich verschwin­
den lassen. Zehntausende früher in der 
Industrie konzentrierter Forscher, In­
genieure und Techniker sind in den 
Vorruhestand und die Arbeitslosigkeit 
verbannt oder verdienen auf ABM-Stel­
len und in berufsfremden Tätigkeiten 
ihren Lebensunterhalt. Andere sind in 
die Altbundesländer oder ins Ausland 
abgewandert. 

Die Frage nach dem Verbleib des DDR­
Forschungspotentials verknüpft sich mit 
der Frage nach dem Wert oder Unwert 
desselben aus heutiger Sicht. Waren 
diese Wissenschaftler und Techniker 
nicht genug qualifiziert und anpassungs­
fähig2 oder gelten sie als „Komplizen 
des Systems" als politisch belastet 
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und deshalb unbrauchbar in einer frei­
heitlich-demokratischen Ordnung? 
Oder sind sie bloß ungewollt Opfer 
eines unvermeidlichen Strukturwandels 
in Ostdeutschland geworden? 

Wurde bei der bisherigen „Aufarbei­
tung" der DDR-Geschichte über die 
.sozialistische Intelligenz· als Ganzes 
schon nicht viel geschrieben, allenfalls 
über ihr Versagen in der Wendezeit3, 
so ist über die Intelligenz außerhalb 
des künstlerischen und akademischen 
Bereichs, über die Forscher, Ingenieu­
re und Techniker in der Wirtschaft, fast 
nichts Neues nachzulesen. Dieser 
Bereich umschloß - nach OECD­
Maßstäben berechnet - ca. 86.000 
Menschen. Nach der DDR-Systematik 
gehörten zu den Beschäftigten in FuE 
sogar rund 160.000 Personen. Deren 
Leistungen oder Versagen ist nur zu 
beurteilen im Kontext mit der For­
schungspolitik der DDR-Führung, der 
sie alle unterworfen waren. 

Hinlänglich bekannt ist zwar in West 
und Ost, daß sich die Partei- und Staats­
führung allzu gern mit Potemkinschen 
Dörfern a la Megabit-Chip ein verfälsch­
tes Bild von der wissenschaftlich-tech­
nischen Leistungskraft der Wirtschaft 
aufbaute. Aber die heute üblich gewor­
dene bloße Umkehrung dieses 
Wunschbildes, nämlich das Pauschal­
urteil von der maroden DDR-Wirtschaft, 
verstellt den Blick auf die tatsächlichen 
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Arbeitsergebnisse einer großen sozia­
len Gruppe in der DDR, in denen sich 
nicht nur fachliches Mittelmaß und 
politische Anpassung, sondern in ho­
hem Maße auch wissenschaftliches 
Schöpfertum und Erfindergeist verkör­
perten. 

Die SED hat Wissenschaft und Tech­
nik in ihrer Programmatik und Tages­
politik stets als ausschlaggebend für 
die Leistungskraft und Konkurrenzfä­
higkeit der Wirtschaft und für den Wohl­
stand des Volkes postuliert. Dem ent­
sprach auch die Heranbildung einer 
zahlenmäßig starken Schicht qualifi­
zierter und engagierter Forscher, Inge­
nieure und Techniker, von denen die 
Partei fachliche Spitzenleistungen und 
höchsten persönlichen Einsatz forder­
te. 

Wie weit haben diese Menschen den 
ideologischen Auftrag der Partei ange­
nommen, wie weit ihn unterlaufen? 
Haben sie sich vorbehaltlos dem Wil­
len der Parteiführung untergeordnet oder 
aber ihr Veto den zahlreichen fehlerhaf­
ten Entscheidungen entgegengestellt 
und ihr Mitspracherecht bei der Aufga­
benstellung, beim Mitteleinsatz oder 
bei der Nutzung der FuE-Ergebnisse 
geltend gemacht? Wie .sozialistisch" 
war diese wissenschaftlich-technische 
Intelligenz? 

Entgegen offizieller Propaganda und 
ungeachtet erheblicher materieller Auf­
wendungen und hoher Arbeitsleistun­
gen in Forschung und Technik blieben 
Niveau und wirtschaftliche Verwertung 
der erreichten wissenschaftlich-tech­
nischen Ergebnisse zunehmend hinter 
den erklärten Zielen und den Bedürfnis­
sen des Landes zurück. 
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Als mögliche Ursachen für die zuneh­
mende Diskrepanz zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit kommen im einzelnen 
sowohl strukturelle Hemmnisse der 
Zentralverwaltungswirtschaft als auch 
politische Umsetzungsfehler der Par­
tei- und Staatsführung in Betracht. Die 
strukturellen Handicaps zentralverwal­
teter Wirtschaftssysteme sind inzwi­
schen hinreichend erforscht. Sie sind 
insbesondere für den ökonomischen 
und gesellschaftlichen lnnovationspro­
zeß als einem prinzipiell offenen und 
nicht planbaren Vorgang von entschei­
dender Bedeutung und erklären für sich 
bereits ein systematisches Hinterher­
hinken der DDR im Vergleich zur Bun­
desrepublik und zu anderen westlichen 
Industrieländern. 

Zu diesen systemimmanenten Ursa­
chen des wissenschaftlich-technischen 
Rückstandes liegen auf veröffentlich­
ten Quellen der DDR fußende, grund­
sätzliche Wertungen der bundesrepu­
blikanischen DDR-Forschung vor.' Dar­
über hinaus existieren generalisieren­
de, ordnungstheoretisch orientierte 
Überlegungen zu Innovationshemmnis­
sen in Zentralplanwirtschaften. 5 Diese 
Überlegungen und Befunde bedürfen 
jedoch der Ergänzung durch eine .In­
nenansicht" des Innovationsprozesses 
in der DDR in seinen materiellen und 
immateriellen Dimensionen. 

Allerdings legen sowohl die Erfahrun­
gen aus der Entwicklung und Umset­
zung technologiepolitischer Konzep­
tionen im Westen als auch in den 
Ostblockstaaten die Vermutung nahe, 
daß strukturelle Erklärungen allein un­
zureichend bleiben müssen, denn im 
Rahmen jedweder Wirtschafts- und Ge­
sellschaftsordnung gibt es immer Spiel-
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räume für eine politische Einflußnah­
me, die positiv oder negativ genutzt 
werden können. 

Weitgehend offen bleibt bisher in den 
meisten Publikationen die Frage, über 
welche Handlungsspielräume innerhalb 
der systembedingten Schranken die 
SED-Führung tatsächlich verfügte, um 
ihre programmatischen Ziele mittels 
Forschungs- und Innovationspolitik zu 
befördern, ob und wie weit sie diese 
Räume auch ausgelotet hat und wel­
che Wirkungen daraus für die DDR­
Bevölkerung resultierten. Diesbezügli­
che Antworten mußten in der Vergan­
genheit auf Grund fehlenden Zugangs 
zu internen Quellen mehr oder weniger 
pauschal bleiben. In der Memoirenlite­
ratur ehemaliger DDR-Akteure finden 
sich meist nur persönliche Rechtferti­
gungsversuche. 6 

Der nunmehr freie Zugang zu den Ar­
chiven der SED-Führung und der DDR­
Staatsorgane erlaubt es, das bisherige 
Bild zu präzisieren. Darüber hinaus 
ermöglicht die Erschließung bislang 
unveröffentlichter Quellen erstmals, den 
internen Hintergrund der SED-Politik 
auf dem Gebiet von Forschung und 
Technik in der Gesamtheit ihrer Ziels­
tellungen, Handlungen, Unterlassun­
gen, Wertungen und Folgen zu unter­
suchen und die Wirkungen dieser Po­
litik auf die im wissenschaftlich-techni­
schen Bereich tätigen Menschen und 
auf das Innovationsgeschehen aufzu­
hellen. 

Dabei rückt in den Mittelpunkt des 
wissenschaftlichen Interesses 

* der Widerspruch zwischen dem er­
klärten Hauptziel der SED-Politik, auf 
der Grundlage der marxistisch-lenini-
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sehen Prozesse zum Wohl des Volkes 
planmäßig zu gestalten, und der per­
manenten Überforderung der Wirtschaft 
durch eine zentralistische Politik, de­
ren unreale politische Zielstellungen 
auch den stets beschworenen ökono­
mischen Gesetzen des Sozialismus 
zuwiderliefen; 

* die Diskrepanz zwischen der Lei­
stungskraft des wissenschaftlich-tech­
nischen Potentials und dem Fehlen 
einer eigenständigen Innovationsstra­
tegie, die mögliche Vorzüge zentraler 
Planung und Ressourcenverteilung 
hätte ausschöpfen können; 

• die „Intelligenzpolitik" der SED-Füh­
rung, d.h. ihr widersprüchliches Ver­
halten gegenüber den Akteuren in For­
schung und Technik, das von verbalen 
Wertschätzungen und hohen Erwar­
tungen und mißtrauischer, intelligenz­
feindlicher Gängelei und Pragmatis­
mus gleichermaßen geprägt war. 

Aus den Vorarbeiten zur Thematik lei­
ten sich eine Reihe von Fragestellun­
gen und Überlegungen her, auf die nach­
folgend eingegangen werden soll. 

Ungeachtet aller Mißerfolge und vielfäl­
tiger Störungen, die sowohl innerhalb 
des Landes als auch von außen die 
wissenschaftlich-technische Arbeit 
behinderten, war es in den fünfziger 
und sechziger Jahren den Forschern, 
Ingenieuren und Technikern der DDR 
auf vielen wichtigen Gebieten gelun­
gen, Forschungsvorlauf für die Wirt­
schaft zu erarbeiten, eigenständige In­
novationen für die wegen Kriegsfolgen 
und deutscher Spaltung notwendige 
Umstrukturierung der Industrie zu initi­
ieren - die Palette reichte vom verhüt-
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tungsfähigen Braunkohlenkoks über 
Hochseeschiffe und optische Geräte 
bis zu den MALIMO-Textiltechnologi­
en - und auch zahlreiche Innovationen 
des Westens zu adaptieren. Dennoch 
weitete sich die technologische Lücke 
zu den westlichen Industrieländern vor 
allem in den achtziger Jahren bestän­
dig aus. 

veränderte Generallinie des ZK und 
gegen den Widerstand der zuständi­
gen Bezirksleitung erfolgreich zu be­
haupten .a 

zweifellos war die SED-Führung mit 
ihrem Apparat wie auch die Partei als 
Ganzes bestrebt. die Leistungskraft 
und das Engagement der wissenschaft­
lich-technischen Intelligenz voll in den 
Dienst ihrer Ziele zu stellen. Dieses 
persönliche Engagement der Forscher 
und Techniker kann - bei aller Oifferen­
ziertheit - nicht in Abrede gestellt wer­
den. Das System der Planung und 
Abrechnung wissenschaftlich-techni­
scher Aufgaben ließ den Betrieben und 
Forschungseinrichtungen noch erheb­
lichen Spielraum bei der konkreten 
Auswahl und Gestaltung von FuE-The­
men, sofern nur deren Zielsetzungen 
zur wirtschaftlichen Stärkung der DDR 
beizutragen versprachen. 

Unbestreitbar hat sich - vor allem 
gegen Ende der DDR - Bevormundung 
und Überwachung der Forschung und 
Technik überall dort breit gemacht, wo 
die Partei- und Staatsführung und ihr 
Funktionärsapparat mittels Mikroelek­
tronik und anderer .Schlüsseltechnolo­
g1en· Auswege aus dem wirtschaftli­
chen Dilemma suchten - .Durchbruch­
stellen", wie es die ZK-Abteilung For­
schung und technische Entwicklung 

Wenn K. von Lampe in seinen Überle­
gungen zur DDR-Wissenschaft zu dem 
Schluß kommt: .Das Verhältnis von 
Staat und Wissenschaft scheint im 
Bereich der Gen-Forschung eher von 
Interessenidentität als von Bevormun­
dung und Kontrolle gekennzeichnet 
gewesen zu sein."7, dann läßt sich das 
auch von anderen Bereichen sagen, in 
denen die DDR-Wissenschaft Freiräu­
me genutzt und verteidigt hat. J. Roes­
ler weist am Beispiel des Werkzeug­
maschinenbaus nach, daß es mitunter 
möglich war, eingeleitete zukunftsträch­
tige Entwicklungen, hier der numeri­
schen Steuerungen, selbst gegen eine 
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nannte. 
Wenn letztendlich die Resultate wis­
senschaftlich-technischer Arbeit in der 
DDR weder den wirtschaftlichen Erfor­
dernissen noch den politischen Erwar­
tungen genügten, dann ist das nicht so 
sehr einem Mangel an Übereinstim­
mung zwischen der Führung und der 
Masse der Forscher und Techniker hin­
sichtlich der grundlegenden Ziele ge­
schuldet. Vielmehr mangelte es an ei­
ner einheitlichen und kontinuierlichen 
Wirtschaftsstrategie und einer For­
schungspolitik, die jene Übereinstim­
mung zur Triebkraft des praktischen 
Handelns der wissenschaftlich-techni­
schen Intelligenz machen konnte. 

Sowohl mit dem Neuen ökonomischen 
System als auch mit den Beschlüssen 
zur Wissenschaftsorganisation am 
Ausgang der Ulbricht-Ara wie auch 
später mit der Kombinatsbildung hat­
ten die Wirtschaftslenker der DDR 
mehrmals dazu angesetzt, eine offen­
sive, den Gegebenheiten des soziali­
stischen Wirtschaftssystems gemäße 
eigenständige Innovationsstrategie zu 
entwickeln. Am Ende lief alles erneut 
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auf eine Rezentra!isierung der Wirt­
schaftspolitik hinaus. Die Entscheidung 
aller wichtigen Fragen wurde immer 
wieder den Betrieben und den F achleu­
ten aus der Hand genommen und in die 
Parteispitze verlagert. 
Die rasche Überleitung neuen Wissens 
in die Produktion blieb ungeachtet ho­
her finanzieller Aufwendungen9 auf Dauer 
das schwächste Glied der Forschungs­
und Technologiepolitik in der DDR. Zwar 
beherrscht auch die westliche Markt­
wirtschaft ihre Innovationsprobleme nur 
unzulänglich, doch in der DDR trat die 
Innovationsschwäche um so deutlicher 
zutage, je mehr sich die Quellen exten­
siven Wirtschaftswachstums erschöpf­
ten. Der Zwang zur Intensivierung offen­
barte sowohl die strukturellen Grenzen 
des Wirtschaftssystems als auch das 
Unvermögen der politischen Führung, 
angemessen auf die neuen wissen­
schaftlich-technischen und ökonomi­
schen Herausforderungen zu reagie­
ren. 
Zwar trieb die Parteiführung ihre Forde­
rung an die Industrie nach neuen Er­
zeugnissen und Technologien ab 1983 
bis zu einer jährlichen Erneuerungsra­
te von 30% und mehr hoch. 10 Doch die 
geforderte Erneuerungsrate ließ sich in 
der Regel nur durch Kombination der 
wenigen wirklichen Neuerungen mit 
zahlreichen Imitationen und Manipula­
tionen im Rahmen des Planabrech­
nungs- und Preisfestsetzungssystems 
erreichen. Mit der entsprechend verän­
derten Pflichtenheft-Ordnung und dem 
sogenannten .Erneuerungspaß" wur­
den den Forschern, Ingenieuren und 
Technikern noch engere bürokratische 
Grenzen gesetzt und planmethodisch 
dem Selbstbetrug des Staates Tür und 
Torgeöffnet. 11 
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Den Betrieben gab die v;elfach nui voi­
gespiegelte Erneuerung der Produkti­
on Möglichkeiten, neue höhere Preise 
im Inland durchzusetzen, ein vermehr­
tes Nettoprodukt und bessere Produk­
tivität abzurechnen sowie höheren Ge­
winn und entsprechende Fondszufüh­
rungen zu realisieren. Auf dem Welt­
markt allerdings wurde der behauptete 
Neuheitsgrad zumeist nicht honoriert, 
die Devisenerlöse der vorgeblich „neu­
en· Erzeugnisse sanken im Vergleich 
zu den Vorgängererzeugnissen, die 
Auslandsverschuldung der DDR wuchs 
weiter an. 

Ursachen für das Scheitern dieses wie 
aller anderen Versuche, den Rückstand 
zum Westen nicht größer werden zu 
lassen, geschweige denn, ihn aufzuho­
len, werden vor allem darin zu suchen 
sein, daß zu keiner Zeit ernsthaft erwo­
gen wurde, den Rahmen der bestehen­
den Zentralplanung zu sprengen. Die 
Hemmnisse sind deshalb vor allem in 
folgenden Faktoren zu suchen: 

* im Fehlen der Konkurrenz zwischen 
den Betrieben, Kombinaten und wis­
senschaftlichen Einrichtungen auf dem 
Binnenmarkt und damit eines ausrei­
chenden Leistungsdrucks und des 
Zwangs zur Innovation als unternehme­
rische Überlebensstrategie; 

* in der zentralen Planung und Abrech­
nung der betrieblichen Produktionsauf­
lagen, die die Betriebe in erster Linie an 
ihrem Beitrag zur Erfüllung der volks­
wirtschaftlichen Wertkennziffern maß 
und ihre unvermeidlichen Risiken bei 
der Entwicklung und Einführung neuer 
Erzeugnisse und Verfahren nicht hono­
rierte; 

* im ständigen Ressourcenmangel, 
der ohnehin die Aufnahmefähigkeit der 
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Wirt~r.haft für Neuentwicklungen und 
t~~h-;ologische Veränderungen be-

- in das aussichtslose Pl<W-~nd Nkw­
Programm gesteckt worden. • 

Ungeachtet der stetigen Erfüllung des 
Staatsplanes Wissenschaft und Tech-schränkte: 

• ·m chronischen Devisenmangel, der 
se\t Mitte der achtziger Jahre zum 
ausschlaggebenden Moment der mei­
sten wissenschaftspolitischen Ent­
scheidungen geworden war und vor­
handenen Forschungsvorlauf oftmals 

nutzlos werden ließ 

Das Fehlen einer stets ausrei~hende~ 
Zahl innovativer wissensc_haft~1ch-~;i~e 
nischer Lösungen war die eine n­
der Medaille. Die andere war das U. 
vermögen der Wirtschaftsplanung, d1~ 
tatsächlich zustande gebrachten Inne 
vationen in ausreichendem Umfang 
wirtschaftlich zu verwerten. In _d~n mo­
natlichen Beratungen des M1rn~terra-

plan erfüllung kamen immer tes zur . 
wieder solche Fälle ans Licht. 

.k in dem die zentralen Aufg~ben zur 
~i~herung des wissenschafth~h-tech-

. hen Niveaus der Volkswirtschaft 
rnsc mmengefaßt und kontrolliert wur­
zusa . d p rtei­
den hatten die Funktionäre es a 
und' Staatsapparates am Ausga~g ~:~ 
achtziger Jahre Anlaß ge~ug, im r 
häufiger und heftiger den ~uckgang J:n 
Produktion neuer Erzeugnisse und 
sinkenden Exporterlös derselben zu 
kritisierten. Daß ersteres ~ehr den 
fehlenden Materialien, Ausrüstungeln 
und Zulieferungen geschuldet war a ~ 
dem Mangel an Neuentwicklungen un 
daß letzteres mehr den hohen Inlands-

. 1 dem fehlenden Neuheits-preisen a s d 
rad zuzuschreiben war, versc~wan 

In der Sitzung am 2. Juli_ 1987 z.B. 
mußte der Minister für Wissenschat 

d Technik zum wiederholten_ Ma e 
un II daß zahlreiche wIssen-
festste en, . · t -
schaftlich-technische Sp1tzenle1s _un 

~ei den Schuldzuweisungen meist a~s 
dem Blickfeld.13 Allzu oft erinne~en die 
Ansprüche des Politbüros an die _Fo_r­
scher und Techniker an den König in 
dem bekannten Märchen, der von der 
Müllerstachter Stroh zu Gold v~rspon~ 

haben wollte. Und die Leiter un 
nen • h waren oft 
Mitarbeiter der FuE-Bere1c _e 'ß rf \-. B eine hochprodukt1ve, gen wie z. . 

inte~national einmalige Ver~ackung;-
aschine und eine Flach-stnckmasc 1-

me nur in geringen Stüd<Za~len produ­
:i~rt werden können, weil die _General­
direktoren nicht die erforderlich:n Bi-

t ·1e an Material und Ausrustun-lanzan eI • 
darunter auch lmportm~sch1nen, 

~~~;lten hatten. Bei ausreichende~ 
materieller Absicherung hätt~ der Üx 

rt der neuen Maschinen ein V1e a-
~~es der jetzt zur Produktion fehl~nde~ 
Devisen hereingebracht. Aber die g:­
samte Investitionskraft des zust0i~~ 
gen Ministeriums war -. de;ol end 
schaftsstrategie des G. Mittag g 
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genug die Prügelknaben fur M~~iih-
e die einer auf Konsum und 

~~cherei gerichteten Wirtschafts- und 
Sozialpolitik zuzuschreiben waren. 

Daß die Chancen für den wirtschaf~li­
chen Fortschritt in der DDR am wenh1g-

den in den FuE-BereIc en 
sten von · u 

. h abmühenden Forschern, lngenie -
~~~ und Technikern vertan wurden, ;r­
gibt sich auch noch aus anderem_ u­
sammenhang. In den regel_mäß;:; 
Planabrechnungen erfolgte ein ge -
derter Nachweis der Selbstkosten~en-

d. durch wissenschafthch­kungen. ie 
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technische Maßnahmen geplant und 
erreicht wurden. Aufschlußreich für die 
Bewertung der von der wissenschaft­
lich-technischen Intelligenz erbrachten 
Leistungen im Vergleich zu anderen 
betrieblichen Bereichen ist das Ver­
hältnis der Selbstkostensenkung aus 
Wissenschaft und Technik zu den 
Gesamtselbstkostensenkungen. 

Im Mai 1987 hatte das Politbüro - wie 
schon mehrfach zuvor - die Industrie­
minister kritisiert, ihre Neuproduktion 
sei vielfach teurer als die Vorgängerer­
zeugnisse, und Schuld seien For­
schung und Technik, die keine ausrei­
chenden Energie- und Materialkosten­
senkungen gewährleisten würden. 14 

Eine Analyse der Staatlichen Zentral­
verwaltung für Statistik (SZS) vom April 
1989 belegt jedoch: In der Industrie 
wurde im Jahre 1988 durch wissen­
schaftlich-technische Maßnahmen eine 
Selbstkostensenkung von 8,048 Mrd. 
Mark erreicht. Die insgesamt von der 
Industrie abgerechnete Selbstkosten­
senkung betrug aber nur 3,743 Mrd. 
Mark. Das heißt, 4,3 Mrd. Mark., also 
mehr als die Hälfte der durch For­
schung und Technik ermöglichten Ein­
sparungen, wurden von Kostenüber­
schreitungen in anderen Bereichen (hö­
here Lohnkosten, Mehraufwendungen 
für Beschaffung, Verluste durch ver­
spätete Inbetriebnahmen u.a.) wieder 
aufgezehrt. 15 Damit, so hieß es weiter, 
sei die Tendenz der Vorjahre fortge­
setzt worden. 

Weitere Faktoren, deren Wirkung auf 
das Innovationsgeschehen noch zu 
untersuchen bleibt, sind die unzurei­
chende Einbindung in die internationa­
le Arbeitsteilung, die geringen finanzi­
ellen Möglichkeiten zur Lizenznahme 
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aus westlichen lndustrieiändern sowie 
der Rückgang der ohnehin unzurei­
chenden Spezialisierung und Koopera­
tion mit anderen sozialistischen Län­
dern in den achtziger Jahren. Zahlrei­
che Kombinate und Forschungseinrich­
tungen waren daher gezwungen, vie­
les, was sie brauchten, selbst zu ent­
wickeln. Verzettelung des wissen­
schaftlich-technischen Potentials, Zeit­
verlust und ständiges „Dem-Weltstand­
Hinterherlaufen· waren die Folgen 

Der Parteiführung und der Regierung 
waren diese Probleme jederzeit be­
kannt. Nicht wenige Wissenschaftler 
nutzten ihre persönlichen Kontakte zu 
hohen Funktionären, um mittels Reise­
berichten oder anderen Informationen 
deren Augenmerk auf das Zurückblei­
ben der DDR-Forschung im internatio­
nalen Vergleich zu lenken. 16 Auch die 
Skepsis in Forscherkreisen, ob die von 
der Partei verfolgte Linie durchführbar 
sei, bei Forschungstechnik, Bio- und 
Feinchemikalien, elektronischen Bau­
elementen u.a. rigoros die Importe ein­
zuschränken und zur Eigenherstellung 
überzugehen, durchführbar sei, oder 
die Sorge, wie lange sich die DDR noch 
Subventionen und Festpreise leisten 
könne, war hinlänglich bekannt. be­
wirkte jedoch kein Umdenken. 17 

In der Literatur eher selten erwähnt sind 
die Auswirkungen der COCOM-Embar­
golisten. Dieses Embargo blockierte 
für die DDR wie die anderen Ostblock­
staaten den sonst normalen Bezug 
zahlreicher Materialien, Zulieferungen, 
Ausrüstungen und von know how gera­
de im Bereich der Elektronik, der hoch­
veredelnden Chemie und des Werk­
zeugmaschinenbaus und zwang die 
Betriebe zu immer neuen, außeror-
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dentlich kostspieligen Umgehungsstra­
tegien. Wenn auch dafür die Industrie­
spione der HA XVIII des Ministeriums 
für Staatssicherheit sowie die Firmen 
des Bereiches Kommerzielle Koordi­
nierung umfangreiches Wissen und 
Material beisteuerten, so wären doch 
solche Aktivitäten weitgehend nutzlos 
geblieben, wären nicht in den Betrie­
ben leistungsstarke und im Improvisie­
ren trainierte FuE-Teams fähig gewe­
sen. das "Abgekupferte· den DDR-Be­
dingungen anzupassen und weiterzu­
entwickeln. 18 Da bis 1990 dieses Em­
bargo für beide Seiten kein Gegen­
stand öffentlicher Diskussion sein konn-

wissenschaftlich-technischen Informa­

tionen, 

• die im Vergleich zum internationalen 
Stand meistens unzureichende Aus­
stattung mit Forschungsausrüstungen. 
Computertechnik und Fachliteratur; 

• das Mißverhältnis zwischen Hoch­
und Fachschulabsolventen und sonsti­
gen Beschäftigten in den FuE-Berei­
chen, mangelnde Freizügigkeit der Ar­
beitskräfte (Wohnungsnot, Verbot der 
Abwerbung von Arbeitskräften anderer 

te, wird erst die archivalische Forschung 
eine angemessene Gewichtung ermög­
lichen. 
Gründe für das schlechtere Abschnei­
den von Forschung und Entwicklung 
der DDR im gesamtdeutschen und in­
ternationalen Vergleich sind also einer­
seits systemimmanenter Natur; ande­
rerseits bleibt zu untersuchen, wel­
ches Gewicht solchen Faktoren zu­
kommt, die nicht unvermeidbar waren, 
sondern durchaus im Rahmen des 
Systems als überwindbar angesehen 
werden konnten und die von Wissen­
schaftlern immer wieder kritisiert wur-
den· 
Zu nennen sind darunter vor allem: 

• der Widerspruch zwischen der For­
derung, wissenschaftlich-technische 
Weltneuheiten" und ,Spitzenleistun­
gen" zu schaffen, und der nach poli­
tisch-ideologischen Kriterien vorgenom­
menen Abschottung eines großen Teils 
der Forscher, Ingenieure und Techni­
ker vom internationalen Informations­
austausch durch Regulierung der Rei­
semöglichkeiten und des Zugangs zu 
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Betrieben; 

• das Forscher und Ingenieure benach­
teiligende Lohnsystem, das der verba­
len Wertschätzung der wissenschaft­
lich-technischen Arbeit entschieden 
widersprach; 

• die bürokratische Leitung der wissen­
schaftlich-technischen Arbeit. 

Verschärfend kam hinzu, daß es einen 
permanenten Widerspruch zwischen 
den langfristigen Zielstellungen und 
gegenläufigen tagespolitischen Ent­
scheidungen der SED-Führung gab. Je 
schwieriger sich die wirtschaftliche Lage 
insbesondere in den achtziger Jahren 
gestaltete, desto häufiger wurden die 
Rahmenbedingungen für Forschung 
und Technik durch willkürliche Eingriffe 
gestört oder gar dauerhaft verschlech-
tert. Unter dem Druck der Auslandsver­
schuldung forderte die Führung die vor­
rangige Ausrichtung der wissenscha_ft­
lich-technischen Arbeit auf Erzeugnis­
se und Technolo-gien, die kurzfristig 
devisenbringende Exporte und wesent­
liche Importeinsparungen ermöglichen 
sollten 

Wen will es da verwundern, daß gegen 
Ende der DDR ein wachsender Teil der 
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Angehörigen der wissenschaftlich-tech­
nischen Intelligenz und ihrer Leiter sich 
opportunistisch anpaßte, das Heil in 
irgendwelchen „Nischen·, im Erjagen 
kleiner persönlicher Vorteile oder gar 
im Verlassen der DDR suchte. 19 

Zu diesen internen Aspekten der wis­
senschaftlich-technischen Arbeit sa­
gen die bisher vorliegenden Darstellun­
gen wenig aus. Auch hier kann die 
Archivarbeit Material für ein realisti­
sches Bild der Leistungsfähigkeit und 
der Arbeitsbedingungen ostdeutscher 
Forscher, Ingenieure und Techniker 
zutage fördern. Kritische Äußerungen 
von DDR-Autoren dazu gelangten kaum 
in die breite Öffentlichkeit. 20 

Dagegen verfügte die Parteiführung je­
derzeit hinreichend über detaillierte 
kritische Informationen und Entschei~ 
dungvorschläge. So hatte z.B. der Wis­
senschaftssekretär des ZK, Kurt Ha­
ger, 1986 zur Vorbereitung des XI. Par­
teitages in Konkurrenz zu Günter Mit­
tag umfangreiche Studien zur Lage der 
wissenschaftlich-technischen Intelli­
genz von den Soziologen der Akade­
mie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK ausarbeiten und an Honecker 
und Krenz schicken lassen. 

Die darin verarbeiteten Befragungen 
zahlreicher Forscher und Techniker 
erbrachten nicht nur harte Urteile über 
den uneffektiven Einsatz hochqualifi­
zierter Kräfte für Verwaltungs- und Rou­
tineaufgaben und über das zahlenmä­
ßige Mißverhältnis der Wissenschaft­
ler und Ingenieure zu den technischen 
Mitarbeitern, sondern auch über die 
mangelhafte Ausstattung mit For­
schungstechnik . .,Während die Zahl der 
Kader für Forschung und Entwicklung 
von 1970 bis 1983 um 89,06% anstieg, 
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erhöhten sich die jährlichen Aufwen­
dungen pro Forschungskader im glei­
chen Zeitraum nur um 9,83% im DDR­
Durchschnitt ... Obwohl sich in der 
Hochschulforschung für 31 % und in der 
Industrieforschung für 33% der Kader 
die Ausstattung mit Forschungstech­
nik in den letzten 5 Jahren verbessert 
hat, halten 39% in der Hochschulfor­
schung und 44% in der Industriefor­
schung die technische Ausstattung 
ihres Arbeitsplatzes für unzureichend, 
um ihre Forschungsausgaben in be­
ster Qualität zu erfüllen.• 2 1 

Schon im Vorfeld des vorangegange­
nen X. Parteitages waren von gleicher 
Stelle Untersuchungen zur Qualifikati­
ons- und Einkommensstruktur der jun­
gen Generation erfolgt. Darin hieß es, 
daß im Ergebnis der (unter Honecker 
initiierten ) Sozialpolitik die Einkom­
men junger Arbeiter am deutlichsten 
angehoben worden seien. Während ln 
der Einkommensgruppe bis 500,- Mark 
sich nur noch 14 % der jungen Arbeiter 
befänden, seien es bei den jungen An­
gestellten immerhin noch 63 %; die 
Einkommen junger Intelligenzler lägen 
nicht mehr über denen junger Arbeiter. 
Bildungs- und Qualifikationsstrukturder 
werktätigen Jugend stimme in wesent­
lichen Kriterien nicht mit der Einkom­
menstruktur überein, was eine Quelle 
vielfältiger negativer Haltungen zum 
Leistungsprinzip, zum Lohn, zur Bil­
dung und Qualifizierung sei.22 

Rückschlüsse auf das gesunkene ge­
sellschaftliche Ansehen und die ab­
nehmende Attraktivität der naturwis­
senschaftlichen und Ingenieurberufe 
läßt das rückläufige Interesse der Stu­
dienbewerber an naturwissenschaftlich­
technischen Fächern zu. Die Zahl der 
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Absolventen technischer Disziplinen an 
de~ Hoch- und Fachschulen d_er ~DR 

. bereits seit Mitte der s1ebz1ger 
ging „ 23 
Jahre absolut zuruck. 

Die bisherigen Vorarbeiten z~r T~ema­
tik lassen erkennen, daß d1_e wissen­
schaftlich-technische ln~elhgenz der 
DDR innerhalb systembedingter Sch~an­
ken und im Wechselspiel unterschied­
lichster subjektiver Einflußfa~ore~ mehr 

eleistet hat, als letztendlich in der 
~irtschaft zum Nutzen der Bürge~ zur 
Wirkung kam. Angesicht des. ~ew1~hts 
von Wissenschaft und Technik bei der 

Entwicklung einer modernen Volkswi_rt­
schaft und damit für die Lebensbedin­
gungen der Bevölkerung könnte die 
weitere Untersuchung zum Verständ~ 
nis des .Funktionierens" der DDR ~n 
zur Gesamtbewertung ihrer Ges~~1c~­
te beitragen und den wider~.p~uchh-

hen Prozeß zeitweiliger Stab1hs1erung 
c nd letztendlicher Destabilisierung und 
~elbstauflösung des politischen Herr­
schaftssystems in der DDR aufhellen 

Manfred Heinrich, Dr. phil.' Histori­
ker: arbeitet z.Z. im Forschungsve,:· 

bund SED-Staat an der FU Berlin 

Anmerkungen: . . SED-Führung in den siebziger und 

• Im Rahmen eines Projektes zur Forschung_sp~~:~e~~~gen zwischen dem SED-Staa~ und 
achtziger Jahren untersucht der Verfass~r die m Spannungsfeld zwischen Innovations-

der wissenschaftli~h-technis~h~~r l~t;~~~~s~haft. . 
zwang und Innovationsträgheit . St d' Forschung und Entwicklung 

. bH Ab chlußbencht zur u ie • . • der 
, Forschungsagentur Berlin G~ • s d d' elbe· Die Beschäftlgtenentw1cktung in 

• Berlin 1994 un ies • 
in kleinen Unternehmen • ' sländer 1994 Berlin 1995 
Wirtschaftsforschung der neuen Bunde . M' .. terpräs'1dent und heute Aufsichts-

. .. rt bergischer in1s . Z • . 
i Lothar Späth, einstiger bade~-w~H e~ält auf Grund seiner Erfahrungen m1t den ~~~~ 
ratsvorsitz.ender der Jen~pt1k m V , Orfen die Leute hier seien nicht ~npassungs . ~~ 
Ingenieuren überhaupt nichts von_ o_rwJ ·z~gemutet haben, hätte ich in Stuttgart nie 
genug. Was wir den Menschen h1e~~~an~:~m 20 09. 1995, S 8 
veranstalten mögen.' Neues Deuts . h~rrscht zu werden, in: hochschule ost,_ H. 
3 Vgl D. Koop: Intellektuelle oder Die Kun~t, 1b\ymbolhafte Verweigerung· und ,Konsp1ra-

3/ •995 S 9 ff sowie R. Land & R. Posse e • 
, , • ·• .... d S18ff 

tiver Aavantgard1smus • in. eben a, • . d Nation im geteilten Deutschland. 
• Siehe vor allem: Materialien zum Bericht der La~~ G e~utmann (Hrsg.): Das Wirts~hafts­
Deutscher Bundestag, Drucksache 11',~18318/ d 9~h~lh~im: Die wirtschaftliche Entw1c:i1u:ig 
system der DDR. Stuttgart/New York d , 1988 H Weber: DDR. Grundriß der Gesc c e 
. beiden Staaten in Deutschland. Opla en • • 
i1n945-1990 Hanover 1991 . h ft und Forschung im geteilten 

• /S M mpel' W1ssensc a . d 
• U.a. G. Gutmann ( 1983): G. Gutmann k' ,/ Klin~er/H.G. Nutz.inger: Innovationen in Ost un 
Deutschland, Berlin 1988: H.-E. Gramatz. 1 

West. Kassel 1990. . fts- und Wirtschaftspolitik in : R. Ande_rti 
• Siehe E. Honeckers Aussagen ~ur W1ssensch~ f und 279-284: G. Mittag: Um jeden Pre1~, 
W. Herzberg: Der Sturz. Berlin/Weimar 199ti~~r:r ~nd H. Klempke in: Das Große Haus, Berlin 
Berlin/Weimar 1991; z.T. auch E. Meyer. S e 

1994, S. 137-164. rt chen Stellung der Wissenschaftler im System 
r K Lampe· Einige Anmerkungen zur po i IS 

• V. H 3/1995 S 92 
der DDR, in: hochschule ost, • • • - .. Historische DDR-Forschung, hrsg 
• J Roester: Einholen wollen und Aufholen ;1ussen, in. 
von J. Kocka, Berlin 1993. S. 277 f. und 28 
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• Einen Vergleich des Aufwandes der DDR fur Ausb!!dung, Forscr.ung und Entwicklung mit 
den erzielten Erträgen (Patente, Neuerungen und ihr wirtschaftlicher Nutzen) unternimmt auf 
der Grundlage veröffentlichter Quellen H.F Buck in Gutmann (1983), S 272ff 
10 H Maier: Innovation oder Stagnation. Köln 1987, S. 90, verweist darauf, daß selbst 
führende westliche Elektronikunternehmen nur 9-10% ihrer Erzeugnisse Jährlich erneuern 

" Ein Erzeugnis galt als neuentwickelt, wenn a) in der DDR vergleichbare Erzeugnisse bisher 
nicht produziert wurden, oder b) es gegenüber vergleichbaren Erzeugnissen qualitativ 
höhere Gebrauchseigenschaften besaß Vgl Anordnung Nr 1 v 31 3 1983 über die 
Ergänzung der Planungsordnung (GBI Sonderdr 1122, S 25) 

" BArchP, 01-28/1.b/87, Ministerratssitzung vom 2.7.1987 
13 Auf die Preise der neuen Erzeugnisse hallen die FuE-Bereiche den geringsten Einfluß Der 
Devisenerlös ergab sich aus dem Verhältnis des 1nlandse1tigen Aufwands in Mark zu 1 
Valuta-Mark. Er wurde maßgeblich durch die teilweise überhöhten staatlichen Festpreise für 
Ausgangsmaterialien und Zulieferungen und die gleichfalls hohen Gemeinkosten der Betriebe 
bestimmt 
14 BArchP, 02-46/2/87, Ministerratssitzung vom 14 5.1987 
10 Brief des Leiters der SZS. A. Donda, an den Minister für Wissenschaft und Technik, H Weiz. 
vom 12. 4 1989 
1
• SAPMO. zentrales Parteiarchiv, Abt. Forschung u technische Entwicklung.Nr 35909, Bd. 
2, z.B. Reisebericht von Dr. T. Rapoport vom 21.7.1983. Übrigens wurden die Dienst­
reisenden aus dem Bereich Forschung und Technik verglichen mit den Vertretern des 
Außenhandels oder der Kultur am schlechtesten mit Re1sezahlungsm1tteln (Devisen) fur das 
.nichtsoz.ialistische Wirtschaftsgebiet" ausgestattet 

" SAPMO, Zentrales Parteiarchiv, Büro Mittag, Nr 38515, Informationsbericht der SED­
Kreisleitung der AdW vom 28. 10. 1982. 
1• Zur Rolle, die der Bereich Kommerzielle Koordinierung bei der Umgehung dieses Embargos 
für die DDR-Wirtschaft gespielt hat, bieten die Materialien des sog. Schalck-Untersuchungs­
ausschusses des Deutschen Bundestages einige Ansatz.punkte (bes. Drucksache12/7650 
vom 27 5.1994). Zur Funktion des Sektors Wissenschaft und Technik des Ministerium fur 
Staatssicherheit in diesem Zusammenhang und dem eigenständigen Leistungsanteil der DDR­
Betriebe an den Imitationen vgl. J. Roesler: Industrieinnovation und Industriespionage in der 
DDR, Deutschland Archiv H.10/1994, bes. S. 1037-1040. 

•• Die ohnehin schon seltenen Versuche einzelner Wissenschaftler und Ingenieure, aus der 
zunehmenden Enge auszubrechen und legal in selbständiger Tätigkeit 1hr technisches 
Wissen und Können außerhalb der volkseigenen oder genossenschaftlichen Betriebe zu 
vermarkten, wurden stets zurückgewiesen. Der Minister für Wissenschaft und Technik war 
gehalten, jegliche freiberufliche Honorartätigkeit auf diesem Gebiet zu unterbinden Auch die 
1987 (GBI I Nr. 28) eingeführte Honorarordnung für Softwareleistungen erlaubte lediglich 
nebenberufliche Honorararbeit bis zu 600 Std. jährlich, die allerdings auf staatlich vorgege­
bene Ziele der betrieblichen Auftraggeber gerichtet sein mußte. 
20 Als ein Beispiel sei die unter Leitung von Manfred Lötsch an der Akademie für Gesell­
schaftswissenschaften beim ZK der SED erarbeitete Studie .Ingenieure in der DDR", 
erschienen im Dietz. Verlag Berlin 1988, genannt Das Buch sprach so unverblümt die 
Probleme, Versäumnisse und unbewältigten Anforderungen auf diesem Gebiet aus. daß ein 
Großteil der Auflage die Keller des Verlages gar nicht erst verlassen durfte 
1' SAPMO, Zentrales Parteiarchiv, Büro Hager Nr 42213/2, S. 14. 
22 SAPMO, Zentrales Parteiarchiv, Büro Hager Nr. 23458, S. 16. 
23 Vgl. Autorenkollektiv M. Lötsch (1988), a.a.O .. S 41 ff. 
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Zum Schicksal musikalischer und 
musikwissenschaftlicher Gesellschaften 

in der DDR 

Entgegen den ständigen B~teue_rungen 
der Politbürokratie, daß sich die SED 
bei der Gestaltung von Staat u~d Ge.~ell­
schaft in der DDR einschlägigen Ge­
setzmäßigkeiten" verpflic~tet gesehe~ 
hätte mithin in allen Details der marx1_­
stisch-leninistischen Lehre gefolgt sei, 
ist festzustellen, daß di~ ~DR-Staats­
partei für den Umgang mit wissenschaft­
lichen und künstlerischen Gesells_chaf­
ten. wie überhaupt mit nicht~taat11chen 
Organisationen, kein einhe1~hches Kon­
zept hatte. Das Schicksal dieser Ver~1-
nigungen war somit in_ d_er_ DDR (wie 
auch in den anderen soz1ahst1schen Län­
dern) in starkem Maße von den Sch~.a~­
kungen der jeweils akt~ell~n Parteilinie 
abhängig. Die Schwiengke1ten d~r SED 

gels aber auch von Lenin Ober den Um­
gan~ mit derartigen Rudimenten der al­

ten Gesellschaftsordnung. 

Einzig über die Rolle der G~werk~chaf­
ten im Sozialismus finden sich bei Le~in 
dezidierte Äußerungen. Und es bleibt 
weitgehend einem Analogieschluß v_or­
behalten, ob dessen Funktio~sbest1m­
mung der Gewerkschaften al_s Transfor­
mationsmechanismus zwischen der 
Kommunistischen Partei und den_ Mas­
sen•1 in ähnlicher Weise auc~ fu_r alle 
übrigen nichtstaatlichen Orgarnsatlo~~n 
zutreffen sollte. Immerhin sah der G~n­
der des Sowjetstaates überhaupt ~ine 
Daseinsberechtigung für solcherle1_~r~ 
ganisationen im Sozialismus, frei 1~ 
nicht als Interessenvertretungen der Je­
weils Organisierten, sondern al~ verlä~-. Umgang mit Institutionen. die dem 

:ditionellen deutschen Vereinswesen 
zuzurechnen sind, von Institutionen also, 
d. zwar in keinem unmittelbaren Zu­
s~emmenhang mit dem kapitalistisch~n 
"Privateigentum an den Produkt1onsm1t­
teln" stehen, deren Existenz gle1~hwohl 
bürgerlichem Selbstverständnis ent­
spricht und auf bürgerlichem Rech_t ba-

· ert erwuchsen vor allem aus eine~ 
:;ns~hlägigen Theoriedefizit der mar:c1• 
stischen Lehre vom Aufbau d~s Soz_1a­
lismus, ablesbar an den spärlichen Äu­
ßerungen besonders von Marx und En-

gerte Arme der Partei. Expressis ver~1s 
forderte er die "Ersetzung der alten Fuh­
rer durch Kommunisten in ausnahm~los 
allen proletarischen Organisationen, nicht 
nur den politischen, sondern auch ~~n 
gewerkschaftlichen, geno~senscha92~ 
chen kulturellen usw. •2 Und im Jahr 1 
verla,ngte er von den Organisatione~p~:~ 
sowjetrussischen Kulturbewegung . -
letkult", sich "als Hilfsorgane_der 1~_st1t~ 
tionen des Volkskommissanat~ fur B1~­
dungswesen zu betrachten und ihre AU -
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gaben, die einen Teil der Aufgaben der 
Diktatur des Proletariats bilden, unter 
der allgemeinen Leitung der Sowjetmacht 
(insbesondere des Volkskommissariats 
für Bildungswesen) und der Kommunisti­
schen Partei Rußlands zu lösen". 3 

Ein Theoriedefizit und daraus resultie­
rende Unsicherheiten herrschten für die 
osteuropäischen kommunistischen Par­
teien bereits bei grundlegenden Fragen 
der Struktur und Funktionsweise des 
Staates im Sozialismus. So war es wie­
derum Lenin, der sich die erste Phase 
des Kommunismus nur mit einem tradi­
tionellen Staatsgebilde vorzustellen ver­
mochte, einem "bürgerlichen Staat ohne 
Bourgeoisie", in dem das bürgerliche 
Recht "eine gewisse Zeit fortbesteht".• 
Es verwundert also nicht, daß sich die 
SED und die anderen kommunistischen 
Parteien schwer taten mit der Entwick­
lung von alternativen, sozusagen sozia­
lismusgernäßen Organisationsformen. In 
der DDR entsprach beispielsweise der 
verfassungsmäßige Aufbau von Staat 
und Gesellschaft bis zuletzt im Prinzip 
dem eines ganz normalen bürgerlichen 
Gemeinwesens. Mehr noch: Mit peinli­
cher Ernsthaftigkeit war die SED stets 
bemüht, nach außen den Anschein er zu 
erwecken, es ginge in ihrem Herrschafts­
bereich demokratisch und rechtsstaat­
lich, im Prinzip also genauso zu wie in 
den westlichen Ländern - als hätte sie 
sich in Wirklichkeit nicht längst von ei­
nem pluralistischen Konzept im Umgang 
mit anderen politischen und gesellschaft­
lichen Kräften verabschiedet und sogar 
auch ihre Herrschaftsform entsprechend 
- eben als Diktatur - definiert. Offenbar 
war ihr Legitimierungsbedürfnis gegen-
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über dem Ausland. der eigenen Bevöl­
kerung und nicht zuletzt sich selbst ge­
genüber zu groß, als daß es allein mit 
Verweisen auf die eigene Lehre hätte 
zufriedengestellt werden können. Selbst 
als sie mit keinem Widerstand mehr rech­
nen mußte, schreckte die SED etwa vor 
einem Verbot anderer politischer Partei­
en oder vor einer Auflösung des funkti­
onslos gewordenen DDR-Parlaments 
zurück. Dabei wäre es im Prinzip sogar 
denkbar gewesen, daß sie den Staat 
vollständig durch ihren Parteiapparat 
ersetzen und damit formal abschaffen 
ließ. (Zugleich hätte sie damit die marxi­
stische Vision vorn "Absterben" des Staa­
tes verwirklichen können.) Statt dessen 
war ihr Verhältnis nicht nur der Gesell­
schaft, sondern auch ihrem eigenen Staat 
gegenüber von permanentem Mißtrauen 
gekennzeichnet - so, als hätte sie es 
nach wie vor mit dem alten bürgerlichen 
Staatswesen zu tun gehabt, das zu ent­
machten und zu kontrollieren sei. über­
haupt schienen die führenden SED-Funk­
tionäre gewisse in der Zeit der Illegalität 
eingeübte Allüren niemals ganz abge­
legt zu haben. Wie anders ist etwa die 
hypertroph1erte Rolle des Staatssicher­
heitsdienstes zu erklären, der sich kon­
spirativer und illegaler Praktiken auch im 
eigenen Land bedienen und seine nach 
innen gerichtete Tät1gke1t stets verleug­
nen mußte. Statt zum Beispiel die Post­
und Telefonkontrolle zu einer legitimen 
staatlichen Angelegenheit zu erklären und 
auch formal zu legalisieren - wer hätte 
dies denn verhindern können?-, glaubte 
die SED, äußerlich am verfassungsmä­
ßig garantieren Post- und Fernmeldege­
heimnis festhalten zu müssen-als wenn 
sie nicht die Möglichkeit gehabt hätte, 
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rliP Verfassung jederzeit nach ihrem ~1-
-·;nen Gutdünken zu ändern oder auf ein 
~olches bürgerliches Relikt überhaupt zu 
verzichten (Zweifelsohne ist hier auf d1~ 
Vorbildrolle der Sowjetunion zu verwe1-

imai:iinären DDR-Mitgliedschaft, mithin 
als Staatsvertreter betrachtet. So w_urde 
beispielsweise die Ausrichtung dieser 
oder jener Veranstaltung einer Gesell­
schaft nicht nur schlechthin erlaubt, sie 
wurde angeordnet (zumeist per Beschlu_ß 
des Sekretariats des ZK der SED). Die 
Teilnahme eines ausgesuchten Pers_o­
nenkreises an einer Veranstaltung im 
Westen wurde nicht nur genehmigt (es 
wurde nicht etwa davon ausge_ga~gen, 
aus dem gesamten Kreis der Mitglieder. 
die ja eigentlich alle das gleiche ~echt 
auf Teilnahme gehabt hätten. bestimm­
ten Mitgliedern die Ausreise zu gestat­
ten), vielmehr mußten die T~ilne~mervom 
Staat delegiert werden. Diese D~lega­
tionen" sollten dann nicht etwa_ die ost­
deutschen Mitglieder der jeweiligen Ge­
sellschaft repräsentieren, son~ern den 
SED-Staat, der, wie erwähnt, s1~h selb~t 

n was aber das prinzipielle Problem se , 
nicht aus der Welt schafft.) 

Bezüglich "gesellschaftlicher Organisa­
tionen" bestand das Dilemma der _SED 
darin, daß sie ihren universalen Eigen­
tumsanspruch nur intern durchsetzen 
konnte. Nach außen mußte sie_den E1~­
druck vermitteln, es handel_e sich - wie 
im Westen - um privatrechtliche Zusam­
menschlüsse einzelner Bürger. Statt_an­
deren Interessengruppen die Möglich­
keit einer Vertretung in der Gesellscha_ft 
überhaupt zu verweigern. begnü~te ~1e 
sich damit, in den einzelnen Organisatio­
nen ihre "führende Rolle" durchzusetze~. 
Eben dieser Zwang der Politbürokratie 
zur permanenten Verleugnung ihres In­
teresses, von der gesamten Gesellsc~a~ 
( einschließlich privatrec~tlicher_~ere1n1-
gungen) Besitz zu ergreifen, durf~e-der 

. . Grund sein, warum es einigen einzige . r 
Organisationen, darunterauch_mus1ka I-
schen und musikwissenschaftllchen G~­
sellschaften, möglich gewesen war. d1~ 
DDR in mehr oder weniger selbständi-

ger Form zu überleben. 

gewissermaßen als das eige_nt11_che Mit­
glied und die tatsächlichen Mitglieder als 
seine Vertreter betrachtete, was_sc~on 
im Sprachgebrauch ("die ODR-M1~~1t~d­
schaft" oder "Delegation der DDR ) sich 
offenbarte. Das generelle Phänomen 
kommunistischer Diktaturen, daß gru~d­
sätzlich verboten ist, was nicht speziell 
genehmigt, genauer gesagt: angeordn~ 
ist s kann also auch im Umgang der 00 . 
mit wissenschaftlichen und ~~nstlen­
schen Gesellschaften diagnost1z1ert wer­
den. Die DDR-Bürokratie sah zunehmend 
ihre Aufgabe nicht nur in der F est~etz~~g 

. Bewegungsrahmens für die Tätig-
eines S iel 
keit der Gesellschaften, der den p -
raum für das gesellschaftliche Leben zwar 
eingeschränkt, dieses Lebe_~ selbst~b-~r 
im Prinzip weiterhin auf trad1t1o_nelle bur­
gerlich-autonome" Art und Weise ermög­
licht hätte-nein, im geheimen trachtete 

Intern freilich wurden die Gesellscha~te~ 
on der SED m ihrer Integrität als 1unst1-

~che Personen mißachtet, wie nachge­
ordnete Einrichtungen des Staates be­
handelt, als bloße Ausführungsorgane 
der von der Partei bestimmten Kult~rpo­
litik angesehen. DDR-Bürger, die inter­
nationalen Gesellschaften angehörte~. 
wurden nicht als Vertreter ihrer Org~ni­
sationen, sondern als Vertreter einer 
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sie nach de; Determination des gesell­
schaftlichen Lebens an sich. 

Trotz allem aber gab es höchst unter­
schiedliche Grade der Vereinnahmung, 
abhängig davon, ob sich in den Organi­
sationen Personen fanden, die sich dem 
Herrschaftsanspruch der SED widersetz­
ten, ihn als "unvermeidlich" hinnahmen 
oder die Gleichschaltung durch aktives 
Tun unterstützten beziehungsweise über­
haupt erst ermöglichten. Zwar soll der 
zuweilen erhebliche Druck von "oben· 
zur Umwandlung gesellschaftlicher Or­
ganisationen in Instrumente der Kultur­
politik der SED nicht heruntergespielt 
werden, jedoch ist festzustellen, daß der 
größte Druck meist nicht vom Apparat, 
sondern von ·unten" tätigen übereifrigen 
SED-Genossen kam. Jedenfalls ist auch 
im Fall der Vereinigungen die nach wie 
vor populäre Vorstellung falsch, daß auf­
grund des Zentralismus in der DDR In­
itiativen zu gesellschaftlichen Verände­
rungen nur von der Spitze der Pyramide 
ausgehen konnten, um dann als Befehle 
nach unten "durchgestellt" zu werden, 
anders gesagt, daß oben die bösen 
Machthaber und unten die mehr oder 
weniger guten, stets aber machtlosen 
Befehlsempfänger gestanden hätten. 
Daß es, couragiertes Verhalten voraus­
gesetzt, durchaus möglich war, unter 
DDR-Verhältnissen eine gewisse Selb­
ständigkeit zu wahren, zeigt das Bei­
spiel der in Halle ansässigen "Deutschen 
Akademie der Naturforscher Leopoldi­
na·, die es bis zuletzt vermocht hatte, 
jegliche Versuche der Einmischung von 
Partei und Staat in ihre Angelegenheiten 
abzuwehren, ohne daß sie deshalb je­
mals unmittelbar mit Verbot bedroht ge-
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wesen wäre.6 Zu bedenken ist allerdings, 
daß das Schicksal wissenschaftlicher 
und künstlerischer Gesellschaften maß­
geblich davon abhing, ob es sich, wie bei 
der Leopoldina. um Organisationen han­
delte, die schon vor der Gründung der 
DDR existierten (und damit gesamtdeut­
sche Traditionen aufwiesen) oder um 
solche, die später entstanden sind und 
darum von der SED von Beginn an mit 
bestimmten politischen Zielsetzungen 
versehen werden konnten. 

Bei den auf DDR-Gebiet existierenden 
musikalischen und musikwissenschaftli­
chen Gesellschaften waren alle der ge­
nannten Fälle in unterschiedlichen Ab­
stufungen vertreten. Bereits vor der DDR­
Gründung war in Leipzig die "Neue Bach­
gesellschaft" (NBG) ansässig. Sie ver­
stand sich als Nachfolgerin der von 1850 
bis 1900 bestehenden "Bachgesell­
schaft", welche die erste Gesamtausga­
be der Bachsehen Werke herausgege­
ben hatte.7 Als Berufsorganisation der 
Musikwissenschaftler in Deutschland 
wurde auf Initiative von Friedrich Blume 
1946 die "Gesellschaft für Musikfor­
schung· (GfM) gegründet, die neben ih­
rer Kasseler Geschäftsstelle von 1954 
bis 1968 eine Zweiggeschäftsstelle in 
Leipzig zur Betreuung ihrer ostdeutschen 
Mitglieder unterhielt. 8 Eine solche Zweig­
geschäftsstelle existierte zeitweilig auch 
in der gleichfalls in Kassel ansässigen 
"Internationalen Heinrich Schütz-Gesell­
schaft'' (ISG), einer Gesellschaft zur Pfle­
ge der Kirchenmusik, die 1930 als "Neue 
Schütz-Gesellschaft" gegründet wurde. 
Beiden letztgenannten Gesellschaften 
wurde in den sechziger Jahren in der 
DDR die legale Existenzgrundlage ent-

49 



zogen. Im Zuge ihrer Bemühungen um 
internationale diplomatische Anerken­
nung engagierte sich die DDR in der Zeit 
nach dem Bau der Berliner Mauer stark 
in der "Internationalen Gesellschaft für 
Musikwissenschaft" (IGMW), einer 1927 
in Basel gegründeten und seitdem dort 
ansässigen internationalen Musikolo­
genvereinigung. 9 Erst zu DDR-Zeiten 
gebildet, wenngleich sich auf Vorkriegs­
traditionen berufend, wurden die "Ge­
org-Friedrich-Händel-Gesellschaft" (ge­
gründet 1955, Sitz Halle/Saale) und die 
"'Robert-Schumann-Gesellschaft" (ge­
gründet 1957, Sitz Zwickau). Darüber 
hinaus existierten auf regionaler Basis 
noch verschiedene andere musikalische 
Gesellschaften sowie Arbeitskreise des 
Kulturbundes, die nicht die Bedeutung 
der oben genannten Institutionen erlang­
ten. 

1 n den ersten Nachkriegsjahren war es in 
der Sowjetischen Besatzungszone (be­
ziehungsweise DDR) bald wieder mög­
lich, daß wissenschaftliche und künstleri­
sche Gesellschaften ihre Arbeit aufnah­
men, wenn auch, gemäß einer Verord­
nung aus dem Jahr 1949, zunächst nur 
Im Rahmen des "Kulturbundes zur demo­
kratischen Erneuerung Deutschlands". 
Der gesamtdeutsche Charakter vieler 
dieser Organisationen wurde anfangs 
von der DDR respektiert. Schon frühzei­
tig allerdings ließen die Behörden das 
Interesse erkennen, die Tätigkeit der 
Gesellschaften nicht dem Selbstlauf zu 
überlassen. Von Anfang an gehörten 
deren Kontrolle und Lenkung zu den als 
selbstverständlich angesehenen staatli­
chen Aufgaben. Dabei richtete sich die 
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Zuständigkeit der Staatsorgane danach, 
ob es sich um im engernn Sinne wissen­
schaftliche oder um künstlerische Ge­
sellschaften handelte. Zunächst war bis 
1951 sowohl für kulturelle als auch für 
wissenschaftliche Belange das "Ministe­
rium fürVolksbildung" zuständig, das die 
Nachfolge der"Deutschen Zentralverwal­
tung fürVolksbildung" übernommen hat­
te und wie diese anfangs von Paul Wan­
del geleitet wurde. Um Fragen der Wis­
senschaftsorganisation kümmerte sich 
im Ministerium eine "Hauptabteilung 
Hochschulwesen", während als kulturpo­
litisches Ressort eine "Hauptabteilung 
Kunst und Literatur" eingerichtet wurde, 
welche sich 1950 in die Hauptabteilun­
gen "Kunst" und "Literatur" aufspaltete. 
Die wissenschaftlichen Gesellschaften 
wurden von der Hauptabteilung Hoch­
schulwesen betreut, die dafür Anfang 
1951 ein eigenes Referat (Wissenschaft­
liche Gesellschaften und Tagungen") zur 
Verfügung gestellt bekam. Als wenige 
Monate später die Hauptabteilung aus 
dem Ministerium ausgegliedert und in 
ein neugegründetes Staatssekretariat mit 
eigenem Geschäftsbereich ("Staatsse­
kretariat für Hochschulwesen" - SfH) 
überführt wurde, übernahm diese Arbeit 
ein Hauptreferat ("Wissenschaftliche 
Tagungen und Gesellschaften") bezie­
hungsweise ein Sektor ("Internationale 
Tagungen und Kongresse und wissen­
schaftliche Gesellschaften in der DDR"). 

Das SfH wurde im Februar 1958 umbe­
nannt in "Staatssekretariat für das Hoch­
und Fachschulwesen" (SHF); seit Juli 
1967 hieß es dann "Ministerium für Hoch­
und Fachschulwesen" (MHF). Für die 
Arbeit mit musikwissenschaftlichen Ge-
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sellschaften -wie überhaupt für Musik­
wissenschaft - war seitens des Fach­
sektors von 1953 bis 1963 Konrad Nie­
mann verantwortlich, danach Hans-Die­
ter Grampp. Nach einer 1958 entstande­
nen Übersicht des SfH über die "Verant­
wortlichkeit bei der Vorbereitung und 
Durchführung internationaler Tagungen 
und Kongresse [und) der Gründung und 
Anleitung wissenschaftlicher DDR-Ge­
sellschaften" war der jeweilige Fachsek­
tor im wesentlichen zuständig für das 
hausinterne Melden einer Veranstaltung, 
für die Bildung einer SED-Parteigruppe 
und für die "politisch-wissenschaftliche 
Anleitung" der Gesellschaften bezie­
hungsweise Veranstalter. 10 Die Rege­
lung der technischen und finanziellen 
Angelegenheiten sowie überhaupt die 
allgemeine Planung der in einem Kalen­
derjahr zu betreuenden Kongresse ob­
lag hingegen dem Sektor Internationale 
Tagungen und Kongresse des Staatsse­
kretariats. Ungeachtet aller späterer 
Strukturänderungen blieb diese Form der 
Arbeitsteilung im Prinzip bis zum Ende 
.der DDR erhalten. 

Von 1952 bis 1966 unterhielt das Staats­
sekretariat außerdem für die einzelnen 
universitären Studienrichtungen soge­
nannte Wissenschaftliche Beiräte, de­
nen sämtliche Professoren der entspre­
chenden Wissenschaftsdisziplin ange­
hörten. In der Regel übernahm der zu­
ständige Fachreferent darin den Posten 
eines Sekretärs. Laut Ministerratsbe­
schluß vom 28. August 1952 dienten die 
Beiräte hauptsächlich der Aufstellung von 
Studienplänen ( die nach der Hochschul­
reform des Jahres 1951 für alle Studien­
richtungen obligatorisch geworden wa-
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ren) und der Beratung von Fragen der 
Forschung und Lehre Administrative 
Vollmachten erhielten sie jedoch nicht. 11 

Ein solcher Beirat existierte auch für die 
Fachrichtung Musikwissenschaft, seit 
seiner Gründung 1952 geleitet von Ernst 
Hermann Meyer. Anfang 1966 wurden 
die Beratungsorgane des SHF umstruk­
turiert. Es entstand ein "Hoch- und Fach­
schulrat der DDR", dem Mitglieder aus 
allen gesellschaftlichen Bereichen an­
gehörten und der vom Staatssekretär 
beziehungsweise Minister geleitet wur­
de Außerdem wurden die bestehenden 
Beiräte der wissenschaftlichen Einzel­
gebiete als "Sektionen" in neu geschaf­
fene größere Beiräte eingegliedert. 12 Der 
bisherige Beirat für Musikwissenschaft 
hieß nun "Sektion Musikwissenschaft" 
des "Wissenschaftlichen Beirats für Lite­
ratur-, Kunst- und Sprachwissenschaf­
ten". Seklionsvorsitzender blieb noch bis 
1968 Ernst Hermann Meyer, danach über­
nahm Walther Siegmund-Schultze diese 
Position. In den achtziger Jahren wurde 
die Funktion des Beirats von einer "Ar­
beitsgruppe Musikwissenschaft" des 
"Wissenschaftlichen Rats für Kultur-und 
Kunstwissenschaften" der· Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften beim ZK 
der SED" ausgeübt Besonders in den 
fünfziger und frühen sechziger Jahren 
bildete der Beirat für Musikwissenschaft, 
der seine Sitzungen häufig zusammen 
mit dem Beirat für Musikerziehung ab­
hielt, ein Forum der Auseinandersetzun­
gen um die Zukunft der Gesellschaft für 
Musikforschung. Von größerer Bedeu­
tung war allerdings seine SED-Partei­
gruppe. Weil ihm auch einige parteilose 
(sogenannte "bürgerliche") Professoren 
angehörten, die es von der Entschei-
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dungsgewalt weitgehend auszuschließen 
galt, mußte den SED-Mitgliedern Gele­
genheit gegeben werden, alle wichtigen 
Entscheidungen zuerst unter sich auszu­
machen. Zu diesem Zweck traf man sich 
für gewöhnlich unmittelbar vor den offizi­
ellen Beiratssitzungen zu internen Bera­
tungen. Mit den "bürgerlichen• Musikwis­
senschaftlern wurde anschließend fak­
tisch nur noch lllusionstheater gespielt. 

Nach der 5 Tagung des ZK der SED im 
März 1951 wurde auch die staatliche 
Kulturpolitik institutionell neu organisiert 
und aus dem Ministerium für Volksbil­
dung ausgegliedert. Schließlich über­
nahm 1954 das "Ministerium für Kultur'' 
(MfK) diese Aufgabe Es war sowohl an 
der Errichtung der Zweiggeschäftsstel­
len der Gesellschaft für Musikforschung 
und der Neuen Schütz-Gesellschaft in 
Leipzig ( 1954) als auch an der Gründung 
der Georg-Friedrich-Händel- und der 
Robert-Schumann-Gesellschaft (1955 
beziehungsweise 1957) beteiligt. Die 
Gesellschaft für Musikforschung wurde 
zwar in der DDR, weil eingestuft als "wis­
senschaftliche Gesellschaft", dem Staats­
sekretariat für Hochschulwesen zugeord­
net; das für musikalische Gesellschaften 
zuständige Kulturministerium blieb aber 
auch hier nie ganz ohne Mitspracherecht, 
zumal die politischen Konzeptionen der 
auf die musikalischen Gesellschaften 
einflußnehmenden Kräfte die GfM immer 
mit einschlossen. Ferner löste das MfK 
in den fünfziger Jahren den Kulturbund 
bei der Betreuung der Neuen Bachge­
sellschaft ab. Im Rahmen des Ministeri­
ums waren besonders die Funktionäre 
Hans-Georg Uszkoreit, Hans Pischner 
Werner Rackwitz und Gerhard Brattk~ 
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für den Umgang mtt den musikalischen 
Gesellschaften verantwortlich. 

Beide Staatsorgane, das für die Hoch­
schul- und das für die Kulturpolitik zu­
ständige, wurden kontrolliert vom Appa­
rat des Zentralkomitees der SED - ge­
nauer: von dessen Abteilungen "Wissen­
schaften" und "Kultur'', die wiederum zum 
Ressort des für Wissenschaft, Volksbil­
dung und Kultur zuständigen ZK-Sekre­
tärs ( seit 19p5 Kurt Hager) gehörten. 
Recht früh hatte sich durchgesetzt, daß 
die vom jeweiligen Staatsorgan erstell­
ten Konzeptionen über die während der 
bevorstehenden Veranstaltung einer 
Gesellschaft zu erreichenden politischen 
Ziele mit der entsprechenden Abteilung 
des ZK-Apparats koordiniert und dann 
dem Sekretariat des ZK zur Beschluß­
fassung vorgelegt wurden. 

Nicht ohne Einfluß bei Entscheidungen 
über musikalische Gesellschaften war 
auch immer der Generalsekretär bezie­
hungsweise 1. Sekretär des "Verbandes 
Deutscher Komponisten und Musikwis­
senschaftler" (VDK) beziehungsweise 
des "Verbandes der Komponisten und 
Musikwissenschaftler der DDR" (VKM). 
Besonders Nathan Notowicz, der dieses 
Amt von 1951 bis 1968 ausübte, machte 
von seinem Mitspracherecht des öfteren 
Gebrauch Daß er im Kreis der Musik­
funktionäre über eine erhebliche Autori­
tät verfügte, wurde spätestens 1962 deut­
lich, als er seine Position bezüglich der 
geplanten Spaltung der Gesellschaft für 
Musikforschung und der Neuen Bachge­
sellschaft durchsetzen konnte. Oberhaupt 
ist der Einfluß nicht zu unterschätzen, den 
Musikwissenschaftler, die sich mit den 
Zielen der SED identifizierten, unabhän-
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919 von ihren bekie1deien Amiern auf die 
Politik mit den musikalischen und musik­
w1ssenschaftlichen Gesellschaften aus­
üben konnten. Zu nennen sind hier neben 
Notowicz vor allem Ernst Hermann Mey­
er, Georg Knepler, Karl Laux, Walther 
Siegmund-Schultze, Werner Felix und 
Heinz Alfred Brockhaus. Ohne deren 
aktive Beteiligung wäre die Instrumenta­
lisierung der Gesellschaften für politi­
sche Zwecke wohl kaum gelungen. Mit­
nichten trifft die Vermutung zu, daß die­
sen Personen lediglich die Rolle von 
Multiplikatoren für vorher von Funktionä­
ren beschlossene Entscheidungen zu­
kam - oder gar nur die Rolle von bloßen 
Befehlsempfängern. Vielmehr waren 
nicht selten gerade sie es gewesen, die 
bei den zahlreichen Versuchen, dem 
SED-Regime durch geschicktes Taktie­
ren politische Geländegewinne zu ver­
schaffen, die Initiative ergriffen hatten. 

Besonders eindrucksvoll läßt sich das 
Zusammenspiel der genannten Entschei­
dungsträger anhand der Vorbereitungen 
der Jahrestagungen und Kongresse der 
Gesellschaft für Musikforschung und der 
Internationalen Gesellschaft für Musik­
wissenschaft darstellen. Zunächst stand 
in den fünfziger Jahren und am Beginn 
der sechziger Jahre die Gesellschaft für 
Musikforschung im Mittelpunkt des staat­
lichen Interesses an musikalischen und 
musikwissenschaftlichenGesellschaften, 
später wurde die eingeübte Verfahrens­
weise dann auch im Umgang mit der 
IGMW praktizert. Die seit der Währungs­
spaltung 1948 notwendig gewordene 
staatliche Zuteilung anderer Währungen 
bei Reisen von Wissenschaftlern nach 
Westdeutschland oder ins Ausland er-
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ieichterte es der DDR. die Teiinahme an 
auswärtigen wissenschaftlichen Veran­
staltungen zu lenken und zu kontrollieren. 
So konnte bereits frühzeitig nach dem 
sogenannten Delegationsprinzip verfah­
ren werden, was bedeutete, daß die vom 
Staat mit Reisegenehmigungen bedach­
ten Wissenschaftler zu geschlossenen 
Gruppen ("Delegationen"} zusammenge­
faßt wurden. Vor jeder wissenschaftli­
chen Veranstaltung, für die eine DDR­
Beteiligung vorgesehen war, hatte das 
Staatssekretariat (beziehungsweise Mi­
nisterium) für Hoch- und Fachschulwe­
sen als "delegationsbildendes Organ" 
dem Sekretariat des ZK der SED eine 
entsprechende Beschlußvorlage anzu­
fertigen. Erst Mitte der siebziger Jahre 
wurde von dieser Praxis allmählich Ab­
stand genommen und dem Sekretariat 
des ZK nur noch in einigen wenigen Fäl­
len das letzte Wort bei der "Delegierung" 
von Wissenschaftlern überlassen. Die 
Zahl der Kongreßreisen hatte in der DDR 
inzwischen einen die Kapazität der Se­
kretariatssitzungen völlig überfordernden 
Umfang angenommen, bereits in den 
sechziger Jahren war man daher bei der 
Entscheidung mitunter auf die von Kurt 
Hager geleitete "Ideologische Kommis­
sion" beim Politbüro ausgewichen In der 
Regel wurden die Beschluß vorlagen vom 
zuständigen Fachreferenten im Staats­
sekretariat ausgearbeitet und zunächst 
hausintern bestätigt, bevor die Abteilung 
Wissenschaften und andere Partei- und 
Staatsorgane zur Stellungnahme aufge­
fordert wurden. 

Die Vorlagentexte begannen üblicher­
weise mit einer Auflistung der zur "Dele­
gierung'' vorgesehenen Wissenschaftler, 
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danach folgten kurze Informationen über 
den Charakter der jeweiligen Gesell­
schaft, anschließend ein Hinweis auf den 
zu erwartenden politischen Nutzen der 
Veranstaltung - hier wurde meist gehö­
rig übertrieben, um die Chancen für die 
Bestätigung der Vorlage zu erhöhen. Eine 
Konzeption über die künftig in Angriff zu 
nehmenden politischen Etappenziele 
fehlte ebensowenig wie die sogenannte 
Direktive - eine Verhaltensrichtlinie für 
die zur Teilnahme vorgesehenen Wis­
senschaftler. Vor Reisebeginn wurden 
dann die Teilnehmer auf einer eigens 
dafür einberufenen "Delegationsbespre­
chung" mit dem Inhalt der Direktive ver­
traut gemacht. In den Vorlagen wurde 
auch vermerkt, welcher "Delegierte• als 
"Parteigruppenorganisator" vorgesehen 
war. Denn sozusagen für die Online-Kon­
trolle der Teilnehmer wurde obendrein 
jedesmal eine temporäre SED-Partei­
gruppe (beziehungsweise "Parteiaktiv") 
gebildet - wie es das SED-Statut seit 
1954 für solche Gelegenheiten vorsah. 
Ein darüber hinaus eingesetzter "Dele­
gationsleiter" war allen "Delegationsmit­
gliedern· weisungsberechtigt und hatte 
nach jeder Veranstaltung dem Staatsse­
kretariat (häufig auch noch dem Kultur­
ministerium und den beiden zuständigen 
ZK-Abteilungen) schriftlich zu berichten, 
in welchen Punkten die jeweils aktuelle 
politische Mission erfüllt werden konnte. 
Von den Kaderabteilungen der Institutio­
nen, welchen die zur "Delegierung" vor­
gesehenen Personen angehörten, wur­
den vom Staatssekretariat beziehungs­
weise Ministerium rechtzeitig Kurzbio­
graphien und Stellungnahmen angefor­
dert. die ebenfalls Bestandteile der Vor­
lagen bildeten. Die zur Stellungnahme 
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aufgeforderten Partei-und Staatscrga= 
ne mahnten mitunter vor der Sekretari­
atssitzung eine Reduzierung der Teil­
nehmerzahl an; es konnte aber auch pas­
sieren, daß das Sekretariat des ZK eini­
ge Personen noch während der Behand­
lung der Vorlage- das hieß in der Regel 
unmittelbar vor Reisebeginn - von der 
Teilnehmerliste streichen ließ. Ein be­
sonderes politisches Kalkül läßt sich 
dabei nicht erkennen. Um so mehr muß­
te daher den Betroffenen die Auswahl­
praxis wie ein Lotteriespiel vorkommen. 

Nach dem Bau der Berliner Mauer wur­
den die Möglichkeiten für DDR-Bürger, 
an wissenschaftlichen Veranstaltungen 
im Westen teilzunehmen, erheblich ein­
geschränkt. Gemäß eines Beschlusses 
des Sekretariats des ZK der SED vom 
18. April 1962 über die "Entsendung von 
Wissenschaftlern der Deutschen Demo­
kratischen Republik zu Tagungen und 
Kongressen in nichtsozialistische Län­
der und nach Westdeutschland" waren 
solche Reisen nur noch dann zu geneh­
migen, wenn "eine selbständige Mitglied­
schaft der DDR in einer internationalen 
wissenschaftlichen Organisation (Kollek­
tivmitgliedschaft oder Einzelmitglied­
schaft) besteht und ein selbständiges 
Auftreten unserer Wissenschaftler von 
vornherein gegeben ist". Weiter wurde 
verfügt: 

"Alle Reisen erfolgen offiziell als ,Dele­
gation der DDR'. 
Es sind nur solche Wissenschaftler zu 
delegieren, die klar und unzweideutig 
die Interessen unserer Republik vertre­
ten, ein ausgewiesenes hohes wissen­
schaftliches Ansehen besitzen und in der 
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Regel auf Tagungen mit einem Vortrag 
auftreten. 
Die Anzahl der zu delegierenden Wis­
senschaftler ist auf ein Mindestmaß zu 
reduzieren, in der Zusammensetzung der 
Delegation ist auch quantitativ der Ein­
fluß unserer Parteimitglieder zu sichern. 
Es sind grundsätzlich keine Ehepaare zu 
delegieren." 

Später wurde diese Richtlinie weiter prä­
zisiert. So beschloß am 22. April 1965 
das Sekretariat des ZK der SED eine 
"Ordnung über die Verantwortung der 
staatlichen Organe bei der Beschickung 
von Tagungen und Kongressen in den 
nichtsozialistischen Staaten". 

In der ersten Hälfte der fünfziger Jahre 
war das Staatssekretariat für Hochschul­
wesen um die Neugründung wissen­
schaftlicher Gesellschaften in der DDR 
bemüht. Zu Beginn des Jahres 1953 ar­
beitete es gar einen regelrechten "Plan 
der zu gründenden wissenschaftlichen 
Gesellschaften" samt eines an das Sta­
tut der "Physikalischen Gesellschaft in 
der DDR" angelehnten "Musterstatuts" 
aus. Allein in den Jahren 1952 bis 1954 
wurden so Gesellschaften für die Diszi­
plinen Physik, Chemie, Geographie und 
Geologie gegründet. In zahlreichen Fäl­
len ging die staatliche Verantwortung 
später vom Staatssekretariat auf die 
Deutsche Akademie der Wissenschaf­
ten, bei medizinischen Gesellschaften 
auf das Ministerium für Gesundheitswe­
sen über. Die Mitgliedschaft von DDR­
Bürgern in Gesellschaften mit westdeut­
schem Sitz wurde anfangs toleriert. Ein 
Mitarbeiter des Hauptreferats "Wissen-
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schaftliche Tagungen und Gese!!schaf­
ten" im Staatssekretariat für Hochschul­
wesen wagte beispielsweise noch 1952 
gegenüber einem Vorgesetzten die Fra­
ge zu stellen, ob es "allen westdeutschen 
Gesellschaften" empfohlen werden soll­
te, Sonderkonten in der DDR zu errich­
ten, damit deren ostdeutsche Mitglieder 
reguläre Beitragszahlungen leisten könn­
ten. 

Auch das Ministerium für Kultur entdeck­
te bald sein Interesse an gesamtdeut­
schen und internationalen Gesellschaf­
ten, zumal die DDR während der Zeit 
ihrer internationalen Isolierung auf inoffi­
zielle, formal nichtstaatliche Repräsen­
tanten zurückgreifen mußte. Dabei spiel­
ten auch musikalische Gesellschaften 
eine Rolle. Zunächst ging es darum, sich 
über die bestehenden Mitgliedschaften 
von DDR-Bürgern in solchen Gesellschaf­
ten zu informieren und weitere Gesell­
schaften für Mitgliedschaften zu erschlie­
ßen. Schon bald aber wurde die Zielstel­
lung konkretisiert. Es komme darauf an, 
"eine gleichberechtigte Stellung in der 
gesamtdeutschen Vertretung zu errei­
chen•, betonte Ende 1956 der stellver­
tretende Außenminister Sepp Schwab 
gegenüber dem Kulturminister Johan­
nes R. Becher. Im November 1957 er­
stellte das Ministerium für Kultur eine auf 
dieser Linie liegende "Direktive· für die 
Umgestaltung aller gesamtdeutschen 
kulturellen Gesellschaften. 

Das Drängen der DDR-Behörden auf 
eigene nationale Vertretungen nahm 
nach dem Bau der Berliner Mauer erheb­
lich zu. Sogleich nach dem 13. August 
1961 wurde im Partei- und Staatsappa­
rat eine Konzeption darüber erarbeitet, 
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welche Konsequenzen sich aus der neu­
en politischen Situation für die noch be­
stehenden gesamtdeutschen Gesell­
schaften zu ergeben hätten: "Es wird vor­
geschlagen, an Stelle der gesamtdeut­
schen Gesellschaften entweder eigene 
DDR Gesellschaften oder Arbeitskreise 
zu gründen. Die DDR Gesellschaften ar­
beiten nach einer neuen, unserer Situati­
on und unseren Aufgaben entsprechen­
den Konzeption.· Zutreffen sollte dies 
sowohl für literarische Gesellschaften 
(Goethe-, Schiller-, Shakespeare-, Dan­
te- und Barlach-Gesellschaft) als auch 
für die Bach-und die Schütz-Gesellschaft 
sowie für die Gesellschaft für Musikfor­
schung. Von den musikalischen Gesell­
schaften sollten lediglich die Händel- und 
die Schumann-Gesellschaft von Verän­
derungen verschont bleiben, da sie "ih­
rem Charakter nach DDR Gesellschaf­
ten" seien. 

Wenig später, im Oktober 1961, wurden 
diese Vorschläge auf einer Beratung im 
Kulturministerium präzisiert. Man einigte 
sich auf folgendes Vorgehen: Die in Leip­
zig ansässige Neue Bachgesellschaft 
sei aufzulösen und durch eine eigene 
Bachgesellschaft der DDR unter Vorsitz 
des Thomaskantors Erhard Mauersber­
ger zu ersetzen. Ein ähnliches Schicksal 
war der Neuen Schütz-Gesellschaft zu­
gedacht: An ihre Stelle sollte ein "Ar­
beitskreis der Schütz-Freunde" unter 
Vorsitz des Dresdner Kreuzkantors Ru­
dolf Mauersberger treten. Als Ersatz für 
die GfM war eine eigene "Gesellschaft 
für Musikforschung• vorgesehen, die ihre 
Geschäftsstelle wie bisher in Leipzig 
unterhalten, ansonsten aberengen Kon­
takt zum Komponistenverband pflegen 
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soHte Einzig unangetastet sollte in Ha!!e 
die Georg-Friedrich-Händel-Gesell­
schaft bleiben, denn sie sei "politisch 
fest in unseren Händen·. Das weitere 
Vorgehen gegenüber den gesamtdeut­
schen Gesellschaften sollte von einem 
Beschluß der SED-Führung abhängig 
gemacht werden. 

Nur dem Umstand, daß der angekündete 
Parteibeschluß sich verzögerte, war es 
zu verdanken, daß die genannten Ge­
sellschaften - und überhaupt gesamt­
deutsche Kulturgesellschaften - noch 
einige Jahre ihre Einheit bewahren konn­
ten. Der Grund für die Verzögerung lag 
darin, daß der vom Staatssekretariat für 
das Hoch- und Fachschulwesen ausge­
arbeitete Entwurf einer Vorlage für das 
Sekretariat des ZK in der Abteilung Wis­
senschaften des Parteiapparats auf Kri­
tik gestoßen war. Der Entwurf hatte vor­
gesehen, Mitgliedschaften von DDR­
Bürgern in westdeutschen wissenschaft­
lichen Gesellschaften nur noch in Aus­
nahmefällen zu gestatten und die DDR­
Mitglieder in gesamtdeutschen Gesell­
schaften "von der Notwendigkeit des frei­
willigen Austritts" zu überzeugen. Erst 
nach derdeutschlandpolitischen Wende 
der SED nach der Bildung der Großen 
Koalition in Bonn begann man sich im 
Partei-und Staatsapparat wieder an das 
steckengebliebene Vorhaben zu erin­
nern. Am 5. April 1967 beschloß das 
Sekretariat des ZK (anschließend pro 
forma auch der Ministerrat), daß sämtli­
che gesamtdeutschen Gesellschaften mit 
westdeutschem Sitz ihre Tätigkeit in der 
DDR bis zum Ende des Jahres 1968 
einzustellen hätten. Einzig die auf DDR­
Gebiet ansässigen Gesellschaften er-

hochschule ost 2/1996 

hielten in modifizierter Form-als "!n!er­
nat1onale Gesellschaften" beziehungs­
weise "Gesellschaften der DDR mit in­
t_~rnationaler Mitgliedschaft"_ noch eine 
Uberlebenschance. Auf Grund dieses 
Beschlusses mußten in den Jahren nach 
1967 folgende gesamtdeutsche Kultur­
gesellschaften ihre Tätigkeit in der DDR 
beenden: 

- die 1946 gegründete "Ernst-Barlach­
Gesellschaft", Sitz Hamburg (am 30_ April 
19~8 durch die Bildung eines "Arbeits­
~re1ses Ernst Barfach" des Kulturbundes 
In Schwerin), 

- die Gesellschaft für Musikforschung 
(am 3. September 1968 durch Beschluß 
der selbsternannten "Sektion DDR" und 
der "Kommission Musikwissenschaft" 
des Komponistenverbandes), 
- d~r 1869 gegründete "Hansische Ge­
schichtsverein", Sitz Bremen (durch An­
sc~luß der in der DDR bestehenden Ar­
beitsgemeinschaft an die "Deutsche Hi­
sto~ik~r-Gesellschaft· Anfang 1969), 
- _die Deutsche Schiller-Gesellschaft", 
Sitz Marbach (mit dem Beschluß des 
Kulturbundes am 29. April 1969, einen 
zentralen • Arbeitskreis Friedrich Schil­
ler" aufzubauen) und 

-. die "Hölderlin-Gesellschaft", Sitz Tü­
bingen. 

Gesamtdeutsche Gesellschaften mit Sitz 
~uf DDR_-Ge~iet wurden in der Folgezeit 
internat1onallsiert", so 

- die Neue Bachgesellschaft (welche 
gezwungen wurde, sich 1970 zu einer 
"Internationalen Vereinigung" mit Län­
dersektionen in beiden deutschen Staa­
ten_sowie im Ausland umzuwandeln) und 
- die 1885 gegründete "Goethe-Gesell­
schaft", Sitz Weimar (durch die Grün-
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........ ·~ ... v, • L..YV 1~~1.c 11en iii verschiedenen 
Ländern und Aufnahme ausländischer 
Mitglieder in die Leitungsgremien sowie 
d_urch die Wahl eines ostdeutschen Prä­
sidenten im Jahr 1971) 

~ereits vor dem Beschluß wurde die seit 
ihrer Gründung 1864 in Weimar ansässi­
ge "Deutsche Shakespeare-Gesell­
schaft" gespalten, was allerdings nur zum 
Teil als Folge des von der DDR (genau­
er: _v_om Kulturministerium) ausgeübten 
politischen Drucks anzusehen ist; mit 
etwas mehr Kompromißbereitschaft auf 
westlicher Seite hätte die bis 1993 wäh­
rende Spaltung wohl verhindert werden 
können. Die Internationale Heinrich 
~chütz-Gesellschaft hatte bereits 1964 
ihre gesamtdeutsche Struktur aufgege­
ben, nachdem angesichts der Situation 
~a~h dem Mauerbau eine Weiterarbeit 
in dieser Form nicht mehr möglich schien. 
Unangetastet von dem Beschluß des ZK­
Sekretariats blieben von den musikali­
schen Gesellschaften lediglich die in 
Halle ansässige Georg-Friedrich-Hän­
del-Gesellschaft und die Robert-Schu­
m~nn-Gesellschaft (Sitz Zwickau), da 
beide Vereinigungen bereits die ange­
strebte Norm von "Gesellschaften der 
DDR mit internationaler Mitgliedschaft" 
erfüllten. Die Robert-Schumann-Gesell­
schaft, in der schon 1961 jeglicher west­
deutscher Einfluß ausgeschaltet worden 
war, verharrte so weiter in provinzieller 
Harmlosigkeit am Tropf des Kulturmini­
steriums, Während man sich in der Hän­
del-Gesellschaft zwar fortan durch eine 
wohldosiert eingesetzte Präsenz west­
deutscher und ausländischer Händelfor­
scher mit einem gewissen internationa­
len Flair schmücken konnte, aber die von 
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linientreuen Funktionären (Ernst Her­
mann Meyer, WaltherSiegmund-Schult­
ze) gesicherte Vorherrschaft der DDR 
nie gefährdet sehen mußte. 

schließenden Wahl hatte nämlich die Ge­
samtheit der Mitglieder nur noch zu ent­
scheiden, welchem der von den L~ndern 
vorgeschlagenen Kandidaten sie den 
Vorzug geben wollte. Gelang es_ also d_er 
DDR, für sich das Anrecht auf einen ~1tz Das Verbot der Gesellschaft für Musik­

forschung in der DDR beendete den jah­
relang von SED-Aktivisten und vom 
Staatssekretariat für das Hoch-und Fach­
schulwesen vorangetriebenen, aber letzt­
lich erfolglos gebliebenen Versuch, in 
dieser Gesellschaft unter Umgehung der 
Satzung eine "Sektion DDR" zu bilden. 
Nach 1968 fanden diese Bemühungen 
eine Fortsetzung in der Internationalen 
Gesellschaft für Musikwissenschaft, die 
der DDR neben anderen internationalen 
Organisationen fortan als Exp~rimenti~r­
feld für ihre Bemühungen um internatio­
nale Anerkennung dienen sollte. Besse­
re Erfolgsaussichten als in der Gesell­
schaft für Musikforschung konnte sie sich 
hier zumal deshalb ausrechnen, weil 
Aufbau und Wahlmodus der IGMW ihrem 
Anliegen entgegenkam. Mußte sie in der 
GfM mühSam und unter Bruch der Sat­
zung erzwingen, daß bei den Wahlen 
zum Vorstand die von ihr vorgeschlage­
nen Kandidaten separat gewählt wur­
den, so konnte sie in der IGMW von 
vornherein darauf aufbauen, daß der 
entscheidende erste Wahlgang im na­
tionalen Rahmen stattfand. Bei der ab-

im Direktorium-dem Führungsgremium 
der Gesellschaft - durchzusetzen, war 
es ihr ein leichtes, dafür zu sorgen, daß 
ein linientreuer Genosse gewählt wird. 
Durch gezielte Eintritte von SED-Mitglie­
dern in die Gesellschaft ließ sich mühe­
los erreichen, daß die dafür nötige Mehr­
heit gesichert war. Das eigentliche Pro­
blem lag jedoch darin, die Ge~ellsc~~ft 
dazuzubewegen,dieDDRals Land im 
Sinne der Statuten anzuerkennen. Dies 
gelang erst nach jahrelangen intensiv~n 
Bemühungen engagierter SED-Mitglie­
der. Nachdem durch zwei interne Auf­
nahmeaktionen die von den Statuten vor­
gesehene Mindestzahl an Mitgli~dem für 
das Anrecht auf einen Direktonumss1tz 
erreicht war' vermochte die Gesellschaft 
dem aus der DDR kommenden Druck 
nicht mehr standzuhalten. Im Jahr 1971 

stimmte das Direktorium auf einer Sit-
zung in Kopenhagen endgültig zu, die 
DDR künftig als eigenständiges Land zu 

behandeln. 

Lars Klingberg, or. phil., Musikwisse~­
schaft/er, lebt und arbeitet in Bertm 

Anmerkungen: • 
.. . . f b der Gewerkschaften unter den Verhältnissen 

' W. 1. Lenin, Uber die Rolle u~d die Auhlg~ den ZK der KPR(B) vom 12. Januar 1922, in: ders •• 
der Neuen ökonomischen Politik. Besc u es 
Werke Bd 33, Berlin [Ost} 1962, S. 178 .. 

• . K ses der Kommunistischen 
z Lenin. Thesen Ober die Hauptaufgaben des zweiten ongres 
Internationale, a. a. 0„ Bd. 31, 1959, S 179. 

• Lenin, Ober proletansche Kultur, a. a. 0., Bd. 31, 1959, S. 308 
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• Lenin, Staat und .Revo!ut:on. O:a Lehre des Marxismus vom Staat und die Aufgaben des 
Proletariats in der Revolution, a a. 0., Bd 25, 1960, S. 485. 

• So sinngemäß Arthur Koestler auf dem "Kongreß für kulturelle Fre1he1t" 1950 in West-Berlin 

• Vgl. Benno Parthier. Die Leopoldina. Bestand und Wandel der ältesten deutschen 
Akademie. Festschrift des Präsidiums der Deutschen Akademie der Naturforscher 
Leopoldina zum 300 Jahrestag der Gründung der heutigen Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg 1994. Halle (Saale) 1994. 
7 Zur Neuen Bachgesellschaft vgl. meinen Aufsatz Neue Bachgesellschaft und DDR, in· 
Bericht über die Wissenschaftliche Konferenz anläßlich des 69. Bach-Festes der Neuen 
Bachgesellschaft, Leipzig, 29. und 30. März 1994. Passionsmusiken Im Umfeld Johann 
Sebastian Bachs - Bach unter den Diktaturen 1933-1945 und 1945--1989. Hildesheim [u a.] 
1995, S. 141-167 

• Zur Gesellschaft für Musikforschung vgl. die Beiträge in dem Sammelband Einheit und 
Trennung der Gesellschaft für Musikforschung Zur Wissenschaftsgeschichte im geteil­
ten Deutschland. Eine Dokumentation, hrsg von der Gesellschaft für Musikforschung, 
Kassel [u. a.] 1993: Rudolf Eller, Zum Thema (S. 6-12); Martin Ruhnke, Die Ereignisse der 
1960er Jahre aus westlicher Sicht (S. 13-18); Lars Klingberg, Gesellschaft für Musik­
forschung und DDR (S. 16-47); Rudolf Eller, Die Spaltung der Gesellschaft für Musik­
forschung 1961 bis 1968 (S 46-55). 
9 Zur Internationalen Gesellschaft für Musikwissenschaft vgl. Eller, Zum Thema, a a. O , 
S 11 f. 
10 Bundesarchiv, Außenstelle Berlin-Lichterfelde [nachfolgend: BA Berlin), Signatur: DR-3/ 
1671. 

" Egon Erwin Müller und Marianne Müller, " ... stürmt die Festung Wissenschaft!". Die 
Sowjetisierung der mitteldeutschen Universitäten seit 1945. Berlin [West] [1953], S. 227 f 
12 Andreas Herbst, Winfried Ranke und Jürgen Winkler, So funktionierte die DDR, Bd 2 
Lexikon der Organisationen und Institutionen, Reinbek bei Hamburg 1994, S. 674. 
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Tiiman Grammes (Dresden): 

Staatsbürgerkundeunterricht in der DDR -
ein un-mögliches Fach? 

und Praxis von Staatsbürgerkunde vie-
Der Beitrag berichtet kurz übe~ ein Pro- len als bruchlose Indoktrination dar. Kon-
jekt "Alltags- und Sozialgesch1ch_te des flikte blieben beschränkt auf Ausbruchs-
Staatsbürgerkundeunterrichts in der versuche einzelner Lehrer, Schüler und 
DDR"., Die bislang vorliegende_n Doku- Hochschulmethodiker, die schnell ge-
mente ergeben im Ensemble ein face_t- maßregelt wurden. Die Staatsbürgerku~-
tenreiches Bild vom Unterrichtsalltag. Die de insgesamt erscheint als monohth1-
bislang vorliegenden Dokum_entengrup- scher Block. Das Spektrum der Schuld-
pen2 regen zu Thesen a~, die hier aus- zuweisungen reicht etwa von der These, 
schnittweise zur Diskussion g~stelltwer- daß Staatsbürgerkunde das zentrale Eie-
den sollen. Dies geschieht nicht zuletzt ment der Indoktrination der nachwach: 
mit dem Ziel, Leser dazu anzurege~, senden Generation durch .rote ~oc_ken 
weitere Dokumente aufzufinden, um die (Freya Klier) dargestellt habe, bis hin zu 
Materialbasis zu verbreitern. der These, Staatsbürgerkunde habe 

Staatsbügerkunde war quantitativ ein ein- Zweisprachigkeit" wenn nicht systema-
bzw. zweistündiges Nebenfa~h. Denno~h tisch gelehrt, so doch gefördert, und d~-
wird aus der Retrospektive mit Staatsbur- mit einen nicht zu unterschätzenden Be'.-
gerkunde zu Recht ein Kernele~ent d~s trag zur inneren Implosion des realex'.-
Gesamtsystems politischer Erziehung ~n stierenden Sozialismus 1988/89 ge_lei-
der DDR assoziiert. Auch aus der ze,_t- stet.WerdendieseEinschätzu~genrncht 

ö ·sehen Sicht der DDR-Volksb1I- durch erziehungsgeschichtl1ch~ F~r-
~~~g sks~m dem Unterrichtsfach i~ Rah- schung aufgearbeitet, werden _sie sich 
men der politischen Erziehung in den als Mythen verselbständigen. Diese s~e-
Schulen tragende Funktion zu, obwohl hen dann dem Wunsch einer Mutter ,m 
die Zielbestimmungen sich im Verlaufe W e geäußertaufeinerVeranstaltung 
der Entwicklung der DDR gewandelt ha- 19~~ i;,, Pädagogischen Landesinstit~t 
ben und konzeptionelle Auseinanderset- Brandenburg, auf die Frage, was sie 
zungen darüber geführt wurden. sich für ihre Kinder wüns~~e.: ,,Pädago-

Aus heutiger Sicht stellen sich Konzept gen, die bei sich selbst s,n •. 

ethodologie einer Problemgeschichte von Fachunterricht ... 
M I d ML/WK Paradigmasalsgultlg) 

Die Auseinandersetzung mit der Staats- i~;r e~~er exter~e Form der K~itik (M~r-
bürgerkundemethodik und_ der ~nter- xismus als Ideologie) entscheiden. D1f-
richtspraxis mußsich zu Be~innzw1schen ferenziert man ML/WK und Marxismus, 
einer immanenten Methodik (Unterstel-
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dann läßt sich in einer immanenten Kritik 
der ML mit der Methodologie des Mar­
xismus messen. 

1. Akzeptiert man versuchsweise MU 
WK als eine zutreffende Beschreibung 
und Erklärung gesellschaftlicher Entwick­
lungen, dann steht der Pädagoge vor 
dem Problem, wie er ein • Wesen· und 
"Gesetzmäßigkeiten" vermitteln will, die 
für den lernenden nicht .erscheinen", 
also nicht selbstevident sind. Diese Ver­
mittlung dürfte aber gerade nicht als be­
lehrende Indoktrination - als .Hineintra­
gen des sozialistischen Bewußtseins" -
erfolgen, da sonst die Form des Lern­
prozesses dem emanzipatorischen In­
halt widersprechen würde. Wie gelan­
gen die lernenden aber von der Erschei­
nung zum Wesen? In der elaborierten 
und studierenswerten Didaktik des Mar­
xismus 3 wird das damit gekoppelte 
„Theorie-Praxis-Problem· diskutiert als 
,,Aufsteigen vom Abstrakten zum Kon­
kreten". Diese Vergehen konnte aber 
auch zu Schwierigkeiten führen. 

Roswitha L., Staatsbürgerkundelehrerin an 
der 2. POS Berlin-Pankow, berichtet von 
einer Stunde, in der der Fachberater bei ihr 
hospitiert. Thema: Die Leistungen der 
Werktätigen in der DDR. Das in rotem 
Backstein der Jahrhundertwende errichte-
te Schulgebäude ist zu dieser Zeit eingerü­
stet, um wenigstens notdürftig instandge­
setzt zu werden. Es ist vormittags aber 
kein fleißiger Arbeiter, keine vorbildliche 
sozialistische Persönlichkeit, auf dem Ge­
rüst zu sehen. Die Schüler wissen natür-

!ich, wo die Arbeiterklasse sich befindet: in 
der Kneipe um die Ecke -saufen! Und nun 
soll der Unterricht lebensverbunden sein! 
Doppelzüngig habe man die Stunde über 
die Runden gebracht. denn auf ihre Schüler 
konnte die Lehrerin Frau L. sich verlassen. 
Auch nach der Wende besaß sie deren 
Vertrauen. (Bericht an den Verfasser 1992) 

2. Geht man dagegen von der Voraus­
setzung aus, der ML sei ebenso wie der 
Marxismus eine (falsche) Ideologie, die 
sich gegen Kritik und Falsifikation durch 
lmmunisierungsstrategien abschottet ( so 
die Kritik des Kritischen Rationalismus, 
Karl R. Popper), dann läßt sich an der 
Staatsbürgerkundemethodik exempla­
risch das Paradox studieren, wie etwas 
gelehrt wird, was es in der Realität so 
nicht .gibt" - die .pädagogische Quadra­
tur des Kreises· (Karl Schmitt). Verständ­
lich wird dann der in einem Interview 
geäußerte Stolz einer Lehrerin .• aus 
Nichts etwas zu machen" (Interview A). 
Ein didaktisches Grundproblem, mit dem 
auch andere sozialwissenschaftlichen 
Konzepte zu tun haben, die mit einer 
essentialistischen Unterscheidung von 
Oberflächen-und Tiefenstrukturen arbei­
ten; möglicherweise auch fundamentali­
stische Religionslehrer, wenn sie nicht 
Gott als das gerade Nicht-Beweisbare, 
Transzendente darstellen. Gelernt wer­
den könnte dann durch diese problem­
geschichtliche Zugangsweise, wie ler­
nende grundsätzlich gegen die F aszina­
tion durch geschlossene Gesellschafts­
konzepte (Fundamentalismen) immuni­
siert werden können. 4 

Drehbuch und vormundschaftlicher Staat 

Eine notwendige zeitliche Periodisierung 
und Differenzierung der Staatsbürger-
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kunde kann mit den bislang vorliegen­
den Materialien (noch) nicht geleistet 
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werden. Die Geschichte eines Schulfa- reiche über Multiplikatoren {politische 
ches kann allerdings nicht durch eine Pädagogen) bruchlos die Köpfe der 
eindimensionalevulgärmarxistische Kor- Kinder und Jugendlichen. Eine affirmati-
relation von pädagogischer Theoriebil- ve Verdopplung normativer Didaktik 
dung (Überbau) und tagespolitischen Er- durch ein deduktives Erklärungsschema 
fordernissen (Basis) erfolgen. Resultat nach dem Top-Down-Modell (Einbahn-
wären Formulierungen wie die folgende: straßen-Theorie des autoritären 
.Das Schulfach Geschichte - neben Staatssystems): Maßnahmen werden 
Staatsbürgerkunde Kernfach der ideo- durchgestellt aus der Zentrale von Mar-
logischen Erziehung in der DDR - diente got Honecker über die APW und Fach-
vierzig Jahre lang als Instrument der SED- berater hin zu Unterrichtshilfen, die 
Politik. Geradezu se1smographisch rea- dann von qualifizierten Fachlehrern um-
gierte der Geschichtsunterricht daher mit gesetzt werden. Die Lehrer hätten sich 
inhaltlichen und didaktisch-metho- eben nicht anders verhalten können als 
dischen Veränderungen auf jedweden sie sich verhalten haben. Es handelt 
gesellschaftlichen und politischen sich um ein .Drehbuchmodell", das mit 
Wandel in der DDR. Die Entwicklung einer nur oberflächlich rezipierten 
des Ge-schichtsunterrichts spiegelt so Totalitarismustheorie verknüpft ist und 
exakt die Phasen der DDR-Geschichte die DDR so darstellt, als ob sie keine 
wider." 5 Selbst wenn ein solcher einein- Innenpolitik gehabt hätte, vielmehr mit 
deutiger Zusammenhang bestünde, was ihrem modellhaften Organigramm iden-
wäre damit an Einsicht gewonnen? tisch gewesen sei. 8 Aber auch ein Dreh-
Die pädagogische Vergangenheit wäre buch wäre nur eine Vorlage, die es erst 
.bewältigt". indem sie als Funktion von durch die Akteure auszudeuten und auf-
etwas anderem bestimmt wäre. Dieser zuführen gilt - und noch jede lnszenie-
leider verbreiteten Form von Schulge- rung läßt bekanntlich mehrere lnterpreta-
schichtsschreibung liegt ein problemati- tionen zu und dies macht die Schwierig-
sches Input-Output-Modell von Lernen keitalltäglichen Verhaltens im vormund-
und ein Lehr-Lern-Kurzschluß (Klaus schaftlichen Staat aus: Man kann stän-
Holzkamp) zugrunde: Was ministeriell dig alles falsch machen - weiß es aber 
an Zielvorgaben eingegeben wird, er- ersthinterher! 7 

Staatsbürgerkunde zwischen Katechetik und Dialektik 

Es wurde im Rahmen des Forschungs­
projekts kein einziges Dokument gefun­
den, in dem der inhaltlich-didaktische 
Rahmen des Unterrichtsfaches Staats­
bürgerkunde verlassen oder durchbro­
chen wurde. Dieser Rahmen war durch 
eine spezifische Version des Marxis­
mus (ML/WK/Politik der SED) umrissen. 
Im Einzelfall ergaben sich Varianten und 
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(unfreiwillige) Abweichungen, hervorge­
rufen durch subjektives Ungenügen bzw. 
objektive Überforderung der Lehrkräfte 
und Interpretationsspielräume. Dies zei­
gen nicht nur Weiterbildungsfilme zur 
Staatsbürgerkunde, die immer wieder 
Varianten des Lehrerverhaltens inner­
halb des Rahmens präsentieren, son­
dern auch die Analyse handschriftlicher 
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Unterrichtsvorbereitungen von Stabü­
Lehrern noch unterhalb der Unterrichts­
hilfen zu einer Lehrplaneinheit (ähnlich 
auch handschriftliche Aufzeichnungen 
von Schülern). Methodisch zeigt dies 
nachdrücklich, daß eine Geschichte von 
Fachunterricht sich bis auf diese Materi­
alebene vorarbeiten muß, will sie Wirk­
lichkeit einfangen! 8 

Formen von Zivilcourage erscheinen auf 
der Ebene der Dokumente sofort als .be­
sonderes Vorkommnis". Damit ist aber der 
normale Gang des Unterrichts bereits ver­
lassen. An einem Vorgang an der EOS 
Carl-von-Ossietzky in Berlin/DDR im De­
zember 1988 können die Folgen der obrig­
keitlichen Vorgehensweise eines vormund­
schaftlichen Staates exemplarisch gezeigt 
werden. Ein auf eine Tischplatte gekritzel­
ter Spruch „Scheiß Schulleitung. Freiheit 
für Andersdenkende" löst an der EOS hek­
tische Betriebsamkeit aus. Die Platte wird 
sofort entfernt. die Abteilung Volksbildung 
zuerst telefonisch und wenige Tage später 
schriftlich informiert(Fallmeldung, in derer 
über die Einleitung von kriminaltechnischen 
Untersuchungen berichtet und beteuert 
wird, die Inschrift habe .nach unseren Ein­
sichten keine spürbare Wirkung im Schü­
lerkollektiv ausgelöst"). Wer einmal das 
zweifelhafte Vergnügen hatte. sich mitAk­
tenbemen aus den Mühlen der DDR-Büro­
kratie zu beschäftigen, dem steht die (nicht 
zuletzt ökonomische) 1 neffizienz eines Sy­
stems, in dem auch über den kleinsten 
Vorfall noch gewissenhaft Bericht erstattet 
wird mit der Folge, daß sich die staatliche 
Verwaltung überwiegend mit sich selbst 
beschäftigt, buchstäblich vor Augen. Ist 
das System letztlich an seiner eigenen 
Informationsfülle erstickt und implodiert? 
Und: Mehr Kontrolle kann auch verstärkte 
Subversion der Kontrollierten produzieren. 
Ist dies eine beruhigende oder eine beun-

hochschule ost 2/ 1996 

ruhigende Einsicht aus der Beschäftigung 
mit der autoritären Vergangenheit?9 

Im Projekt wurden - nach aller Aktenver­
nichtung m. E. überraschend genug -
drei Videoaufzeichnungen von Staats­
bürgerkundestunden (sowie drei Ge­
schichtsstunden 10 ) geborgen. Für die 
Kommunikationsmuster der Lehrer kann 
eine (i. S von Max Weber) idealtypische 
Typologie des Sich-Bewegens in einem 
vormundschaftlichen System aufgestellt 
werden. Diese Typologie unterrichtlicher 
Kommunikationsmuster kennzeichnen 
wir durch die Extrempole Katechetik und 
Dialektik. Ein interessantes Erlebnis in­
nerhalb der Projektarbeit war es, daß es 
bei jeder Vorführung eines Dokuments 
von Staatsbürgerkundeunterricht in ei­
ner Lehrer- oder Studentengruppe ne­
ben Zustimmung (,,So war es I") auch hef­
tige Relativierungen (.Dies ist nur ein 
Einzelfall!") gibt. Jedes Dokument steht 
zunächst nur für sich selbst als Einzel­
stück- das Vorgehen bleibt kasuistisch. 
Auch die auf die Nicht-Repräsentativität 
des Dokuments verweisenden Diskutan­
ten zeichnen anschließend ein präzises 
Bild der Wirklichkeit von Staatsbürger­
kunde, selbst wenn sie aus den alten 
Bundesländern stammen und keine Pri­
märerfahrungen mit dem Fach haben 
können! Das Dokument beweist nichts, 
aber es kann als Anstoß dienen, über 
eigene Praxis nachzudenken. 

1. Katechese: Katechetik bezeichnet ein 
parolenhaftes Unterrichtsmuster, in dem 
die Schüler auf den Status von Lücken­
textfüllern und Kreuzworträtsellösem (Ra­
temuster) reduziert werden. 

Nach der ritualisierten Stundeneröffnung 
wird offenbar auf dem Polylux eine Folie 
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mit fünf Punkten zur Stellung der DDR in 
derVveit gezeigt, weiche die Leistungen 
des Sozialismus verdeutlichen soll 

L: Gut. Und was kannst Du zusammenfas­
send mal, wenn du dir alle fünf Punkte 
ansiehst. was kannst du dann von dieser 
Stellung sagen? 
S:Sehrgut. 
L: Und im Satz! 
S: Die Stellung der DDR ist sehr gut. 
L: Gut! Wißt ihr auch wie lange wir dazu 
gebraucht haben, solch eine Stellung in der 
Welt zu erreichen? Steffen! 
Steffen: Na, ich schätze 35 Jahre. 
L: Na. mit schätzen Sie mal ist jetzt nicht. 
müssen wir genau wissen. - Robert, melde 
dich. 
Robert: 40 Jahre. 
L: Wie kommst du darauf? 
Robert: Na. von Anfang, als die DDR ge­
gründetwurde. 
L: Aha. Wann war das? (S: neunzehnh .) 
Marco? 
Marco: 1949. 
L: Nun hat er es dir schon gesagt. Und das 
genaue Datum? - Kann nicht wahr sein. -
Tja, wenn man das genau wüßte. 
(Schüler machen mehrere Versuche, das 
Datum zu bestimmen) 
S: 7. Oktober 1949 
L: Na, das müßt ihr aber als junger Bürger 
der DDR nun langsam wissen, nicht. So, 
das heißt also, hier kriegen wir einen ganz 
knappen Überblick in Kurzfassung über_die 
Stellung der DDR, die in 40 Jahren erreicht 
wurde. Ja, wer hat denn dabei eine ganz 
entscheidende Rolle gespielt? Lars? 
Lars: Die Arbeiterklasse. 
L: Gut. Wie haben wir die Arbeiterklasse 
bezeichnet, Lars. in unserer letzten Stun­
de, wir hatten ihr einen Beinamen gege­
ben?- Stefanie? 
Stefanie: Als Vortrupp. 

klasse haben wir nicht als Vortrupp bezeich­
net. vVir haben ihr einen anderen Beinamen 
gegeben. 
S: Freiwilliger Kampf . 
L: Nein, jetzt zuhören. Ihr habt doch h1~r 
zwei wunderschöne Ohren dran. Mann, die 
sind so gut! Also, aufpassen. Wir haben 
gesagt, die Arbeiterklasse. und wir haben 
ihr einen Beinamen gegeben. 
S (fragend): Die SED? . 
L (laut korrigierend): Arbeiterklasse!! 1 Wie 
haben wir sie bezeichnet? - Na? 
S: Die führende Klasse 
L: Sag's ganz laut! 
S (wiederholt): Führende Klasse 
L: Und im Satz! 
S: Die Arbeiterklasse haben wir als führen-
de Klasse bezeichnet. 
L: Na, wunderbar. Die Arbeiterklasse ha­
ben wir als führende Klasse bezeichnet ..• 
So und nun möchte ich von euch mal 
wi~sen, warum haben wir die Arbeiterk_la?­
se als führende Klasse bezeichnet, die m 
diesen 40 Jahren so ein Ergebnis auf den 
Tisch legen konnte? Katrin! (korrigiert sich) 
Evelynt . . 
Evelyn: Weil sie die zahlenmäßig stärkste 
Klasse in der DDR ist. 
L: Zum Beispiel. - Weiter! Mach gleich 
weiter Evelyn! 
Evelyn: Weil sie aktive Friedenspolitik aus-
übt. 
L: Bitte? 
S: Weil sie aktive Friedenspolitik ausübt. 
L: Thomasl 
Thomas: Weil sie den größten Anteil an 
unserem staatlichen Reichtum hat (L hilft: 
... gesellschaftlichen Reichtum) erbringt. 
(L: Wo?) In der Industrie . 
S: Weil sie am engsten mit dem Volksei­
gentum verbunden ist. 
L: Na wunderbar ... 

L: Ja. Was haben wir noch gesagt? Vor­
trupp haben wir nicht gesagt. Die Arbeiter-

2. Dialektiker: Der Typus des Dialekti­
kers versucht einen .problemhaften Un­
terricht", der die Schüler auffordert ... ohne 
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Scham und Scheu· zu sagen, was sie 
denken, um dann dieses Denken in das 
sozialistische Erklärungsschema einzu­
binden. Erkenntnismethode ist eine ma­
terialistische Dialektik, die im Unter­
schied zur idealistischen Dialektik Denk­
widersprüche zu objektiven Widersprü­
chen der sich bewegenden Realität er­
klärt. Die Theorie bleibt dadurch in der 
Lage, jede Erscheinung in ihr Erklärungs­
system einzubinden. Auf der Dokumen­
tenebene findet sich dieser Typus in der 
fiktionalen Literatur sowie in einem Fern­
sehfilm dokumentiert: Ein paradigmati­
sches Beispiel gestaltet die Erzählung 
von Günter Görlich: Eine Anzeige in der 
Zeitung, Verlag Neues Leben, Berlin/ 
DDR 1978. Manfred Just ist Oberlehrer 
für die Fächer Geschichte, Geographie 
und Staatsbürgerkunde. 

In der Erzählung wird an zwei Stellen 
Staatsbürgerkundeunterricht geschildert. 
Beide Szenen lassen sich gutzurVerge­
genwärtigung der Alltagswirklichkeit von 
Staatsbürgerkundeunterricht im Politik­
unterricht sowie in Lehrerweiterbildungen 
einsetzen. Die erste Szene handelt von 
einer Hospitation im Staatsbürgerkun­
deunterricht Justs durch den stellvertre­
tenden Direktor Herbert Kähne. Ihn, den 
Erzähler und zweite Hauptperson, hat 
der Direktor Strebelow auf Just .ange­
setzt". Die Hospitation findet in der von 
Just übernommenen Klasse 8b statt, 
nachdem es in dieser Klasse auf einem 
Wandertag zu einem • Vorfall" gekom­
men ist, auf den ein Elternteil mit einer 
Eingabe an den Direktor reagiert hat. Im 
Mittelpunkt der Diskussionsstunde steht 
eine moralische Dilemmageschichte 
(Ausschnitt S. 4 7-53): 
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"Just erzählte, daß er neulich an einer Bau­
stelle vorbeigekommen sei, an einem Nach­
mittag, auf dem Bau war niemand mehr. 
Die Baustelle machte einen nicht gerade 
ordentlichen Eindruck, ein Stapel Zement­
säcke war sehr liederlich gelagert, wahr­
scheinlich vom LKW nur heruntergewor­
fen, denn einige Säcke waren zerplatzt. 
Man hatte den Zement nicht abgedeckt. Es 
regnete, der Zement würde verderben Vor 
dem Stapel Säcke standen zwei Männer. 
Der eine schimpfte über mangelnde Ord­
nung und Disziplin, Vergeudung von Mate­
rial, schlechte Leitungstätigkeit auf dieser 
Baustelle. Nach seiner Meinung müsse man 
hier einmal dazwischenfahren, die Leute 
zur Verantwortung ziehen. Dann winkte er 
resigniert ab und sagte, es sei ja alles 
sinnlos, es habe keinen Zweck, es sei nun 
mal so, es fehle das notwendige Bewuß­
stein, beim Kapitalisten würde sowas kaum 
vorkommen, der ließe sich sein Eigentum 
auf diese Weise nicht verderben. 

Der zweite stimmte zu, allerdings nur so 
allgemein, meinte, da könne man wohl kaum 
etwas machen, und doch sähe er einen 
Weg, um zu retten, was noch zu retten sei. 
Er schlug vor, mit einem Wagen vorzufah­
ren und die Säcke aufzuladen, jedenfalls 
die, die noch nicht verdorben seien. Man 
müsse den Baustoff irgendeinem nützli­
chen Zweck zuführen. Viele Leute können 
Zement gebrauchen ... Ja, ja, ereiferte sich 
der Mann. das sei vernünftig und keines­
falls Diebstahl, denn was dem Verderb 
preisgegeben werde, sei abgeschrieben, 
sei verloren. So aber sei es nicht verloren. 
Schließlich sei das, was hier verderbe, 
Eigentum aller. Der erste sah den zweiten 
nur an, mit so einem schweren Blick. sagte 
aber nichts, und dann entfernten sich bei­
de. Zurück bleiben im stetigen Regen 
schlecht gestapelte Säcke mit Zement. der 
bald keiner mehr sein würde." 

Der hospitierende Manfred Kähne reflek­
tiert: 
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.Ich mußte zugeben. er erzählte gekonnt, 
p;äz.jse, bildhaft. Die Schüierwaren mit auf 
der verwahrlosten Baustelle. sie hörten die 
Ansichten der beiden Männer, und ich spür­
te, daß die kurze Schilderung sehr wider­
sprüchlich aufgenommen wurde." 

Eine Diskussionsstunde: 

.Dann forderte Just auf, Meinungen zu äu­
ßern, sie aber auch zu begründen. Er mahn­
te scherzhaft, sie sollten aus dem Herzen 
keine Mördergrube machen und wie ge­
wohnt frei von der Leber weg reden. Die 
Diskussion wurde der interessanteste Teil 
der Stunde. Kaum einer, der sprach, mach­
te aus seinem Herzen eine Mördergrube ... " 
(S. 48f.) 

Dieses dialektische Erörtern des Für und 
Wider ist ein .freies" und zugleich doch 
sehr strenges, diszipliniertes Unterrichts­
gespräch. Es geht darum. eine dritte 
Position zu finden, die die Widersprüche 
aufhebt (.zwei oder drei verwarfen beide 
Meinungen"). Die Stundenergebnis 
bleibt .offen", dennoch wird deutlich (und 
dies auch in der .Nachbesprechung· in 
der Gastwirtschaft zwischen Kähne und 
Just), daß an keiner Stelle der Rahmen 
des ML-Paradigmas problematisiert 
oder gar überschritten wird. Der Eigen­
tumsbegriff der kapitalistischen Gesell­
schaft ist und bleibt negativ bewertet. 
Aber auch eine geschlossene Lehre kann 
nicht alle künftigen Fälle ihrer Anwen­
dung enthalten, so daß Interpretation und 
.Hermeneutik" (Auslegungskunst) auch 
in der Dogmatik notwendig bleiben -
Dialektik eben. Es geht darum, durch 
das dialektische Erörtern eine verbes­
serte politische Wirkung zu erzielen, wie 
Just selbst in seinem leidenschaftlichen 
Plädoyer für .eine gute Mischung von 
Emotionalität und Wissenschaftlichkeit 
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gerade in diesem Fach" betont: .Um po­
litische Wirkung geht es uns doch. Ich bin 
nicht gegen Wissenschaftlichkeit, aber 
ich bin gegen eine trockene Wissensver­
mittlung, die keine Spuren hinterläßt." 
Gegen dieses dialektische Erörtern ne­
gativ abgesetzt wird das sog .. Strebe­
lowtum·. Diese Strebelowtum ist gekenn­
zeichnet durch eine Haltung des,, ... weil, 
so schließt er messerscharf, nicht sein 
kann, was nicht darf.• (S. 179-182) 

Es handelt sich bei der idealtypischen 
Kontroverse zwischen Katecheten und 
Dialektikern also um eine immanente 
marxismusdidaktische Frage, um den 
angemessenen Weg zur Erkenntnis, 
nicht um eine grundsätzlich oppositio­
nelle Haltung. Dies wirft die spekulative 
Frage auf, ob der Typus des Dialektikers 
evtl. der effizientere Staatsbürgerkunde­
lehrer gewesen sei, weil er die Schüler 
nachhaltigerfür den Sozialismus einge­
nommen hat, zynisch formuliert, weil er 
erfolgreicher manipulieren und faszinie­
ren konnte. Oder regt die Prüfung des 
Rahmens auf seine Tragfähigkeit die 
Schüler langfristig doch zu eigenem Den­
ken an, trägt zur Auslösung von Bildungs­
prozessen bei, selbst wenn der Rahmen 
sich noch einmal als tragfähig erweist? 
Lehrer, die kontroverse Diskussionen zu­
ließen oder sogar pädagogisch förder­
ten, waren nicht notwendig politisch .li­
beraler" Gerade gesinnungsfeste Leh­
rer konnten Kontroversen riskieren. 

Die Spiegelung (Triangulation) durch ei­
nen Korpus von Fachberaterprotokol­
/en1

' zeigt, daß in der Praxis eher die 
kleinschrittige Katechese mit schät­
zungsweise einem bis zwei Dritteln do­
miniert haben dürfte. Solche Protokolle 
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sind mit Vorsicht zu interpretieren, da die 
Textsorte in hohem Maße der Überwa­
chung und Legitimation nach außen dient. 
Dennoch wiederholen sich Formulierun­
gen etwa folgender Art immer wieder: 

.Gen. P. hat sich als Lehrer profiliert, ist 
sehr einsatzbereit und bemüht, die ihm 
gegebenen Hinweise zur Unterrichstgestal­
tung zu verwirklichen. Der Unterricht wird 
auf der Grundlage des gültigen Lehrplans 
erteilt und - bei Berücksichtigung der Vor­
schläge in der UH - schriftlich vorbereitet. 
Die Unterrichtskonzeption kann weitgehend 
verwirklicht werden (kleine Klassen, Diszi­
plin): sie hat aber Mängel: 

- Lehrer macht zu viel selbst, die Schüler 
werden zu wenig geistig gefordert 

(Wertungen und Zusammenfassungen 
durch Lehrer, kaum Arbeit im Lehrbuch. 
keine Arbeit der Lehrlinge mit Parteitags­
materialien) 

-Anschaulichkeit fehlt 

(bei Abgängern aus Klasse 8 besonders 
notwendig!) 

- Merkstoff wird nicht genügend hervorge­
hoben: ein geordnetes Tafelbild fehlt. 

Der Lehrer tritt stets parteilich auf, wertet 
gesellschaftliche Ere1gn1sse und Prozes­
se richtig ... M. E. wird die Leistung der 
Lehrlinge zu positiv bewertet.· (SchA Ho S. 
4: Hospitationsbericht Fachberater M. im 
Fach Stbk. an BS GWB, Pädagogisches 
Kreiskabinett Brandenburg-Stadt, 20. 12. 
1986) 

Reflexion der Hochschulmethodiker 

Die Hochschulmethodik an den Pädago­
gischen Hochschulen wußte über die den 
Anbsprüchen nicht genügende Unter­
richtspraxis. Wirkungsuntersuchungen 
u.a. aus der APW zur Beliebtheit der 
Fächer zufolge ist in der 7. Klasse noch 
ein natürliches Schülerinteresse an dem 
neuen Fach vorhanden, welches dann, 
besonders in den 9. und 10. Klassen, 
rapide zurückgeht. Das Fach wird zu­
nehmend .unbeliebt". Die Ergebnisse der 
Bewährungsanalysen und lntervallstudi­
en, die nach den neuen Lehrplänen 1983/ 
84 landesweit durchgeführt wurden, 
erbrachten,' wie auch immer man die 
empirische Methodik der Studien be­
wertet, ein kontinuierlich abnehmendes 
Interesse der Schüler am Fach. 

In der wissenschaftlichen Literatur zur Me­
thodik des Staatsbürgerkundeunterrichts 
(Diplomarbeiten, Dissertationen A und B, 
wiss. Gutachten) kritisieren Hochschulme­
thodiker dieses Unterrichtsmuster als we-
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nig lernwirksam im Sinne der .Überzeu­
gungsbildung·. Es wird ein problemhaftes 
und schülerorientiertes Unterrichtskonzept 
entwickelt. .Daß der Lehrer etwas geschickt 
darstellt oder mitteilt. nutzt also nur dann 
etwas, wenn die Schüler dadurch auf eige­
ne Weise selbst aktiviert werden. Die wich­
tigste Grundbedingung dafür ist ein anre­
gendes Unterrichtsklima. Es ist dann gege­
ben, wenn sich die Schüler als souverane 
Subjekte erleben, die berechtigt und aufge­
fordert sind, eigenständig zur Problemstel­
lung und-lösung beizutragen, die das Recht 
haben, auch alternative und kontrastierende 
Argumente in den kollektiven Erkenntnis­
prozeß einzubringen, ohne kurzschrittigen 
(Ab-) Wertungen ausgesetzt zu sein ... 
Geheimniskrämerei und Nichtbeteiligtsein 
am Erarbeiten und Treffen von Entschei­
dungen führt zu Passivität und Opposition. 
Es befriedigt nicht, nur Ideen anderer aus­
zuführen, vorgegebene Muster sozusagen 
nur auszumalen oder auszuschmücken, 
anstatt selbst über ihre grundsätzliche Lini­
enführung im kollektiven Meinungsstreit 
enschieden zu haben. •12 
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Es werden reformpädagogische Metho­
den genannt, wie sie z. T. in der oben 
ausschnittweise protokollierten Stunde 
in der 7 Klasse eingesetzt werden. Es 
erfolgt eine reformpädagogische For­
mulierung des fragend-entwickelnden 
Unterrichts - der Schüler soll Methode 
haben (Hugo Gaudig) und in der Lage 
sein, selbst Fragen zu stellen: 
.Es geht um kooperativ-kommunikative 
Formen des Unterrichts: Erkundungsauf­
träge an Schüler, Interviews als Methode 
des Aufdeckens von widersprüchlichen 

Entwicklungen, ihrer produktiven Kompe­
tenz Organisation praktisch-poiitischer 
Tätigkeiten, Gestalten fiktiver Situationen 
(Pressekonferenzen. Sitzungen örtlicher 
Volksvertretungen, Redaktionsberatungen, 
Gerichtsverhandlungen) ... Vollen Erfolg 
haben wir, wenn unsere Schüler nicht nur 
gelernt haben, auf kluge Fragen und diffe­
renzierte Impulse richtig zu reagieren, son­
dern wenn sie zunehmend selbst in der 
Lage sind, kluge Fragen zu stellen und 
ebensolche Impulse ihren Mitschülern, aber 
auch uns. den Lehrern, und anderen Part­
nern zu geben." (ebd.) 

Reflexion der Staatsbürgerkundelehrer 

Wie sehen die Staatsbürgerkundeleher 
in der nachträglichen Selbstreflexion ihre 
Tätigkeit. Zu diesem Zweck wurden 36 
narrative Interviews mit Schülern, Leh­
rern, Hochschulmethodikern und Vertre­
tern der Verwaltung durchgeführt. Diese 
Interviews gliedern sich in einen narrati­
ven Teil, einen Leitfadenteil sowie einen 
fakultativen Teil. Viele Lehrerziehen sich 
in den Interviews auf die Formel zurück. 
sie hätten das Vertrauen der Schüler und 
Schülerinnen besessen. Aus der heuti­
gen Sicht (in der Rückbesinnung) müßte 
erkannt werden, daß es sich hierbei je­
doch gleichzeitig um einen (notwendi­
gen) Vertrauensmißbrauch der freien 
Selbstentdeckungskräfte der Schüler 
handelt. Nur wenige Lehrer können ihre 
Rolle als Ideologievermittler durch Er­
ziehung im pädagogischen System der 
DDR in diesem Sinne kritisch einschät­
zen; andere ziehen sich darauf zurück 
und beharren darauf (aus Selbstschutz?), 
.gute'' pädagogische Arbeit mit den Schü­
lern und vor allem eine abwechslungsrei­
che Methodik praktiziert zu haben 
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Von den Lehrern wird das strukturelle 
Dilemma eines Staatsbürgerkunde-Päd­
agogen meist verdrängt. Didaktik (in der 
humanistisch-bildungstheoretischen Tra­
dition: Selbsttätigkeit des Schülers, Of­
fenlegen von Begründungen etc.} wider­
spricht von der Anlage her manipulativer 
Methodik. Für die Profession des Staats­
bürgerkundelehrers, teilweise ver­
allgemeinerbar für den gelernten DDR­
Pädagogen insgesamt, ergab sich dar­
aus ein berufsethisches Paradox: Staats­
bürgerkunde ist das .unmögliche Fach"13

: 

Es soll ein Wesen der gesellschaftlichen 
Entwicklung vermittelt werden, das es -
möglicherweise - nicht gibt. Wollte der 
Pädagoge den vorgegebenen ML-Rah­
men glaubhaft und authentisch vermit­
teln, benötigte er das Vertrauen der Schü­
ler und mußte sie aktivieren. Dies erfor­
dert aber Initiation in Erkenntnismethoden 
(immanente Kritik}, die, wenn sie erfolg­
reich erworben wurden, sich gegen die 
ML-Lehre kehren mußten. Dies macht 
verständlich, warum fundierte Kritiker der 
DDR-Gesellschaft gute Kenner des Mar-
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xismus sein können. Versuche zur Be­
gründung einerproblemhaften bzw. sub­
jektorientierten Unterrichtsmethode konn­
ten daher logisch nicht zu Ende gedacht 
werden. 

,,Ein Unterricht. der so die Wesenserkennt­
nis zum Kern der Erkenntnis überhaupt 
erhebt, kommt nicht ohne Dogmatisierung 
aus ... Der Problemunterricht läßt sich so 
als Versuch verstehen, den Dogmen den 
Nimbus empirisch gesicherter Wissen­
schaftlichkeit zu verleihen. Das Scheitern 
dieses Versuchs an logischen Problemen 
kann nicht ohne Folgen für die Effizienz des 
Unterrichts bleiben ... Der Problemunter­
richt erweist sich damit als untaugliches 
Mittel zur Lösung der pädagogischen Qua­
dratur des Kreises: den Schülern den Glau­
ben an dogmatische Lehrsätze zu vermit­
teln, indem man sie diese selbst finden 
läßt. Kurz: bestimmte Ziele schließen be­
stimmte Mittel aus. Die Situation wird in der 
DDR zweifellos erkannt. Schon 1965 kam 
Ahn er zu dem Ergebnis: 'Als Fazit können 
wir feststellen, daß selbst die Formulierung 
von Problemstellungen, jahrelang falsch 
betrieben, auf das Vertrauensverhältnis 
Schüler-Lehrer wirkt, Heuchelei und die 
ganz müde Plapperei fern der Dialektik des 
Lebens geradezu erzieht."' 1• 

Pädagogisch konnte aus dem stofflich­
didaktischen Nichts dann etwas gemacht 
werden, wenn der Unterrichtserfolg auf 
der Ebene der Lehrer-Schüler-Beziehung 
gesucht wurde - Fachmethodik ohne 

Fachdidaktik. Dadurch stellte sich aber 
nicht-intendiert eine besonders schwer 
kritisierbare Einbindung in die Ideolo­
gievermittlung ein, während gleichzeitig 
die Lehrertätigkeit einem permanenten 
Druck der Deprofessionalisierung aus­
gesetzt blieb. 

Was kann aus der Geschichte gelernt 
werden? Die Auseinandersetzung mit 
diesen berufstypischen Reflexionsmu­
stern über die pädagogische Profession 
kann für Lehrer heute in Studium und 
Weiterbildung ein nachhaltiger Anlaß 
sein, über das Verhältnis von Fachdi­
daktik (die Frage nach den Zielen und 
Inhalten des Bildungsprozesses) und 
Fachmethodik zu reflektieren. Fachme­
thodik ohne Fachdidaktik kann zur Mani­
pulationstechnik von Schülern werden. In 
diesem Sinne bliebe die Auseinander­
setzung mit dem Fach Staatsbürgerkun­
de eine permanent-aktuelle Aufgabe 
politischer Bildung, um dem immer mög­
lichen Mißbrauch nicht nur durch ein neu­
es vormundschaftliches System vorzu­
beugen, sondern auch durch den struktu­
rell-immanenten pädagogischen Funda­
mentalismus (.,didaktische Reduktion") 
entgegenzuwirken. 15 

Ti/man Grammes, Prof. Dr., lehrt 
Didaktik der Politischen Bildung 

am Institut fOr Politikwissenschaft 
der TU Dresden 

Anmerkungen: 
' Drittmittelprojekt der TU Dresden in Kooperation mit der U Potsdam (Prof Günter c 

Behrmann), gefördert durch das Ministerium fü_r Bildung Brandenburg (Laufzeit 199.3-1995) im 
Rahmendes ProJektprogram_ms Struktur, Geschichte und Funktionsweise der DDR-Volksbildung 
Der Be1~rag gibt nur die Meinung des Verfassers/Projektleiters wieder. • 

. Es liei;ien v~r u.a. Unternchtsprotokolle. Lehrerweiterbildungsfilme und -tonbänder· 
narrative lnterw1evs rr11t Le~rern,_ Schülern und Hochschulmethodikern: handschriftliche Lehrer: 
planungen und Schulern:utschnften. Fachberaterprotokolle; unveröffentlichte pädagogische 
LesungE:n, studentische D1plomarbe1ten, Umfragen und Manuskripte (z: B der APW) p bl"k r 
geplant ~m Verlai;i Leske+Budrich. Opladen Anfang 1~97. • u I a ion 

Solch eine Geschichte der D1dakt1k des Marxismus und all seiner Spielarten 1st bislang 
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nicht systematisch geschrieben, aber lohnend und zudem ein gemeinsames Ost-West-Projekt 
denkbar, da marxistische Konzepte politischer Erziehung In der BRD der 70er Jahre eine wichtige 
Rolle spielten Einbezogen werden müßten Anleitungen zu Kapital-Kursen, Texte von ML· 
Dogmatikern. aber auch undogmatischen Marxisten von Ernst Bloch bis zur Kritischen Theorie 
der Frankfurter Schule (Adorno/Horkheimer), aus der gewerkschaftliche Bildungsarbeit (Negt), 
der Befre1ungspädagog1k in der3 Welt (Freire), von Marxismuskritikem (Popper) und didaktischer 
Epigonen aus Ost und West (Lehrpläne, Schulbucher, Unterrichtseinheiten) 

◄ Vgl Heinz-Elmar Tenorth Grenzen der Indoktrination. In Peter Drewek u.a. (Hg ) 
Ambivalenzen der Pädagogik. Weinheim, 1995 S 335-350 An den Negativbeispielen politischer 
Erziehung im Nationalsozialismus bzw in der DDR läßt sich die These pnifen, ob eine strenge 
Fachl1chke1t einerseits als systematische Barriere gegen Indoktrination wirkt oder ob eine 
autontatIve Berufung auf eine angebliche Sachlichkeit Kontroversen gerade ausblendet 

' Wolfgang Protzner u a Der Geschichtsunterricht in der DDR als Instrument der SED­
Poltt1k In: AusPuZ B 29-30, 16 Juli 1993, S 42-51. hier S. 42 (Forschungsprojekt Uni Bamberg). 
Aus der DDR selbst liegt vor Gerhard Dicke. Zur Entwicklung der Gegenwartskunde und des 
Faches Staatsbürgerkunde In der allgemeinbildenden Schule auf dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik von 1945 bis 1962, Diss A Halle 1970 und Rudolf Bauer Zur 
Entwicklung des Faches Staatsbürgerkunde in den allgemeinbildenden Schulen der Deutschen 
Demokratischen Republik vom Schuljahr 1963/64 bis zum Schuljahr 1973/74, D1ss A Halle 1974 
Für die Zeit nach 1973 hegt keine Untersuchung vor. Eine bei Prof Johannes Erger an der TU 
Aachen angefertigte Dissertation von Frau Sigrid Scholtijs. Der Umbruch im Geschichtsunterricht 
und in der Staatsbürgerkunde der ehemaligen DDR Von der marxistisch-leninistischen Ideologie 
zur historischen und politischen Bildung, Diss Aachen 1995 (Ms .. unveröff) ist wenig ergiebig 

• Die entwickelte Totalitarismustheorie hat ihre Pointe bereits in der Polykratiethese Der 
totale Staat ist gerade nicht übersichtlich strukturiert, sondern durch ein den Einzelnen verschlin­
gendes Kompetenzwirrwar gekennzeichnet, ein hochbürokratisiertes System ohne kritische 
Offenllichkeit und formale Einspruchswege. 

'T.G./Ari Zühlke. Partizipation: Willensbildung im SED-Staat als Gegenstand des polili• 
sehen Unterrichts In Adolf Noll/Lutz R. Reuter (Hg.): Geschichte. Konzeptionen und Per­
spektiven politischer Bildung im vereinigten Deutschland, Opladen 1993, S. 166-185. 

• Entsprechende eindrucksvolle Mikroanalysen zu Lehreraufzeichnungen und Schüler­
mitschriften hat innerhalb des Projekts Hans-Joachim Vogler vorgelegt. 

•Vgl.zu diesem Vorgang T.G./Ari Zühlke: .Danach äußerte er sich nicht mehr." Drehbuch 
und Kritik im vormundschaftlichen Staat. In GEP 1995. 3, S. 177-184; vgl T.G./Ari Zühlke: Ein 
Schulkonflikt in der DDR Arbeitshilfen für die politische Bildung, 2 Bde .. Bundeszentrale für 
politische Bildung, Bonn 1993 (Diese Dokumentation kann dort kostenlos bestellt werden). 

10 Vgl. Ursula Baumannrr G.: Wortprotokolle von Geschichtsunterricht In- GEP 1996, 5 
Daß bislang für das Fach Geschichte in der DDR noch keine Wortprotokolle publiziert wurden, 
obwohl wesentlich mehr Aufzeichnungen als für Staatsbürgerkunde vorliegen dürften, stimmt 
bedenklich bezüglich der Erkenntnisinteressen der Zunft. 

" Es liegt ein Korpus von etwa 50 Fachberaterprotokollen vor. Auf jeweils 2, meist 
handschriftlichen Seiten finden sich Hospitationsprotokolle und knappe Vorschläge zu 
Verbesserungsmaßnahmen zu etwa 100 Lehrkräften aus dem Kreis Brandenburg im Zeitraum 
Mitte der 80er Jahre 

"Helge Eisenschmidl (Wissenschaftsbereich Methodik der Staatsbürgerkunde, PH Clara 
Zetkin Leipz1g)/Ralf H1ckethier (Wissenschaftsbereich Pädagogische Psychologie ebd ): Erlebt 
sich der Schuler als Subjekt des Unterrichts? Gedanken zur persönlichkeitsbildenden Schüler­
tältgkeIt In. DLZ 1988, Nr 19. S 5. 

13 Karl Schmitt Politische Erziehung in der DDR. Ziele. Methoden und Ergebnisse des 
politischen Unterrichts an den allgemeinbildenden Schulen der DDR. Paderborn u.a. 1980. 

" Schmitt 1980 a a 0 .. S. 147f Zitiert wird Hans-Georg Ahner: Problemstellung • aber 
wie? In Geschichte und Staatsbürgerkunde 1965, S. 256-262, hier S. 259 

"Nach wie vor sind einige Quellengruppen in der Forschungsarbeit unterrepräsentiert. 
Insbesondere sind wir an weiteren Video- und Tonaufzeichnungen von Staatsbürgerkunde• 
stunden (die es vor allem an der PH und KMU Leipzig gegeben haben muß) sowie an 
Fachberaterprotokollen (Pädagogische Kreiskabinette) interessiert Wünschenswert wäre die 
Ergänzung um weitere Dokumente aus anderen Regionen der DDR und aus anderen zeitge­
schichtlichen Abschnitten. Mit Spannung abzuwarten bleiben die unterrichtliche Mikroperspektive 
komplettierende Arbeiten, die die Ebene der Schuladministration bis hinauf in das MNolksbitdung 
untersuchen (Dissertationsprojekt Hans-Joachim Vogler). Eine Archivierung der Materialien und 
die Einrichtung eines staatsbürgerkundlichen Kabinetts innerhalb eines regionalen Schulmuseums 
sind wünschenswert 

70 hoch~chulc nst 1/1 <)9(, 

Michael Hofmann (Leipzig): 

Bürgergeist in Ostdeutschland 
Konfliktlinien im Transformationsprozeß 

Als im September 1995, wenige Wo­
chen vordem avisierten Baubeginn, die 
detaillierten Pläne zum Umbau des Leip­
ziger Hauptbahnhofes bekannt wurden, 
setzte in der Stadt ein Sturm der Entrü­
stung ein. Die Deutsche Bahn AG wollte 
im Zuge des Umbaus in der alten Bahn­
steighalle Parkdecks anlegen und dafür 
drei Bahnsteige als Parkflächen nutzen. 

Die Wortführer dieser Aufruhrwaren städ­
tische Intellektuelle, die sich mit der Kul­
tur und Tradition der alten Messe- und 
Handelsstadt Leipzig besonders verbun­
den fühlen. Als Gegner machten sie die 
bedenkenlosen Modernisierer, Politiker 
aller Fraktionen, Technokraten, Ingenieu­
re und Verwaltungsbeamten aus, deren 
Modernisierungsbestreben vor keiner 
Tradition halt macht und die in 10 Jahren 
die ganze Stadt modernisieren, mit un­
würdigen Neubauten zustopfen wollen. 
Für die Protestanten war es jedoch eine 
unerträgliche Vorstellung, den Leipziger 
Hauptbahnhof, der einer der größten und 
schönsten Kopfbahnhöfe Europas sein 
soll, durch ein Parkhaus verschandelt zu 
sehen. So entstand gegen den Park­
haus-Bau im Bahnhof eine Allianz Leip­
ziger .Kulturbürger": Politiker, Denkmals­
pfleger, Theologen, Lehrer, Künstler, 
Universitätsangehörige, Umweltschützer. 
Historiker und andere schlossen sich zur 
.Initiative für den Erhalt der historischen 
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Hauptbahnhofshalle" zusammen (siehe 
dazu: .Demonstrationen zum Erhalt des 
Leipziger Hauptbahnhofes·. Leipziger 
Volkszeitung vom 29.09.1995, .Viele 
Prominente sprechen sich gegen Park· 
haus-Pläne aus", LVZ vom 05.10.1995 
und .Die Bahnhofskampagne·, Kreut­
zer, Die Leipziger Illustrierte 11/95). Es 
gelang der Initiative, in mehreren De• 
monstrationen viele tausend Menschen 
zu mobilisieren. Sie organisierte öffent­
liche Streitgespräche und sammelte 
mehr als 25 000 Unterschriften gegen 
die Parkhaus-Pläne (.Tausend Unter­
schriften gegen Parkdeck-Pläne·, L VZ 
vom 09.10.1995). Noch ist der Ausgang 
dieser Auseinandersetzungen offen. 

Interessant daran ist jedoch, daß sich in 
diesen Aktionen eine kulturelle Elite zu 
Wort meldet, die auch nach dem Ende 
der .friedlichen Revolution" ihre Akteurs­
qualitäten in der kommunalen Öffentlich­
keit und Politik zu wahren sucht. Die 
Auseinandersetzung um den Bau des 
Parkdecks im Hauptbahnhof ist die jüng­
ste einer Reihe von Konflikten in der 
Stadt und Region Leipzig, in denen sich 
die an Bildung, Kultur und Tradition ori­
entierten Leipziger Intellektuellen nach­
drücklich positionierten. Hier äußert sich 
ein .Bürgergeist", der für das Niveau der 
öffentlichen Diskussionen und für die 
Entwicklung der ostdeutschen Städte und 
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Gemeinden ein wichtiger Markstein ist. 
Ostdeutschland besitzt nach Niedergang 
der Industrie, mit dem der Ingenieurs­
stand und die Arbeiterschaft ihre Institu­
tionen und Bastionen einbüßte, nur noch 
wenige soziale Gruppen mit .Akteurs­
qualitäten". 

In Leipzig fanden die Vertreterinnen und 
Vertreter des mahnenden Bürgergeistes 
bereits am Runden Tisch Kultur, in der 1. 
Volksbaukonferenz 1990, bei der Grün­
dung der Mendelsohn-Stiftung 1991 und 
der Kulturstiftung Leipzig, in der Schulre­
formbewegung, in den Auseinander­
setzungen um die Abwicklungen an den 
Leipziger Bildungseinrichtungen 1991 / 
92 und anderen öffentlichen Kulturkon­
flikten ihre angemessenen Aktionsfelder. 
Hier konnten sie dem Anspruch, die Nor­
men und Maßstäbe des neuen kulturel-

len Lebens in der Stadt mitzuprägen, 
Ausdruck verleihen. 

Das soll auch der Blickpunkt der folgen­
den Betrachtung sein, die Teil einer Stu­
die Ober das bürgerlich-humanistische 
Milieu in Ostdeutschland ist: dieAkteurs­
perspektive, die Frage nach den subjek­
tiven Entwicklungspotentialen in der Re­
gion Bislang wurden umfangreiche Ana­
lysen vor allem über den Einfluß und die 
politische Wirksamkeit der DDR-Bürger­
bewegung und der oppositionellen Grup­
pen im Transformationsprozeß vorge­
legt (z.B. Heinze/Pollack 1990, Rink 
1991 ). In Anlehnung daran soll jetzt be­
trachtet werden, welche Rolle ein in der 
DDR geprägter traditioneller (nicht poli­
tisch-alternativer) .Bürgergeist" im .fort­
geschrittenen" Transformationsprozeß 
spielen kann? 

Bildungsbürger in der DDR 

Bei der Analyse der sozialen Struktur der 
DDR verdeckte das Paradigma von der 
Annäherung der Klassen und Schichten 
an die Arbeiterklasse den Blick auf die 
Entwicklung des Bürgertums und der 
Bürgerlichkeit im Arbeiter- und Bauern­
staat (Lötzsch 1981 und 1991) 

Nach einer kurzen Phase der Bündnis­
politik wurde das Bürgerliche im allge­
meinen und die Klasse des Bürgertums 
im besonderen zum ideologischen 
Hauptgegner der Diktatur des Proletari­
ats erklärt. Jedoch schwankte die ideo­
logische Programmatik ständig zwischen 
Bündnispolitik und bürgerlichem Feind­
bild. Auf diese Weise behielten in der 
DDR die Kreise des alten Bildungsbür­
gertums einen nicht zu unterschätzenden 
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Einfluß auf die Herausbildung der neuen 
.. sozialistischen Intelligenz". 

Es mischten sich in der DDR verschie­
dene soziale Gruppen der alten Akade­
miker und der neuen Intelligenz zu einer 
.. bildungsbürgerlichen Elite", die im fol­
genden als .bürgerlich-humanistisches 
Milieu" bezeichnet werden soll (siehe 
dazu auch Burda und Sinus 1993). In 
Anlehnung an die aufklärerischen und 
humanistisch-bürgerlichen Kulturtraditio­
nen des alten Bildungsbürgertums ent­
wickelten sich in der DDR neue bildungs­
orientierte Kreise, die sich der Pflege 
bürgerlicher Bildungs-, Kultur- und 
Umgangstraditionen annahmen. Dies 
geschah an den Orten und In den Regio­
nen mit starken altbürgerlichen ( Bildungs-
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)Traditionen. in den bürgerlich gepräg­
ten Städten sowie in Regionen mit eng­
maschiger kultureller Infrastruktur (beson­
ders in den Südbezirken der DDR). An­
dere Städte und Regionen, etwa die neu­
en sozialistischen Stadtgründungen, 
Industriearbeitersiedlungen oder die 
strukturell benachteiligten Gebiete Meck­
lenburgs verfügten hingegen kaum über 
Vertreterinnen und Vertreter dieses Mi­
lieus. 

In der Geschichtswissenschaft wird das 
Problem der Bildungsbürgerlichkeit in 
modernen Gesellschaften seit längerem 
kontrovers diskutiert (Engelhardt 1986, 
Lepsius 1993, Jessen 1994+1995). Die 
neueren Bestimmungen gehen dabei von 
einer mindestens dreifachen Dimension 
von Bildungsbürgerlichkeit aus: 
1. der aus der Akkumulation VO(l Bil­
dungskapital abgeleitete Anspruch auf 
eine gesamtgesellschaftliche Sinnstif­
tungs- und Normensetzungskompetenz, 
2. die Wahrung eines hohen gesellschaft­
lichen Status, der mit der ausgeübten 
Tätigkeit und dem Beruf zusammenhängt 
(auch in der DDR genossen die Berufe 
Arzt, Hochschullehrer, Künstler hohe ge­
sellschaftliche Anerkennung, auch wenn 
sich das nicht immer in einer entspre­
chend hohen Bezahlung ausdrückte), 
3. die Teilhabe, Pflege und Verwaltung 
der öffentlichen und herrschenden Kultur 
( des jeweiligen Hochkulturschemas) ( sie­
he dazu auch Jessen 1995, S. 62f. ). 

Mißt man die soziale Entwicklung und 
Differenzierung in der DDR mit diesem 
Maßstab, so war die DDR keineswegs 
nur eine Arbeiter- und Bauern-Gesell­
schaft. Es scheint paradox, aber die so­
zialen Umwälzungen und Innovationen, 
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die der „Arbeiter- und Bauernstaat DDR" 
vollbrachte, liegen gerade nicht in der 
Befreiung der Arbeiter und Bauern. Die 
DDR wirkte auf ihren sozialen Kern, die 
traditionellen proletarischen und klein­
bürgerlichen Milieus strukturkonser­
vierend. llja Srubar spricht in diesem 
Zusammenhang von der .Kühlschrank­
funktion des Sozialismus· (Srubar 1992). 
Hingegen erschuf die DDR eine eigene 
Bildungselite, einen orginären bildungs­
bürgerlichen Ersatz für die vertriebenen 
und entmachteten Gruppen des alten 
Bildungsbürgertums. 

Die Milieubeschreibung, die das Sinus­
Institut 1993 für Ostdeutschland vorlegt, 
identifiziert ein bürgerlich-humanisti­
sches Milieu, das immerhin 10% der 
Gesamtheit der Wohnbevölkerung über 
14 Jahre umfaßt. Dieses ostdeutsche 
bürgerliche Milieu wird zwischen der mitt­
leren Mittelschicht und der Oberschicht 
angesiedelt (Sinus und Burda 1993. Ve­
ster 1995). Hier dominieren protestan­
tische Tugenden wie Pflichterfüllung, Dis­
ziplin und soziales Engagement und auch 
christlich geprägte Wertvorstellungen 
sind verbreitet. Humanistische Werte und 
Traditionen werden bewahrt und weiter­
gegeben, Kultur und Kunst werden hoch 
geschätzt. Die soziale Lage des bürger­
lich-humanistischen Milieus wird durch 
hohe Bildung, qualifizierte und leitende 
Tätigkeiten sowie mittlere bis gehobene 
Einkommen beschrieben. Vertreterinnen 
und Vertreter dieses Milieus sind beson­
ders in den Bereichen Verwaltung, Aus­
bildung und Information und in helfenden 
und pflegenden Berufen (Arzte, Pfarrer, 
Wissenschaftler, Künstler, Pädagogen) 
tätig (Burda 1993, S. 22). 
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Die Stadt Leipzig z.B. gehört zu den 
großstädtischen Regionen, in denen sich 
ein bürgerlich-humanistisches Milieu er­
halten und entwickeln konnte Leipzig 
hatte, über die gesamte DDR-Zeit hin­
weg, die größte Anzahl von Hochschulen 
in Ostdeutschland und eine hohe Kon­
zentration von Kultur- und Kunsteinrich­
tungen. In der Stadt wirkten starke Tradi­
tionen des alten Bildungsbürgertums fort 
(Frauenbildung, Lehrerbewegung, bür­
gerliche Lebensreformbewegung) - all 
dies führte dazu. daß sich in Leipzig das 
bürgerlich-humanistische Milieu in star­
kem Maße konzentrierte. 

Die Vertreterinnen und Vertreter des bür­
gerlich-humanistischen Milieus gehörten 
bereits in der DDR-Zeit zu den Perso­
nen, die sich in der Stadt öffentlich für 
bürgerliche Freiheiten, klassische Bil­
dung, Traditions- und Denkmalspflege 
engagierten: Im Transformationsprozeß 
bringen sie nun wiederum diese kulturel-

len und sozialen Interessen ein und prä­
gen die Stadtpolitik. 

Um die Handlungsfelder und -Chancen 
dieser Menschen erfassen zu können, ist 
es wichtig. ihre sozialhistorischen Erfah­
rungen. Prägungen und Mentalitäten zu 
beschreiben. Das wird in der Form einer 
.Milieubiographie" versucht, die die Ge­
schichte der sozialen Erfahrungen der 
Menschen eines Milieus beschreibt und 
in der sich ihre spezifische Weltsicht. 
Ethik und die Strategien der Alltagsbe­
wältigung widerspiegeln. Dazu werden 
verschiedene sozialwissenschaftliche 
Methoden kombiniert: Sekundäranalyse 
von DDR-Statistiken. Experteninter­
views, lebensgeschichlliche Interviews, 
biographische Zwei-Generationen-Inter­
views, Auswertung von Archivmateriali­
en, Dokumenten und Akten der städti­
schen Verwaltung sowie der Presse und 
anderer Veröffentlichungen. Hier kann 
nur ein kleiner Teil dieses Vorgehens 
vorgestellt werden. 

Soziale Erfahrungen im bürgerlich-humanistischen Milieu 

1. Rekonstruktionsphase der alten Intel­
ligenz und Mentorenschaft für die bil­
dungsorientierten Aufsteiger 1945-1953 

In den Jahren bis 1953 verliert das Be­
sitz- und Wirtschaftsbürgertum der Stadt 
Leipzig und in allen anderen Kommunen 
der Sowjetischen Besatzungszone/DDR 
fast völlig seine Lebensgrundlage. Je­
doch läßt sich nach der Entnazifizierung 
bei den Vertreterinnen und Vertretern 
der alten Intelligenz eine Stabilisierung 
konstatieren. Besonders an der Univer­
sität standen keine neuen Kräfte zur Ver­
fügung und ließen sich auch nicht in zwei-
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monatigen Kursen ausbilden. In der kul­
turellen und akademischen Öffentlichkeit 
gewannen die bürgerlichen Professoren. 
als die wichtigsten Exponenten klassi­
scher Bildung, schnell wieder großen 
Einfluß. Sie hielten im Kulturbund zur 
demokratischen Erneuerung Vorträge, 
dozierten an der Volkshochschule Leip­
zig und wurden regelmäßig in den Neu­
lehrerausbildungskursen eingesetzt. Das 
war auch deshalb von besonderer öffent­
licher Wirksamkeit, weil nach dem Krie­
ge viele unangepasste, kritische Geister 
zurückkehrten (in Leipzig waren das vor 
allem Julius Lips und Ernst Bloch, die 
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aus dem Exil in den USA kamen). !hre 
aktive Rolle im öffentlichen Leben der 
Stadt, ihre Mentoren- und Lehrerfunktion 
prägte die nachwachsende Generation 
des bürgerlich-humanistischen Milieus. 

Durch die Gründung der Vorstudienan­
stalt (1946), später dann Arbeiter-und 
Bauern-Fakultät ( 1949) in Leipzig ( die 
erste in der Sowjetischen Besatzungs­
zone) wurde der Bildungseinstieg für die 
Arbeiterkinder erleichtert. Im Winterse­
mester 46/47 studierten bereits 422 Ar­
beiterstudenten an der Leipziger Univer­
sität, vorwiegend in pädagogischen und 
geisteswissenschaftlichen Fächern.I953 
waren dann 48% aller DDR-Studenten 
Arbeiterkinder, während in der Bundes­
republik in jener Zeit der Anteil der Arbei­
terkinder nur etwa 5% betrug (Geißler 
1990, S. 188). Außerdem suchten in Leip­
zig viele junge entwurzelte und vertriebe­
ne Menschen nach Integrations-und Ori­
entierungsmöglichkeiten - allein in der 
Stadt Leipzig wurden 40 000 Vertriebe­
ne ansässig (siehe dazu Heydick 1990, 
S. 115)-, die sie vor allem im sich öffnen­
den Bildungssystem fanden. Von den 
Bildungseinsteigern jener Zeit wurde uns 
immer wieder von biographischen 
Schlüsselerlebnissen berichtet, die das 
Leben an der Universität, die Autorität 
und die Umgangsformen der bürgerli­
chen Professoren und der Zugang zu 
den klassischen Bildungsschätzen aus­
lösten, und die ihren Lebensinhalt und 
die Lebensvorstellungen in Richtung 
Kulturniveau und Bildungserwerb präg­
ten. Auch ließen sich bestimmte traditio­
nelle, berufsstolze und pflichtethische 
Haltungen des Arbeiterstandes mit den 
neuen gewachsenen Bildungs- und Sinn-
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stiftungsansprüchen veibinden zu einer 
Art .Bildungshandwerkerschaft". Diese 
,Bildungshandwerker" investierten in die 
Aufklärung, die Erhöhung des Bildungs­
niveaus und in das Heranführen an die 
Schätze der Weltkultur jetzt ähnliche En­
ergien, Disziplin und ähnlichen Berufs­
stolz, wie in die Herstellung praktischer 
Dinge. 

Eine wichtige Rolle für den Neuanfang 
nach den Kriege spielen auch die ehe­
maligen Arbeiterfunktionäre aus den 
Reihen der SPD und KPD. Von den vier 
Leipziger Bezirksschulräten der ersten 
Stunde kamen allein drei aus der alten 
SPD-Bildungstradition. Die wiederge­
gründete Leipziger SPD hatte schnell 
erkannt, daß viele ihrer Mitglieder in der 
Neulehrerausbildung ein angemesseses 
Betätigungsfeld sahen. 

Das bürgerlich-humanistische Milieu in 
der DDR entstand am Ende der 40er 
Jahre durch die Stabilisierung der Posi­
tionen der alten Akademiker und ihre 
Verstärkung durch den Teil der DDR­
Bildungsaufsteiger (der neuen soziali­
stischen Intelligenz), der sich bewußt an 
die bürgerlichen Vorbilder anlehnte und 
auch die bürgerlichen Umgangsformen 
weiter pflegte. 

Die Angehörigen dieses Milieus be­
setzten am Ende der 40er/Anfang der 
50er Jahre wesentliche Bereiche des 
Gesundheitswesens, des (Volks)Bil­
dungs-, Bibliotheks- und Hochschul­
wesens, der Kirchen und des Kunstbe­
triebes in der DDR. 

2. Phase der Verteidigung und Abwan­
derung (1953-1961) 

In den 50er Jahren erleben die Vertrete-
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rinnen und Vertreter des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus viele Rückschläge 
und Niederlagen. In der Erinnerung die­
ser Menschen sind die 50er Jahre mei­
stens eine finstere Zeit. Der Kampf der 
sozialistischen Funktionäre und der staat­
lichen Jugendorganisation FDJ gegen 
die Kirchen und ihren Einfluß in der Ge­
sellschaft prägte das Bild der 50er Jah­
re. Im Ergebnis dieser Stalinisie­
rungsetappe verlieren die Reste der al­
ten Bildungselite ihren Einfluß in der hö­
heren Bildung, auch für ihre Kinder wur­
den politische Zugangssperren zur hö­
heren Bildung errichtet. Damit wurden 
besonders die alten Akademikerfamili­
en des bürgerlich-humanistischen Mi­
lieus mit ihrer Lebensorientierung auf 
Bildung sehr hart getroffen. Es kommt zu 
einer starken Abwanderung in den We­
sten oder zum Rückzug in den privaten 
bzw. kirchlichen Raum. Eine für Leipzig 
wichtige Auseinandersetzung dieser Zeit, 
ein „Erlebnisparadigma" (Schulze) des 
bürgerlich-humanistischen Milieus, war 
die Vertreibung des Philosophen Ernst 
Bloch von der Leipziger Universität. Bloch 
war Sozialist. So beteiligte ersieh an der 
Verbreitung des Marxismus an der Uni­
versität Leipzig. Er hielt in der Stadt zahl­
reiche Vorträge über die Stellung des 
Marxismus in der Philosophie. Seine 
Vorlesungen an der Universität wurden 
außerordentlich gut besucht. Er war ei­
ner der gefragtesten Referenten des 
Kulturbundes der DDR und eine Autori­
tät in Leipzigs Öffentlichkeit. Jedoch führte 
seine höfliche, auf Selbstbewußtsein und 
fachliche Souveränität bauende Gelas­
senheit, seine Individualität und Autono­
mie des Denkens im zusammentreffen 
mit der Funktionarselite 1mmeröfterzum 
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Dissenz Die kommunistischen Funktio­
näre spürten, daß sie diesen Auseinan­
dersetzungen nicht gewachsen waren. In 
ihrer Überforderung und Unsicherheit 
gegenüber den bürgerlichen Bildungs­
traditionen und Umgangsformen ver­
schärften sie den ideologischen Kampf 

Nach einer langen Konfliktphase (siehe 
dazu Ernst Blochs Vertreibung, 1992) 
wurde der 72-jährige Bloch 1957 zwangs­
emeritiert. Offiziell ging Ernst Bloch in 
den Ruhestand. Seinem weiteren Wir­
ken standen nicht nur an der Universität 
immer größere Hürden entgegen. Ent­
nervt ging Ernst Bloch schließlich 1961 in 
den Westen. In den Erinnerungen der 
älteren Vertreterinnen und Vertreter des 
Milieus starb mit dem Weggang Blochs 
ein guter Teil der kritische Öffentlichkeit 
der Stadl. 

Die Verteidigung und Abwanderung be­
traf jedoch vor allem die alten Vertrete­
rinnen und Vertreter des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus. Für ihre Schüler 
und die nachgewachsenden, neuen Ver­
treterinnen und Vertreter des Milieus zähl­
ten der Kirchenkampf und der Zerfall der 
kritischen Öffentlichkeit viel seltener zu 
ihrem wichtigen Erinnerungsrepertoire 
an jene Jahre. In den 80er Jahren arbei­
teten an der Leipziger Universität meh­
rere Professoren, die in den 50er Jahren 
Bloch-Schüler waren. Nicht nur für sie 
waren, trotz der schmerzlichen Verluste 
bei ihren Lehrern und Mentoren, die 50er 
Jahre eine Zeit der Anpassung und des 
Aufstiegs, der Integration in die neue 
Gesellschaft. 

Die Vertreterinnen und Vertreter des 
bürgerlich-humanistischen Milieus ver­
teidigen ,n den 50er Jahren unter gro-
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ßen Verlusten ihre Positionen in den 
sozialen, kulturellen und akademischen 
Bereich. Für sie blieb die „klassischer 
Bildung" verbunden mit dem Anspruch 
auf eine eigene gesamtgesellschaftli­
che Sinnstiftungs- und Normenset­
zungskompetenz und eine kritische Öf­
fentlichkeit. Dadurch gerieten die Ver­
treterinnen und Vertreter dieses Milieus 
in den 50er Jahren zunehmend in Kon­
flikt mit dem System der politischen 
Bevormundung. Zu ihren Erinnerungs­
repertoire der 50er Jahre zählt vor allem 
der (verlorene) "Kampf' zwischen Kir­
che und Staat um die Jugend(weihe), 
Auseinandersetzungen um zentrale 
kulturelle Symbole und Politikmuster 
(Denkmalspflege, Ehrung bürgerlicher 
Persönlichkeiten) sowie die Diskussion 
um den Formalismus in der Kunst. Die 
Vertreterinnen und Vertreter dieses Mi­
lieus entzogen sich in dieser Phase 
oftmals durch )nnere Emigration" und 
Abwanderung dem politischen Druck. 
Einen Teil der nachwachsenden Gene­
ration des Milieus, orientiert an ihren 
altbildungsbürgerfichen Vorbildern, je­
doch nicht aus bürgerlich-geprägten El­
ternhäusern kommend, traf die radikale 
Bekämpfung der religiösen Traditionen, 
bürgerlicher Umgangsformen und der 
kritischen Öffentlichkeit viel weniger hart. 
Sie verbanden mit den 50er Jahren in 
erster Linie Stabilisierungs- und Auf­
stiegserfahrungen. 

3. Generationswechsel und „Entbürger­
lichung" der neuen bildungsbürgerli­
chen Intelligenz (1961-76) 

In den 60er Jahren, nach dem Bau der 
Berliner Mauer, wurde derSozialcharak­
terdes bürgerlich-humanistischen Milieus 
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in der DDR vollends ausgeprägt. F ur die 
alten Akademiker gab es nun keine Al­
ternative mehr zum Leben in der DDR. 
Sie verloren weiteren Einfluß auf die 
Entwicklung der Gesellschaft und Offent­
lichkeit. Zwar wurden einzelne Personen 
als Leitfiguren in der sozialistischen Öf­
fentlichkeit geehrt und integriert, wie etwa 
der bürgerlich-sozialistische Wirtschafts­
professor Jürgen Kuczinsky in Berlin, der 
Forscher Manfred von Ardenne In Dres­
den oder der Rektor der Leipziger Karl­
Marx-Universität Georg Mayer. Die Er­
haltung und Pflege bürgerlicher Traditio­
nen und Umgangsformen geschah je­
doch vorwiegend im abgeschotteten 
Familienraum (etwa in Pfarrers- oder 
Arztefamilien) oder in kirchlichen Krei­
sen und Gemeinden sowie in einem mehr 
oder weniger verdeckten Beziehungs­
netzwerk der gegenseitigen Protektion 
und Abschirmung etwa an den medizini­
schen Einrichtungen und Fakultäten der 
Hochschulen, in Künstlerkreisen oder 
Krichenkreisen (siehe dazu auch Kleß­
mann 1993 und 1994). Das Verschwin­
den des bürgerlich-humanistischen Mi­
lieus aus der gesellschaftlichen Öffent­
lichkeit erreicht in den 60er Jahren sei­
nen Höhepunkt. 

Die 60er Jahre sind auch die letzte Wir­
kungsetappe der (verbürgerlichten) Ar­
beiterfunktionäre mit der im wesentli• 
chen aus der SPD-Tradition stammen­
den humanistischen Bildungsorientie­
rung, In Leipzig wurden unter dem Kom­
munisten Paul Fröhlich Personen mit .ne­
gativen Kadermerkmalen· (NSDAP­
oder SPD-Vergangenheit) besonders 
radikal kaltgestellt. 

Die 60er Jahre waren aber auch die 
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wichtigste Etablierungsphase einernach­
gewachsenen Generation „entbürgerlich­
ter" Bildungsbürger Sie waren geprägt 
von der Anpassung an die DDR-Verhält­
nisse In den Umgangsformen, Distink­
tionen, in der Bekleidung, im Lebensstil 
und den industriell geprägten Lebens­
rhythmen. Diese jüngeren Vertreterinnen 
und Vertreter des bürgerlich-humanisti­
schen Milieus wuchsen in DDR-Funktio­
nen und Verantwortungen hinein. Sie 
kamen mit dem Vertust wesentlicher Ele­
mente bürgerlich-humanistischer Wir­
kungsmöglichkeiten (Öffentlichkeit, Ver­
einswesen, Stiftungen etc.) zurecht. Sie 
bewahrten jedoch, bei aller Anpassung, 
die Würde und das Ethos einer fachli­
chen und moralisch-gesellschaftlichen 
Verantwortung. Auch traten sie das Erbe 
der alten Akademiker in den Wohn- und 
Umgangsformen an. Mit ihrer beruflichen 
Etablierung bezogen die Vertreterinnen 
und Vertreter der neuen Generation des 
bürgerlich-humanistischen Milieus in der 
Stadt Leipzig die bürgerlichen Wohn­
quartiere in den gründerzeitlich gepräg­
ten zentrumnahen Lagen (Waldstraßen­
viertel, innere Südvorstadt). Im Unter­
schied zu dem politischen „DU" als Anre­
de, wie es z.B. an den gesellschaftswis­
senschaftlichen Bereichen der Universi­
tät Leipzig üblich war, hielt sich z.B. im 
Bereich Medizin oder am kunsthistori­
schen Institut selbst unter SED-Mitglie­
dern das freundliche, aber mehr distan­
zierende .SIE" als vorherrschend Anre­
de Es gab auch in der neuen Generation 
zahlreiche biographische Brüche durch 
Zusammenstöße mit der politischen Enge 
in der DDR. Insgesamt standen sie je­
doch für die sozialistischen Orientierun­
gen und Hoffnungen der DDR ein. 
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So wurde zum Beispiel die Sprengung 
der Leipziger Univernitätskirche 1968 
zum Erlebnisparadigma in erster Linie 
für die kirchlichen und alten Vertreterin­
nen und Vertreter des bürgerlich-huma­
nistischen Milieus. Es gab in den 60er 
Jahren in der Stadt Leipzig keine breite 
kritische Öffentlichkeit mehr. Viele Ver­
treterinnen und Vertreter der neuen Ge­
neration des bürgerlich-humanistischen 
Milieus verfolgten zwar mit Unbehagen 
die Zerstörung. Sie sahen aber keine 
Möglichkeit und Notwendigkeit, diesen 
eindeutigen Affront gegen die geistig­
kulturellen Traditionen der Stadt und ge­
gen die Universität öffentlich zu verurtei­
len. 

Erst mit der politischen und vor allem 
kulturellen Liberalisierungsphase am 
Beginn der 70er Jahre öffnete sich den 
Vertreterinnen und Vertretern des bür­
gerlich-humanistischen Milieus wieder 
ein breiteres öffentliches Wirkungsfeld. 
Mit der Politik der kulturellen und geisti­
gen • Weite und Vielfalt" verbanden sie 
die Hoffnung auf eine sozialistisch-hu­
manistische Renaissance. Viele von ih­
nen nutzten diese Zeit zur Entfaltung 
umfassender humanistischer und kultu­
reller Projekte. Die DDR-Kunst erreich­
te in jener Zeit eine anerkannte Blüte, in 
Leipzig etablierte sich die sogenannte 
Leipziger Malerschule, die einen kriti­
schen Realismus vertrat. 

Die Stabilisierung des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus in dieser Zeit voll­
zog sich vor allem über den deutlichen 
Generationswechsel im bildungsbürger­
lichen Sektor. Die 60er Jahre waren die 
wichtigste Etablierungsphase der nach­
gewachsenen, von der DDR-Bildung 
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geprägten Vertreterinnen und Vertreter 
des bürgerlich-humanistischen Milieus. 

4. Der Bedeutungsgewinn bürgerlich­
humanistischer Orientierungen und die 
Selbstrekrutierung des Milieus (1977-
89) 

Die Biermann-Ausbürgerung beendete 
die Liberalisierungsphase. Der politische 
Druck erzeugte große Auseinanderset­
zungen und führte zur Ausreise und Aus­
weisung wichtiger Persönlichkeiten des 
Milieus. 

Jedoch konnte in der zweiten Hälfte der 
70er Jahre das Wirkungsfeld der Vertre­
terinnen und Vertreter des bürgerlich­
humanistischen Milieus nicht wieder ein­
geschränkt werden. Denn die Honecker­
sehe Wende zum real-existierenden So­
zialismus, einer Art zentralistisch organi­
sierter Wohlfahrtsgesellschaft auf niedri­
gem Niveau, ging einher mit dem Verlust 
sozialistischer Ziel- und Wertvorstellun­
gen. In der DDR entstand ein wachsen­
der Bedarf an gesellschaftlichen Sinn­
stiftungen. In dieser Zeit ethischer leere 
und Erstarrung gewannen die Vertrete­
rinnen und Vertreter des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus an Einfluß. Neue 
Institutionen, Hochburgen des Milieus, 
wurden geschaffen. In Dresden und Leip­
zig z.B. verstärkten sich in dieser Zeit die 
Forschungen und das Bekenntnis zur 
sächischerTradition und zur regionalen 
Geschichte. Die denkmalspflegeri sehen 
Bemühungen gewannen, als Pendant 
zum immer nüchterner werdenden indu­
striellen Bauen, rasch an Bedeutung. Es 
entstehen neue an Bildung und Tradition 
orientierte Zeitschriften und Ausstellun­
gen (z.B. wurden im Herbst 1982 die 
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„Leipziger Blätter" gegründet). Auch 
durch die veränderte Kirchenpolitik, durch 
die Ängste des Rüstungswettlaufes ka­
men humanistische Gesinnungen und 
Bündnisse wieder stärker zum Tragen. 

Die in diesen Institutionen etablierten 
Vertreterinnen und Vertreter des bürger­
lich-humanistischen Milieus gewannen 
in den 80er Jahren auch an Einfluß, zum 
Beispiel als Mentoren für Alternative und 
politisch oppositionelle Gruppen. 

Zwar gab es in dieser Zeit kaum noch 
jene bildungsorientierten Arbeiterfunk­
tionäre mit SPD-Hintergrund, aber ihr 
Erbe traten Funktionäre mit zum Teil ähn­
lichen Toleranzbreiten an, die in Leipzig 
für ein offeneres und flexibleres politi­
sches und kulturelles Klima sorgen (Horst 
Schumann, Dietmar Keller, Roland Wöt­
zel oder Kurt Meyer) 

Das Erlebnisparadigma für die Vertrete­
rinnen und Vertreter des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus in dieser Phase 
war die sowjetische Perestroika. Durch 
die sowjetischen Reformen ab 1983 
(Amtsantritt von Juri Andropow) wurde 
vor allem die fehlende Öffentlichkeit 
(Glasnost) und die im Rüstungswettlauf 
verlorengegangene gemeinsame (huma­
nistische) Verantwortung für diese Welt 
im Ostblock thematisiert. Das waren 
genau die Themen und Probleme, die 
den Vertreterinnen und Vertretern des 
bürgerlich-humanistischen Milieus auf 
den Leib geschneidert waren. Es gab in 
den 80er Jahren viele Versuche, neue 
Formen der Öffentlichkeit zu erringen, 
Reformzirkel wurden gegründet, viele 
Künstler und Wissenschaftler verstan­
den sich zunehmend mehr als Mahner 
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und Warner. In Leipzig wuchs zum Be1-
spie! ein Künst!erv.Jie V'Jolfgang rv1attheu­
er in diese öffentliche Rolle hinein. Er trat 
aus der SED aus und wurde nicht nur mit 
seinen Bildern, sondern auch mit seinen 
Texten und seinem Auftreten zu einem 
Symbol wiedererwachter kritischer Öf­
fentlichkeit. Die neue DDR-Generation 
des bürgerlich-humanistischen Milieus 
erlangte unter dem Einfluß der Perestroi­
ka gewissermaßen ihre Wirkungsmög­
lichkeiten und ihre S1nnstiftungsansprü­
che in größerem Maße zurück. Die ehe­
maligen Schüler Blochs und Lipps, in­
zwischen selbst in angesehenen Posi­
tionen und Funktionen, thematisierten 
immer mehr Mißstände in Kultur, Bildung, 
Architektur und Öffentlichkeit. 

Bereits Mitte der 60er Jahre zeichnete 
sich zudem das Ende des Bildungs­
booms in der DDR ab. Die Schülerzah­
len an den höheren Schulen und die Stu­
dentenzahlen wurden ab 1965 leichtre­
duziert und ab 1968 eingefroren. Damit 
begann der Kampf um den Zugang zur 
höheren Bildung für die Vertreterinnen 
und Vertreter des bürgerlich-humanisti­
schen Milieus und ihrer Kinder, der in 
den 80er Jahren seinen Höhepunkt er­
reichte. Nur über Beziehungen, Umwege 
und oftmals unter jahrelangen Wartezei­
ten konnten die erstrebten Studienziele 
verwirklicht werden. Im Ergebnis jedoch 
rekrutierte sich das bürgerlich-humani­
stische Milieu in den 80er Jahren weitge­
hend aus sich selbst heraus. ,.In der 
Schlußphase der DDR vollzog sich die 
soziale Auslese auf dem Weg in die 
Universitäten schärfer als in der Bundes­
republik; die Anteile der Arbeiterkinder 
unter den Studierenden waren kleiner 
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als in Westdeutschland, die Anteile der 
Akädemikerkinder dagegen fast dop­
pelt so groß· (Geißler 1994, S. 128). 
Das bürgerlich-humanistische Milieu war 
zu einer sich selbst rekrutierenden Bil­
dungselite verschmolzen. In einem Land 
mit einem einheitlichen (polytechnisch 
orientierten) Bildungssystem war der 
Zugang zur klassischen Bildung fast völ­
lig monophsiert in den Händen jenes 
Milieus, was das Elitebewußtsein beför­
derte und aus den ehemaligen .Bildungs­
handwerkern" Bildungsbürger machte 

Die späten 70er und die B0er Jahre 
führten zur Orientierung (und z. T. zu öf­
fentlichen Meinungsäußerungen) der 
Vertreterinnen und Vertreter des bür­
gerlich-humanistischen Milieus in be­
zug auf fast alle Probleme des erstarr­
ten Staates. Nicht der DDR und auch 
weniger dem Sozialismus, jedoch dem 
vergreisten Politbüro wurde die Loyali­
tät entzogen. Die Vertreterinnen und Ver­
treter des bürgerlich-humanistischen 
Milieus fühlten sich als die gebildeten 
Kreise gegenüber der immer kleinli­
cherwerdenden. erstarrenden Politik zu­
nehmend überlegen und prägten ein 
spezifisches Elitebewußtsein (als un­
terdrückte Fraktion der herrschenden 
Klasse) aus. 

5. Retraditionalisierungs-und Differen­
zierungsphase des bürgerlich-humani­
stischen Milieus (seit 1990) 

In der Zeit der Orientierungslosigkeit und 
des Machtvakuums (1989/90) war ein 
enormer Einflußgewinn für die Vertrete­
rinnen und Vertreter des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus zu beobachten. Der 
Retraditionalisierungsschub für die bür-
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gerlichen Onent1erungen auf nationale, 
humanistische und sozialistische Werte 
verschaffte ihnen für kurze Zeit allgemei­
nen Respekt und öffentliche Anerken­
nung in der DDR. Die Vertreterinnen und 
Vertreter dieses Milieus prägten zum 
Beispiel die mit über einer halben Million 
Teilnehmern größte Massendemonstra­
tion der Wendezeit am 04. November 
1989 in Berlin. Sie standen in ihrer Mehr­
heit für eine sozialistisch-humanistische 
Erneuerung der DDR. Sie waren bei al­
len biographischen Brüchen mit und in 
der DDR groß geworden und fühlten sich 
verantwortlich für die Geschicke des klei­
nen deutschen Landes. Die Vertreterin­
nen und Vertreter des bürgerlich-huma­
nistischen Milieus hielten sich für die 
,.besseren" Repräsentanten der ostdeut­
schen Entwicklung, für Reformatoren der 
DDR. Ausgehend von ihrem Traditions­
bezug war die deutsche Einheit zwar 
grundsätzlich kein Problem, jedoch teil­
ten sie in ihrer Mehrheit nicht die Vereini­
gungseuphorie. So starteten sie im Spät­
herbst 1989 die Kampagne .Für unser 
Land". Es sollte eine breite Basis für die 
Verteidigung der DDR geschaffen wer­
den. Einige Meinungsführer im Milieu 
(zum Beispiel die Schriftstellerin Christa 
Wolf) versuchten, in einer eigenstaatli­
chen Erneuerung der DDR auch ihren 
eigenen Einfluß und ihre Kompetenz als 
Bildungselite für die weitere Entwicklung 
zu sichern. Doch gerade dieser Aufruf 
förderte den Abstand des bürgerlich-hu­
manistischen Milieus vom traditionellen 
(proletarischen und kleinbürgerlichen) 
Kern der DDR-Bevölkerung zu Tage. Der 
erstaunlich rasche Bedeutungs- und Öf­
fentlichkeitsverlust für die Vertreterinnen 
und Vertreter des bürgerlich-humanist1-
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sehen Milieus setzt schon im November/ 
Dezember des Jahres 1989 ein. Zuerst 
erzeugt durch innere Ablehnung durch 
die eigene Bevölkerung. Dann kommt 
der äußere Druck der Elitenkonkurrenz 
hinzu. 

Sehr viele Vertreterinnen und Vertreter 
des Milieus gerieten unter Druck durch 
die Abwicklungen, Entlassungen, Her­
abstufungen, Bildungsentwertungen und 
die politische Ausgrenzung im Prozeß 
der deutschen Vereinigung. DerWende­
schock ( 1991) wurde in diesem Milieu 
stark empfunden. Er war wohl das Erleb­
nisparadigma der T ransformationsetap­
pe. Das ostdeutsche Bildungsbürgertum 
verlor seinen gerade erst errungenen 
Einfluß auf die ostdeutsche Öffentlich­
keit wieder. Die Warner und Mahner gin­
gen in der Vereinigungseuphorie unter, 
die Angebote der Reformer und Soziali­
sten erschienen gegenüber den Verhal­
tensanforderungen der Umstellungszeit 
wie Botschaften aus Utopia. 

Das Ergebnis war eine Polarisierung 
und innere Differenzierung des Milieus. 
Einerseits eine massenhafte Verrentung 
und Ausgrenzung vor allem von älteren 
Vertreterinnen und Vertretern besonders 
im Bildungs- und Kulturbereich und an­
dererseits auch eine Etablierung und 
Rehabilitierung vor allem der wertkon­
servativen Vertreterinnen und Vertreter 
des bürgerlich-humanistischen Milieus 
in Ostdeutschland. Jedoch scheint das 
Milieu an den starken inneren Differen­
zierungen nicht zu zerbrechen. Die an 
den Rand gedrängten und ausgegrenz­
ten Vertreterinnen und Vertreter des Mi­
lieus sammeln sich, nach der Überwin­
dung des Verein1gungsschocks, in zahl-
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reichen Organisationen und Vereinen am 
Rande der öffentlichen Einrichtungen. 
Sie werden immernoch vom alten Bezie­
hungsnetzwerk gehalten. Zum Teil war 
es auch die Partei des Demokratischen 
Sozialismus. die hier als regelrechte 
,.Milieupartei" wirkte. die die abgedräng­
ten Fraktionen des Milieus auffing. Des­
wegen kann der politische Umgang mit 
dieser Partei auch ein Sensor für die 
Akzeptanz DDR-reformerischer Selbst­
behauptung gewertet werden. 

Inzwischen vermögen aber auch die aus­
gegrenzten Vertreterinnen und Vertreter 
des Milieus ihre soziale und kulturelle 
Kompetenz wieder stärker öffentlich ein­
zubringen und ihr ostdeutsches Publi­
kum wächst wieder (Publikationsreihen 
zur DDR-Geschichte, Foren. Kulturrevi­
vals u.ä.). 

Hinzu kommt, daß es relativ wenig Annä­
herung zwischen ähnlichen sozialen Men­
talitäten in Ost- und Westdeutschland 
gibt. Zwar sind sich das ostdeutsche 
bürgerlich-humanistische und das west­
deutsche konservativ-gehobene Milieu 
in den Orientierungen auf das Bewahren 
und die Weitergabe humanistischer 
Werte und Traditionen wie die Achtung 
der Würde des Menschen, Toleranz, 
Wertschätzung von Kultur und Kunst sehr 
ähnlich (vergleiche dazu die Milieube­
schre1bungen bei Becker, Becker, Ruh­
land 1992 und bei burda und sinus 1993). 
Jedoch treffen Vertreterinnen und Ver­
treter beider Milieus in Ostdeutschland 
viel seltener aufeinander 

In einer Situation der Elitenkonkurrenz 
stehen sich viel öfter Personen aus ganz 
unterschiedlichen ost- und westdeut-
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sehen Milieus gegenüber Die westdeut­
schen Angestellten in den ostdeutschen 
Ministerien und Verwaltungen und die 
„Aufbauhelfer" kommen, nach unserer 
Erfahrung, meist aus dem aufstiegson­
entierten bzw. aus dem technokratisch­
liberalen Milieu Westdeutschlands. Zwi­
schen den zugewanderten westdeut­
schen Vertretern lokaler Eliten und den 
einheimischen ostdeutschen Eliten 
wächst also nicht einfach zusammen. was 
zusammengehört, sondern viel öfter stößt 
zusammen, was nicht zusammengehört. 

Diese Konflikte. zudem beladen mit zahl­
reichen gegenseitigen Mißverständnis­
sen, lassen die etablierten und die an 
den Rand gedrängten Fraktionen des 
bürgerlich-humanistischen Milieus gegen 
technokratische oder rein pragmatische 
Auffassungen von der Umstrukturierung 
in Ostdeutschland wieder enger zusam­
menrücken. Auch im eingangs erwähn­
ten Leipziger Bahnhofskonflikt fand ein 
Zusammenstoß der unterschiedlichen 
Erfahrungswelten statt. Der Kampf um 
die Bewahrung kultureller Symbole und 
Traditionen und das Selbstbewußtsein 
einer kulturell alteingesessenen Elite 
vereinte Leipziger .Kulturbürger" von der 
PDS bis zur CDU gegen die von ihnen 
ausgemachte Unvernunft der Technokra­
ten. 

Spätestens seit der Perestroika entfal­
tete sich der kritisch. mahnende „Bür­
gergeist· im bürgerlich-humanistischen 
Milieu Ostdeutschlands. Er kam erst in 
der unmittelbaren Wendezeit als Teil 
der kritischen Öffentlichkeit voll zum 
Tragen. Verstärkt meldeten sich nun 
Menschen in den kulturellen und sozia­
len Konflikten zu Wort, die es für ihre 
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l Pflicht halten. mitzureden. einen Bei­
trag zu leisten (und dafür auch Anerken­
nung zu ernten). 

Nach dem Wende schock haben sie sich 
wieder gefangen und melden sich zu­
rück. Es ist der Verteidigungs- und Eta­
blierungskampf einer DDR-Elite im ver­
einten Deutschland. Verstärkt werden 
diese Konfliktlinien durch die unglei­
che Elitenkonkurrenz zwischen Tech­
nokraten und bürgerlich-humanisti­
schem Milieu, die das Bewußtsein der 
spezifischen Erfahrungsgemeinschaft 
der ostdeutschen Bildungselite aber 
eher stärkt. 

Den Vertreterinnen und Vertreter die­
ses Milieus bleibt freilich zumeist nur 
die öffentliche Rolle der Warner und 
Mahner im Transformationsprozeß. 
Eine Rolle, die sie, spätestens seit den 
Erfahrungen der Perestroika, gern über-
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Herbert Kitsche!t (Berlin): 

Zielkonflikte beim Neuaufbau des Universitätswesens 
in Ostdeutschland 

Eine vergleichende Betrachtung 

Einsichten in Lebens-, Arbeits-und Lern­
zusammenhänge erschließen sich aus 
der Erfahrung der Differenz - der Diffe­
renz zu Vorhergehendem und anderswo 
Erlebtem. Für Studenten der .neuen" 
Hochschulen auf dem Gebiet der ehe­
maligen DDR konstituiert sich diese Dif­
ferenz vornehmlich natürlich vor dem Hin­
tergrund der im früheren Schul- und Uni­
versitätssystem gemachten Erfahrungen. 
Für mich selbst als Bundesdeutscher, 
der unmittelbar nach Abschluß des Stu­
diums in Bielefeld Ende der siebziger 
Jahre in die USA gegangen ist und dort 
im laufe von fünfzehn Jahren bis zu sei­
nem Arbeitsbeginn an der Humboldt 
Universität gründlich akademisch nach­
sozialisiert worden ist, stellt sich die Be­
obachtung von Differenz als dreistellige 
Relation dar zwischen meinerwestdeut­
schen Studiensituation in den siebziger 
Jahren, meiner neuen Rolle an der Hum­
boldt Universität Berlin, wo ich vorläufig 
die Hälfte meiner Arbeitskapazität an­
siedele, und meinerweiterfortbestehen­
den Assoziierung mit der Duke Universi­
ty in North Carolina, wo ich seit 1984 
gelehrt habe. Die Differenzen zwischen 
dem DDR Hochschulwesen vor 1989, 
der Zeit des .Übergangs-· und .Ausnah­
mezustandes· von 1989 und 1991 und 

hochschule ost 211996 

der Neuaufbauphase der ostdeutschen 
Universitäten kann ich mir indirekt aus 
Gesprächen mit Kolleglnnen und Stu­
dentinnen erschließen. 

Aus meinem ganz subjektivem Zugang 
zu diesem System von Differenzen möch­
te ich hier die These vertreten, daß die 
neuen ostdeutschen Hochschulen auf 
dem Wege sind, ganz .normale" west­
deutsche Hochschulen zu werden mit all 
ihren Schwächen und Frustrationen, die 
mir aus meiner Studienzeit erinnerlich 
sind. 

Über kurz oder lang formen die institutio­
nellen Rahmenbedingungen und die mit 
ihnen verbundenen materiellen und im­
materiellen Anreiz- und Sanktionsmuster 
die soziale Dynamik von Hochschulen, 
ganz unabhängig von den historisch-kul­
turellen Erfahren, die die Beteiligten zu­
mindest anfangs in den Lehr- und For­
schungsbetrieb einzubringen suchen. 
Dabei entsteht aber in den .neuen" ost­
deutschen Universitäten bei vielen Stu­
dentinnen und bei einigen Hochschulleh­
rerl nnen ein Spannungsverhältnis zwi­
schen .Struktur" und .Kultur,• nämlich dem 
Wissen darum, daß die Organisation des 
Hochschulwesens auch anders möglich 
ist. Ich möchte hier die These begrün-
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den, daß verschiedene Hochschulsyste­
me unterschiedliche Ziele bedienen, die 
miteinander im Konfliktstehen. Das west­
deutsche und jetzt auf Ostdeutschland 

übertragene System bedient ganz ande­
re normative Kriterien als sowohl das 
frühere ostdeutsche oder das heutige 
amerikanische. 

DDR und USA 

In mancher Hinsicht wiesen das alte 
Hochschulsystem in der DDR und das 
Hochschulsystem der USA aus der Sicht 
des studentischen Lebens einige ver­
blüffende -hnlichke1ten trotz aller funda­
mentalen Unterschiede auf. Diese Ge­
meinsamkeiten setzen beide Systeme 
deutlich von der westdeutschen Hoch­
schulnormalität ab und lassen sich als 
Konsequenzen einer .paternalistischen· 
und .kommunitären" Bildungstheorie ver­
stehen, die sowohl sozialistischer wie 
auch republikanisch-liberaler Pädago­
gik zugrunde liegt. Studentlnnnen sind 
(noch) unmündige Menschen, denen uni­
versitäre Bildung nicht nur instrumentelle 
Qualifikationen zur Verfolgung schon 
gewußter Interessen und Werte vermit­
telt. sondern zuallererst diese Werte und 
Orientierungspunkte der Lebensführung 
selbst. Sie bedürfen also einer Fürsorge 
und sozialen Zuwendung. die über den 
Prozeß der bloßen Wissensvermittlung 
und Einführung in den Forschungsbe­
trieb hinausgeht und sie erst zu Erwach­
senen heranbildet, die ihre Rollen in der 
sozialistischen Gemeinschaft. bzw. der 
liberal-kapitalistischen amerikanischen 
Gesellschaft, im Mikrokosmos des so­
zialen Systems Universität erlernen. 

Der kommunitär-paternalistischen Theo­
rie der Bildung korrespondieren be­
stimmte konkrete universitäre Einrich­
tungen. die die Vereinzelung der Stu­
dentinnen, aber auch ihre Freiräume, 
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deutlich einschränken. Das Studium ist 
zu einem erheblichen Grade. verschult," 
wobei die Studentinnen an relativ vielen 
Lehrveranstaltungen ( 12 - 20 Wochen­
stunden) mit Präsenz- und Leistungs­
pflichtteilnehmen müssen. Leistungsan­
forderungen und Ziele sind in den Lehr­
veranstaltungsplänen genau definiert und 
es gibt viel feedback über Leistungsbe­
wertungen. Lehrveranstaltungen umfas­
sen relativ kleine Gruppen, die vergleichs­
weise intensive Kontakte mit den Hoch­
schullehrerlnnen haben. Dabei entsteht 
auch eine Universitätskultur, bei der 
Nachlässigkeit auf Seiten der Hochschul­
lehrer bei der Vorbereitung und Durch­
führung der Lehre informell oder sogar 
formell negativ sanktioniert wird - von 
beiläufigem Gespött bis im amerikani­
schen Fall hin zur Veröffentlichung der 
studentischen Evaluationen der Lehrtä­
tigkeit einzelner Professoren. 

Die studentischen Lernzusammenhän­
ge sind in beiden Systemen nicht bloß 
auf einzelne Veranstaltungen beschränkt, 
die jeweils ein anderes Hörerpublikum 
aufweisen. Zuweilen bleiben studenti­
sche Bezugsgruppen über verschiede­
ne Veranstaltungen oder Semester hin­
weg bestehen. Außerdem sorgen die 
Universitäten dafür. daß außerhalb der 
einzelnen Lehrveranstaltungen die Stu­
dentinnen auf den Gesamtzusammen­
hang ihres Studiums orientiert werden 
Jedes Semester müssen Studentinnen 
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sich cb!igatorischen Studienberatungen 
durch die Fakultät oder eigens dafür 
bestellte Spezialeinrichtungen (von der 
FDJ-Einheit bis zu den Beratungszen­
tren amerikanischer Universitäten) un­
terziehen. 

In beiden Systemen wirkt die Universität 
auch deutlich in den privaten Lebensbe­
reich hinein. Studentinnen leben in Wohn­
heimen oder auf einem Campus und 
müssen sich Zimmer zu zweit oder dritt 
teilen. Dies erschwert die Rückzugsmög­
lichkeiten der einzelnen und legt die Be­
tonung auf Sozialkontakt im Umfeld der 
Hochschule über den instrumentellen 
Lernprozeß hinaus. Vielfältige kulturelle 
oder sportliche Veranstaltungen, die von 
der Universität institutionell und finanziell 
getragen werden, verstärken die soziale 
Gruppenbildung. Eingebettet in eine sol­
che Lebenssituation kann Korpsgeist und 
eine emotionale Bindung an die eigene 
Universität entstehen, ein fast unvorstell­
barer Vorgang im westdeutschen Hoch­
schulsystem. überspitzt gesagt, im Ge­
gensatz zu westdeutschen Universitäten 
haben amerikanische Universitäten, zu­
mindest bei der Ausbildung im Grund­
studium und bis zum ersten Examen (ba­
chelor of arts/sciences), fast den Cha­
raktereinerFortsetzung von Sommerfe­
rienlagern mit anderen Mitteln. Ob die 
Metapher vom Sommerferienlager auch 
eine gute Charakterisierung der alten 
DDR Hochschulen ist, wage ich nicht zu 
entscheiden. 

Über diese institutionellen Gemeinsam­
keiten paternalistisch-kommunitärer Bil­
dung hinaus sind natürlich profunde Dif­
ferenzen zwischen dem amerikanischen 
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und dem ehemaligen DDR-System nicht 
zu übersehen. Dies betrifft nicht nur die 
Inhalte der Wert- und Charakterbildung. 
Schließlich geht es im amerikanischen 
Bildungsprozeß gerade um den Charak­
terwert Individualismus - oder das, was 
Emile Durkheim den .institutionalisier­
ten Individualismus· als Kollektivleistung 
des Sozialisationsprozesses moderner 
liberaler Gesellschaften genannt hat -, 
ein Wert, welcher dem real existierende 
Sozialismus fernlag. Darüber hinaus 
werden trotz komm unitärer Organisation 
im amerikanischen System individuelle 
Leistungskonkurrenz und die Erwartung 
der individuellen Innovation in der Aus­
einandersetzung mit Lehrstoffen und For­
schungsmaterialien in einer Weise be­
tont, wie mir dies aus Berichten früherer 
Studentinnen des DDR Hochschulwe­
sens (und natürlich auch meiner west­
deutschen Erfahrung) heraus unbekannt 
ist. 

Die größten Unterschiede zwischen den 
beiden Universitätssystemen stellen sich 
bei der Studentenrekrutierung und bei 
der Behandlung des Lehrpersonals ein. 
Im amerikanischen System kommt es 
außer Schulnoten, landesweiten Hoch­
schulreifetests sowie der persönlichen 
Selbstdarstellung durch kleine Essays 
der Hochschulbewerberinnen über die 
Ziele ihre Studiums (und ihrer Lebens­
führung!) natürlich auch auf Zahlungsfä­
higkeit der Hochschulgebühren an. Im 
Realsozialismus wurde dagegen die 
Zahlungsfähigkeit durch politische Ko­
operationsbereitschaft substituiert. Ein 
ähnliches Substitutionsverhältnis von 
Rekrutierungskriterien zwischen den 
beiden Universitätssystemen gibt es 
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auch beim Lehrkörper. Amerikanische 
Professoren werden nach ihren Veröf­
fentlichungsleistungen. vor allem bei in 
Reputationshierarchien angeordneten 
wissenschaftlichen Verlagen und Zeit­
schriften. sowie ihre durch auswärtige 
Rufe dokumentierte .Marktmacht" hono­
riert. Während amerikanische Professo­
ren einem wirtschaftlichen und profes­
sionellen Steuerungsmechanismus un­
terliegen, wurde dieser im DDR-Hoch­
schulwesen durch einen politischen zu­
mindest zum Teil ersetzt. 

Diese Unterschiede sind bekannt. We­
niger bekannt. und deshalb noch einmal 

w1ederholenswert, sind aber die Ge­
meinsärnkeiten zwischen dem realso­
zialistischen und dem amerikanischen 
universitären Bildungssystem, welche 
über eine paternalistisch-kommunitäre 
Pädagogik laufen. Sie lassen es viel 
weniger zu als andere Bildungssysteme. 
daß Studenten sich vom Lernprozeß und 
den Mitlernenden völlig entfremden. den 
Sinn ihres Tuns grundsätzlich in Frage 
stellen oder an ihrer Einsamkeit und An­
onymität zerbrechen. Die Abbrecherquo­
ten amerikanischer und der früheren ost­
deutschen Universitäten blieben und blei­
ben deshalb deutlich unter dem Niveau 
des westdeutschen Hochschulsystems. 

Die Aufbruchsphase nach 1989 

In der Aufbruchsphase nach der Implosi­
on der alten DDR eröffnete sich auch im 
ostdeutschen Hochschulwesen für kurze 
Zeit ein Horizont, Ins Ungewisse hinein 
Innovation wagen zu dürfen. Innovative 
Prozesse haben eine besondere und 
nicht zu verstetigende Erfahrungsquali­
tät, nämlich sowohl radikale Freiheit als 
auch spontane und gleichberechtigte 
Kommunikation und Kooperation mit 
anderen lnnovatoren zu erleben. Auf­
bruchsphasen vermitteln somit einen 
Vorschein auf ein besseres Leben, wel­
ches Freiheit, Gleichheit und Brüderlich­
keit miteinander verbinden könnte. Viel­
leicht ließe sich auch die Rede vom .Pio­
niergeist" als jene eigentümliche Verbin­
dung von Freiheit, Gleichheit und Ge­
meinschaft soziologisch fassen, welche 
Episoden institutioneller Innovation und 
Revolution oft auszeichnen. Allerdings 
bleibt Innovation per definitionem ein 
flüchtiges. vergängliches Moment. wel-
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ches unweigerlich von den Routinen des 
Alltags eingeholt wird. Die Erwartung des 
Neuen wird schon bald verdrängt durch 
Erfahrungen mit den Konsequenzen von 
Innovation, die sich in Regeln und Institu­
tionen verdichten. Die „permanente Re­
volution" gibt es nicht, und die große 
Synthese letzter Ziele - Freiheit, Gleich­
heit und Brüderlichkeit - bleibt außer in 
Momenten des Umbruchs unerreichbar. 

Das Spannungsverhältnis zwischen Krea­
tivität und Neubildung von Routinen gilt 
allgemein für den Bildungsprozeß ge­
sellschaftlicher Institutionen überhaupt 
und hat nichts genuin mit der Situation 
der DDR nach dem November 1989 und 
Oktober 1990 oder gar der Spezifik des 
Wandlungspfades ostdeutscher Hoch­
schulen zu tun. Auch in solchen post­
sozialistischen Ländern, die keinen .gro­
ßen Bruder" hatten. welcher ihre Reform­
pfade bevormundete, stellte sich schnell 
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Katerstimmung und Enttäuschung über 
die Leistungen der neuen Demokratien 
ein, nachdem sich die erste Begeiste­
rung über den Fall der alten Regime 
gelegt hatte. 

Wenn also heute aus mehr als fünfjähri­
ger Retrospektive von einigen der Geist 
der Aufbruchstimmung im Hochschulwe­
sen nach dem November 1989 beschwo­
ren wird, um die triste Realität der später 
von Westdeutschland herkommenden 
Hochschulreform zu kritisieren, so muß 
genau unterschieden werden zwischen 
den Frustrationen, die mit jeder Routini­
sierung neuer sozialer Verkehrsformen 
eingetreten wären, und den spezifischen 

Schwierigkeiten und Enttäuschungen, 
welche viele Studierende angesichts der 
Einführung des westdeutschen Organi­
sationsmodells von Hochschule erfah­
ren. Mit anderen Worten. die libertäre, 
egalitäre und kommunitäre Erfahrung der 
Auflösungs- und Umbildungszeit an den 
ostdeutschen Hochschulen darf nicht zu 
einem Mythos hochstilisiert werden, der 
nur in der Erinnerung den Schein einer 
möglichen, aber dann verschenkten oder 
von Westdeutschland verhinderten Dau­
erhaftigkeit gewinnt. Diese Warnung darf 
jedoch nicht dazu führen, sich nicht mit 
den Nachteilen der Institutionalisierung 
des westdeutschen Hochschulsystems 
an den früheren DDR-Hochschulen aus­
einanderzusetzen. 

Hochschule Ost nach dem Muster von Hochschule West 

Auf eine knappe Formel gebracht, wäh­
rend das alte Bildungssystem der DDR 
paternalistisch-kommunitäre Orientie­
rungen und pädagogische Stile betonte 
und die Neubildungszeit nach der Implo­
sion des alten Systems eine libertäre 
Erfahrung von Kreativität und spontaner 
kollektiver Identität (,.empowerment") ins 
Zentrum rückte, trat mit der Einführung 
des westdeutschen Hochschulsystems 
eine bürokratische Organisationsform auf 
den Plan, deren wichtigstes Leistungs­
prinzip darin besteht, kognitive Fähig­
keiten innerhalb formal normierter (und 
deshalb verwaltungsgerichtlich justizia­
bler) Studien- und Prüfungsvorgänge 
kostengünstig und standardisiert zu ver­
abreichen. Das, was in der Industrieso­
ziologie mit .Fordismus· bezeichnet wird, 
d.h. hoch arbeitsteilige, kapitalintensive 
Produktionssysteme, die auf die Her-
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stellung einer limitierten Palette genorm­
ter Massengüter für einen relativ unifor­
men Konsumtengeschmack ausgelegt 
sind, ist in vieler Hinsicht zur Philosophie 
des nun gesamtdeutschen Hochschulbil­
dungswesens geworden. Wenn über­
haupt pädagogische Bildungsprozesse 
in diesem System eine Rolle spielen, so 
haben sie wenig mit kommunitärer Grup­
penbildung oder libertärer Erfahrung von 
Kreativität als mit der Einübung eines 
ausgeprägten formalen Gleichheitssin­
nes zu tun. Dieser schlägt sich institutio­
nell nieder in abzuleistenden Semester­
wochenstunden, allgemeinen Kennziffern 
über die zu erreichende (und nicht zu 
überschreitende) Betreuungsdichte von 
Studenten durch wissenschaftliches Per­
sonal, Regelstudienzeiten, Zulassungs­
bedingungen für Prüfungen und Garan­
tien uniformer Qualität der Blldungsab-
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schlüsse an allen Hochschulen der ge­
samtdeutschen Republik. 

Ich will nicht bestreiten, daß dieses Sy­
stem wichtige Argumente für sich ins 
Feld führen kann. Deutsche Hochschu­
len liefern kalkulierbare Qualifikations­
profile auf relativ hohem Niveau auf zu­
nehmend breiterer Basis, auch wenn die 
dahinter stehende Organisationsform in 
vielen Bereichen herausragenden wis­
senschaftlichen Leistungen und innova­
tiven Querdenkern ebensowenig zugäng­
lich ist wie charakterlichen Bildungspro­
zessen. Wie auch Japan gelingt es der 
deutschen Wirtschaft, mit einem Wis­
senschaftssystem auszukommen, wel­
ches gut trainierte Funktionäre für vielfäl­
tige Berufswege bereitstellt, ohne jedoch 
in der Grundlagenforschung besondere 
Erfolge aufzuweisen Umgekehrt haben 
gerade die Länder, die in der universitä­
ren Grundlagenforschung besonders 
bahnbrechend gewesen sind, wie die 
USA und in geringerem Maße Großbri­
tannien, häufig Schwierigkeiten gehabt, 
diese Leistungen in den wirtschaftlichen 
Innovations- und Produktionsprozeß um­
zusetzen. 

Universitätssysteme sehen sich mit der 
Schwierigkeit konfrontiert, zwei Logiken 
gleichzeitig bedienen zu müssen. Auf 
der einen Seite sind sie Ausbildungsin­
stitutionen, die Wissen vermitteln, auf 
der anderen Seite aber auch For­
schungsinstitutionen, deren Arbeitsab­
läufe auf die Schaffung neuen Wissens 
nach Maßgabe hoch elaborierter Kriteri­
en des Wissenschaftssystems ausge­
legt sind Unterschiedliche Hochschulsy­
stem sind in ganz verschiedenem Aus-
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maß in der Lage, sich auf diese beiden 
Aufgaben einzustellen 

In politisch-normativer Hinsicht bedient 
das deutsche Universitätssystem min­
destens eine wichtige politische Wert­
setzung, die ich hier einmal die sozialde­
mokratische Konzeption von Bildungs­
gleichheit nennen möchte. Im internatio­
nalen Vergleich relativ unabhängig vom 
Elterneinkommen haben deutsche Stu­
denten Zugang zu weitgehend uniform 
qualifizierenden Studiengängen. Seit der 
Bildungsreform der sechziger und sieb­
ziger Jahre ist somit nicht nur der Anteil 
der Hochschulabsolventen an den Al­
tersjahrgängen, sondern insbesondere 
der Anteil der Arbeiterkinder mit Hoch­
schulabschluß angestiegen. Umfassen­
de Reformkonzeptionen, das deutsche 
Hochschulsystem auf mehr Konkurrenz 
unter Studenten, Hochschullehrern und 
vor allem ganzen Hochschulen einzustel­
len und dabei mehr Freiheit und Initiative 
zuzulassen, aber zugleich auch die verti­
kale Ungleichheit von Ausbildungs- und 
Forschungschancen zu erhöhen, sind 
bislang immer fehlgeschlagen, auch und 
gerade unter konservativen Regierun­
gen. Das deutsche Universitätssystem 
institutionalisiert damit klar die Vorran­
gigkeit des Organisationsziels Ausbil­
dung vor dem Ziel Forschung. 

Die neuen ostdeutschen Hochschulen 
bilden in allen Hinsichten ähnliche Struk­
turen aus wie ihre westdeutschen Vorbil­
der. Die Kerninstitutionen des bürokrati­
schen Universitätssystems sowie die 
Kennziffern ihrer Ressourcenausstattung 
sind überall dieselben. Dies gilt sowohl 
für die Anlage der Studienabläufe eben­
so wie die Anreizsysteme (oder der Man-
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gel an Anreizsystemen). denen das wis­
senschaftliche Personal folgt. Auch hier, 
wie in Westdeutschland, sind Professo­
ren auf Lebenszeit verbeamtete Bildungs­
funktionäre, deren Einkommen sich in 
aller Regel nicht nach ihrer wissenschaft­
lichen Kreativität und ihrer Gabe, studen­
tische Lernprozesse zu befruchten, be­
mißt, sondern nach Alter und Seniorität 
im Bildungsapparat. Auch hier werden 
die fein austarierten Beteiligungsrechte 
der verschiedenen .Universitätsstände" 
an der Selbstverwaltung strukturellen 
Konservatismus und lmmobilität erzeu­
gen. Auch hier werden universitätsinter­
ne und ministeriale Bildungsbürokratien, 
die alle Organisationsabläufe nach ihrer 
rechtlichen Korrektheit bemessen, die 
letzten Nischen der Kreativität ersticken. 

Die sozialdemokratischen Errungen­
schaften der Bildungsreform - relative 
Gleichheit beim Zugang zum Studium 
und den Qualifikationsprofilen der Ab­
schlüsse - wurden damit um einen Preis 
der Bürokratisierung und Normierung der 
Ausbildungswege erkauft, die gerade 
solchen Studentinnen zu schaffen ma­
chen. die ihre ersten Erfahrungen in Insti­
tutionen erwarben, welche vom paterna­
listisch-kommunitären Bildungskonzep­
tionen durchwirkt waren. In einer prägen­
den Phase des Übergangs zur gesell­
schaftlichen Mündigkeit werden junge 
Erwachsene einem anonymen und ge­
genüber der Biographie und den indivi­
duellen Wünschen der einzelnen Studen­
tl nnen indifferenten Bildungsmaschine 
ausgeliefert 

In einer etwas modifizierten, aber im Prin­
zip ähnlichen Weise als früheren DDR­
Studentinnen bleibt das westdeutsche 

hochschule ost 2/ I <>96 

Hochschulwesen auch amerikanischen 
Studentinnen fremd. die genau wie ihre 
DDR-Kolleginnen unter Bedingungen ei­
ner paternalistisch-kommunitären Bil­
dungskonzeption, wenn auch korrigiert 
um libertäre Elemente. wissenschaftlich 
sozialisiert wurden. Eine amerikanische 
Doktorantin brachte dies nach einem 
einjährigen Aufenthalt an der Universität 
Bonn einmal auf die Kurzformel, .in Ger­
many you can make 1t only despite the 
system, not because of the system" - in 
Deutschland kann man es akademisch 
zu einer kreativen Leistung nur trotz des 
Systems, aber nicht wegen des Systems 
bringen. Der Preis für die Betonung auf 
Gleichheit an deutschen Hochschulen ist 
damit klar definiert. Standardisierte Mas­
senveranstaltungen und durch bürokrati­
sierte Studiengänge lassen jeden kom­
munitären Sinn für eine Gemeinschaft 
von lehrenden und lernenden erstik­
ken, Zugleich untergraben sie die Erpro­
bung wissenschaftlicher Neugier und 
Kreativität und damit die internen Nor­
men des Wissenschaftsprozesses. 

Sozusagen als Kehrseite dieser büro­
kratischen Welt stellt sich dann bei einer 
kleinen Minderheit intellektuell ambitio­
nierter Studentinnen zuweilen eine Art 
anarchischer, anti-institutioneller .Genie­
kult" ein, den sie als existentielle Pose 
gegen die universitäre Lernmaschine 
ausspielen. Sie signalisieren durch Auf­
treten und Sprache einen Anspruch auf 
Überlegenheit gegenüber den meisten 
Studentinnen, die sich zuweilen in Me­
thoden der Einschüchterung und Mono­
polisierung der Rede in Seminarveran­
staltungen verdichtet (der große „Bluff'). 
Solche Träger eines Geniekultes wer-
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den oft zum Opfer ihrer eigenen Ideolo­
gie, wenn sie an sich selbst unmöglich 
hohe wissenschaftliche Leistungsansprü­
che stellen und dann daran scheitern, 
ihre Examens- oder Dissertationsarbei­
ten zu vollenden 

Mit der Betonung bürokratischer Stan­
dardisierung und juristischer Überprüf­
und Einklagbarkeit von BIidungsvorgän­
gen steht das westdeutsche Universi­
tätssystem sowohl dem alten kommuni­
tär-paternalistischen System der DDR 
als auch der ostdeutschen heroischen 
Innovationsphase nach 1989, die es wohl 
ohnehin In den meisten Köpfen nur als 
Mythos gegeben hat, vielleicht weiter 
entfernt als andere lnstitutionalisierungs­
formen der Universität, wie beispiels­
weise die amerikanische. Solange es 
also in Ostdeutschland noch eine Kultur 
der Erinnerung an einen anderen univer­
sitären Bildungsprozeß vor 1989 und 
eine bestimmte Interpretation der Phase 
der Systemauflösung gibt, erfahren Stu­
dentinnen und Hochschullehrerlnnenaus 
dem alten System das Spannungsver­
hältnis zwischen hergebrachter Kultur und 
neuer Struktur besonders intensiv. 

Wer ein anderes Universitätssystem 
möchte, in welchem weniger Entfrem­
dung, Vereinzelung und Standardisie­
rung, dafür aber mehr kommunikative 
Lernprozesse und Kreativität gefragt 
sind, sollte sich auch über die Kosten 
solcher Reformen im klaren sein, die 
sich aus vorhersehbaren Zielkonflikten 
ergeben: Wer mehr Brüderlichkeit und 
Freiheit möchte, wird dies mit einem 
Verlust an Gleichheit der Zugangschan­
cen und der Lern- und Lehrsituation an 
Universitäten bezahlen müssen, Das 
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amerikanische Bildungssystem ist dafür 
ein extremes Beispiel. Ohne Studienge­
bühren und damit eine neue soziale Stra­
tifikation von Bildungschancen ist eine 
deutliche Verkleinerung der universitä­
ren Lehrveranstaltungen mit der Wirkung 
eines kommunikativerer Lernprozesses 
nicht finanzierbar. Um die Kreativität des 
Lern- und Forschungsbetriebes zu stei­
gern, müßte sodann eine auf wissen­
schaftlicher Reputation basierende Hier­
archisierung von Hochschullehrerinnen, 
Fakultäten und ganzer Universitäten her. 
Gesteigerte Konkurrenz zwischen den 
Universitäten ließe sich leicht durch eine 
Reduktion staatlicher Wissenschaftsfi­
nanzierung und der leistungsbezogenen 
Verteilung der verbleibenden Mittel er­
reichen. Auf der Individualebene wäre 
ein Verzicht auf Beamtenstatus und Be­
soldungsgruppen zugunsten einer markt­
wirtschaftlichen Bezahlung des Hoch­
schulpersonals der Konkurrenz und Krea­
tivität durchaus förderlich. Es wäre dann 
nur noch bei Strafe der Gehaltskürzung 
möglich, sich fünf Jahre nach Annahme 
einer ordentlichen Professur aus dem 
Forschungsbetrieb zu verabschieden, 
eine Praxis, die ein prominenter deut­
scher Kollege meines Fachs mir kürzlich 
als Normalfall wissenschaftlicher Karrie­
ren in Deutschland beschrieb. 

Humboldts Bildungsideal einer Synthe­
se von Forschung und Lehre entstammt 
einer Zeit mit wenig komplexer gesell­
schaftlicher Differenzierung und ist we­
der den heutigen Anforderungen an Aus­
bildungsgänge noch den Bedingungen 
der Wissenschaftsproduktion gewach­
sen. Diese Tatsache hat seit den sechzi­
ger Jahren dazu geführt, die deutschen 
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Hochschulen als AusbildungshP.triPhP 
einzurichten, die einem bürokratischen 
Leistungsideal entsprechen, welches 
sowohl die Ansprüche auf „Gemeinschaft" 
im Lernprozeß als auch die Disziplin von 
Konkurrenz im „Markt" derwissenschaft­
lichen Ideen untergräbt. 

Vieles spricht für eine Reform des ge­
genwärtigen deutschen Universitätssy­
stems in einer Weise, welche die An­
sprüche auf Bildung und Forschung durch 
stärkere institutionelle Separierung Rech­
nung trägt, um dadurch kommunitäre und 
liberale Regulative besser zu bedienen. 
Ich vermute jedoch, daß viele derjenigen 
Studentinnen und Hochschullehrerlnnen, 
die heute die Bürokratisierung und allge-
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meine Gleichgültigkeit in den deutschen 
akademischen Großbürokratien bekla­
gen, sich dann gegen die Einführung von 
"Eliteuniversitäten" und eine neue sozia­
le Ungleichheit des Bildungssystems 
wehren würden. Unter Bedingungen 
knapper gesellschaftlicher Ressourcen 
ist es jedoch illusionär zu glauben, man 
könne Zielkonflikten zwischen Gleichheit, 
Freiheit und Brüderlichkeit bei der Ein­
richtung von Hochschulen entgehen. Dies 
ist zumindest eine Lehre, die ich aus 
meiner Erfahrung mit sehr unterschiedli­
chen Bildungssystemen gezogen habe. 

Herbert Kitschelt, Prof. Dr., lehrt 
Sozialwissenschaften an der 

Humboldt-Universität zu Berlin 
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Stephan Winkler (Berlin): 

Kein Prozac für den Osten! 

Zwei Phänomene, die dem Verfasser 
beim vergleichenden Betrachten des uni­
versitären Lebens in den Vereinigten 
Staaten und in Deutschland, und in letz­
terem besonders im Osten, auffielen, sind 
der Gegenstand der folgenden Betrach­
tungen. Da ist zum einen jene Faszinati­
on an Untergang und Unheil, an Magie 
und Archaik, der man in Amerika im 
akademischen und intellektuellen Be­
reich fast nie begegnet, die mir in 

Deutschland jedoch ein recht signifikan­
ter Trend besonders der letzten Jahre zu 
sein scheint; und zum anderen die unter 
Studenten in beiden Ländern ähnlich 
auffällige Tendenz zum Nischenleben und 
zum Desinteresse an einem wie weit 
auch immer gefaßten gesellschaftlichen 
Ganzen, eine Tendenz, die in Ostdeutsch­
land vielleicht erst nach den heftigen Jah­
ren 1989/90, seither allerdings in beson­
derem Maße auffällt. 

1. Amerika 

Warum erliegen Universitäten in Ameri­
ka nicht einem solchen Ansehensverlust 
wie in Deutschland? Warum ist unter 
amerikanischen Intellektuellen die Ko­
ketterie mit dem Okkulten offenbar keine 
Tugend? Warum sind Nischenleben und 
Desinteresse an politischem Engage­
ment hier schon längst viel verbreiteter 
als in Deutschland? 

Unbehelligt von staatlichen Finanzpro­
blemen und ziemlich unangefochten von 
gesellschaftlichen Bedrohungen, sind die 
amerikanischen sogenannten Elite-Unis, 
so scheint mir, hocheffiziente,jederForm 
von Wissensvermittlung sehr förderliche 
Bildungseinrichtungen. Man arbeitet in 
sehr gut sortierten und technisch bestens 
ausgestatteten Bibliotheken und Arbeits­
räumen, die in sicherer, schöner, ruhiger 
und grüner Umgebung liegen, man speist 
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gut und pflegt interessante Freundschaf­
ten, Kämpfe werden sehr verdeckt (des­
halb aber nicht weniger erfolgreich) aus­
gefochten und insgesamt kann man, so 
fürchte ich, nach gar nicht so langer Zeit 
des Verweilens in diesem intellektuellen 
Arkadien zu dem Eindruck gelangen, die­
ser Zirkel des akademischen Lebens 
sei die eigentliche Welt. Und das ist ja, 
wenn man denn eine akademische Kar­
riere plant, gar nicht so falsch und oben­
drein gewiß nicht gerade reizlos. Es ist 
mir immer wieder erstaunlich, wie diese 
gern in gefälscht alten Bauten unterge­
brachten Schulen ihrer Aufgabe als Trutz­
burgen des Geistes in einer immer krank­
hafter werdenden Umwelt tatsächlich 
gerecht zu werden scheinen. Allerdings 
bleibt ein kleiner Argwohn, der aber ein 
nur an europäischen Herzen nagender 
sein mag, daß in die beschaulich-kreati-
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ve Atmosphäre dieser lnte!lektue!!en Alta 
Plana eines düsteren Tages ein rüder 
Oberförster einfallen könnte. 

Schon äußerlich nicht gerade ein natürli­
ches Biotop für das Wachstum apoka­
lyptischer Visionen oder gar deren ge­
dankliche Bejahung, hat die Tatsache, 
daß solcherlei Denken vielmehr regel­
recht ausgegrenzt wird, meines Erach­
tens verschiedene, hauptsächlich kultu­
relle Ursachen, die ich im folgenden kurz 
benennen werde. 

Eine Eigenschaft, die "den Amerikanern" 
ja immer wieder gern nachgesagt wird, 
und, wie ich bei aller Vorsicht vor Verall­
gemeinerungen denke, durchaus nicht 
ganz zu unrecht, ist ihr ausgeprägter 
Hang zu einer fast mechanisch funktio­
nalisierten Sicht auf alle Bereiche des 
Lebens, also z.B. auch auf zwischen­
menschliche Beziehungen. Welch erheb­
liche Bedeutung dieser ( oft natürlich ganz 
unreflektierten) Sicht in der amerikani­
schen Gesellschaft zukommt, wie stark 
sie allgemein verinnerlicht und bejaht wird, 
kann man nicht nur beim genaueren Be­
trachten fast jeder beliebigen TV-Show 
und ähnlicher Veranstaltungen der öf­
fentlichen Kultur, in denen sich die Ge­
sellschaft ihrer eigenen Standards rück­
versichert, studieren, sondern auch an 
Diskussionen wie denen um die dys­
functional family und Prozac, an der 
Werbung u.v.a.m. (Bei der Diskussion 
um Prozac, einem Modethema der letz­
ten Jahre, geht es um Psychopharmaka, 
die ursprünglich für die medikamentöse 
Linderung von Depressionen entwickelt. 
inzwischen jedoch eine aufsehenserre­
gende Verbreitung in einer ganz ande­
ren Bevölkerungsgruppe fanden. Voral-
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lern Angehörige jener besser bezahlten 
Berufsgruppen, in deren von unausweich­
lichem Erfolgsdruck geprägten Berufs­
leben es besonders darauf ankommt, 
sich von Tiefschlägen und Niederlagen 
um keinen Preis aus der Form bringen zu 
lassen, ist der Gebrauch der Medika­
mente überaus populär.ja fast selbstver­
ständlich. Dieser pervers effizienzorien­
tierte Umgang mit sich selbst gilt vielen 
als symptomatisch für einige Aspekte 
amenkanischer Zivilisation.) Es scheint, 
als ob man einen fast gesetzmäßig kau­
salen Zusammenhang zwischen dem 
Erfüllen einer Rolle und der daraus folge­
richtig erwachsenden Befriedigung ei­
nes mit dieser Rolle konventionell ver­
knüpften Anspruchs zieht: "wenn ich nicht 
mindestens eine halbe Stunde täglich 
Fitnesstraining mache, kann ich nicht 
erwarten, daß sich je ein attraktiver Mann 
für mich interessiert." Der tragische 
Aspekt daran ist, daß diese Sicht offen­
sichtlich weit genug verbreitet ist, um oft 
genug zuzutreffen. 

Wenn auch natürlich die verbale Demon­
tage institutioneller Autorität hierzulande 
mindestens eben so verbreitet und ritua­
lisiert ist wie in Deutschland und zudem 
stärkere historische Wurzeln hat, so schei­
nen doch die hiesigen Universitäten die­
sem Prozeß nicht in der Weise anheim­
zufallen wie in Deutschland. Ich meine, 
daß das zu einem nicht geringen Maß an 
eben diesem stark pragmatisch-funktio­
nalen Denken liegt. 

So kann ja die Funktion der Universität, 
außer in ihrer Aufgabe als anleitende 
und ordnende Instanz beim Erwerb spe­
zifischen Wissens, die gerade im inter­
net age mitnichten hinfällig wird, auch 
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ganz nüchtern gesehen werden: als be­
rufliche Legitimation verleihende Institu­
tion (und es ist immer wieder erstaunlich. 
welche Reputation hierzulande schlicht 
der Name einiger Universitäten ihren 
Absolventen verleiht) und als Instrument 
zum Knüpfen später überaus nützlicher 
Verbindungen. Auch in Berlin gibt es 
beispielsweise Clubs der Yale- bzw. 
Harvard-Absolventen. Anders als in 
Deutschland ist die gegenseitige nach­
universitäre Karriere-Unterstützung in 
den USA nicht allein von Bünden und 
Burschenschaften abhängig und darum 
weder notwendigerweise extrem konser­
vativ noch auf Männer beschränkt. Aller­
dings muß ich zugeben, daß ich bezweif­
le, daß das, was ich hier sage, in glei­
chem Maße in gleichem Umfange für 
weniger teuere Häuser gilt; womit ich bei 
einem weiteren, möglicherweise viel 
wesentlicheren Aspekt angelangt bin: bei 
der Ökonomie. 

Man wird den Wert der Ausbildung an 
einem Institut, in dem ein einziges Studi­
enjahr 32.000 DM Studiengebühr ko­
stet, zwangsläufig relativ hoch veranschla­
gen - wie berechtigt oder unberechtigt 
das im Einzelfall ist, ist ja noch eine 
andere Frage. Außerdem wird - gerade, 
weil man dieses Geld in der Regel natür­
lich nicht selbst aufbringen konnte, son­
dern es entweder von den Eltern (bei 
Undergraduates) oder einem privaten 
Stifter oder einem Stiftungsfonds der Uni 
selbst kommt - ein ganz anderes Maß an 
Verantwortung und Erfolgsdruck auf den 
Studenten übertragen als an einer deut­
schen Universität. Auch schafft die ins­
gesamt strengere Selektion bei der Zu­
lassung zumindest der Graduate Stu-
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dents und die stärker spürbare Tendenz 
zur Seibsiregeneration der Eiiten hierzu­
lande eine größere Homogenität der uni­
versitären Sozialstruktur. was wiederum 
zu stärkerem Assimilationsdruck und ei­
nem ausgeprägterem Bewußtsein für das 
mit dem Universitätsbesuch erworbene 
kulturelle Kapital führt. Da die begehrten 
der hiesigen Universitäten oft private 
Unternehmen sind, gibt es einen stärke­
ren Hang, die Befriedigung des Kunden­
interesses als Firmeninteresse zu be­
trachten, und allein schon deshalb läßt 
man es zu unerfreulichen und demorali­
sierenden Erscheiungen wie permanent 
überfüllten Hörsälen, fortwährend abwe­
senden Professoren usw. nicht so ein­
fach kommen. Auf der anderen Seite 
aber bevölkern die Auditorien deshalb 
auch beglückend wenige Studenten, die 
in Vorlesungen mit halblautem Diskutie­
ren über Aurobindho oder mit dem Lak­
kieren der Fußnägel beschäftigt sind und 
in Seminaren mit Außerungen, die glei­
chermaßen von Selbstüberschätzung wie 
Desinteresse zeugen, die Geduld ernst­
hafterer Beteiligter auf die Probe stellen. 

Eine fast zwingende und mir persönlich 
recht unerträgliche Folge des umrisse­
nen Zustandes an einer solchen ameri­
kanischen Universität ist dann freilich die 
starke Präsenz karrieristischer und stre­
berhafter Verhaltens- und Denkweisen 
unter den Studenten, gepaart mit einem 
gelegentlich schon fast morbid milden 
Klima verlogener Schmeichelei, das die 
eigentlich sehr angestrengt konkurrie­
rende Haltung der meisten nicht wirklich 
verbirgt. Das mag aber auch eine in 
diesem Milieu besonders stark ausge­
prägte Folge traditionell-amerikanischer 
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Erziehung sein. (Eine Kindern beige­
brachte Verhaltensregel lautet: /f you 
can't say anything good, don't say 
anything at all.) 

Was ich sagen möchte ist, daß mir 
scheint, als ob eine Begründung dafür, 
daß Intellektuelle hier weniger anfällig für 
Okkultes, Archaisches und die Faszina­
tion am Bösen zu sein scheinen, zwar zu 
einem gewissen Maße in dem gerade 
auch im akademischen Raum noch sehr 
deutlich spürbaren Puritanismus, dem 
das Offenbaren dunkler Neigungen ja 
doch irgendwie wesensfremd ist, liegen 
mag - sehr stark jedoch wohl auch in 
dem beschriebenen rationalen Funkti­
onsdenken zu suchen ist: das Dunkle, 
Obsessive hat schlicht keinen Zweck in 
diesem effizienz-orientierten Betrieb. 

Eine historisch gewachsene Tradition 
und während der Regierungszeit von Prä­
sidenten aus der Demokratischen Par­
tei besonders populär, ist der Wunsch, 
der Staat möge sich möglichst wenig in 
das tägliche Leben seiner Bürger einmi­
schen. Ein wesentlicher Ausdruck des 
natürlich von jedem anders definierten, 
aber unvermindert gern benutzten Wor­
tes Freiheit liegt für viele Amerikaner 
offenbar in der Idee der Subsidiarität -
alles möge auf der untersten möglichen 
Ebene entschieden werden. Von Anbe­
ginn war Politik, war Staat etwas ande­
res als in Europa. Der libertäre Grundan­
satz der Gründerväter, auf ein hohes Maß 
an Selbstregulierung und Eigenverant­
wortlichkeit bedacht, richtete den innen­
politischen Aspekt des Staates von An­
fang an weniger auf Soziales, auf gegen-
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seitige Verantwortlichkeit, a!s auf die Ga­
rantie von Individualrechten aus. Zwangs­
läufig ist somit staatsbürgerliches Enga­
gement hierzulande von Beginn an stär­
ker an der mehr oder weniger pragmati­
schen Lösung von Einzelproblemen als 
am Vertreten einer wie auch immer phi­
losophisch fundierten Überzeugung ori­
entiert gewesen, was, wie ich gleich zei­
gen werde, weitere, ganz praktische 
Gründe hat. Die einzigen heutigen Parla­
mentarier, deren Argumentation ein eini­
germaßen erkennbares "philosophi­
sches" Konzept erkennen läßt, so ab­
surd und anachronistisch ich persönlich 
es finde, sind ausgerechnet die ultrakon­
servativen Lobbyisten der Kirchen. Dar­
über hinaus tauchen grundsätzliche Ge­
danken eigentlich vornehmlich in Form 
demoskopisch motivierter Slogancock­
tails, die nicht gerade mit logischer Kon­
sequenz überzeugen, auf der politischen 
Bühne auf. So kann man - unter Hinweis 
auf das Lebensrecht des Embryos - die 
schärfsten Verurteilungen von Lockerun­
gen im Abtreibungsrecht hören und im 
selben Atemzug die Forderung nach 
Wiedereinführung bzw. häufigere Anwen­
dung der Todesstrafe. 

Bevor man als Deutscher die Konturlo­
sigkeit der amerikanischen Parteien 
belächelt, sollte man sich allerdings ins 
Gedächtnis rufen, daß dieses Land zual­
lererst eine sich von der Deutschlands 
ziemlich unterscheidende geographische 
Ausdehnung besitzt, zweitens eine un­
vergleichlich heterogenere ethnische 
Zusammensetzung seiner Bevölkerung 
aufweist und drittens nicht nur eine jünge­
re, sondern vor allem völlig andere Staats­
geschichte hat. Das heißt eine Partei, 
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die in den Vereinigten Staaten eine ir­
gendwie überregionale Rolle spielen will, 
muß Wählerin ganz verschiedenen Land­
strichen, mit unterschiedlichstem religiö­
sen Hintergrund, mit in so vielen Fragen 
vermutlich völlig konträren Ansichten er­
reichen, daß am Ende nicht viel Kontur 
bleiben kann. Hinzu kommt, daß politi­
sche Haltungen unter Amerikanern in der 
Regel - ähnlich wie religiöse Überzeu­
gungen - als Privatsache jedes einzel­
nen, die man als wohlerzogener Mensch 
demzufolge nicht kritisiert, angesehen 

werden. 

Spätestens seit dem großen Trau~a der 
jüngeren amerikanischen G~sch1cht~, 
dem Vietnam-Krieg, in dem irgendwie 
alle, seine Befürworter wie seine Gegner 
verloren haben, spätestens seit dieser 
Zeit gibt es, so habe ich mir sagen las­
sen, einen besonders ausgeprägten 
Hang zum Zynismus in der amerikani­
schen Öffentlichkeit, was Politik, oder 
besser: was Politiker angeht. Die im 
vorigen Absatz schon andeutungsweise 
begründete Anonymität der zwei groß~n 
Parteien führt nämlich dazu, daß politi­
sche Verhältnisse erheblich stärker als 
in Europa personalisiert werden. Von 
Sektierern und Fanatikern abgesehen, 
die in solch einer generell eher politik­
feindlichen gesellschaftlichen Situation 
natürlich auch schon einmal richtig be­
drohlich werden können - man denke an 

die Milizen auf dem lande und die Gangs 
in den Städten -, äußert sich die poiiti­
sche Hoffnungslosigkeit der meisten 
Amerikaner, die ich traf, in meist auf 
einzelne Persönlichkeiten bezogener 
vehementer Empörung und in fatalisti­
schem Zynismus, kulminierend in der 
Ansicht, daß das ganze System so fuk­
ked up ist, daß da ohnehin kaum mehr 
irgendetwas zu machen sei. 

so mag das auch unter amerikanischen 
Studenten tatsächlich auffällige Nichten­
gagement und Desinteresse für '.olitik 
selbst in kleinerem Rahmen, wie der 
Universität, dem County oder dem Bun­
desstaat und die starke Neigung, sich 
auf sein Hauptfach und den Zirkel seiner 
Freunde zu beschränken, mit drei Din­
gen zu tun haben: erstens mit der Karrie­
rebetontheit der Studienorganisation ( so 
ist Princeton beispielsweise stolz dar­
auf daß mehr als 70% seiner Graduale 
Stu

1

dents vorzeitig abschließen, d.h. ih­
ren Doktortitel statt nach acht schon nach 
sieben, sechs oder gar vier Semestern 
erwerben), zweitens der, das muß schon 
gesagt werden, mangelnden politischen 
Bildung und Diskussion in der Gesell­
schaft, die jeden Versuch etwas zu ve~­
ändern von vornherein sinnlos erschei­
nen läßt, und drittens mit der Geschichte 
und "Geographie" des amerikanischen 
Parlamentarismus. 

2. Deutschland 

Warum gibt es in Europa ein gekränktes 
Selbstbewußtsein? Warum ist man ge­
rade in Deutschland so empfänglich für 
nachgemachtes Mittelalter? Warum 
kommt Ostdeutschland dabei eine be-
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sondere Rolle zu und worin könnten 
deren Chancen bestehen? 

Der bedeutendste Aspekt beim verglei­
chenden Betrachten von kulturellen Er-
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scheinungen in Deutschland und den 
USA scheint mir persönlich der unter­
schiedliche Punkt zu sein, an dem sich 
beide Länder in ihrer jeweiligen kulturel­
len Entwicklung befinden. Als ich kürzlich 
in einigen Bänden über späthellenisti­
sche Kunst blätterte, beschlich mich der 
Verdacht, daß griechische Künstler an­
gesichts frührömischer Kunst ähnlich 
empfunden haben müssen wie heute vie­
le Europäer gegenüber amerikanischer 
Kultur. Wenn amerikanische Architek­
ten, Maler und Komponisten mehr als 
zwei Jahrhunderte lang mehr oder weni­
ger erfolgreich europäische Kultur nach­
ahmten, erregte das oft eine Art belustig­
ten Spottes unter Europäern; ein Spott, 
dem gleichend, der heute Europäern bei 
ihren mehr oder weniger geglückten Ver­
suchen, amerikanische Eigenarten nach­
zuahmen, von Amerikanern entgegen­
gebrachtwird. Wenn heute Ninja-Turtles 
Namen wie den Michelangelos tragen 
oder Disney die Märchen Grimms und 
Andersens entzaubert, entsexualisiert 
und ins schablonenhafteste Musicalmu­
ster presst, so zeigt sich darin eine Pie­
tätlosigkeit, die in vielen Europäern fast 
zwangsläufig Abneigung und Hohn her­
vorruft. Und doch scheint das Aufsaugen 
und Adaptieren, dieses mehr oder weni­
ger ·unbeschwerte" Kombinieren von 
seinem jeweiligen Traditionszusammen­
hang entrissenem Fremden eine Art not­
wendige Begleiterscheinung der Eman­
zimation einer eigenständigen Kultur zu 
sein, scheint Neues gern als Bastard, als 
Mutation zu beginnen. 

Keine Frage, daß sich das Zentrum kul­
tureller Entwicklung in diesem Jahrhun­
dert nach Amerika verlagert hat - ganz 
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unübeiser,bar nacr1 dem zweiten Vlieit­
krieg. Die einflußreichsten kulturellen 
Bewegungen gehen heute von Amerika 
aus, während Europa, wo es sich dem 
nicht unterwirft, vor allem seine Tradition 
pflegt und restauriert - was ich, wie die 
Dinge stehen, durchaus wichtig finde. 
Denn diese sogenannte abendländische 
Kultur hat eine Komplexität erreicht, die 
wenigstens museal zu verteidigen auch 
und gerade dann eine bedeutende Auf­
gabe wäre, wenn von hier aus tatsächlich 
keine produktivere Weiterentwicklung 
mehr möglich sein sollte. Um einem Ein­
wand vorzubeugen: ich sehe, was ich 
hier beschreibe, mitnichten als "schick­
salhaften KulturkampF: selbstverständ­
lich ist natürlich auch, daß Medienkon­
zerne bei der heutigen aggressiven Ex­
pansion der amerikanischen Kultur die 
strategische Hauptrolle spielen, und doch 
denke ich, daß dies nicht möglich wäre, 
wenn Amerika nichts Attraktives zu offe­
rieren hätte, das sich verbreiten ließe. 
Man kann die Ursache für die jetzige 
Situation eines kulturell zunehmend von 
Amerika dominierten Europas nicht, wie 
es oft geschieht, einzig und allein in der 
Überlegenheit amerikanischen Manage­
ments und dessen aggressiverer Marke­
tingstrategien suchen. 

Es besteht wohl kaum ein Zweifel, daß 
von einer Potenzschwäche, wie sie die 
europäische Kultur lähmt, diejenigen 
Teile der amerikanischen, die sich als 
originärer Ausdruck derselben etablier­
ten (Film, Video, Musik ... ) nicht betroffen 
sind. Und zu dem, was Amerika gerade 
für jüngere Generationen attraktiv macht, 
gehört natürlich auch eine Mentalität, die 
trotz allen Zynismus' im großen und trotz 
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aller Angst (sprich: ängst), einen offen­
bai unzerstöibarnn Glauben äi'i die Machi 
der Zuversichtlichkeit besitzt, der den 
notorischen Skeptikern der alten Welt 
nur den Mund offen stehen läßt. (Einer 
am 7. Juni 1995 vom CNN verbreiteten 
Umfrage zufolge, glauben 54% der US­
Amerikaner, daß zu Beginn des näch­
sten Jahrhunderts ihr Land die Welt re­
gieren wird.) 

So verständlich und berechtigt der Vor­
wurf der Oberflächlichkeit gegenüber 
dem in Amerika allem Anschein nach 
ungebrochenen Fortschrittsglauben und 
vielem, was von dort an Erzeugnissen 
und Trends nach Europa gelangt, sein 
mag, so wenig rechtfertigt er natürlich 
die beinahe noch unerträglichere Kehr­
seite. Wehleidigkeit und Selbstmitleid 
sind eben auch kein Ausdruck von Tiefe, 
womit sie gern verwechselt werden, son­
dern nur introvertiertere Formen der 
Oberflächlichkeit. Und der Unwillen, sich 
uber seine eigenen kulturellen Be­
schränktheiten, so eloquent man sie auch 
zu verteidigen im Stande sein mag, we­
nigstens versuchsweise hinwegzusetzen, 
sichert einem zwar möglicherweise den 
würdevollen Thron der Prinzipienfestig­
keit aber deren Erfahrungsarmut: no risk 
- no gforyl 

Finden wir also Europa, und damit auch 
Deutschland, mit dem Verarbeiten eines 
Rollenwechsels, genauer gesagt, mit der 
Bewältigung des Abstiegs von einem 
dominierenden zu einem dominierten 
Kulturkreis beschäftigt, so scheint eine 
Erklärung dafür, woher jene merkwürdig 
schillernde Attraktivität dunkelster Ver­
gangenheit rührt, eigentlich recht nahe zu 
liegen. Die dekadente Lust am Unter-
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gang, an der Unterwerfung, am öffentli­
chen Ausieben von Obsessionen, die 
eigentlich hauptsächlich aus ihrer Ver­
borgenheit ihren Reiz beziehen, scheint 
1a doch eine prägnante Begleiterschei­
nung von Spätzeiten und Niedergängen 
zu sein. 

Was im übrigen viele der europäischen 
kulturellen Rückzugsgefechte betrifft, pro­
tektionistische Rettungsversuche etwa, 
wie die Bemühungen, die Zahlamerika­
nischer Filme in Europas Kinos zu limi­
tieren, so werden diese auf Dauer nichts 
ausrichten, weil sich solche kulturellen 
Prozesse nicht mit Prohibitionen steuern 
lassen. 

Auch andere Anzeichen eines fin-de­
siec/e-Bewußtseins in Europa müssen 
wohl nicht gerade mit der Lupe gesucht 
werden, wie auch immer man sie sich im 
einzelnen erklären mag: die Lust am 
Destruktiven vielleicht als totemisierte 
Abwehrreaktion gegen zunehmende kul­
turelle Fremdbestimmung, das Liebäu­
geln mit Archaischem als Flucht in den 
Märchenwald der unwirklichen Gefahren 
oder als sich der Althergebrachtheit sei­
ner eigenen Tradition versichernde Form 
veränderungsf eindlicher Konservativität, 
die Empfänglichkeit für kassandrische 
Orakel als Rechtfertigung fürs eigene 
Selbstmitleid ... Selbstverständlich ist die 
Faszination, die von Mephistopheles, der 
Kabbala, den Runen und allem sonsti­
gen Kryptischen, Magischen, Exzessi­
ven usw. ausgeht, alles andere als unver­
ständlich! Was wäre das Leben ohne 
Rausch, Exzess und Obsessionen?Was 
daran halb besorgniserregend, halb gro­
tesk erscheint, ist ja lediglich der gesell­
schaftliche Stellenwert, der Solcherlei 
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zugestanden wird, wenn aiso New-Age­
Zelebrationen allen Ernstes in den Rang 
von politischen Alternativen erhoben 
werden, oder sich dem Glauben, daß 
außereuropäische oder vorchristlich-eu­
ropäische Religionen oder gar eine künst­
lich wiedergewonnene Einfalt und Ein­
fachheit etwas Wesentliches zur Lösung 
heutiger Probleme beitragen könnten, 
hingegeben wird. 

Selbstverständlich behaupte ich nicht, 
daß dies Tendenzen seien, die für das 
Klima an deutschen Hochschulen be­
zeichnend waren, aber es scheint mir 
einen recht langanhaltenden Trend in die­
se Richtung zu geben. 

Der Rückfall vieler ostdeutscher Studen­
ten in den staatsbürgerlich embryonalen 
Zustand der völligen Beschränkung auf 
die Selbstversorgung fällt mir vielleicht 
auch deshalb so besonders auf, weil ich 
selbst 1989/90 so atemberaubende Er­
fahrungen mit der erstaunlichen Macht 
des Handelns wider die eigene Skepsis 
machte. Ich rede nicht von tatsächlichen 
Erfolgen beim Versuch gewisse Dinge 
durchzusetzen (obwohl es diese später 
durchaus gab), sondern von meiner per­
sönlichen Bekanntschaft mit der verblüf­
fenden Energie, die sich völlig unerwar­
tet entfaltete, als ich einfach gegen alle 
Einwände der Vernunft versuchte, eine 
Studentenvollversammlung an meiner 
Hochschule einzuberufen, und damit über­
wältigenden Erfolg hatte. Auch in der 
Arbeit mit dem später gewählten Stu­
dentenrat, erstaunte mich, ganz ameri­
kanisch, immer wieder die beflügelnde 
Energie der Zuversicht, die erstaunliche 
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Potenz des Willens. Gewiß: wo nichts 
gewollt wird, hat dies keinen Informati­
onswert. 

Was ich bezüglich der sich unter deut­
schen Studenten scheinbar irreversibel 
etablierenden Neigung, sich in kleine 
Welten der Lebensfreude einzuspinnen, 
vermute, ist, daß auch sie zu einem guten 
Teil von dem starken Einfluß amerikani­
scher Lebensweise auf die europäische 
herrührt. Der starke Hang zur Rationali­
sierung der sozialen Beziehungen, der 
Gebilden mit scheinbar fast schon ab­
strakten Funktionen, wie Parteien und 
Gewerkschaften keine besondere Aus­
strahlung mehr verleiht, ermöglicht eine 
Art Effizienzrechnung. Solange es geht, 
wird versucht von der Gesellschaft schlicht 
unbehelligt zu bleiben; Gesellschaft wird 
als Umwelt begriffen, als etwas ·außer­
halb" liegendes, das man sich, wo mög­
lich nutzbar macht, sonst jedoch eher 
meidet. 

Um noch einmal kurz auf das Verglei­
chen zurückzukommen; es scheint mir 
eine merkwürdige Ähnlichkeit in derwelt­
politischen Situation der beiden hier ver­
glichenen Staaten darin zu bestehen, 
außenpolitisch eine nicht wirklich selbst 
gewählte neue Rolle zu erfüllen: die Ver­
einigten Staaten müssen mit der verwir­
renden Lage, unverhofft einzige wirkli­
che Großmacht zu sein, ebenso fertig 
werden wie Deutschland mit seiner plötz­
lichen Größe und Bedeutung in Europa. 
Dabei ist der Wechsel für Ostdeutsch­
land natürlich ein noch erheblicherer, weil 
man von der bequemen, wenn auch nicht 
sehr ehrenvollen Rolle eines Maul halten­
den Provinzvölkchens ohne wirkliche 
nationale Identität und in täglich erlebba-
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rer Abhängigkeit vom "großen Bruder" 
olötzlich. wie ein Seemann, den man 
~am stü~dlich überein ruhiges Flüßchen 
pendelnden Betreiber einer Seilfähre auf 
die Brücke eines Ozeanfrachters ver­
pflanzt hat, in die einer ernstzunehmen­
den wirtschaftlichen und politischen 
Macht gesteckt wurde. 

Das schafft selbstverständlich Angste 
aber eben auch, und darauf will ich hin­
aus, Chancen. Und wären die Ostdeut­
schen, da nun sowieso schon zum Um­
lernen gezwungen und ein wenig entwur­
zelt, schlau genug, sich nicht einfach nur 
zweifach dominieren zu lassen, sondern 
willens, ihre leider weitverbreitete Weh­
leidigkeit zugunsten konstruktiver Initiati­
ve aufzugeben, wären sie, glaube ich, 
eine wirkliche Hoffnung: wenn es ihnen 
gegen allen Anschein gelänge, jene En­
ergie zu entwickeln, die an Amerika so 
fasziniert, ohne im selben Atemzug gleich 
die meist natürlich völlig gerechtfertigte 
Skepsis über Bord zu werfen. 

Es geht um die Möglichkeit des Trotz­
dem, der schwierigen aber spannenden 
Gratwanderung zwischen den Klüften der 
Wehleidigkeit und Oberflächlichkeit, zwi­
schen der niederschmetternden Menge 
berechtigter Zweifel und der blöden, ge­
schichtslosen Naivität, und daran, daß 
der Wille eine erstaunliche Hilfe dabei 
sein kann und daß es sich lohnt, für eine 
Weile über die Potenzen, die dieses 
Trotzdem birgt, nachzudenken. 
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Wieder zurück zum akademischen Be­
trieb hieße das: ,.-,enn schon die staats-
bürgerliche Idee zugunsten effizienzori­
entierter Individuallösungen geopfert 
wird, sollte damit auch die Risikofreude 
und unsentimentale Energie der Neugier 
gewonnen werden; wenn schon Nischen­
leben und mangelndes politisches En­
gagement, dann wenigstens Hingabe an 
das eigene Interessengebiet; wenn schon 
cocooning, dann aber auch in der Zuver­
sicht auf Schmetterlinge. 

Also: kein Prozac für den depressiven 
Osten, keine routinierte Betäubung kriti­
schen Bewußtseins und kein medika­
mentöses Abtöten der zivilisierten Errun­
genschaft des Zweifels und des großen 
europäischen Kulturgutes des Denkens 
in Widersprüchen, sondern der Hinweis 
auf die Möglichkeiten, die Mut und Neu­
gier trotz allem bereithalten. 

Dies noch zum Beschluß: es ist natürlich 
überflüssig, darauf hinzuweisen, daß ich 
viele politisch wache Studenten in Ame­
rika traf, und daß die meisten deutschen 
Studenten, die ich kenne, keine blutrün­
stigen Verehrer schwarzer Magie sind. 
Worüber ich im vorstehenden Text etwas 
zu sagen versuchte, war über gewisse 
mir bezeichnend erscheinende Tenden­
zen - mehr also über auffällig häufige 
Ausnahmen als über die Regel. 

Stephan Wink/er, Komponist, war ein 
Jahr Graduate Student an der 

Princeton University 
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Peer Pasternack (Leipzig): 

Das neue alte Profil des Akademischen· 
Zehn unzufällige Sätze 

Gestalten wir es lebensnah und stellen 
uns folgende Frage: Sätze welcher Art 
können an den ostdeutschen Hoch­
schulen am häufigsten vernommen 
werden, und welche Prägungen des 
akademischen Profils können wir die­
sen entnehmen? Zehn Stück als kleine 
unzufällige Auswahl: 

1 . .,Wir haben uns selbst befreit": 

Das ist so richtig wie falsch. Richtig, da 
es adressiert ist an einen bestimmten 
Typus der von auswärts Kommenden: 
An diejenigen, die so tun, als hätten sie 
irgendeinen Anteil am Zivilcourage er­
fordernden Teil des Geschehens im 
Herbst '89. Falsch ist es, weil es ein 
Ideologem transportiert: Daß alle im 
Osten miteinander gleichermaßen be­
teiligt gewesen seien an dem befreien­
den Akt, daß alle eine gemeinsame 
Leidensbiographie und ein einheitliches 
kollektives Schicksal nach dessen Ende 
teilten. Wer die politischen Personal­
überprüfungen der letzten Jahre erfolg­
reich durchsegelt hat, fühlt sich zu 
dieser ideologisch gewordenen Berech­
tigung geadelt, die Zugehörigkeit zu 
jenem Erlebniskollektiv für sich in An­
spruch nehmen zu dürfen. Solche 
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Selbstheroisierung ergänzt die Dämo­
nisierung der anderen, etwa derer, die 
durch's Überprüfungsraster gefallen 
sind. 

2 . .. Wir sollten uns darüber nicht strei­
ten": 

Dieser Satz bestärkt das zuvor ge­
nannte kollektive Empfinden einer fikti­
ven Einheitlichkeit. Er wurzelt in der 
Konsensorientierung des Herbstes 89, 
des .Dialogs aller gesellschaftlichen 
Kräfte", der Runden Tische. Der Satz 
bedient und befestigt eine in Ost­
deutschland verbreitete Verhaltensdis­
position: die der mangelnden Konflikt­
fähigkeit. Diese wird symbolisch auf­
geladen als Wert an sich. Die positive 
Konnotation des Konsens verdeckt die 
negative Bewertung des Konflikts als 
durchaus ja auch sinnvoller Art und 
Weise, sich miteinander in Beziehung 
zu setzen: insofern als Konflikte deut­
lichereArtikulation, verbale Zuspitzung, 
also adäquatere Problemformulierung 
bringen {können), und insoweit als sie 
folgedessen Problemlösungen beför­
dern könnten. 

Substituiert wird der Mangel an Kon­
fliktfähigkeit - und das insbesondere 
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macht ihn verdächtig - vornehmlich mit 
einem beachtenswert qualifiziertem 
lntrigantentum. (Doch damit sind wir 
bereits bei Übereinstimmungen zwi­
schen Ost und West, die vermutlich die 
tragfähigeren Brücken zur inneren Ein­
heit bilden werden.) Der Begriff der 
Seilschaften beginnt auch an ostdeut­
schen Hochschulen wieder zu seiner 
vor-89er Bedeutung zurückzukehren, 
vornehmlich bei Kletterern in den Plan­
quadraten C 3 und C 4. 

3 . .,Wir müssen nun mal zur Sache 
kommen·. hilfsweise „Wir können nicht 
alles ewig ausdiskutieren·: 

Diese Genervtheit anzeigenden Sätze 
verdeutlichen dann des öfteren auch 
schon etwas mehr, was eigentlich ge­
meint ist mit dem Bezug auf den allge­
meinen Konsens. Sie transportieren 
vordergründig ein Streben nach Sach­
bezogenheit. Bei näherem Hinschau­
en wird deutlich: Hinter der mangeln­
den Konfliktfähigkeit verbirgt sich ein 
tiefverwurzeltes Unverständnis dafür, 
daß demokratische Prozesse diskur­
siv grundiert sein müßten. 

4. ,,Dafür haben wir eine gewählte Lei­
tung·: 

Der Bezug auf das Institut der Wahl als 
Ausdruck von Demokratie schlechthin 
wird mobilisiert zur Legitimitätsbeschaf­
fung. Daß nicht alles, was formal legi­
tim scheint, auch zugleich inhaltlich 
legitim sein muß, ist dagegen schwer 
zu vermitteln. Daß Demokratie noch 
einige weitere konstitutive Bedingun­
gen braucht, bspw. Transparenz, über­
fordert vielfach das zur Verfügung ste­
hende kognitive Potential. 
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Es ist gleichwohl nicht nur Ausdruck 
mangelnden Verständnisses einer Sa­
che, hier des demokratischen Prozes­
ses. Vielmehr spielen da ebenso inter­
essengeleitete Motive hinein. Etwa die 
Erfahrung, daß klare Hierarchien auch 
ganz bequem sein können - vorzugs­
weise, wenn man sich selbst weiter 
oben angesiedelt sieht. Das zeigt sich 
dann bspw. in der Gestaltung inner­
hochschulischer Machtstrukturen: Die 
gesetzliche Einführung starker Deka­
ne in den meisten ostdeutschen Län­
dern etwa befriedigte ein genuin ost­
deutsches professorales Bedürfnis. 

Im Umgestaltungshandeln transportiert 
der Satz zudem Ansichten, die offen­
sichtlich Leninschen Argumentslinien 
folgten: Übergangszeiten, in denen die 
Frage Wer wen? noch nicht abschlie­
ßend geklärt ist, benötigten vor allem 
eine straffe Führung. Die zu bewälti­
genden Anforderungen bräuchten eine 
harte Hand. Demokratiespiele hielten 
da vor allem auf. Wir könnten es uns 
jetzt nicht leisten, alles ewig auszudis­
kutieren. Wir müßten schnelle Ent­
scheidungen treffen. Dies bedinge, daß 
die gewählten Funktionsträger von ei­
nem allgemeinen Vertrauen der Wähler 
in die Richtigkeit ihres Handelns aus­
gehen könnten. Mitbestimmung jeweils 
Betroffener und Interessierter koste 
zuviel Zeit und Kraft. Also: Demokratie 
ist ganz nett. Aber nur für nette Zeiten. 
Die hätten wir jetzt grad mal nicht. Und 
weiter: Wir müßten Prioritäten setzen. 
Nicht so wichtiges könnten später re­
geln. Etwa diesen uns gesetzlich ver­
donnerten Gleichstellungszirkus. Au-
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genb!ick!!ch stünden Dinge ganz ande­
rer Dimension an. 

5 . .,Das wird ,n den alten Bundeslän­
dern auch so gemacht": 

Zwar kamen anfangs zahlreiche und 
argwöhnisch beäugte auswärtige Bera­
ter. Die hatten alle eine Diskette im 
Gepäck mit vermeintlich bewährten 
Gesetzen und sonstigen Regelungen 
drauf. Nicht Textbausteine wurden dann 
der Realität angepaßt, nein, die Reali­
tät hatte sich den importierten Texten 
zu nähern. Doch: Die allseits überzeu­
gende Losung dafür hatten Ostdeut­
sche geliefert. Deutschlandkompatibi­
lität hieß der geniale Marketing-Einfall. 
Unter dieser Losung kann nun immer 
dann, wenn es paßt, Diskussionsbe­
darf ins Reich der realitätsfernen Träu­
merei sortiert werden. Manchmal paßt 
es aber auch nicht. Dann heißt es: 

6 . .,Das müssen wir doch nicht genauso 
machen wie in den alten Bundeslän­
dern•: 

Dies klingt zunächst ganz sympa­
thisch. Es vermittelt erst einmal ein 
gutes Gefühl: Wir sind weder besetzt 
noch doof, als daß wir nicht auch mal 
einen selbständigen Gedanken fassen 
dürften. Doch, gemach: Die nächsten 
beiden Sätze sind hierzu gehörende 
exemplarische Konkretionen: 

7 . .,Leistungsfähige Frauen setzen sich 
auch ohne Förderung durch": 

Das zeigt sich eindrucksvoll bei einem 
Vergleich des Frauenanteils in der ost­
deutschen Wissenschaft und der ge­
schlechtsspezfischen Hierarchiepyra­
mide 1989 und 1995. Da wurde ein 
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wesentiicher Schritt zur Einführung der 
westdeutschen Normalität - die, wir 
wissen es, nicht normal 1st - getan: 
Ohne das Ziel schon ganz erreicht zu 
haben, wie der Korrektheit halber hin­
zuzufügen ist. Doch die unterschwelli­
ge Aggressivität. die im Osten eine 
auffällige Arroganz gegenüber Gleich­
stellungsfragen grundiert, läßt auch da 
noch letzte Ungewißheiten Ober den 
weiteren Ablauf verfliegen 

8 . .,Wir müssen unsere Stärken in der 
Lehre pflegen": 

Wieder ein vordergründig ganz sympa­
thischer Satz. Genaueres Hinsehen 
belehrt uns, wir ahnen es nun schon, 
eines besseren: Der Satz bringt vor­
zugsweise die Neigung zur Durchre­
glementierung des Studiums zum Aus­
druck. Hier konnte auf bewährte DDR­
Erfahrungen zurückgegriffen werden. 
Was in den ostdeutschen Landeshoch­
schulgesetzen etwa westabweichend 
vorkommen durfte, waren Verschär­
fungen gegenüber der westdeutschen 
Gemütlichkeit. Normierte Studiengän­
ge und sanktionsbewehrte Hochschul­
aufenthaltszeiten, drastische Eingriffs­
möglichkeiten der Ministerien, Hoch­
schuleingangsprüfungen und derglei­
chen: Während im Westen noch heftig 
diskutiert wurde, schrieb es der Osten 
einfach in seine Gesetze. 

Zugleich wird damit ein antiwestdeut­
sches Resentiment instrumentalisiert. 
Denn all dies läuft unter der großen 
Losung: In Ostdeutschland sollen die 
westdeutschen Hochschulzustände 
vermieden werden! Als Erfolgsweg da-

105 



hin gilt die Restriktion des Studienab­
laufs auf einen normierten Normaistu­
denten hin. Der freilich ist eine Projek­
tion, in deren Parameter immer weni­
ger Studierende auch in Ostdeutsch­
land hineinpassen Die ostdeutschen 
Professorinnen, zu Recht, unterstellte 
größere Aufmerksamkeit für die Lehre 
verbindet sich an dieser Stelle mit einer 
aus der DDR tradierten Vorliebe für ein 
Studium streng nach Vorschrift. 

9. ,.Wir müssen berufsorientiert ausbil­
den und praxisorientiert forschen": 

Daß der tragende Widerspruch der 
Existenz einer Universität derjenige 
zwischen Theorie und Praxis ist, daß 
das Aushalten dieses Widerspruchs 
konstitutiv für deren Daseinsberechti­
gung ist - dies gehört nicht zu den 
Selbstverständlichkeiten der ostdeut­
schen Debatten. Als Königsweg zur 
Deckung der Finanzdefizite etwa gilt 
die Drittmitteleinwerbung, und zwar egal 
wo: vergleiche etwa das HRK-Papier 
• Zur Forschung in den Hochschulen 
der neuen Bundesländer". Dieses lobte 
die TU Chemnitz-Zwickau, weil von ihr 
1993 bei der Arbeitsgemeinschaft in­
dustrieller Forschungsvereinigungen 
mehr Mittel als bei der DFG eingewor­
ben worden waren. Hier steckt ein öko­
nomistischer Wissenschaftsbegriff da­
hinter, der im Osten nicht erst eingeb­
leut werden mußte. Damit ist zugleich 
relativ widerstandsfrei durchzusetzen, 
worauf seitens der Politik im Zuge der 
Standort-Deutschland-Debatte fortwäh­
rend gedrungen wird: die Schwerpunkt­
setzung auf anwendungsorientierte 
Forschung. 
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10 . .,Wir müssen unsere wiedergewon­
nenen Traditionen pflegen•: 

Das zeigt sich in Strukturen, Benen­
nungen. Ritualen und verwendeten 
Symbolen. Es wurden Fakultäten statt 
Fachbereiche geschaffen. Die neuent­
deckte Pflege alten Brauchtums Wird 
mit Geschichtsbewußtsein verwech­
selt. Talare wurden aus den Magazinen 
geholt und unterliegen erheblichem 
Verschleiß, der Nutzungsfrequenz 
wegen. (Diesbezüglicher Spitzenreiter 
ist die Hallesche Martin-Luther-Univer­
sität. Mit ihren regelmäßigen Straßen­
umzügen im Talar gilt mittlerweile als 
der akademische Trachtenverein in 
Ostdeutschland schlechthin.) Rekto­
ren heißen wieder Magnifizenzen und 
Dekane Spektabilitäten. 

Das führt regelmäßig zu versteckter 
Heiterkeit aufgeklärterer westdeutscher 
Gäste. Sofern diese freilich keine Gä­
ste bleiben, sondern bspw. eine Pro­
fessur annehmen, hält das Amüse­
ment in aller Regel nur wenige Tage vor . 
Dann machen die aus den nationalso­
lidarisch darbenden in die blühenden 
Landschaften Zugereisten den akade­
mische Firlefanz locker mit. Sich dem 
Druck der Verhältnisse zu entziehen, 
wird offenbar als zu anstrengend emp­
funden. Man könnte dies auch Anpas­
sung nennen. Eines läßt sich leicht 
ausmalen: Was derart leicht Anzupas­
sende unter Verhältnissen, die nach 
Zivilcourage und mehr verlangten, an 
Heldentum ausgebildet hätten. 

Das akademische Profil in Ostdeutsch­
land wird, so könnten wir zusammen­
fassen, von zweierlei gekennzeichnet. 
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Zum einen von unterdessen akkultu­
rierten Handlungsroutinen, die An­
schluß ans westdeutsche Wissen­
schaftssystem sichern. Zum anderen 
von tradierten Befangenheiten, die 
gleichwohl nicht als solche wahrge­
nommen, sondern als „Einzubringen-

Anmerkung: 

des" verstanden werden. Diese habitu­
elle Mischung kann es manchmal, doch, 
doch, ganz schön schwer machen. 

Peer Pastemack, Dipl. -Pol., 
promoviert gerade 

• Vortrag auf derKonferenz .Einholen ohne zu überholen?", veranstaltet von den Jusos & 
Wissenschaftsforum der Sozialdemokratie 1995 in Bonn. Das Thema des Vortrags war von 
den Veranstaltern vorgegeben. 
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THEMA II: Tschechien: Hochschul­
forschung & Bibliothekssystem 

St. Provaznik, A. Filäcek, E. Krizovä-Frydovä, J. Loudin, P. Machleidt 
(Prag): 

Die Transformation der Hochschulforschung als 
Bestandteil der Gesamttransformation der 

tschechischen Hochschulen 

1. Ziele der Transformation 

Die Hochschulen in den westlichen 
hochentwickelten Demokratien sind 
durch die Verbindung von Lehre und 
Spitzenforschung charakterisiert. Die­
se Verbindung gehörte auch zu der 
althergebrachten Tradition des tsche­
chischen Hochschulwesens. In den 
letzten vierzig Jahren war die Forschung 
an den Hochschulen jedoch einge­
dämmt worden. Als in den 50er Jahren 
die Tschechoslowakische Akademie 
der Wissenschaften entstand, wurden 
die Forschungskapazitäten der Hoch­
schulen eingeschränkt, und zur Haupt­
aufgabe der Hochschulen wurde die 
Lehre. Die Forschung wurde an den 
Hochschulen als eine am Rande ste­
hende Angelegenheit betrachtet. Auch 
in der institutionellen Leitung wurde die 
Forschung vom Hochschulunterricht ge­
trennt. Die Hochschulen wurden vom 
Ministerium für Bildungswesen gelei­
tet, die Akademie der Wissenschaften 
war für die Grundlagenforschung im 
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ganzen Staat verantwortlich, und diese 
wurde von ihr mit Hilfe von staatlicher 
Fünfjahrplanung der Forschung koordi­
niert. Die Hochschulen sicherten lang­
fristig ungefähr ein Drittel der Kapazität 
zur Einhaltung dieser Pläne. Ein Teil 
der Forschungskapazität (ungefähr ein 
Drittel) führte Forschungen auf Ver­
tragsbasis für Betriebe aus. 

Um eine gleichwertige Stellung unter 
ähnlichen europäischen Institutionen ein­
nehmen zu können, wurde zum logischen 
Ziel der Transformation der Hochschu­
len eine wesentliche Stärkung des Antei­
les und der Qualität der Forschung in 
ihrer Arbeit. Dieses Ziel befindet sich 
auch im Einklang mit der Langzeitper­
spektive der Transformation des gesam­
ten tschechischen Forschungssystems, 
in welcher gleichfalls mit einer wesentli­
chen Stärkung der Hochschulforschung 
gerechnet wird. Die Stärkung der Hoch­
schulforschung ist also in zwei miteinan-
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der verknüpften Dimensionen zu ver­
stehen - einerseits im Rahmen der 
Hochschulaktivitäten, wo in der Ver­
gangenheit eindeutig die Lehre domi­
nierte, andererseits in der Struktur des 
nationalen Forschungssystems, wo der 
Schwerpunkt der Forschungstätigkei­
ten im Bereich der Grundlagenforschung 
auf der Akademie der Wissenschaften 
ruhte. Ein Ergebnis der Änderungen 
sollte eine wesentliche Steigerung des 
Anteiles der Hochschulen an der ge­
samtnationalen Forschung und eine 
Verbesserung ihrer Qualität sein. 

Das Verhältnis zwischen Forschung 
und Lehre war das Schlüsselproblem 
in der gewaltigen Entwicklung der Hoch­
schulen in den westlichen Ländern nach 
dem zweiten Weltkrieg, die als Ent­
wicklung durch Differenzierung ange­
sehen werden kann. Neben dem tradi­
tionellen Modell der Universität als Er­
ziehungszentrum der gesellschaftlichen 
Eliten, gegründet auf der Aneignung 
und der Entfaltung der Wissenschaft, 
hat sich allmählich auch das Modell 
einer auf die fachmännische professio­
nelle Vorbereitung im weiten Ausmaß 
durchgesetzt. Die Differenzierung und 
Restrukturierung des Hochschulswe­
sens bedeuten ihre Hierarchisierung -

das Kriterium der Qualität der Hoch­
schule blieb die wissenschaftliche Re­
putation und die Leistung der For­
schung. Hierzu trat auch die Teilung 
nach der Länge des Studiums und der 
Form der Verwaltung (staatliches, öf­
fentliches und privates Hochschulwe­
sen). 

Man kann feststellen, daß in ähnlicher 
Richtung sich auch die bisherige Trans­
formation des tschechischen Hochschul­
wesens entwickelt. Die dynamische quan­
titative Entwicklung der tschechischen 
Hochschulen, das sehr dynamische An­
wachsen der Anzahl der Hochschulinsti­
tutionen und Studenten beinhalten in sich 
auch die Differenzierung der Qualität und 
der Zielrichtung. Gegenüber der Nach­
kriegsentwicklung der westeuropäischen 
Hochschulen ist unser spezifisches Pro­
blem, daß die Trennung der Lehre von 
der Forschung auch von der Abdikation 
der kulturellen, humanistischen und sozi­
alkritischen Wirkungen der Wissenschaft 
begleitet war. Die Lehre richtete sich auf 
die Übertragung von fachlichen, instru­
mentellen und administrativ verstande­
nen Informationen. Die Transformation 
des tschechischen Hochschulwesens 
orientiert sich auch in dieser Hinsicht auf 
entsprechende Abhilfe. 

2. Änderungen in Dynamik und Struktur der Hochschulen 

Die Transformation der Hochschulfor­
schung ist nicht nur im Kontext des 
nationalen Forschungssystems zu 
beurteilen, sondern auch im Kontext 
der Anderungen der Hochschulausbil­
dung und der Stellung der Hochschu­
len in der Gesellschaft. Die Multifunk­
tionalität der Hochschulen und ihre d1-
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versifizierten sozialen Bindungen sind 
Grundlagen bestimmter Besonderhei­
ten des Transformationsprozesses. 

Die erste Etappe der Transformations­
veränderungen brachte eine völlige Frei­
heit der Forschung, des Informations­
austausches und die Aufnahme von 
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Tabelle 1: Die Anzahl der Fakultäten, der neu entstandenen Fakultäten und ihr Sitz 

Die Anzahl der Fakultiiten Die Anzahl Der Sitz der 
Richtung der neuen neuen Fakult:iten 

89/90 92/93 96/97 Fakult~ten 

medizinische 7 7 7 0 

philosophische 3 5 5 2 Ostrava, Opava 

juristische 2 3 4 2 Olnmouc, Pize/\ 

natur• 3 5 5 2 C. Budt!jovice, 
wissenscha fll iche Ostrava 

mathematisch- 2 2 3 1 ßrno 
physikalische 

pharmazeutische 1 2 2 1 Brno 

pädagogische R <J 9 1 L,berec 

theologische 3 5 5 2 C. Budt!jovice, 
Olomouc 

fur Maschinenbau 5 5 5 0 

für Elektrotechnik 3 4 4 1 Ostrava 

für Bauwesen 4 4 5 1 

fur Transport 0 0 2 2 Prnha, Panlubice 

chemische 5 6 6 1 ßrno 

ökonomische und 7 16 17 10 Üsti n/L., 
kaufmännische VUT Brno, 

Opava, Pizen, 
Praha, Libcrec, 
MU Brno, C. 
Budt!jovice, 
H r. Kr~love, 
Parduhice 

für Lindwirtschaft (i 7 7 1 Praha 

veterinäre 1 2 2 1 Brno 

für Körperkultur 1 2 2 1 Olomouc 

fur Klinste (, 7 8 2 JAMU Brno, 
VUT ßrno 

nicht spezifizierte 5 9 10 5 */ 

Insgesamt n 99 108 35 
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internationalen Kontakten mit sich. 
Durch die ständig wachsende gesell­
schaftliche Nachfrage nach Hochschul­
bildung trug sie zur Verbesserung der 
Stellung des Hochschulwesens in der 
Gesellschaft bei. Dieser Zeitraum (be­
sonders seine erste Phase etwa bis 
Ende 1992) ist für die tschechischen 
Hochschulen die Ara einer sehr dyna­
mischen Entwicklung und großer inter­
ner restruktuierender Veränderungen, 
besonders aus der Sicht der Lehre. 
Das Hochschulwesen stellte sich dem 
erhöhten gesellschaftlichen Bedarf und 

der Nachfrage. (Siehe Tab. 1) Die Zahi 
der neu aufgenommenen Studenten ist 
wesentlich gestiegen. Im Jahre 1989 
wurden in das 1. Studienjahr der tsche­
chischen Hochschulen 22.944 Studen­
ten, im Jahre 1994 bereits 33.444 Hoch­
schüler aufgenommen. (Siehe Tab. 2) 
Nach den vorläufigen Angaben wurden 
1995 mehr als 38.000 Studenten im­
matrikuliert. Die Anzahl der Anmeldun­
gen zum Hochschulstudium ist im 
Verhältnis zu 1989 um 52 % gestiegen, 
aber nur jeder zweite Bewerber (48,9 
%) konnte sein Vorhaben realisieren. 

Tabelle 2: Die Anzahl der neu immatrikulierten Studenten in den I Studienjahr nach 
den Fachgruppen 

1989 1992 1994 

technische Fakultäten 7 468 32,6 7 110 25,3% 11 390 34% 

nuturwissenschaftliche 2 252 9,8% 2 961 10,5% 3 255 9,7% 

medizinische 2 277 9,9% l 663 5,9% 1 518 4,5% 

sozialwissenschaftliche 4 193 18,3% 7 496 26.70,}, <J 776 29,2% 

landwirtschaftliche 1 431 6,2% 1 379 4,9% 1 768 5,3% 

padagogische 3 169 13,8% 4 400 15,7% 4343 13,0% 

andere 2 154 9,4% 3 092 ll,0% 1 394 4,2% 

insgesamt 22 944 28 101 33 444 

eile: 1e ntWIC un es c u we Qu u t:,1 ·kl g Cl, ~.:h il sens 1n ·1 schech1schcn Kepubltk nach dem 
Jahre 1989, Institut für Informationen im Schulwesen, Praha 1994 (Red. 
dr. J. Gobyova) 

3. Struktur des Hochschulstudiums 

Signifikant sind auch die verlaufenden 
Fächerverschiebungen in der Struk­
tur des Hochschulstudiums. Im Ver­
gleich zur Mehrzahl der hochentwik­
kelten Länder zeichnete sich früher 
die Struktur der Studenten nach F ä­
chern an den Hochschulen durch we­
sentlich niedrigere Anteile an geistes-
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, sozial- und naturwissenschaftlichen 
Fächern und durch höhere Anteile an 
den technischen und landwirtschaftli­
chen Fächer aus (insgesamt 50% aller 
Studenten in den 70er und 80er Jah­
ren). Jetzt beginnt sich diese proble­
matische Struktur zu ändern in 
Richtung einer Anhebung des Gewich-
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tes der sozialwissenschaftlichen Fä­
cher. \"Jährend im Jahre 1989 die neu 
eingeschriebenen Hochschüler an den 
philosophischen, juristischen und öko­
nomischen Fakultäten ungefähr 18% 
aller neu aufgenommenen Studenten 
ausmachten, waren es im Jahre 1994 
bereits 29%. Auch der Großteil der neu 
errichteten Fakultäten ist im wesentli­
chen auf die Stärkung der Sozialwis­
senschaften orientiert. Das zeugt nicht 
nur von einer gestiegenen Attraktivität 
der freien, neu konzipierten Sozial­
wissenschaften, sondern auch von de­
ren wachsendem, objektiv mit dem 
Transformationsprozeß der Gesell­
schaft in Zusammenhang stehenden 
Bedarf. 

Bemerkenswert entwickelt sich auch 
die Situation bei den technischen Fä­
chern. Hier hat sich der Anteil der neu 
aufgenommenen Studenten an den 
Hochschulen technischen Typs im Ver­
hältnis zu der Gesamtzahl der Studen­
ten bis 1992 wesentlich gesenkt, um in 
den folgenden Jahren wieder zu stei­
gen. Dieses Phänomen hat unserer 
Ansicht nach mehrere Ursachen. Er­
stens verfügen die technischen Hoch­
schulen bei uns über verhältnismäßig 
großzügig konzipierte Areale, die in 
den vergangenen Jahrzenten gebaut 
worden waren, und haben dadurch für 
die Expansion der Studentenanzahl re­
lativ bessere Bedingungen als die tradi­
tionellen Universitäten, wo ein ähnli­
ches Anwachsen durch die knappen 
Lehrräume verhindert wird. Diese Tat­
sache gewinnt an Bedeutung um so 
mehr, weil die Hochschulen heute pri­
mär in Abhängigkeit von der Anzahl der 
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Studenten finanziert werden. zweitens 
haben dte jungen Menschen sich be­
reits neue Ansichten über die Hoch­
schulbildung angeeignet: Sie sehen in 
ihr nicht nur die Vorbereitung im 
Rahmen der gewählten engen Spezia­
lisierung, sondern auch die Gelegen­
heit, sich eine allgemein verstandene 
Bildung und Fähigkeiten anzueignen. 
Nicht zuletzt reflektieren diese moder­
nen Bildungstrends auch die techni­
schen Hochschulen, indem sie sich in 
wirkliche technische Universitäten, mit 
breiterer Bildungskonzeption und mit 
vielfältigerem Angebot, wandeln. We­
sentlich werden hier die ökonomischen 
und Manager-Programme gestärkt, es 
wird ein größerer Nachdruck auf das 
Verstehen breiterer ökonomischer, so­
zialer und kultureller zusammenhänge 
der praktischen, technischen Aktivitä­
ten gelegt. 

Markant ist auch der Trend zur Differen­
zierung zwischen "niedrigerer" Bakka­
laurens-Stufe und "höherer" Magister­
Stufe des Hochschulstudiums. Im Stu­
dienjahr 1996/97 sollen in der Tsche­
chischen Republik 108 Fakultäten tä­
tig sein, davon werden 17 ausschließ­
lich die Möglichkeit eines Magisterstu­
diums anbieten, an 88 Fakultäten wer­
den beide Formen eingeführt, und 3 
Fakultäten widmen sich ausschließ­
lich dem Bakkalaurens-Studium. In der 
Mehrzahl der Fälle wird das Bakkalau­
rens-Studium als spezifischer Typ der 
abschließenden Bildung mit prakti­
scherer, weniger theoretischer Rich­
tung betrachtet. Es gibt aber auch 
Institutionen, an denen die Bakkala­
rens-Bildung eine relativ abgeschlos-
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sene niedrigere Bildungsstufe der zwei­
stufigen Hochschulbildung darstellt, an 

die man kontinuierlich 
anschließen kann. 

1 
Magisterkurse 

4. Änderung der Position der Forschung 

Die Forschungsproblematik an den 
Hochschulen gelangte in der zweiten 
Transformationsphase des Hochschul­
wesens in den Blickpunkt (etwa die 
Jahre 1992 - 93). Vor allem ändern sich 
die Ansprüche an die eigentliche Hoch­
schulausbildung: Man kann eine wach­
sende Orientierung auf das Erreichen 
von Bildungsqualität beobachten, die 
in der Marktwirtschaft allmählich zu 
einem entscheidenden Konkurrenzfak­
tor auf dem Arbeitsmarkt wird. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist eine Verbin­
dung von Lehre und Spitzenforschung 
unverzichtbar. Zweitens werden Wett­
bewerbs- und Evaluierungsprinzipien 
in die Wissenschaft eingeführt. Im Wett­
bewerb um die Zuerkennung einer For-

schungsexzellenz steht für die Hoch­
schule nichts geringeres auf dem Spiel 
als die Verteidigung resp. der Erwerb 
des Status einer führenden Forschungs­
institution, und darüber hinaus einer 
führenden Bildungsinstitution. Schritt­
weise setzen sich Bewertungsmaß­
stäbe nach internationalem Standard 
durch, welche die Gesamtevaluierung 
der Institution vom Typ einer Universität 
eindeutig vom Niveau ihrer Forschung 
abhängig machen. Drittens ändert sich 
die Rolle der Forschung als Wirtschafts­
faktor; im Zusammenhang mit der fi­
nanziellen Restriktion hat die Hoch­
schulforschung zunächst eine Opfer­
stellung eingenommen (im Falle not­
wendiger Einschränkungen hatten die 

Tabelle 3: Die Anzahl der Hochschullehrern nach der Fachrichtung der Fakultäten 
(nach Fachgruppen) 

1989 1992 1994° 

technische Fakultäten 3 194 26,1% 3 318 25,7% 3 137,8 24,8% 

naturwissenschaftliche 1 422 11,6% 1 684 13,0% 1 460,0 11,6% 

medizinische 1 998 16,3% 2 168 16,8% 1 916,6 15,2% 

sozial- und geistes- l 651 13,5% 2 256 17,5% 2 603.8 20,6% 
wissenschaftliche 

landwirtschaftliche 800 6,5% 903 7,0% 639,1 5, 1 % 

pädagogische 1 539 12,6% 1 734 13,5% 1 660,6 13,1% 

andere 1 654 13,5% 844 6,5% 1 207,5 9,6% 

insgesamt 12 258 12 907 12 625,4 

Quelle: Statistische Jahrbücher des lnstitules für lnformalionen in Schulwesen, 
Praha l990-95 

• Das Institut für Informationen im Schulwesen verwendel seil 1994 die Methodik der 
durchschnittlichen nachgerechnelen Anzahlen. Damit sind diese Daten im Vergleich 
mil Daten aus dem vorangegangenen Zeitraum schwieriger au~wertbar. 
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Hochschulleitungen vor allem Mittel für 
die Forschung gekürzt, späier aber, 
nach Einführung des Grant-Wettbe­
werbs und mit der Möglichkeit einer 
Beteiligung auch an internationalen Pro­
jektwettbewerben, wurde im Gegen­
satz dazu die Forschung für die Hoch­
schule oft zu einer wirtschaftlich vorteil­
haften Tätigkeit, die unmittelbar auch 
die Lehre finanziell unterstützen kann). 

Vom Gesichtspunkt der Veränderun­
gen der Stellung der Forschung an den 
Hochschulen aus betrachtet, kann man 
im Transformationsprozeß etwa von 
1994 an einen weiteren Zeitabschnitt 
unterscheiden, der durch die wachsen­
de reale Unterstützung des Staates für 
die Hochschulforschung charakterisiert 
ist. Hier ist die Bemühung zu erken-

nen, für die Forschung an den Hoch­
schulen günstigere personelle, materi­
elle und finanzielle Bedingungen zu 
schaffen. Als tatsächliche Wendung 
kann man das Jahr 1996 ansehen, da 
der begonnene Weg der massiven Un­
terstützung sich im starken Anwach­
sen der finanziellen Mittel, die für die 
Hochschulforschung bestimmt sind, wi­
derspiegelt. Für das Jahr 1996 
schreibt das Ministerium für Schulwe­
sen, Jugend und Körpererziehung eini­
ge grundlegende Programme der Un­
terstützung der Forschung und Ent­
wicklung an den Hochschulen aus, die 
auf der Basis der Zweckfinanzierung für 
unsere Verhältnisse großzügig ange­
legt sind (ein mehr als zehnfaches 
Anwachsen der zweckgebundenen Fi­
nanzmittel im Vergleich zum Jahr 1995). 

5. Personalprobleme der Transformation 

An den Hochschulen beteiligen sich 
zwei Gruppen von Mitarbeitern an der 
Forschung: die Hochschullehrer und 
die Forschungsmitarbeiter. Nach dem 
Gesetz werden alle Stellen über Aus­
schreibungen (Wettbewerb) besetzt. 

Die Hochschullehrer (Professoren, Do­
zenten, Fachassistenten, Assistenten) 
kombinieren die pädagogische Arbeit 
mit der Forschungsarbeit. Bisher exi­
stieren keine zuverlässigen Daten, die 
die Forschungstätigkeit der Hochschul­
lehrer charakterisieren würden (mit Hil­
fe des Full time-equivalent). Nach un­
serer eigenen Schätzung widmen sie 
der Forschung ungefähr ein Viertel bis 
zu einem Drittel ihrer Arbeitsziet (500 -
600 Stunden jährlich). Das Forschungs­
potential der Hochschulen ist zirka zu 
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zwei Dritteln auf die Grundlagenfor­
schung und zu einem Drittel auf die 
angewandte Forschung (Entwicklung) 
orientiert. 

Die Mitarbeiter in der Forschung an den 
Hochschulen führen Forschungsarbei­
ten mit ihrer vollen Arbeitskapazität 
durch, obwohl sie sich in der Regel 
auch mit einem bestimmten Anteil am 
Unterricht beteiligen. Sie sind an die 
Lehrstühle angegliedert, oder sie sind 
in selbständigen Einrichtungen (Insti­
tuten) tätig. (Siehe Tab. 4) 

Der bisherige Verlauf der personellen 
Änderungen ist, was die Quantität an­
belangt, keineswegs dramatisch. Der 
Aufschwung in der Hochschularbeit, 
der sich auf die ständig wachsende 
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Tabelle 4: Die Anzahl der Hochschullehrern und tler Forschungsmitarbeitern 

1990 1991 1992 1993 1994 

Professoren 1033 1049 1107 1130 1080,2 

Dozenten 2993 3170 3200 3307 3088,7 

Fachassistenten 6997 8015 9769 8211 7702,5 

Assistenten und 509 528 
andere 

631 815 755,4 

Insgesamt 11532 12762 12907 13463 12625,4 

Forschungs- 3578 3112 2322 . 1316,7 
mitarbeiter 

Quelle· lJ1e stat1st1sc~e Janrbücher des 1ns11tutes tür lnlormauo ncn im 
ßildungswesen Praha 1990-93 

• die Angaben wurden 1993 nicht verfolgt 

gesellschaftliche Nachfrage stützt und 
der sich in der Entstehung neuer Hoch­
schulen oder der Umgestaltung der 
bestehenden Institutionen widerspie­
gelt (in deren Rahmen z.B. neue Fakul­
täten entstehen), wird allmählich durch 
den steigenden ökono-mischen 
Druck gebremst, der seinen allgemei­
nen Ursprung in den Haushaltsrestrik­
tionen hat, und eine spezifische Di­
mension resultiert aus der generell an­
erkannten Notwendigkeit einer Reduk­
tion der überdimensionalen Forschung 
wie auch aus den Erwägungen, daß die 
Hochschullehreranzahl übermäßig 
groß 1st. Wie die statistischen Anga­
ben zeigen, ist der Bestand an Pädago­
gen an den tschechischen Hochschu­
len im Zeitraum 1990-93 ungefähr um 
16 % gestiegen. An diesem Anstieg 
beteiligten sich am meisten die neu 
entstandenen Hochschulen oder Fa­
kultäten, so daß an der Mehrzahl der 
übrigen Fakultäten doch eine bestimmte 
Reduktion erfolgte. (Diese war weitaus 
größer unter den wissenschaftlichen 
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Mitarbeitern, die an Forschungseinrich­
tungen tätig waren.) Eine Folge davon 
ist eine bestimmte Verminderung der 
Zeit, die der Forschung gewidmet wird. 

Die Ergebnisse unserer Untersuchung 
(die wir an acht Fakultäten durchführ­
ten, an denen 1.400 pädagogische und 
wissenschaftliche Mitarbeiter tätig sind) 
deuten an, daß in den einzelnen Einrich­
tungen eine recht unterschiedliche Si­
tuation herrscht. Die maximal größte 
Reduzierung bei den Forschungsmit­
arbeitern (d.h pädagogischen und wis­
senschaftlichen) in den einzelnen Ar­
beitsstätten bewegt sich zwischen 15 
bis 20 %, aber typischer ist ein sehr 
mäßiger Rückgang in der Zahl oder 
sogar eine stabile Zahl, und vereinzelt 
kann auch eine Zunahme registriert 
werden. Diese betrifft vor allem sozial­
wissenschaftliche Fächer, wohin viele 
Mitarbeiter kamen, die an die Universi­
täten auf der Grundlage von politischen 
Rehabilitationen zurückkehrten. 

Eine mäßige Abnahme oder ein stabi-
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ler Zahlenstand sind das Ergebnis ei­
ne, beiderseiiigen Mobiiität der For­
schungskräfte, die Zugänge und Ab­
gänge einschließt, also personelle Ver­
änderungen. An einigen Einrichtungen 
(im sozialwissenschaftlichen Bereich) 
hat sich das personelle Forschungspo­
tential fast bis zur Hälfte geändert. 
Dort, wo es zu großen Reduzierungen 
von Arbeitsplätzen kam, wurde demge­
genüber nur eine völlig minimale Zahl 
an neuen Forschungsmitarbeitern auf­
genommen, und die Fluktuationen 
brachten eine Abnahme des Mitarbei­
terstandes mit sich. In den naturwis­
senschaftlichen und technischen Wis­
senschaften erreicht die maximale Grö­
ße der Veränderung etwas über 20 %. 

Die Frage der Obermäßigkeit oder der 
Angemessenheit der Anzahl an Hoch­
schul-Pädagogen wird im Hinblick auf 
die Studentenanzahl, auf welche auch 
einige ausländische Analysen hinge­
wiesen hatten, viel diskutiert. Dabei 
machen die Lehrer darauf aufmerksam, 
daß das Haupthindernis einer intensi­
veren Entfaltung der Forschung die 
hohen pädagogischen Arbeitsanforde­
rungen sind. So kommt es zu einer 
absurden Situa-tion: nach Weltmaß­
stäben ist bei uns eine übermäßige 
Anzahl an Hochschulpädagogen tätig, 
aber diese beschweren sich gleichzei­
tig Ober eine zu hohe Belastung durch 
die Lehre. Die Erklärung ist in der 
unterschiedlichen Position und Kon­
zeption der Doktorandenbetreuung bei 
uns und im Ausland verborgen. Die 
westlichen Universitäten zeichnen sich 
durch eine weit größere Stufe der Ein­
bindung von Doktoranden (und an eini-
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gen Orten auch von Studenten der 
höheren Studienjahre) in den Unter­
richt und auch in die Forschung aus. 
Dadurch werden beide Prozesse billi­
ger, es ändern sich die quantitativen 
Verhältnisse zwischen Pädagogen und 
Studenten, die Doktoranden üben ei­
gentlich die Funk-tion unserer Assi­
stenten und Fachassistenten aus, und 
dadurch ändert sich auch die Struktur 
des eigentlichen Potentials der Hoch­
schule und macht sie flexibler. Eine 
Warnung und eine Barriere ist das sin­
kende Interesse der Studenten an wis­
senschaftlicher Arbeit, an einer wis­
senschaftlichen Karriere. Darin sind 
sich bis auf eine Ausnahme (aus sozi­
alwissenschaftlichen Fächern, wo im 
Gegenteil das Interesse an einem Dok­
toranden-Studium steigt) alle Teilneh­
mer an unserer Untersuchung einig. 
Die allgemeine Interessenabnahme der 
Studenten, was die Wissenschaft an­
belangt, steht dabei im Gegensatz zu 
der Interessenzunahme an dem eigent­
lichen Hochschulstudium. 

Gegenüber den Forschungsmitarbei­
tern kam es zu einem weit ausgepräg­
teren Abbau in der Zahl des Hilfsperso­
nals in der Forschung. An einigen un­
tersuchten Einrichtungen ist mehr als 
die Hälfte der Arbeitnehmer dieser Ka­
tegorie weggegangen, im Durchschnitt 
wird die quantitative Abnahme auf un­
gefähr 30 % geschätzt. Von der Redu­
zierung des Hilfspersonals sind am 
meisten diejenigen Fächer betroffen, in 
denen die Forschung auf experimentel­
ler Technik beruht, die ein erhebliches 
Maß an Bedienung und Wartung erfor­
dert, und wo zugleich die größten Re-
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duktionen erfolgten· an einer solchen 
Arbeitsstätte kam es zu einem mehr 
als zweifachen Anstieg der Anzahl der 
Forschungsmitarbeiter pro Hilfskraft 
(von dem Verhältnis 2,65: 1 auf 6,28: 1 ). 

Der Abbau von Hilfs- und technischen 
Kräften in der Hochschulforschung be­
deutet, daß sich in dieser Richtung ihre 
Situation im Vergleich zur Akademie­
forschung weiter verschlechtert hat, 
obwohl auch dort das technische Per­
sonal einem radikalen Abbau unterzo­
gen wurde. In der von uns untersuchten 
Gruppe stellt z.B. der Durchschnitts­
wert des Verhältnisses der Forschungs­
mitarbeiter und der Hilfskräfte an den 
Hochschuleinrichtungen 9, 7: 1 dar, 
während er an den Einrichtungen der 
Akademie 2,4:1 ist. Auch wenn wir in 
Erwägung ziehen würden, daß sich die 
Hochschullehrer der Forschung nur zum 
Teil widmen, ist dennoch die Überle­
genheit der akademischen Arbeitsstät­
ten markant, und sie kommt dort be­
sonders in der gerätebezogenen, ma­
teriellen und personell anspruchsvollen 
Forschung zur Geltung. 

Was die Altersstruktur anbelangt, zeigt 
die Gesamtbewegung eher eine Stei­
gerung des Altersdurchschnittes an, 
obwohl an einigen Einrichtungen im 
Verlauf von drei Transformationsjahren 
auch ein Absinken erzielt wurde. Die 
dominante Altersgruppe sind Perso­
nen in den vierziger und fünfziger Jah­
ren. In den Sozialwissenschaften sind 
gleichfalls sehr stark Personen in den 
sechziger Jahren vertreten, was wie­
derum eng mit den nach der Revolution 
ablaufenden Rehabilitierungsprozessen 
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zusammenhängt. Dieser Zustand ist 
grundsätzlich ein Ergebnis von zwei 
entgegengesetzten Abläufen. Im Trans­
formationszeitraum erfolgt ein verhält­
nismäßig massiver Abgang der älteren 
Mitarbeiter in den Rentenzustand, aber 
gleichzeitig nutzt ein Teil der jüngeren 
Forschungsmitarbeiter (in der Katego­
rie der bis 35-40jährigen) die neuen 
Möglichkeiten der entstandenen Markt­
wirtschaft aus und wandert aus der 
Forschung ab. Der Effekt dieser beiden 
Bewegungen ist an den einzelnen Ar­
beitsstätten unterschiedlich, und eine 
wichtige Rolle spielt dabei die Tatsa­
che, inwieweit es gelingt, neue, junge 
Kräfte für die Forschung zu gewinnen 
(siehe Tabelle 5). Der Anteil von Frauen 
unter den Hochschulpädagogen hat 
sich im Transformationsprozeß über­
haupt nicht geändert - er blieb kon­
stant bei 30 %. 

Eine Schlüsselfrage der Stellenbeset­
zung in unserer Universitätsforschung ist 
das Niveau der wissenschaftlichen Bil­
dung und Leistungsfähigkeit der päd­
agogischen und wissenschaftlichen Mit­
arbeiter. Die Wissenschaftler unserer 
Forschungsgruppe hatten die Aufgabe, 
die Lehrer und Forschungsmitarbeiter in 
drei Gruppen nach deren wissenschaft­
licher Leistungsfähigkeit aufzuteilen. 
Ein Großteil von ihnen wird, so das 
Ergebnis, als Standard angesehen (die 
Auswertung an den einzelnen Arbeits­
stätten schwankt zwischen 50 - 80%), 
in die Kategorie der Spitzenforscher 
konnten 5% bis 30% der Mitarbeiter 
eingestuft werden, und eine ähnliche 
Streuung weist auch die Kategorie der 
weniger leistungsfähigen Mitarbeiter 

117 



Tahcllc 5: Die Alters~truktur des Forschung.spotentials (Die l lochschuleinrichtungen, 
die in unsere Expertenuntersuchung aufgenommen wurden) 

1 1 
◄ 30 

Philu~ophische Fakultiil 
der Karls-Univer~itilt 39 

Mathematisch-physikalische Fakullät 
der Karls-Universität l'rag 43 

2. medi1.inische Fakult:11 
der Karls-Universitiit Prng -

1. Klinik für innere Krankheiten der 
1. medizinischen Fakulliil der Karls-
Universität Prag J 

Fakultät für Elektrotechnik der 
Technischen Universitiit Prag 50 

Lehr,whl der physikali,chcn 
Clektrunik. Fakultiil für 
Kernenergie und physikalisches 
Ingenieurwesen, TU Prag 

Fakultät für Lehcn~miu~l-und 
biochemische Technologie der 
Chemisch-technologi,chcn 
Universität Prag 11 

Institut für Materialfor,dmng 
Technischen Univcrsi1:i1 ßrno 7 

auf. Diese Relationen haben sich durch 
die Personalbewegungen während der 
Transformation nicht allzusehr geän­
dert. Auch die Einschätzung derjeni­
gen Personen. welche die betroffenen 
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Altersgruppen 

1 30-40 140-50 1 50-60 1 60 -
1 

112 170 102 99 

98 131 126 30 

- -

9 12 9 2 

95 89 159 41 

15 15 12 9 

19 25 21 5 

8 12 17 J 

Arbeitsstätten verlassen hatten, zeigt 
eine ähnliche Struktur mit einer mäßi­
gen Verschiebung in Richtung der we­
niger leistungsfähigen Mitarbeiter. Spit­
zenwissenschaftler haben im bisheri-
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gen Transformaticnszeitraum die Hoch­
schulforschung nur in Ausnahmefällen 
verlassen (obwohl auch solche Erschei­
nungen registriert wurden). 

Von den Mitarbeitern, die in den letzten 
Jahren ihre Arbeitsstelle verlassen hat­
ten. ging ein Großteil aus dem 
Forschungssektor in den Unterneh­
mensbereich. Zum großen Teilhandel­
te es sich um Abgänge aus eigener 
Initiative, hin zu einem besseren Ver­
dienst, und soweit überhaupt von er­
zwungenen Fortgängen die Rede sein 
konnte, dann nur in einem teilweisen 
und indirekten Sinne. Da die überwie­
gende Mehrheit der Mitarbeiter aus 
eigener Initiative fortgeht, haben sie 

keine Probleme beim Einstieg in eine 
andere Beschäftigung. 

Die Anzahl derjenigen Mitarbeiter, die 
zu langfristigen Aufenthalten ins Aus­
land gehen, ist im Zeitraum nach der 
Revolution gestiegen. und in letzter 
Zeit zeigt sich eine Tendenz zur Stabi­
lisierung; sie bewegt sich an den ein­
zelnen Arbeitsstätten im Bereich von 
unter 10 % (die Beteiligung an kurzfri­
stigen Aufenthalten im Ausland, die 
eine Länge von 6 Monaten nicht über­
steigen, wird in Größenordnungen von 
mehreren zehn Prozent ausgewiesen). 
Die Befürchtung eines größeren Ab­
ganges qualifizierter wissenschaftlich er 
Mitarbeiter ins Ausland ist also unbe­
gründet. 

6. Änderungen in den Orientierungen der Forschung 

An einem Großteil der Hochschulein­
richtungen hat sich die Position der 
Forschung verbessert, und die For­
schung wird als die Schlüsselaktivität 
eines Hochschullehrers angesehen. An 
einigen hochtheoretischen Einrichtun­
gen kann ein bis zu 70prozentiger 
Forschungsanteil in Erwägung gezo­
gen werden, doch das sind Ausnah­
men. Die breitere Spitze, was aber 
wiederum eine Minderheit darstellt, ist 
durch 50 % charakterisiert. In der von 
uns untersuchten Mustergruppe sind 
sich die Fachleute insgesamt über ei­
nen Durchschnitt von ungefähr einem 
Drittel der Arbeitszeit, das der For­
schung gewidmet wird. einig 

Die Erweiterung des Umfanges an For­
schungsaktivitäten spiegelt sich auch 
Im Anwachsen der Anzahl der For-
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schungsprogramme wider. Die Zunah­
me der Menge von Projekten an einigen 
Einrichtungen beträgt mehr als zehn 
Prozent. Zwischen dem Anwachsen 
der Forschungsprojekte und dem An­
wachsen der Forschungsaktivität kann 
jedoch keine Parallele gezogen wer­
den: Die Projekte vermehren sich auch 
durch eine Themenaufteilung 

Änderungen in den Orientierungen der 
Forschung können an einem Großteil 
der Einrichtungen beobachtet werden. 
Sie ergeben sich an erster Stelle aus 
der Öffnung gegenüber der internatio­
nalen Wissenschaft (Beendigung der 
Forschungszusammenarbeit im RGW) 
und einer Orientierung auf die führen­
den thematischen Trends, schließlich 
dem Beitritt zu internationalen For-
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schungsnetzen An zweiter Stelle steht 
die geseiischaftiiche Bedeutung der 
Forschungsprojekte, die Verschiebung 
in Werten und Bedürfnissen der Ge-

sellschaft. Praktisch bedeutungslos ist 
der Einfluß der Bedürfnisse des Unter­
nehmensbereichs auf die Orientierun­
gen der Forschung. 

7. Zusammenarbeit mit der Akademie der Wissenschaften 

Die Umgestaltung der Hochschulen zu 
einer tschechischen Forschungsin­
stitu-tion mit Schlüsselposition ist eine 
langwierige Angelegenheit. Gegenwär­
tig gehört als wesentlicher Bestandteil 
dazu die enge Zusammenarbeit mit der 
außerhalb der Universitäten liegenden 
Forschung, besonders der in der Aka­
demie der Wissenschaften konzentrier­
ten Forschung. Auf beiden Seiten, an 
den Hochschulen wie auch an der Aka­
demie, ist der Wille vorhanden, die 
gegenseitige Kommunikation und Mo­
bilität zu fördern, ein gemeinsames 
Evaluierungssystem für Forschungsin­
stitutionen und Einzelpersonen zu 
schaffen, das für die gesamte Grundla­
genforschung, für die Forschung an 
den Universitäten und für die außerhalb 
der Universitäten liegende Forschung 
gültig wäre, um somit den Weg für die 
wirklich fähigsten Mitarbeiter frei zu 

machen ungeachtet dessen, wo sie 
jeweils arbeiten. 

Die Hochschulen wissen die immer 
bessere Zusammenarbeit mit der Aka­
demie der Wissenschaften zu schät­
zen, zu der verschiedene Formen ge­
hören wie der Unterricht, der von Mitar­
beitern der Akademie an den Hoch­
schulen erteilt wird, die gegenseitige 
Mitgliedschaft von Mitarbeitern der 
Akademie und der Hochschulen in den 
leitenden Organen der Institutionen, 
die Errichtung gemeinsamer Einrich­
tungen oder die Teilnahme an gemein­
samen Projekten, die, nach Ansicht 
von Experten, zu den Koopera-tionsfor­
men mit der größten Perspektive wer­
den könnten. Beachtenswert ist die 
gute Zusammenarbeit besonders in der 
Biochemie und den Geisteswissen­
schaften. 

8. Zusammenarbeit mit dem Unternehmenssektor der Forschung und 
Probleme der Unternehmer 

Die Beziehung zwischen dem Unter­
nehmenssektor der Forschung und den 
Hochschulen ist heute widerspruchs­
voll. Insbesondere kann nur mit großen 
Schwierigkeiten der Anteil der ange­
wandten Forschung an der gesamten 
Hochschulforschung bestimmt werden, 
nach Ansicht der Experten bewegt sich 
der Anteil der angewandten Forschung 
an den Hochschulen zwischen 20% 
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(Biochemie) und 70% (Medizin). Ein 
Anwachsen dieses Anteils der ange­
wandten Forschung erfolgt heute nicht. 
Eher sinkt er. Es äußert sich hier eine 
schwache Auftragslage aus dem Un­
ternehmensbereich wie auch die Trans­
formation der außerhalb der Universität 
liegenden Einrichtungen der Forschung 
im Unternehmenssektor und der Indu­
strieforschung, die mit eigenen Probte-
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men überschüttet und an einer Zusam­
menarbeit mit den Hochschulen nicht 
interessiert sind. Die Anzahl der jährli­
chen Aufträge aus den einheimischen 
Unternehmen erreicht pro Fakultät kaum 
den Gesamtwert von 10 Millionen TschK; 
vereinzelt kommen auch ausländische 
Aufträge vor. Die Auftragsforschung in 
Form „einer wirtschaftlichen Nebentä­
tigkeit" ist im Grunde genommen der 
einzige Typ von Unternehmeraktivität, 
der sich heute an den Hochschulen 
entwickelt, oft hat sie mehr die Form 
von Dienstleistungen (Messungen. 
Tests, Laboranalysen) als die Form 
einer vertraglichen Forschung. 

Die Experten in unserer Untersuchung 

rechnen nicht rnit einer bedeutenderen 
Entfaltung der Unternehmeraktivität an 
den Hochschulen in den nächsten Jah­
ren und sind auch sehr skeptisch, was 
die Möglichkeiten einer Kostendeckung 
der Forschung aus eigenen Quellen 
anbelangt (sofern in diese Finanzie­
rungsform nicht der Erwerb von einhei­
mischen und ausländischen Projekt­
mitteln einbezogen wird). Als vorteil­
hafteste Art einer Unternehmertätig­
keit an den Hochschulen wird der wis­
senschaftlich-technische Park aufge­
faßt, wo eine Integration der Einlage 
des Staates (Grundstücke), der Betrie­
be (Finanzierung der Forschung) und 
auch der Hochschule erfolgt (intelektu­
elle Einlage). 

9. Internationale Zusammenarbeit 

Eine tiefgreifende Veränderung stellt 
die Entwicklung der internationalen 
Zusammenarbeit dar. Die vollkomme­
ne Freigabe der internationalen wis­
senschaftlichen Kontakte gehört zu den 
bedeutendsten positiven Faktoren der 
Transformation der Hochschulfor­
schung. Diese wird intensiv in die 
internationalen Forschungsnetze in all 

ihren Dimensionen eingebunden - in 
die Publikationstätigkeit, in die Beteili­
gung an internationalen wissen­
schaftlichen Aktivitäten und Projek­
ten. Die Zahl der erworbenen Stipendi­
en nimmt zu, die Forschung hat da­
durch eine neue intelektuelle und 
manchmal auch finanzielle Quelle ge­
wonnen. 

10. Die Finanzierung der Forschung 

Ähnlich wie in den übrigen Sektoren 
der Forschung hat sich auch an den 
Hochschulen die Haushaltsrestriktion 
sehr bald in Schwierigkeiten bei der 
Forschungsfinanzierung niedergeschla­
gen. Im früheren System war die Hoch­
schulforschung in dem sog. Staats­
plan der Grundlagenforschung einge­
gliedert und wurde auf institutionelle 
Weise finanziert. Im Rahmen der Trans-
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formation wurde das Planungsinstitut 
aufgehoben, und zum Hauptkriterium 
für die Verteilung der Finanzmittel ist 
die Studentenanzahl der jeweiligen 
Hochschule geworden. Die Hochschu­
le verfügt dabei über die Möglichkeit, 
aus den zugeteilten Mitteln einen Teil 
für die Forschung abzuzweigen. In der 
Folge führte diese Maßnahme zu einer 
finanziellen Einschränkung der For-
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schung; die Priorität bei der Finanzie­
rung erzielte der Unterricht. Der Verfall 
der institutionellen Finanzierung der 
Hochschulforschung (d.h. aus den Mit­
teln der Hochschule) wird im Verlauf 
des Transformationszeitraumes im 
Durchschnitt auf 20 - 25 % geschätzt; 
es gibt aber auch Einrichtungen, die 
eine Kürzung bis zu 70% hinnehmen 
mußten. 

In der zweiten Transformationsphase, 
d.h. etwa ab 1992-93, änderte sich die 
Situation im Zusammenhang mit dem 
Beginn der Tätigkeit der Grant-Agentu­
ren. Für diejenigen Forschungseinhei­
ten, die im Wettbewerb um die Grants 
erfolgreich waren. verbesserte sich die 
Situation in dem Maße, daß die jetzige 
finanzielle Gesamtabsicherung der For­
schung um 10 % günstiger ist, als sie 
es vor der Transformation war. Erfolg­
reiche Einrichtungen (Fakultäten) er­
zielen in der Konkurrenz um die Grants 
auch über 20 %. Das ist eine wesent­
liche Verbesserung der Situation, be­
sonders wenn man sich der Tatsache 
bewußt wird, daß die Grants zum Er­
werb einer Ausstattung genutzt wer­
den können, die der Einrichtung nicht 
nur in der Forschung, sondern auch für 
die Lehre dient. Der Erfolg im Wettbe­
werb um die Grants ist zu einer Aktivi­
tät von großer wirtschaftlicher Bedeu­
tung geworden, die nicht selten für die 
weitere Arbeit der Einrichtung entschei­
dend ist. In diesem Sinne hört die 
Finanzierung über Grants auf, nur er­
gänzenden Charakter zu haben. 

Seit dem Beginn der 90er Jahre schließt 
sich auch die tschechische Hochschul-
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forschung mit einem steigenden Tem­
po internationalen Projekten an. Deren 
finazielle Effektivität ist im Hinblick auf 
den gegenwärtigen Währungskurs der 
tschechischen Krone besonders hoch 
(für beide Seiten). An einigen Einrich­
tungen stellen die finanziellen Beiträge 
der ausländischen Grants einen höhe­
ren Wert als die einheimischen Fi­
nanzmittel dar. Dies ist ein Zeichen 
einer verhältnismäßig schnellen und 
erfolgreichen Eingliederung der tsche­
chischen Hochschulforschung in die 
internationalen Forschungsnetze. Der 
Beitrag der von außen erworbenen ein­
heimischen oder ausländischen Mittel 
stellt einen Reingewinn In dem Sinne 
dar, daß sie nicht zu Lasten anderer 
Hochschuleinrichtungen oder -aktivitä­
ten gehen. Dies ist eine neue, vor der 
Revolution unzugängliche Finanzie­
rungsquelle der Forschung, und in die­
sem Sinne markiert sie eine bestimm­
te Trennlinie. 

In der Entlohnung der Forschungsmit­
arbeiter schlagen sich jedoch bislang 
die außerinstitutionellen Mittel mini­
mal nieder (meist bis 10 % der Nicht­
investitionsmittel des Grants); zum Teil 
liegt die Ursache in dem Einfluß der 
bisher gültigen Lohngrenzen, aber vor 
allem verwenden die wissenschaftli­
chen Mitarbeiter selbst die Mittel aus 
Grants zur Verbesserung der techni­
schen- und Informationsbedingungen 
der Forschungsarbeit. In diesem Sinne 
sieht die Situation bei der Vertragsfor­
schung besser aus, wo für Lohnmittel 
bis zu 30 - 40 % ausgegliedert sind. Die 
Vertragsforschung stagniert jedoch im 
Vergleich zu der Entwicklung der Fi-
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nanzierung über Grants. Die Erträge 
aus der sog. wirtschaftlichen Produkti­
onstätigkeit der Hochschulen (die je­
doch nicht allzu viel Forschung be-

inhaltet) stellen bei einigen, besonders 
den technischen Hochschulen bis zu 
rund 10 % der gesamten Haushaltsmit­
tel dar. 

Abschluß 

Insgesamt können wir unsere Analyse 
mit der Feststellung abschließen, daß 
der Transformationsprozeß der tsche­
chischen Hochschulforschung, deren 
Ziel die Stärkung ihrer eigenen Position 
sowohl innerhalb des Hochschulwe­
sens als auch im Rahmen des nationa­
len Forschungssystems ist, wirklich 
erfolgreich begonnen hat. Davon zeu­
gen die Charakteristika des Transfor­
mationsprozesses, die wir angeführt 
haben. Zum strategischen Mittelpunkt 
der Transformation wird allmählich die 
Zusammenarbeit mit der Akademie der 
Wissenschaften. Die größten realen 
Veränderungen wurden durch die Ent­
wicklung der internationalen wissen­
schaftlichen Zusammenarbeit und die 
Einführung des Wettbewerbs mit Hilfe 
von Grants-Dotationen erzielt. Als eine 
gewisse Gefahr kann die zu beobach­
tende Tendenz der Hochschulfor­
schung zu einer Verringerung an Kom­
munikationsverbindungen mit der Indu­
strie und der Forschung im Unterneh­
mensbereich aufgefaßt werden ( obwohl 
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die Schuld nicht bei der Universitätsfor­
schung liegt). 

In der nächsten Zeit kann damit ge­
rechnet werden, daß sich die Hoch­
schulforschung weiterhin innerlich dif­
ferenzieren wird. Es werden For­
schungszentren mit einer Fülle von 
verschiedenen Verbindungen innerhalb 
der Republik und auch ins Ausland 
entstehen, und es kann nicht ausge­
schlossen werden, daß sich Universi­
täten als Forschungstyp profilieren wer­
den, im Unterschied zu Hochschulen, 
in denen eine Spitzenforschung nicht 
zu erwarten sein wird. 

Die Autoren arbeiten im Philosophi­
schen Institut der Akademie der 

Wissenschaften der Tschechischen 
Republik, Jilska 1, 110 00 Praha 1. 
Sie analysieren, unter anderem mit 

empirischen Methoden, den bisheri­
gen Verlauf der Transformation der 
Wissenschaft und der Forschung in 

der Tschechischen Republik 
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Josef Jarab (Olomouc/Olmütz): 

Universitäre Forschung und Lehre in der 
Tschechischen Republik: 

Die Entwicklungen der letzten Jahre· 

.Nichts hat sich im Hochschulbereich in 
den letzten Jahren geändert", hört man 
heute bisweilen, oftmals von Studenten, 
die an den revolutionären Umwälzungen 
in unserem Land nach dem 17. Novem­
ber 1989 aktiv beteiligt waren. In solchen 
Außerungen zeigt sich sowohl die laten­
te Enttäuschung über gerade die neue 
Führungsschicht, zu deren Etablierung 
man selbst beigetragen hat, als auch die 
Unzufriedenheit mit sich selbst. Natürlich 
waren die Erwartungen 1989 unreali­
stisch hoch, sodaß (kaum überraschend) 
Desillusionierungen, Frustration und Miß­
erfolge nicht ausblieben. Davon gibt es 
viele auch im akademischen Bereich, so 
wie auch in der Gesellschaft im ganzen 
Diese Fakten lassen nach den Gründen 
fragen. 

Obwohl die Bevölkerung in der Tsche­
choslovakei auf einen Wandel der tristen 
Lage, die 1968 durch sowjetische Pan­
zer geschaffen wurde, gewartet hat und 
einzelne sogar aktiv den Wandel zu be­
fördern suchten, scheint es doch so, als 
wäre der Zusammenbruch des totalitä­
ren Systems im November 1989 für uns 
alle eine Überraschung gewesen. Es ist 
daher völlig verständlich, daß der bei 
weitem größte Teil der Bevölkerung von 
Euphorie überwältigt wurde. Noch bevor 
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das Volk gewählt hatte, wurde der füh­
rende Dissident zum Staatspräsident mit 
Hilfe des noch vom alten Regime be­
stimmten Parlaments. die Studenten fin­
gen an, in den Fakultäten die Dekane 
und sogar die Rektoren unserer Univer­
sitäten zu wählen. 

Als einer der ersten neu gewählten Uni­
versitätslenker war mir die Ehre und zu­
gleich Freude vergönnt, gemeinsam mit 
drei anderen Rektoren Präsident Havel 
auf seiner ersten offiziellen Reise nach 
Island, Kanada und In die USA Anfang 
1990 zu begleiten. In vielfältigen Treffen 
mit Repräsentanten des akademischen 
Systems dieser drei Staaten erhielten 
wir deshalb Aufmerksamkeit, weil wir 
ebenfalls (natürlich im kleineren Maßsta­
be) ähnliche Beispiele für den Aufstieg 
• vom Dissident zum Präsident" darstell­
ten. Wenn auch unser Werdegang unse­
re Gastgeber beeindruckte, so kann ich 
mich doch auch erinnern, in ihren Augen 
ein gewisses Erstaunen beobachtet zu 
haben, das ich erst später verstanden 
habe - ein Erstaunen über unsere Naivi­
tät. Wenn wir zu Aspekten der Universi­
tätsverwaltung, zu Prioritäten bei den 
erforderlichen Maßnahmen gefragtwur-

• aus dem EnglischenübersetztvonGeorg Schuppener 
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den, sprachen wir statt zu antworten über 
das Erlebnis. Freiheit wiederzuerlangen, 
und über unsere Rückkehrnach Europa. 

Aus guten Gründen feierten wir 1989 
unsere Freiheit, ohne allerdings völlig zu 
begreifen, daß wir uns erst auf der 
Schwelle zu einem vor uns stehenden 
Liberalisierungsprozeß befanden. Auch 
Jahre später ist dieser Prozeß heute 
immer noch nicht abgeschlossen. 

Relativ einfach war es, die Institute für 
Marixmus-Leninismus an den Universi­
täten abzuwickeln und die dogmatische 
Ideologie aus den Lehrplänen zu verban­
nen. Ebenso schien es angemessen, 
das zentral gelenkte Bildungssystem 
aufzubrechen und größere Autonomie 
für die Universitäten zu gewinnen. Die 
Faszination der Wendung von der .wie­
dergewonnenen akademischen Freiheit" 
überschritt alle Grenzen; der allgemeine 
Überschwang, unsere Wünsche und Hoff­
nungen, aber auch das Fehlen prakti­
scher Erfahrung, das alles spiegelt sich 
im Hochschulgesetz aus dem Jahre 
1990, das noch unter dem Eindruck der 
euphorischen Stimmung hastig entwor­
fen wurde. Was als Versuch zur Dezen­
tralisierung gedacht war, bewirkte ein 
derartiges Kompetenzchaos, daß sich 
eine demokratische und zugleich effekti­
ve Lenkung akademischer Einrichtun­
gen heute außerordentlich schwierig 
gestaltet. 

Das plötzliche Öffnen der Zwangsjacke 
des totalitären Systems bewirkte Enga­
gement und zugleich Mißachtung ele­
mentarer politischer Regeln. Mit Sicher­
heit waren die vielfältigen Anklagen ge­
gen das alte Regime in gewisser Weise 
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berechtigt; gleichzeitig waren sie aber 
zu pauschal und konnten deswegen nicht 
zu einer tiefgehenden Analyse der Pro­
bleme führen; gerade diese wäre aber 
als Fundament für Umgestaltung und 
Reformen notwendig gewesen. Dies soll 
im folgenden näher erläutert werden: 

1. Oftmals wurde nicht erkannt, daß die 
kommunistische Ideologie und Indoktri­
nation nicht nur die Inhalte, sondern auch 
die Methode, die Art und Weise des 
Lernens und Unterrichtens durchdrungen 
hatte. Das Endziel des Regimes bestand 
nicht nur darin, die marxistischen Dog­
men als absolute Wahrheit zu verbreiten, 
sondern auch zu verhindern, daß in den 
Schulen kritisches Denken erlernt wur­
de. Als Ergebnis dessen ließ sich Wis­
sen und Information kontrollieren, mani­
pulieren und beschränken. Wenn wir also 
die Folgen der Jahrzehnte totalitärer 
Herrschaft überwinden wollen, müssen 
wir uns auch mit solchen scheinbar nur 
praktischen Angelegenheiten befassen, 
wie Curricula, Zeitpläne, Struktur und 
Anzahl von Klassen und Kursen, Biblio­
theken, Öffnungszeiten, Sprachkurse usf. 

2. Gleichfalls wurde vielfach nicht in vol­
ler Schärfe erkannt, daß die Degradie­
rung von postgradualen Studien, insbe­
sondere Promotionsstudien, zu einer 
bedeutungslosen und rein formalen Etap­
pe (seit 1981 war weder eine Dissertati­
onsschrift noch ein Rigorosum erforder­
lich) im Einklang mit den Zielen des Re­
gimes stand: Mehr als das unabhängige 
wissenschaftliche Denken sollte bei den 
Intellektuellen die Loyalität zur herrschen­
den Ideologie gefördert werden. Diese 
Tatsache ist eng mit dem Phänomen der 
immer mehr zunehmenden systemati-
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sehen Trennung von Forschung und Leh­
re verknüpft, die sich im weitestgehen­
den Monopol der Akademien der Wis­
senschaften bezüglich Forschung und 
Entwicklung im RGW-Bereich bis 1990 
widerspiegelte. 

3. In der raschen politischen Abrechnung 
mit dem vormaligen Regime wurden des­
sen inhumane Ziele als tatsächlich und 
allgemein erreicht angesehen. In Wirk­
lichkeit jedoch hatte das Ancient regime 
sie glücklicherweise niemals soweit und 
so tiefgreifend verwirklichen können, wie 
man damals hätte glauben können. Auf 
Grund der ineffizienten Bürokratie und 
des ziemlich lauen Engagements vieler 
Leute. die innerhalb des Systems arbei­
teten, insbesondere nach den Ereignis­
sen von 1968, konnte die totalitäre Bil­
dungspolitik nicht in vollem Umfang Er­
folg haben, wie sich dies in der Realität 
zeigte. Daher erscheint es durchaus be­
rechtigt, sowohl für uns selbst wie auch 
gegenüber unseren westlichen Kollegen 
zu konstatieren, daß mit dem Vordringen 
der kommunistischen Ideologie nicht 
unbedingt ein völliger Qualitätsschwund 
in unserem Bildungssystem einherging. 
Eine gewisse Zahl von Lehrern wider­
stand auf vielfältige Weisen der ldeologi-

sierung ihrer Disziplinen, möglicherwei­
se öfter in den Natur-als in den Geistes­
und Sozialwissenschaften. In jedem Fall 
erforderte es Mut. das verordnete Gebil­
de von Lügen anzukratzen, immerhin 
bestand dabei das Risiko, Beruf oder 
gar die Freiheit zu verlieren. Schließlich 
ist noch zu erwähnen, daß viele Kollegen 
die schon alte und bewährte tschechi­
sche Tradition fortführten, nicht nur zwi­
schen den Zeilen zu lesen, sondern auch 
dementsprechend ihre Lehre zu gestal­
ten. 

Insgesamt scheint es auch daher so, daß 
einige der neuen Politiker in ihrem Be­
streben nach Reformen im Erziehungs­
system gerade darin einen großen Feh­
lerbegehen, daß sie es versäumen, nach 
Verbündeten unter den Lehrern an den 
Schulen zu suchen. Stattdessen wird die­
se gesamte Gruppe immer wieder ohne 
besondere Differenziertheit als fachlich 
ungeeignet und moralisch korrupt be­
zeichnet. Dies resultiert aber insbeson­
dere auch daraus. daß wir immer noch 
nicht sehr weit fortgeschritten sind, die 
Konsequenzen von Totalitarismus auf 
dem Gebiet der Bildung und Erziehung 
zu erkennen und zu analysieren. 

Ergebnisse und Beschwernisse des Wandels 

Sogar diejenigen, die behaupten, nichts 
habe sich verändert im Bereich der hö­
heren Bildung in der Tschechischen Re­
publik, wissen. daß dies nicht stimmt: 
Einige von diesen würden jeden Wandel 
gänzlich abgelehnt haben, während die 
anderen eine wesentlich tiefgreifendere 
Veränderung an den Universitäten und 
Forschungsinstituten erwartet hatten, als 
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sie sich bislang vollzogen hat. Auf der 
Ebene der Transformation leistet gera­
de die erstgenannte Gruppe Widerstand, 
während sich die zweite gemeinhin un­
geduldig zeigt, so daß beide Gruppen 
unzufrieden mit den notwendigen und 
erhofften Veränderungen sind. Deshalb 
ist die Zeit des Überganges, in der wir 
uns derzeit befinden, keineswegs ein-
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fach und ~,ird vvch! auch nicht 'v'.Jesentlich 
einfacher werden. 

Vor allem die neue Gesetzgebung zum 
Hochschulwesen und zur Forschung er­
weist sich kaum als völlig zufriedenstel­
lend. Das Hochschulgesetz von 1990 
garantiert zwar akademische Freiheit 
und Autonomie in vielen Bereichen in 
einem bisher unvorstellbaren Maße, wei­
terhin wurde autokratische und zentrali­
stische Lenkung abgelöst zugunsten von 
Demokratie, die aber wiederum bereits 
zu einem gewissen Grad an Ineffizienz 
führt. Die Rektoren werden von den aka­
demischen Senaten gewählt und vom 
Staatsoberhaupt ernannt; demgegen­
über werden die Dekane von den Räten 
der einzelnen Fakultäten gewählt. aber 
von niemandem ernannt oder bestätigt, 
so daß sie scheinbar niemandem unter­
geordnet sind. Die Rektoren als Leiter 
der Verwaltung haben in bezug auf Ein­
stellung oder Entlassung nichts zu sa­
gen. Zu viel Freiraum und Macht wurde 
zu plötzlich den alten Fakultäten zuteil, 
die dem totalitaristischen Regime min­
destens loyal gewesen waren, wenn sie 
es nicht sogar offen und aktiv unterstütz­
ten. Dieser Umstand erweist sich mehr 
und mehr als ein ernsthaftes Hindernis 
für Reformen. Vielfach wurde durch den 
Senat versucht, die gesetzlichen Lücken 
zumindest in der Universitätsverfassung 
zu schließen, jedoch haben in manchen 
Fällen derartige Dokumente die Mängel 
des Gesetzes noch weiter verschärft. 
Zusammen mit dem weitgehend noch 
unveränderten Arbeitsrecht und dem 
Gewerkschaftssystem verhindert das 
Hochschulgesetz ernsthaft den Prozeß 
der Entwicklung der Fakultäten, der ei-
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gentiieh eines der unstnrtigsten Ziele und 
zudem konstitutive Voraussetzung fur 
weitere Fortschritte auf diesem Gebiet 
ware. 

Der Begriff .Ressourcen" scheint in na­
hezu jeder Diskussion über die Transfor­
mation des Hochschulsystems unseres 
Landes geradezu ein Zauberwort zu sein. 
Obwohl ich mich hier nicht mit finanziel­
len Aspekten in Einzelheiten auseinan­
dersetzen kann. sollte es doch genügen, 
darauf hinzuweisen, daß Regierungen, 
die versuchen, den Bildungssektor nur 
unter ökonomischen Gesichtspunkten zu 
gestalten, offenkundig nicht an die Zu­
kunft denken. Unter dieser Prämisse und 
unter realistischer Berücksichtigung der 
derzeitigen ökonomischen Situation 
wage ich zu behaupten. daß die momen­
tan zur Verfügung stehenden Mittel nicht 
gänzlich und nicht überall bestmöglich 
eingesetzt werden. Aber gerade dies ist 
in hohem Maße abhängig vom Manage­
ment und von der Evaluation der institu­
tionellen Aktivitäten Der Planentwurf für 
die Hochschulbildung In der Tschechi­
schen Republik für die Jahre 1992 bis 
1997 (5-Jahres-Plane scheinen bei uns 
auch weiterhin großen Anklang zu fin­
den), der vom Rat der Hochschulen auf­
gestellt wurde, nimmt einen Beitrag von 
20 Prozent an, der aus „privaten· Quellen 
(sogenannte .Drittmittel") kommen soll. 
während der Rest durch den Staat be­
reitgestelltwerden soll. Es erscheint aber 
als völlig unrealistisch, daß diese 20 Pro­
zent gedeckt werden könnten durch Stu­
diengebühren oder sonstige Gebühren; 
zudem sollten .private" Finanzquellen le­
diglich als ergänzend angesehen wer­
den: Wie diese zusätzlichen Quellenge-
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artet sind, ist vor allem auch abhängig 
von einerVielzah! an politischen und öko­
nomischen Vorgaben. 

Im Jahre 1992 wurde in einem Bericht 
der OECD zur Hochschulbildung in der 
Tschechoslowakei die Entwicklung auf 
dem personellen Sektor als eine derwich­
tigsten Empfehlungen genannt, um den 
Transformationsprozeß zu beschleuni­
gen. zweifellos handelt es sich bei die­
sem Bereich um einen besonders wich­
tigen. Die großen Probleme und die Kom­
plexität dieses Bereiches spiegelt sich 
aber bereits darin wider, daß von allen 
Empfehlungen, die jener OECD-Bericht 
enthält, speziell diejenige, die sich mit 
der personellen Entwicklung befaßt, 
meiner Ansicht nach am unverbindlich­
sten bleibt. 

Nach der sogenannten .Nelkenrevoluti­
on" schien die Lage zunächst ziemlich 
hoffnungsvoll: Durch feste Kriterien soll­
ten die besten Lehrkräfte ermittelt wer­
den, die an den Hochschulen verbleiben 
sollten, die anderen, die außer Loyalität 
zum alten zusammengebrochenen Re­
gime keine Qualifikationen vorzuweisen 
hatten, sollten ersetzt werden. Zudem 
vermutete man damals, daß es außer­
halb der Hochschulen eine große Zahl 
qualifizierter Personen gäbe, die bereit 
wären, an die Hochschulen zu kommen 
und dort zu arbeiten und zu lehren. Es 
zeigte sich aber relativ rasch, daß diese 
Einschätzung zu optimistisch war: spezi­
ell gilt dies für die Universitäten außer­
halb Prags, wo es keineswegs einfach 
war und ist, Fachkräfte zu finden, die 
diejenigen ersetzen sollten, die aus ver­
schiedenen Gründen an den Hochschu­
len untragbar geworden waren. 
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Daß sich das Interesse dabei vor allem 
auf jüngere Leuie, aiso Oipiomierte und 
Promovierte richtete, erscheint nur na­
türlich. Die Förderung dieser Gruppen 
stellt eine Investition in die Zukunft dar; 
deshalb erhalten diese Altersgruppen 
Priorität bei der Bewilligung von Aus­
landsstipendien, bei Austauschprogram­
men und anderen internationalen Pro­
jekten. Dies sollte zumindest die prinzi­
pielle Politik sein, jedoch treten dabei oft 
aus dem einfachen Grunde mangelnder 
Fremdsprachenkenntnisse Probleme 
auf. Ein weiterer Grund für Komplikatio­
nen besteht darin, daß wir verpflichtet 
sind, hauptsächlich auf das gegenwärtig 
beschäftigte Personal zurückzugreifen. 
Das Hochschulgesetz fordert als forma­
le Voraussetzung für die Tätigkeit als 
Hochschullehrer einen Doktorgrad mit 
Dissertation. In den 80er Jahren war es 
jedoch nahezu unmöglich, in der Tsche­
choslowakei einen qualitativ vergleich­
baren Grad zu erwerben. (Das postgra­
duale Forschungsprogramm zum CSc. 
[Kandidat der Wissenschaften] war poli­
tisch sehr selektiv gesteuert.) Die schwa­
chen Grade PhDr. (Dr. phil.} und RNDr. 
(Dr. rer. nat.) ließen sich relativ leicht oh­
ne Dissertation und ohne umfassende Prü­
fungen erreichen. Hieraus resultierte eine 
deutliche Entwertung des Doktoranden­
Programms und der entsprechenden Gra­
de. Die neuen Anforderungen für einen 
.richtigen" Doktortitel schaffen nun aber 
auch Probleme für durchaus qualifizierte 
Kandidaten. Die meiste Zeit wenden die­
se für ihre Tätigkeit als Seminarleiter auf 
und verfügen daher nur über sehr wenig 
Zeit und Energie für weitergehende For­
schungen. die für das heutige Doktoran­
den-Programm erforderlich sind. 
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Internationale Programme, wie beispiels­
weise internationale Austauschprogram­
me besitzen für die Universitäten und die 
Forschungsinstitute nach dem Fall des 
.Eisernen Vorhangs" eine hohe Bedeu­
tung; immerhin war die Abschottung Ost­
europas von der freien Welt eines der 
politischen Hauptziele der Sowjets. Zwar 
ist internationale Kooperation kein All­
heilmittel für unsere Probleme in Bereich 

von Lehre und Forschung; derwesentii­
che Teil des Transformationsprozesses 
muß von der tschechischen Seite selbst 
erbracht werden. Aber die internationa­
len Programme können zumindest einen 
Teil zur Lösung unserer Probleme bei­
tragen. Sie eröffnen jedenfalls die Mög­
lichkeit, den derzeitigen Zustand und 
Verbesserungen zu reflektieren. 

Hoffnungen 
Meiner Meinung nach hat sich in den Ideen und Pläne bezüglich der Bibliothe-
letzten Jahren ein starkerVeränderungs- ken, von Studienzentren usw. konkreti-
prozeß in der Tschechischen Republik siert werden. In der Diskussion um die 
auf dem Gebiete der Hochschulen voll- Änderung der Lehrpläne konnten die er-
zogen. Einerseits sind neue Institute.Ab- sten Schritte vollzogen werden, wenn-
teilungen und Programme entstanden, gleich wir immer noch eher am Anfang 
von denen einige bereits zur Blüte ange- dieses Wandels stehen. 

setzt haben, andererseits wurden be- Auch die Rolle der Universitäten im Le-
währte Programme fortgeführt. Dabei ben der einzelnen Regionen wandelt sich 
wird eine immer weiter wachsende An- und gewinnt neue Aspekte, sodaß, wenn 
zahl von Personen in den Transformati- auch bislang noch viele Dinge unklar 
onsprozeßeinbezogen. sind, mehr und mehr deutlich wird, daß 

Allgemein scheint es, als ob die jüngeren 
Studenten flexibler, motivierter und ta­
lentierterseien; diese Einschätzung mag 
aber daraus resultieren, daß die Aufnah­
meprüfungen nun in einem objektiveren 
Verfahren durchgeführt werden. Dennoch 
kann diese Tendenz auch als Signal für 
den Wandel der Bildung an den Höheren 
Schulen gewertet werden. Die Zahl der 
Studenten wächst und wird weiterwach­
sen, da sich nun für einen größeren Kreis 
die Möglichkeit eines Studiums eröffnet; 
zudem hat sich auch das Angebot an 
Studienmöglichkeiten durch die Errich­
tung neuer Institute und durch verschie­
dene Studienprogramme vergrößert. 

Trotz der knappen Finanzmittel konnten 
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die Universitäten insbesondere in bezug 
auf ihr Forschungspotential in stärkerem 
Maße sowohl auf die kurz-wie langfristi­
gen Bedürfnisse der Gesellschaft rea­
gieren müssen. Universitäten und ande­
re Bildungseinrichtungen sollten sich zu­
dem noch mehr als Vermittler von Demo­
kratie und ihren Prinzipien verstehen. 

Insgesamt sind die Ereignisse der Tage 
des Novembers 1989 noch nicht verges­
sen, und sie sollten es auch nicht sein. 
Sie waren Auslöser für einen Neuan­
fang, der wie jeder Neuanfang zugleich 
auch auf eine gewisse Kontinuität zu­
rückgreift. 

Josef Jarab, Prof., ist Rektor der 
Palacky-Universität in Olomouc 
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Zdenek Bartl (Prag): 

Alltag und Hoffnung eines tschechischen 
Bibliothekars 

Zur Anregung der Redaktion, einen Arti­
kel für "hochschule ost" zu schreiben, in 
dem ich die sich neu ändernde Situation 
in den tschechischen Bibliotheken be­
schreiben sollte, habe ich gerne ja ge­
sagt. Ich konnte mir aber kaum vorstel­
len, was für eine schwierige Aufgabe ich 
mir vorgenommen habe. Als ich über 
das Thema nachzudenken begann, wur­
de mir klar, daß ich all mein Können 
anwenden muß, um einem nichttschechi­
schen Leser alles, was sich in den letzten 
fünf Jahren in unseren Bibliotheken ge­
ändert hat bzw. was noch geändert wer­
den soll, in nicht mißverständlicher Wei­
se zu erläutern und zu beschreiben. Ich 
werde mich bemühen, das Thema, das 
sich für eine Serie von Artikeln eignen 
würde, mit meinem subjektiven Blick auf 
einigen Seiten zu erklären. 

Sollte ich kurz und einfach die Frage 
beantworten, welches umwälzendes Er­
eignis in den letzten fünf Jahren die täg­
liche Praxis des tschechischen Biblio­
thekars am meisten beeinflußt hat, wür­
de ich wahrscheinlich ohne Bedenken 
die Automatisierung nennen. Dieses 
Wort wird in verschiedensten Modifika­
tionen ständig dekliniert. Der Sprung, 
den unser Bibliothekswesen auf diesem 
Gebiet in den letzten fünf Jahren ge­
macht hat, ist wirklich riesig, und ich wür-
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de sagen, daß er direkt proportional zu 
dem Zeitabschnitt ist, in dem das tsche­
chische Bibliothekswesen die bekannte 
und hoffentlich besiegte Ideologie be­
herrschte. Vor 1989 wurde in keiner Bi­
bliothek bei uns - einschließlich der 
Nationalbibliothek in Prag - ein inte­
griertes Bibliothekssystem eingeführt. 
Heute überbieten sich vor allem auslän­
dische Firmen mit der Spezialisierung 
auf bibliothekarischer Software im An­
gebot an Computersystemen für die Au­
tomatisierung der bibliothekarischen Pro­
zesse. Dutzende von Bibliotheken - be­
sonders Hochschulbibliotheken - ge­
brauchen heute das System TINLIB der 
englischen Firma Information Manage­
ment and Engineering. Es verbreitet sich 
auch das System ALEPH der israeli­
schen Firma Ex Libris, das auch zum 
Beispiel im Wettbewerb für das System 
für die Nationalbibliothek in Prag und für 
drei andere große Bibliotheken gewon­
nen hat. Diese Bibliotheken bilden die 
Grundlage für das entstehende biblio­
thekarische Netz und werden mit der 
Verkürzung CASLIN (Czech and Slovak 
Library Information Network) bezeichnet. 
Für die Automatisierung der vor allem 
kleineren und mittelgroßen Bibliotheken 
haben einige tschechische Privatfirmen 
Angebote an Systemen vorbereitet. Be­
sonders für die Automatisierung der Ka­
talogisierung benutzen etwa zweihundert 
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Bibliotheken eine bibliothekarische An­
plikation des Systems CDS/ISIS,- d;s 
kurz vor dem Jahre 1989 die Nationalbi­
bliothek in Prag ausgearbeitet hat. 

Nach dem Jahre 1991 hat sich die An­
zahl der Bibliotheken, die das automati­
sierte bibliothekarische System einge­
führt haben, schnell erhöht. Zum Beispiel 
haben alle zehn großen staatlichen wis­
senschaftlichen Bibliotheken in der 
Tschechischen Republik Datentechnik 
und ein automatisiertes System; von 59 
Bezirksbibliotheken haben 49 ein Sy­
stem angekauft. Von der Gesamtzahl 
von etwa 6.500 Bibliotheken bei uns 
haben 526 Bibliotheken ein automati­
siertes bibliothekarisches System erwor­
ben. 

In diesem Moment muß ich eine große 
Einschränkung erwähnen, die das Tem­
po der Einführung der integrierten auto­
matisierten bibliothekarischen Systeme 
und letzten Endes auch das Tempo der 
Wirtschaftsreformen im lande enorm 
beeinflußt. Es ist der riesige Mangel an 
finanziellen Mitteln für Investitionen. Trotz­
dem gelingt es uns, besonders mit Hilfe 
der Stiftungen die tschechischen Biblio­
theken zu modernisieren. Ich muß vor 
allem die amerikanische Stiftung Andrew 
W. Mellon Foundation nennen. Von den 
gewährten Mitteln dieser Stiftung wird 
das schon erwähnte Projekt des tsche­
chisch - slowakischen Bibliotheksnetzes 
finanziert. 

Nach 1989 stürzte sich sehr schnell vor 
allem jüngere Generation der Bibliothe­
ka'.e in den Kampf mit der Rückständig­
k~rt uns~rer Bibliothekstheorie und -pra­
x1s. Bei ihrer Bemühung hat ihr eine Rei-
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he von europäischen, aber auch ameri­
kanischen Institutionen geholfen. Einige 
von ihnen haben programmäßig Studi­
enaufenthalte (mehrtägige bis halbjähri­
ge) in verschiedensten Typen von Biblio­
theken angeboten. Meiner Meinung nach 
hat die Möglichkeit der fachlichen Kon­
frontation mit den Kollegen aus den hoch­
entwickelten Staaten unserer sich ver­
wandelnden Praxis sehr geholfen. 

Nach dem Jahre 1989 ergriffen die Ge­
legenheit alle die Fähigen (ob die Alten 
oder die Jungen - die Jungen selbstver­
ständlich überlegen an Zahl), die sich in 
dem alten Regime unausgenutzt fühlten. 
Das neue Topmanagement der großen 
und auch kleineren Bibliotheken ging 
schnell an die Transformation seiner In­
stitutionen in moderne Informationsein­
richtungen. An einigen Orten nähert sich 
dieser Prozeß seinem Ende, anderswo 
verläuft er noch, es hängt von dem Maß 
des Managertalentes und den Fähigkei­
ten der leitenden Angestellten ab. Eine 
große Hoffnung ist für die Bibliotheken 
die junge Generation der Bibliothekare 
die gerade ihr Studium an den Universi~ 
täten beendet haben oder beenden sol­
len. Viele von ihnen haben einen ein­
oder mehrjährigen Studienaufenthalt in 
westeuropäischen Schulen absolviert 
sie haben die Bibliothekarspraxis de; 
großen wissenschaftlichen Bibliotheken 
kennengelernt, und selbstverständlich 
beherrschen sie mindestens eine Fremd­
sprache. Die Generation der heutigen 
~ier:zig- und Fünfzig-, evtl. der Dreißig­
Jähngen, die zum großen Teile das Top­
management der meisten Bibliotheken 
bildet, hat keine solchen Möglichkeiten 
gehabt. Sie haben aber eine reiche 
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Fachpraxis und Lebenserfahrungen, die 
sie bisher vor den Jüngeren favorisieren. 
Wie lange aber noch? 

Die Nachfrage nach Informationsarbei­
tern ist in unserer Republik groß und 
immer noch ungesättigt. Alle etwa 20 
vorjährigen Absolventen des Studiums 
des Bibliothekswesens und der wissen­
schaftlichen Informationen der FFUK 
(Philosophische Fakultät der Karls-Uni­
versität) Prag haben Privatfirmen aufge­
sogen. Die Schlüsselrolle bei der Ent­
scheidung der jungen Leute spielen 
selbstverständlich die unvergleichbar 
besseren finanziellen Möglichkeiten bei 
den Privatfirmen. 

Die Fragen des Lohnes spielen allge­
mein keine unwichtige Rolle in den Dis­
kussionen der Bibliothekare. Es wäre 
aber kühn zu behaupten, daß in unserem 
Fach eine allgemeine Unzufriedenheit 
mit der Höhe der Löhne herrscht. Eine 
radikale Anderung ist erst mit der erhöh­
ten Leistung der tschechischen Ökono­
mie zu erwarten. Die bisherige diesjähri­
ge Entwicklung und die Prognosen für 
das nächste Jahr lassen hoffen, daß wir 
eine Besserung vordem Rentenalterer­
leben könnten! Dieser Trend läßt die 
ganze kulturelle Sphäre hoffen, daß auch 
sie mehr Geld bekommt. 

Heute spricht man auf den verschieden­
sten Bibliotheksforen selbstverständlich 
über das Kommunikationsformat UNI­
MARC, über ISBD, über angloamerika­
nische Katalogisierungsregeln (MCR 
2) usw. Es ist zweifelsfrei, daß es einer 
kleinen Gruppe von Bibliothekaren - vor 
allem aus der Nationalbibliothek der 
Tschechischen Republik - ungewöhn-
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lieh schnell gelang, eine allgemeine Un­
lust zu Anderungen in der bibliothekari­
schen Praxis zu durchbrechen. Wenn wir 
daran denken, was für eine radikale An­
derung der Übergang zu internationalen 
Standards des Typus UNIMARC, zu den 
internationalen Empfehlungen ISBD, 
MCR 2 und zu dem ganzen Paket von 
Normen ISO für die Datenübertragung 
(ISO 2709 usw.) bedeutet, ist es wirklich 
ein enormer Erfolg, wie die erwähnten 
internationalen Standards zur täglichen 
Praxis der Bibliothekare werden. 

Der Nachteil unserer 40jährigen Tren­
nung von der entwickelten Bibliotheks­
welt hat sich in diesem Moment in unse­
ren Vorteil verwandelt. Wir haben keine 
Computer, die mit Hunderttausend un­
passend struktuierten Titelaufnahmen 
überfüllt sind, und so kann das Format 
UNIMARC leichter in unseren Bibliothe­
ken heimisch werden. Die Nationalbi­
bliothek begann sogar ab Juli 1995 die 
Titelaufnahmen der nationalen Bücher­
produktion in OCLC zu liefern. Die Titel­
aufnahmen der nationalen Produktion von 
Büchern und Zeitungsartikeln kann sich 
jeder auf CD-ROM ansehen - das ist auf 
unserem Markt die größte tschechische 
bibliographische Datenbank. Die Natio­
nalbibliothek arbeitet weiter sehr fleißig 
an dem Projekt der Digitalisierung der 
Titelaufnahmen der tschechischen Bü­
cherproduktion des 20. Jahrhunderts, das 
bis Ende dieses Jahrtausends beendet 
und auf CD-ROM herausgegeben wer­
den soll. Weiter arbeitet sie an der Retro­
konversion von 3 Millionen Titelaufnah­
men ihres Generalkatalogs. 

Großer Mangel an finanziellen Mitteln ist 
das grundlegende Hindernis einer grö-
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ßeren Ausnutzung und Erweiterung der 
Computernetze und ausländischen Da­
tenbanken. Trotzdem können vor allem 
die Hochschulbibliotheken und die Ar­
beitsstätten der Akademie der Wissen­
schaften, viele medizinische Einrichtun­
gen und große öffentliche Bibliotheken 
Ihren Benutzern die Dienstleistungen des 
Netzes INTERNET (dank nicht unerheb­
licher finanzieller Dotation von Kulturmi­
nisterium und Schulministerium) anbie­
ten. (Die Dislokation des Datennetzes 
INTERN ET auf dem Gebiet der Tsche­
chischen Republik-sog. CESNET-zeigt 
die schematische Karte.) 

Die Tschechische Republik steht mit ih­
ren 12.565 Computern pro 1.000 000 

Bewohner angeschlossenen an INTER­
N ET gleich hinter Frankreich, das heißt 
etwa in der Mitte der Gesamtzahl der 
europäischen Länder. (Siehe die Tabel­
le) 

Die Revolution im Jahre 1989 hat zur 
Folge auch Anderungen in der institutio­
nalen Sphäre des Bibliothekswesens. 
Einige Bibliotheken erloschen, andere 
entstanden oder nicht-öffentliche Biblio­
theken wurden zugänglich. Ein Beispiel 
dafür ist auch die Bibliothek des ehema­
ligen marxistisch-leninistischen Instituts 
des Zentralkomitees der Kommunisti­
schen Partei der Tschechoslowakei. Die­
se Bibliothek hat reiche Buchbestände 
früher unveröffentlichterwissenschaftli-

Reihenfolge der Staaten nach der Anzahl der angeschlossenen 
C ·n Million Einwohner omputer pro e1 e 

Staat ange- Einwohner angeschlossen/ 
schlossen Mill. Mill. Einwohner 

Island 4.986 0,2 24.930 
Finnland 77.407 5 15.481 
Norwegen 53.222 4 13.306 
Schweden 86.490 8 10.811 
Schweiz 54.405 6 9.068 

Niederland 91.289 13 7.022 
Dänemark 27.988 5 5.598 
Großbritannien 258.988 57 4.544 

Osterreich 31.733 8 3.967 

Deutschland 244.880 76 3.222 

Irland 6.089 3 2.030 
Belgien 19.551 10 1.955 
Frankreich 98.679 53 1.862 
Tschechische Rep. 12.565 10 1.257 
Spanien 31.372 36 871 

Ungarn 8.951 11 814 

Italien 36.176 57 635 
Portugal 6.310 10 631 

Griechenland 3.794 9 422 

Slowakei 1.680 5 336 

Polen 10.098 35 289 

Quelle: RESPEKT 
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eher und be!!etristischer Literatur. Nach 
vielen Peripetien wurde zum Schluß die­
se Bibliothek von der Karls-Universität, 
resp. von ihrer pädagogischen Fakultät 
übernommen. Viele Änderungen und 
Tendenzen zeigen statistische Übersich­
ten In den beigelegten Tabellen. Ich bin 
mir der Gefahr der geringen Aussage­
kraft der statistischen Angaben für einen 
nichttschechischen Leser bewußt. Es 
wäre hier angebracht, die Struktur der 
Bibliotheken genauer zu erklären und 
versuchen, genauedeutscheAquivalen­
te zu den tschechischen Typen der in den 
Tabellen angeführten Bibliotheken zu fin­
den. Das übersteigt aber die Möglich­
keiten dieses Artikels. 

Auch auf dem Gebiet des Verlags- und 
Bibliothekswesens sieht es optimisti­
scher aus. Nach dem riesigen, mehrhun­
dertprozentigen Anstieg der Anzahl der 
Verlage, der eine unübersichtliche Si­
tuation auf dem Büchermarkt verursach­
te, stabilisiert sich die Situation, und die 
Verlage selbst haben Interesse an der 
Bildung einer tschechischen Version des 
.Bocks in Print". Es wird aber noch ge­
wisse Zeit dauern, bevor der Bibliothe­
kar in der Erwerbungspraxis so ein Hand­
buch - selbstverständlich in einer digita-

Im folgenden Anlagen: 

len Form - geläufig benutzen können 
wird. Die ersten Erscheinungen liegen 
vor, jedoch sie leiden unter Kinder­
krankheiten. 

Die ganze bibliothekarische Öffentlich­
keit lebt von Hoffnung auf Bildung eines 
nationalen Gesamtkatalogs. Den Grund 
dazu hat schon die Nationalbibliothek in 
Prag im Rahmen des Projektes CASLIN 
gelegt. Die ersten Zehntausende von Ti­
telaufnahmen wurden schon im Netz IN­
TERN ET zugänglich gemacht. Schon in 
diesem Jahr erwarten wir eine größere 
Ausnutzung, denn die Nationalbibliothek 
garantiert die Verarbeitung der zeitge­
nössischen Bücherproduktion in einigen 
Tagen nach dem Erhalten des Pflichtex­
emplars. Auf die Massenbenutzung im 
ganzen Netz der tschechischen Biblio­
theken und das vor allem für die Retro­
konversion der Kataloge werden wir aber 
noch ein paar Jahre warten müssen. In­
formations- "highways" klopfen schon 
zwar an die Tür, aber die finanziellen 
Mittel auf ihre Bildung sind auf unserem 
"ökonomischen Feld" noch nicht aufge­
gangen. 

Zdenek Bart/, PhDr., ist Bibliothekar 
am Nationalen tschechischen 

Literaturarchiv Prag 

Öffentliche Bibliotheken in der Tschechischen Republik 1989 - 1994. Statisti­
scher Überblick. (Hier spricht man nur über die Bibliotheken, welche dem 
Kulturministerium unterstehen.) Quelle: Etena0 ,47, 1995, Nr.4, S. 141 - 143 
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1989 1990 1991 1992 1993 1994 
Gesamtzahl der Bibliotheken und 
Zweigstellen 8.423 8.364 8.302 8.131 7.982 7.923 
Anzahl der wissensch Bibliothe-
ken (einschl. Nationalbibliothek) 10 10 11 11 11 11 
Anzahl der Bezirksbibliotheken 72 72 69 69 66 59 
Anzahl der anderen professio-
nellen Bibliotheken 690 700 708 711 710 713 
Anzahl der nicht-professionellen 
Bibliotheken 4.989 5.056 5.436 5.481 5.451 5.451 
Anzahl der Zweiostellen 2.662 2.526 2.078 1.859 1.744 1.674 
Anzahl der kleinsten Bibliotheken 553 562 560 557 511 474 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 Anzahl der Leser 
/in Tausend) 2.062 1.872 1.610 1.478 1.422 
% aus der Gesamtzahl 1.429 

der Bevölkerung 19,9 18,0 15,6 14,3 13,8 13,8 Anzahl der Leser 
unter 14 Jahre 694.285 641.878 547.861 480 527 458 360 Leser unter 14 Jahre - % 393.481* 

aus der Gesamtzahl 
der Leser 33,7 34,3 34,0 32,5 
Anzahl der Besucher in 32,2 27,5* 

den Bibliotheken (in 
Tausend) 17.007 15.156 14.409 13.956 15.432 14.347 

B. Bibliotheksan~estellte 
1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Gesamtzahl der Bibliotheks-
anciestellten 5.617 5.672 5.349 5.255 5.127 5.116 
Anzahl der Facharbeiter 4.460 4.653 --- 4.335 4.230 4.149 
% der Facharbeiter aus der 
Gesamtzahl 79,4 82,0 ·-- 82,5 82,5 81 1 
Anzahl der Einwohner pro 
Bibliotheksanoestellten 1.884 1.827 1.926 1.964 2.009 2.018 

C. Buchbestand 
1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Gesamtzahl der Buch-
einheilen (in Tausend) 52.208 59.517 59.489 59.328 59.538 59.538 
Anzahl der Bucheinheiten 

F. Betriebskosten 
1989 1990 1991 1992 1993 1994 Gesamte Betriebskosten 

(in Tausend Kronen) 404.503 431.051 522.846 720.514 837.219 Mittel zum Einkauf des 
Buchbestandes (in 
Tausend Kronen) 77.176 76.623 87.804 100.418 106.352 139.548 Lohnmittel (in 
Tausend Kronen) 161.988 171.606 233.414 286.012 325.145 Betriebskosten pro 
Einwohner /in Kronen) 39,0 41,6 50,6 69,9 81,0 Kosten auf Zuwachs pro 
Einwohner /in Kronen) 7,4 7,4 8,5 9,7 10,3 
• für das Jahr 1994 ware 

13,5 
n die Daten unkomplett 

pro Einwohner 5,7 5,7 5,8 5,7 5,8 5,7 
Andere Dokumente und 
Informationsquellen 5.510 5.637 5.739 5.759 5.605 4.988 
Andere Dokumente und 
Informationsquellen in% 
aus dem Buchbestand 9,3 9,5 9,6 9,7 9,4 8,4 
Anzahl der Exemplare 
der bezogenen Periodika 192.367 187.196 208.853 153.602 107.170 99.191 

D. Ausleihen 
1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Gesamtzahl der Ausleihen 
(in Tausend) 73.254 63.974 56.271 56.001 56.549 57.786 
Anzahl der Ausleihen pro 
Einwohner 7, 1 6,1 5,4 5,4 5,5 5,6 
Anzahl der Ausleihen oro Leser 35,5 34,0 34,9 37,9 39,8 40,4 
Ausleihen anderer Dokumente und 
Informationsquellen (in Tausend) 985 926 1.092 1.268 1.452 1.366 
Ausleihen der Periodika 
(in Tausend) - -- 11.692 12.803 12.371 10.735 . 
Ausleihen der Periodika - % aus 
der Gesamtzahl der Ausleihen - -- 20,8 22,8 21,9 18,6* 
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Adolf Knoll (Prag): 

Die Nationalbibliothek der Tschechischen Republik 
auf dem Wege zu einer modernen Institution 

Es ist sehr interessant, sich heute die 
Frage zu stellen, was sich seit dem Jahre 
1989 bei uns im Leben der tschech1-
scnen Bibliotheken und vor allem der 

Nationalbibliothek geändert bzw. verbes­
sert hat, welche Probleme wir gehabt 
und welche von ihnen wir schon gelöst 
haben und welche noch andauern. 

Zwischen Selbstbestimmung und kollektiver Führung 

Als die politische Änderung im Novem­
ber 1989 kam, haben die Bibliotheken 
begonnen, einen Weg zu suchen, wel­
cher sie aus der vor allem materiellen 
Krisis herausführen sollte. Es gab ver­
schiedene Initiativen, die versuchten, eine 
generelle Lösung zu finden. Solche In­
itiativen waren sehr notwendig, aber dar­
in steckte auch das Problem, eine neue 
Definition der Selbstbestimmung jeder 
Bibliothek im Gegensatz zum Begriff ei­
nes einheitlichen Bibliothekssystems zu 
formulieren. 

Grundsätzlich ist ein gemeinsames Na­
tionalbibliothekssystem eine sehr gute 
und produktive Idee, aber im Rahmen 
unserer vorigen Gesellschaft führte die­
se Idee auch zu einer gewissen Unselbst­
ständigkeit des Bibliotheksmanage­
ments. Manche Bibliothekare glaubten, 
daß eine generelle Lösung, am besten 
ein Gesetz, von oben kommen sollte und 
daß unsere Rolle nur darin bestehe, die­
se Lösung vorzubereiten, und daß da-
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durch die Probleme jeder einzelnen Bi­
bliothek systematisch zu überwinden 
wären. 

Dies ist tatsächlich eine sehr gute Idee, 
und prinzipiell sollte man so vorgehen. 
Aber sehr schnell wurde man sich des­
sen bewußt, daß die systematische Lö­
sung mehr Zeit braucht, als wir alle dach­
ten und daß der Staat zuerst andere 
wic,htigere Fragen lösen wollte. Deshalb 
hatte niemand in der Regierung die Zeit, 
sich mit Bibliotheken zu beschäftigen. 

Ich wage zu behaupten, daß die Erwar­
tung einer generellen Lösung das Mana­
gement mancher Bibliotheken gebremst 
hat, mehr für seine eigenen Bibliotheken 
und innerhalb derer zu machen. Es war 
eine Zeitperiode, die sehr intensiv auf 
das Bibliothekstopmanagement ge­
drängt hat, sich umzuwandeln und sich 
mehr und im gewissen Maße anders mit 
seiner eigenen Bibliothek zu beschäfti­

gen. 
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Auf Grund einiger gemelnsamei Eigen­
schaften waren von oben einige Katego­
rien von Bibliotheken definiert worden, 
und das Denken der Bibliothekare zog 
es vor, die gemeinsamen Züge ihrer Bi­
bliotheken hervorzuheben, ohne daran 
zu denken, was für jede Bibliothek spezi­
fisch war. In einigen Fällen schien es, 
daß man die von jedem konkreten Ort 
abhängigen Unterschiede nicht sehen 
wollte. 

Das war das zentrale Problem unserer 
Diskussionen über die Transformation 
der Bibliotheken. Darin handelte es sich 
vor allem um die Frage, wer die ver­
schiedenen Bibliotheken in der Zukunft 
finanzieren sollte, um ihre Lage verbes­
sern zu können. Was die öffentlichen 
Bibliotheken betraf, konnte man die fol­
genden Bibliotheksgruppen unterschei­
den: Nationalbibliothek, große regionale 
wissenschaftliche Bibliotheken, Bezirks­
bibliotheken, kleine Ortsbibliotheken. 

Die Frage der Transformation von Bi­
bliotheken wuchs mit der Zeit, in der die 
verschiedenen Änderungen in der staat­
lichen Administrative stattfanden. Vor 
allem hob man die höchste Stufe der 
regionalen Verwaltung auf, wodurch die 
sieben ehemaligen großen Kreisbiblio­
theken ihr Territorium formell verloren. 

Darin hat sich nichts geändert, nachdem 
diese sieben Bibliotheken mit zwei an­
deren großen regionalen Bibliotheken in 
die Zuständigkeit des Kultusministeri-

ums hinübergeleitet wurden, weil es die 
administrative Unterstützung für ihre re­
gionalen Funktionen in der Staatsver­
waltung nicht mehr gab. Dasselbe ge­
schah, als bekanntgegeben wurde, daß 
auch auf der Bezirksebene die Bezirks­
verwaltung die Bezirksbibliotheken nicht 
mehr finanzieren sollte und daß diese 
Bibliotheken, die sich in den Bezirks­
städten befinden, in die Verwaltung die­
ser Städte hinübergeleitet werden soll­
ten. Innerhalb der Bezirke existierten 
weiterhin einige kleinere Bibliothekssy­
steme mit gemeinsamen Funktionen 
(zum Beispiel Erwerbung oder Bearbei­
tung der Bestände). Mit der Weiterent­
wicklung der Gebietsselbstverwaltung ist 
auch das Schicksal dieser kleineren Bi­
bliotheksysteme die Sache der jeweili­
gen Ortsverwaltung geworden. 

Die Bibliothekare möchten wissen, wel­
che Rolle der Staat auf dem Gebiet der 
öffentlichen Bibliotheken wird spielen 
wollen. Es scheint jetzt, daß der Staat in 
diesem System eine sehr schwache Rolle 
spielen wird, obwohl er an einem moder­
nen lnformationsystem interessiert zu 
sein scheint. Seine Konzeption aber 
wurde noch nicht veröffentlicht, was ein 
Unterschied zu der Kultusministeriums­
konzeption auf dem Gebiet der Daten­
vorbereitung für das zukünftige Daten­
netz ist. Leider muß die Genehmigung 
dieses vor allem die Bibliotheken betref­
fenden Regierungsprogrammes auf die 
generelle Staatsinformationspolitikkon­
zeption warten. 

Auf dem Wege zu einem modernen kooperativen Bibliothekssystem 

Das moderne tschechische Bibliotheks- Basis der EDV-unterstützten Kommuni-
informationsystem sollte sich auf der kation entwickeln. Die Grundlage dafür 

hochschule ost 211996 139 



hegt in dem Projekt CASLIN, das Im 
Jahre 1992 initiiert wurde, als die vier 
größten tschechischen und slowakischen 
Bibliotheken einen Vertrag unterschrie­
ben, daß sie ein globales automatisier­
tes Kooperationssystem aufbauen wol­
len. Es waren die beiden Nationalbiblio­
theken der ehemaligen Tschechoslowa­
kei (zu Prag und zu Martin), die Mähri­
sche Landesbibliothek zu Brünn und die 
Universitätsbibliothek zu Preßburg. 

Auf der Basis dieser Initiative stand die 
finanzielle Unterstützung der amerikani­
schen Andrew W. Mellon-Stiftung, die 
dazu dienen sollte. die Grundlagen eines 
solchen Systems zu legen, was darin 
bestand, vor allem ein neues integriertes 
Bibliotheksystem anzuschaffen und die 
EDV-basierte Grundkommunikation zwi­
schen diesen Bibliotheken zu ermögli­
chen. 

Die vier Bibliotheken haben das 
ALEPH-System der israelischen Firma 
Ex Libris ausgewählt und angeschafft. 
Dieses System wird jetzt implementiert, 
und wir hoffen, daß zum Ende dieses 
Jahres alles so vorbereitet wird, um den 
elektronischen Gesamtkatalog in lnter­
netzu veröffentlichen. 

zuvor sollte man sich darüber einig sein, 
welche Katalogisierungsstandards an­
zuwenden sind. Im wesentlichen lag hier 
die größte Neuigkeit unserer Bibliotheks­
arbeit, weil das UNIMARC-Format als 
Dateneingabeformat gemeinsam mit den 
AACR2-Katalogisierungsregeln akzep­
tiert worden ist. Daß wir einige Probleme 
mit der Systemsimplementierung gehabt 
haben, lag in unseren hohen Anforderun­
gen an dieses System, weil es gewisser-
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maßen schwierig war, das UNl­
iviARC-Format ais Arbeitsformat (nicht 
nur als Datenaustauschformat) mir der 
eingekauften Software erfolgreich zu 
kombinieren 

Um sich im Gesamtkatalog einigen zu 
können, mußten wir uns den Zugang zum 
Internet beschaffen, und jede Bibliothek 
sollte auch imstande sein, die Daten zu 
liefern. Nicht nur für die Nationalbiblio­
thek war das die finanzielle Frage: Man 
mußte unser Computernetz modernisie­
ren und jeden einzelnen Arbeitsort mit 
der notwendigen Computertechnik aus­
rüsten. 

Die Nationalbibliothek befindet sich in 
diesem Jahre in der zweiten Phase des 
Informationsstrukturaufbaus, und die bei­
den tschechischen CASLI N-Bibliotheken 
haben eine staatliche finanzielle Unter­
stützung bekommen, die ihnen ermögli­
chen wird, ihre jetzigen Bedürfnisse be­
züglich der Rechnerausstattung zu be­
friedigen. 

Ich bin der Meinung, daß das CAS­
LIN-System solche Bibliotheken zur Zu­
sammenarbeit heranziehen wird, die 
dazu fähig sind und die die Notwendig­
keit zur Zusammenarbeit verspüren. Der 
Anteil jeder einzelnen Bibliothek an dem 
Gesamtkatalogaufbau wird auf der Ba­
sis ihrer Erwerbung und Katalogisierung 
stehen. Deshalb hoffe ich, daß das 
CASLIN-Zusammenarbeit uns wird hel­
fen können, ein neues und natürlicheres 
Bibliothekssystem aufzubauen, in dem 
jede Bibliothek einen solchen Platz ha­
ben wird, der aus ihrer realen Lage ent­
springt. 
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Produktion von elektronischen Daten für das System 

Obwohl es zu früh scheinen könnte, soll­
ten sich die Bibliotheken für ihren Eintritt 
in das zukünftige Datennetz vorbereiten. 
Das setzt die Produktion von zwei Typen 
von Daten voraus: Daten für den Informa­
tionssystemaufbau und elektronische 
Daten, die die Dokumenteninformatio­
nen tragen. 

Jede Bibliothek und jedes System be­
ginntzuerst mit dem Aufbau des Informa­
tionssystem, weil es für den Leser vor 
allem notwendig ist, festzustellen, was 
schon auf seinem Interessengebiet ver­
öffentlicht worden ist und wo er es finden 
kann. 

Deshalb beginnt jede Nationalbibliothek 
mit der Automatisierung der Nationalbi­
bliographie, und wir haben damit im Jah­
re 1983 schon begonnen. Die Geschich­
te führt hier von einem ISBD-ähnlichen 
Format über das tschechische MARC­
zum UNIMARC-Format. Wir haben mit 
einer eigener Software begonnen, dann 
haben wir die CDS/ISIS-Software ver-

wendet, womit wir in diesem Jahre unse­
re Vor-ALEPH-Etappe beendeten, die 
voll vom Suchen nach provisorischen 
Lösungen war (z. B. unsere jetzt ersetzte 
provisorische ETHERNET-Vernetzung, 
Hardwaremangel usw.). 

Unsere Nationalbibliographie (und nicht 
nur die Bücherreihe) wird seit dem Jahre 
1994 auch auf CD-ROM veröffentlicht: 
seit 1995 dreimal jährlich. Inzwischen ist 
es möglich, sich die Daten mit Hilfe ei­
nes Diskettendienstes beschaffen. 

Seit 1994 ist nicht nur die Nationalbiblio­
graphie, sondern auch die Bearbeitung 
des ganzen Zuwachses der tschechi­
schen Literatur in der Nationalbibliothek 
automatisiert. Was die ausländische Li­
teratur betrifft (und auch einige Sonder­
sammlungen), wird deren Bearbeitung 
heutzutage direkt im ALEPH-System 
gelöst (mit der kleinen Ausnahme der 
Bearbeitung der Literatur für den engli­
schen Lesesaal, die seit 1987 automa­
tisch verfügbar gemacht wird). 

Retrospektive Daten - Kataloge und Bibliographien 

Schon vor etwa drei Jahren haben wir 
eine Möglichkeit gesucht, wie die retro­
spektive Konversion unseres Hauptka­
taloges zu verwirklichen ist. Zuvor wur­
den einige andere von unseren Katalo­
gen verfilmt und veröffentlicht. Es ging 
vornehmlich um den Hauptkatalog unse­
rer reichen Slawischen Bibliothek und 
um den Katalog der Bestände des ehe­
maligen Russischen ausländischen hi­
storischen Archivs, eine Art von Natio­
nalbibliothek der russischen und ukraini­
schen Emigration zwischen den beiden 
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Weltkriegen, die in Prag in den zwanzi­
ger Jahren errichtet wurde und sich jetzt 
in unserer Slawischen Bibliothek befin­
det. 

Es schien, daß die billigste Lösung eine 
manuelle Dateneingabe in einem be­
schränkten Format sein könnte. Deshalb 
haben wir mit einer Firma eine Zusam­
menarbeit begonnen, die darin bestand, 
daß diese Firma uns die Katalogzettel in 
die von uns definierte Datenstruktur über­
tragen sollte. Nach zwei Jahren, nach-
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dem wir ungefähr 150,000 Katalogzette! 
durch diese Firma konvertiert hatten, 
mußten wir unsere Zusammenarbeit be­
enden. Erstens waren die Daten nach 
der von der Firma gemachten Übertra­
gung voll von Fehlern, und zweite~s ha­
ben wir eine moderne Lösung mit der 
Hilfe der tschechischen Firma Comdat 
entwickelt, die komplexer und effektiver 
ist. 

Unsere Lösung hat nicht nur die Unter­
stützung der amerikanischen Andrew W. 
Mellon-Stiftung bekommen, sondern 
auch, weingstens für dieses Jahr, staat­
liche finanzielle Unterstützung. 

Wir möchten mit dieser Technologie un­
sere schon in Heften veröffentlichte Na­
tionalbibliographie konvertieren, um das 
jetzige Jahrhundert informatisch abzu­
decken. Die entstandenen Daten wer­
den den tschechischen Bibliotheken für 
die retrospektive Konversion ihrer Kata­
loge dienen und sie werden auch in 
OCLC-Datenbasis veröffentlicht werden. 

Dazu möchten wir diese Technologie 
auch zur Konversion unseres Hauptkata­
loges mit etwa drei Millionen von _K~ta­
logzetteln und zur Konversion eI~Iger 
anderer kleinerer Kataloge und B1bl10-
graphien verwenden. 

no!ogie, wo das möglich ist. und der 
Anwendung einer speziellen Software, 
die eine sehr angenehme Handhabung 
der eingescannten bzw. mit den OCR-ge­
lesenen oder ICR-vorstrukturierten Da­
ten ermöglicht. Diese Software wurde 
gemeinsam von Comdat und der Natio­
nalbibliothek entwickelt. 

Heutzutage haben wir die notwendige 
Hardware für das Einscannen und Spei­
chern von Tl FF-Daten angeschafft. Der 
Hauptkatalog sollte während eines J~h­
res eingescannt werden, und nach die­
ser Arbeit sollte auch der Zugang zu den 
Katalogzettelbildern im Tl FF-Format er­
möglicht werden. 

Wir schätzen, daß für die Speicherung 
der Katalogzettelbilder eine Kapazität 
von etwa 40 GB notwendig sein wird, die 
wir mit den optischen und magnetoopti­
schen Medien in einer Juke-Box schaf­
fen werden. Die eingescannten Zettel 
werden zuerst nur gründlich indexiert, um 
den Elementarzugriff zu den Bilderein­
tragungen zu ermöglichen. Danach wer­
den die Daten ins UNIMARC-Format 
konvertiert werden, aber das ist die Ar­
beit für Jahre. Bis dahin wird ein elektro­
nisch modellierter virtueller Bildkatalog 
verwandt werden. Wenn wir genügend 
finanzielle Mittel haben werden. rechnen 

Die Technologie besteht in der nwen-A wir damit, die volle retrospektive Konver-
dung des Einscannens der klassischen sion de~ H~uptkataloges in zehn Jahren 
Eintragungen, der OCR- und ICR-Tech- zu verw1rkl1chen. 

Digitalisierte Dokumente - Zugang und Bucherhaltung 

Wenn der Leser weißt, wo sich die für ihn 
interessanten Dokumente befinden, soll 
er hingehen oder muß die Femleihdienst­
leistungen oder Mikroformen benutzen. 
In beiden Fällen bekommt er ein materi-
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elles Objekt, das ein Original oder eine 
materielle Kopie ist. 

Obwohl er mit riesigen Datenbanken 
vernetzt ist und ihre Daten auf seinen 
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Arbeitstisch bekommt. geh! es in eini­
gen Fällen um Informationen über Infor­
mationen, über Dokumente, die meistens 
elektronisch nicht lieferbar sind. Wenn 
die Bibliotheken eine große Menge von 
solchen Daten produzieren, sollten sie 
auch daran denken, wie sie die Original­
dokumente auf diese Art auch zur Verfü­
gung stellen. 

Hier sollte man sich dessen bewußt sein, 
daß heute die Bücher meistens elektro­
nisch zur Veröffentlichung herausgege­
ben werden und daß inzwischen bei den 
Verlegern ein großer Reichtum von elek­
tronischen Daten der primären Doku­
mente besteht. Deshalb scheint es für 
die Bibliotheken vernünftiger zu sein, den 
elektronischen Zugang zu den Original­
dokumenten mit den Bucherhaltungsfra­
gen zu kombinieren und einen Zugang zu 
seltenen Dokumenten aus ihren Bestän­
den zu ermöglichen, die normalweise 
nie oder sehr selten veröffentlicht wer­
den. 

Diese Idee ist auch der Zweck des 
UNESCO-Programms Memory of the 
World, weil die Bibliotheken und die Ar­
chive in ihren Sammlungen wichtiges 
kulturelles Erbe der Menschheit besit­
zen, und dieses Erbe ist nicht nur zu 
beschützen, sondern auch bekanntzuma­
chen. 

Vvenn auch die wichtigsten Werke von 
Schriftstellern und Wissenschaftlern im­
merwiederveröffentlichtwerden und man 
dadurch die wichtigsten Informationen 
für die Zukunft erhält, bleibt in unseren 
Beständen eine Art von Dokumenten, 
die sehr original, selten oder einzigartig 
sind, und deren Wert nicht wiederzu­
schaffen ist. Es handelt sich um Hand­
schriften, Papyri, seltene Wiegendrucke 
und verschiedene Archivalien, die sehr 
wichtig für unsere Kulturgeschichte sind. 

Unser Digitalisierungsprogramm besteht 
darin, diese Dokumente einzuscannen 
und zugänglich zu machen. Im Rahmen 
des obengenannten UNESCO-Pro­
gramms haben wir die Memoriae Mundi 
Series Bohemica gegründet, in der wir 
unsere seltenen Dokumente auf CD­
ROM veröffentlichen wollen. Wir haben 
im Jahre 1993 mit einer CD-ROM-Aus­
gabe aus unseren historischen Bestän­
den begonnen. In diesem Jahre haben 
wir schon zwei mittelalterliche Handschrif­
ten integral auf CD-ROM herausgege­
ben. Dazu hat unser Partner Albertina 
icome Praha gemeinsam mit uns eine 
ganze Philosophie des digitalen Zu­
gangs zu diesen Dokumenten entwik­
kelt, die innerhalb des General Informati­
on Programme von UNESCO sehr hoch 
geschätzt wird. 

Raumprobleme und Bucherhaltung 

Nicht nur unsere Nationalbibliothek, son­
dern auch verschiedene andere Biblio­
theken spürten jahrelang den Raumman­
gel für die Einlagerung von Büchern. 
Meistens wird das Problem durch den 
Aufbau neuer entfernter Magazine ge­
löst (Olmütz, Brünn, Königgratz). Im Falle 
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der Nationalbibliothek führte man lange 
Diskussionen über einen eventuellen 
Neubau, der die Situation lösen sollte. 

Vor zwei Jahren aber wurde diese Lö­
sung als zu teuer abgelehnt, so daß man 
sich auf den Aufbau einer großen Maga-
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zinierungkapazltät von et\AJa 4,5 ~ .. ~!!!!o­
nen Bände konzentrierte Das neue Ge­
bäude, das durch eine Grundrekonstruk­
tion einer Werkhalle errichtet wird, befin­
det sich in Prag und ist etwa 10 km vom 
Nationalbibliotheks-Hauptgebäude ent­
fernt. 

Unsere Idee ist, daß die Nationalbiblio­
thek in zwei Hauptgebäuden existieren 
sollte, weil im Neugebäude neben den 
Magazinen auch einige Bibliotheksbe­
triebe sein werden. Es geht um solche 
Betriebe, die nicht notwendig sind, sich 
im Zentrum der Hauptstadt im Klementi­
numgebäude zu befinden. Es handelt 
sich meistens um die Abteilungen, die 
mit der Büchererhaltung verbunden sind 

(Maßerha!tung, Konservierung, Verfil­
mung). 

Das zweite Gebäude ist im November 
1995 fertig. Das heißt, daß wir während 
der nächsten Jahre mehrere Millionen 
von Büchern werden umstellen müssen. 
Es wird sich nicht nur um das Umstellen 
von Büchern zwischen den obengenann­
ten zwei Hauptgebäuden handeln, son­
dern auch um eine vielfältige Bewegung 
von Beständen aus und zwischen ande­
ren vier entfernten (bis 80 Km) Magazi­
nen. Es ist klar, daß wir auch die Bücher 
für das Umstellen vorbereiten sollten: zum 
Beispiel haben wir etwa 4 Millionen Bü­
cher mechanisch Band für Band gesäu­
bert. 

Vollendung eines langen Prozesses 

Vor der Nationalbibliothek steht jetzt eine speziellen Nationalarchivsbibliothek ko-
dergrößtenAnderungen in ihrer Existenz. oexistierte, bis im Jahre 1959 die bei-
Wirmöchten die Fertigstellung des zwei- den mit der Slawischen Bibliothek (die-
len Gebäude dazu ausnützen, um die se soll sich ihre relative Autonomie inner-
organisatorische und funktionelle Voll- halbderNationalbibliothekweiterbewah-
endung unserer Bemühungen seit dem ren) und einigen anderen Bibliotheken, 
Jahre 1989 zu realisieren. Es geht prin- die inzwischen wieder weggegangen 
zipiell um die Gestaltung einer homoge- sind, verbunden worden sind. 
nen Bibliothek, was meistens den Be­
standsaufbau betrifft und dadurch selbst­
verständlich auch die Bestandsbearbei­
tung und unsere Dienstleitungen. 

Es ist für uns sehr wichtig, weil wir immer 
viele Probleme hatten, unsere Doppel­
rolle eines Archivs unseres Schrifttums 
und einer modernen wissenschaftlichen 
öffentlichen Bibliothek zu erfüllen. Die 
Nationalbibliothek wurde als Prager Uni­
versitätsbibliothek Im 14. Jahrhundert 
gegründet, seit dem Jahre 1777 ist sie 
de facto eine öffentliche Staatsbiblio­
thek, die seit dem Jahre 1935 mit einer 
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Diese formelle Organisationsvereinigung 
hat aber zum Beispiel die Duplizität man­
cher Bibliothekstätigkeiten (sehr viel in 
der Bearbeitung der Bestände) nicht be­
seitigt. Sie hat auch das Problem einer 
Vollendung des Nationalarchivsbe­
standsaufbaus nicht gelöst, weil sie kei­
ne wichtige Rolle und keine spezielle 
Behandlung für manche einzigartige 
Dokumente aus der ehemaligen Univer­
sitätsbibliothek bezeic~net hat, obwohl 
sich alle immer dessen bewußt waren, 
daß der wichtigste Teil des in den tsche­
chischen Ländern bis zum Jahre 1935 
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ausgegebenen Schrifttums sich nur hier 
·•-...1 __ ;_. ___ - . . 
u, ,u III1::I:su:!ns nur in einem Exemplar 
befindet. 

Die organisatorische Struktur der Natio­
nalbibliothek hat sich seit 1989 sehr ge­
ändert, und ein neues Bibliotheksmana­
gement hat sich bestätigt. Die National­
bibliothek hat jetzt vor allem Probleme 
mit der Finanzierung ihrer Grundtätigkei­
ten, was in gewissem Kontrast mit eini­
gen neuen Möglichkeiten steht, was die 
Entwicklung neuer Technologien betrifft. 
Die Lösung dieses Ungleichgewichtes 
steht jetzt vor uns; dazu haben wir heute 
einen neuen Rat der Nationalbibliothek, 
der uns behilflich sein könnte und sollte. 

Die tschechischen Bibliotheken einzeln 
und auch als ein System sollten sich 
neudefinieren. Einigen von ihnen ist das 
auf verschiedenen Ebenen schon gelun­
gen. Es gibt zum Beispiel vollautomati­
sierte und einen Gesamtkatalog aufbau­
ende Bezirksbibliotheken, von den sich 
manche sehr schnell entwickeln. 

Insgesamt befinden wir uns heute irgend­
wo_ in der Mitte des Weges, möglicher­
weise auch weiter auf dem Weg der 
Modernisierung unserer Tätigkeit. Wir 
haben einige erfolgreiche technologische 
Lösungen entwickelt und verwendet, wir 
haben auch gute Ergebnisse, was vor­
nehmlich die Anwendung der Katalogi-
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sierungstandards betrifft, und Qibt es auch 
andere positive Resultate, die für uns 
eine reelle Zusammenarbeit mit Biblio­
theken und Bibliotheksprogrammen aus 
hochentwickelten Ländern möglich 
macht. 

Was sich als schwerer erweist, das ist, 
das Verständnis für die effektive Lösung 
der Krisis einiger Grundtätigkeiten bei 
der Staatsetatverteilung zu erreichen. 
Obwohl wir imstande waren, seit dem 
Jahre 1989 bis 1994 die Qualität unse­
rer Erwerbung zu verbessern, sinkt sie 
wieder, weil die aktuellen Finanzmittel 
uns nicht dazu reichen. Nebenan stehen 
auch einige spezielle Bucherhaltungs­
technologien, die eine gewisse bessere 
Finanzierung brauchen, und es gibt auch 
Probleme mit einer höheren und genü­
genden Finanzierung der Bucheinbän­
deanfertigung. 

Es scheint, daß das Denken der Biblio­
thekare, wie unsere zukünftige lnforma­
tiongesellschaft zu schaffen ist, weiter­
gegangen ist als das Denken der Politi­
ker. Die Bibliotheken kosten Geld, aber 
wenn sie Informationen erwerben und 
verbreiten können, sind sie imstande, 
noch mehr Geld zu machen. Dazu muß 
man aber den Mut aufbringen. 

Adolf Knall ist Stellvertretender 
Direktor der Nationalbibliothek Prag 
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FORUM 

tnge Bretschneider (Dresden): 

Studentenprotokolle 

In den Jahren vor der Wende war der 
Wunsch nach Gedankenaustausch 
nicht nur bei jungen Leuten stark aus­
geprägt. Man besprach im vertrauten 
Kreis Themen, über die offiziell ge­
schwiegen wurde, und machte damit 
seinem Arger und der Enttäuschung 
über die Fehlentwicklung in der DDR 
Luft. Eine solche Diskussion mit Gleich­
gesinnten ersetzte die fehlende Offen­
heit in allen Bereichen des öffentlichen 
Lebens und war ein gewisser Aus­
gleich für Dogmatismus und geistige 
Bevormundung. 

Als Lehrerin für Sprachen an der Tech­
nischen Universität Dresden bin ich mit 
vielen Studenten ins Gespräch gekom­
men. Bereits von Beginn meiner Lehr­
tätigkeit an habe ich mich für die Le­
benswege, die Gedanken und Gefühle 
meiner Studenten interessiert, mich oft 
auch außerhalb der Lehrveranstaltun­
gen mit ihnen getroffen und unterhal­
ten. Den zunächst scherzhaft gemein­
ten Vorschlag, diese Gespräche aufzu­
zeichnen, nahm ich gern an, und aus 
Scherz wurde Ernst, als wir im Som­
mer 1988 mit den ersten Einzelgesprä­
chen begannen. Nach Notizen, die 
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während der Unterhaltung entstanden, 
hielt ich anschließend die Außerungen 
der Studenten frei formuliert fest. Es 
kostete viel Zeit und Mühe, bis ein 
Protokoll fertig war, machte aber den 
Beteiligten großen Spaß und festigte 
das Vertrauen. Obwohl aus stilistischen 
Gründen die gesprochene Rede oft nicht 
beibehalten werden konnte, habe ich 
selbstverständlich nichts am Inhalt der 
Aussage verändert, unabhängig davon, 
ob sie mit meiner Meinung überein­
stimmte, und jeden Satz mit dem Be­
treffenden besprochen. Im Sommer 88 
ahnten wir nicht, welch schicksalhafte 
Veränderungen uns bevorstanden. 
Doch wenn ich es mir recht überlege, 
lag etwas in der Luft, das jeder spürte, 
eine Vorahnung dessen, was ein Jahr 
später geschah. 

Aus den ursprünglichen Dialogen wur­
den im laufe der Zeit Monologe, Selbst­
darstellungen, und die jungen Leute 
erleichterten ihr Herz, indem sie über 
Sorgen und Nöte seelischer und welt­
anschaulicher Art sprachen, die sie 
belasteten, über die sie mit sonst nie­
mandem sprachen. Schon allein da­
durch, daß man darüber sprach, wur-
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den viele Dinge leichter, auf jeden Fall 
klarer. 

Nach der Lesung der ersten sechs 
Protokolle in einem Klub der TU im 
Frühjahr 1990 regten die Zuhörer an. 
sie einer größeren Leserschaft zugäng­
lich zu machen. Ohne die Wende hätte 
es weder eine öffentliche Lesung noch 
eine Vervielfältigung gegeben. Außer­
dem hatten wir bei den vor Herbst 89 
begonnenen Protokollen die Möglich­
keit, die Aussagen vor der Wende mit 
der Situation nach der Wende zu ver­
gleichen. 

Auf diese Weise ist die kleine Samm­
lung von einundzwanzig Protokollen 
entstanden. Sie erheben keinen An­
spruch darauf, endgültige Erkenntnis­
se auszusprechen, sondern wollen le­
diglich einen Eindruck von der augen­
blicklichen Gefühls- und Gedanken­
welt junger Menschen, Studenten der 
TU Dresden, zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, der Wendezeit, vermitteln. 

Alle Studenten, die hier zu Wort kom­
men, sind durch ein paar wichtige Ge­
meinsamkeiten verbunden Studieren 
bedeutet für sie eine neue Lebensqua­
lität, ob unter den Bedingungen des 
real existierenden Sozialismus oder 
unter marktwirtschaftlichen Vorausset­
zungen. Sie lieben ihr Studentenda­
sein inmitten vieler anderer junger Men­
schen, die Stadt Dresden mit ihren 
Möglichkeiten fast mehr als das Studi­
enfach, und allen ist klar, daß diese 
Zeit einmalig und unwiederbringlich ist. 
Ihrer Umwelt gegenüber verhalten sie 
sich sehr kritisch, sie gehen mitunter 
aus jugendlicher Selbstüberschätzung 
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und Unbekümmertheit zu weit lm scho­
nungslosen Urteil. Man spürt, bei aller 
Klugheit sind diese jungen Leute Su­
chende. Dennoch überraschen sie im­
mer wieder durch ihre Urteilsfähigkeit. 
womit sie deutlich machen, daß man 
sie ernstnehmen sollte. 

Aber es sind weniger die Gemeinsam­
keiten, die ins Auge fallen und mich 
anregten, an dem Projekt weiterzuar­
beiten. Es sind die Unterschiede, die 
Veränderungen im äußeren und inne­
ren Leben der Studenten, die sich im 
Vergleich der Jahrgänge vor und wäh­
rend der Wende mit denen nach 89/90 
ergeben. Die Studenten selbst bemer­
ken dies ja am deutlichsten, und es 
geht so weit, daß die Diplomanden von 
94/95 meinen, es sei eine völlig andere 
Studiengeneration, die jetzt ihr Studi­
um beginnt. Yvonne sagt: "Bereits Klei­
nigkeiten zeigen das, beispielsweise 
wie die Neulinge im Internat eintreffen. 
Wir kamen mit Rucksack und Taschen 
beladen vom Bahnhof, sie werden im 
Auto gebracht, Mammi und Pappi tra­
gen die Koffer ins Zimmer, stellen einen 
teuren Computer auf... Als wir mit dem 
Studium anfingen, war eine der ersten 
Fragen, welche Klubs gibt es, vielleicht 
kann man da mitmachen ... Die wenig­
sten der neuen Studenten wollen über 
das Studium hinaus etwas tun - die 
erste Frage ist: Was wird bezahlt?" (S. 
35f.) Diese neuen Studenten setzen 
sich seltener mit politischen und welt­
anschaulichen Problemen auseinan­
der, und es wird immer schwieriger, 
freiwillige für Studentenrat, Klubs und 
ähnliche Einrichtungen zu finden. Der 
Eindruck entsteht, als sei durch den 
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Wegfall der Seminargruppen das Ge­
meinschaftsleben zurückgegangen, 
jeder mit seinen eigenen Problemen 
beschäftigt. Das Gefühl der Solidarität, 
so wie es in DDR-Zeiten ausgeprägt 
war, wird vermißt. 

Vor der Wende gab es kaum Studen­
ten, die sich nicht über Bevormundung 
und übertriebene Gängelei im Studien­
betrieb, die Überbetonung des Unter­
richts in Marxismus-Leninismus, das 
aufgezwungene FDJ- und Parteileben 
beklagt hätten. Viel kostbare Zeit und 
Energie wurde vergeudet mit dem Ab­
fassen von "Kampfprogrammen", der 
Vorbereitung von Versammlungen und 
mit endlosen Diskussionen, wenn sich 
ein Student mal nicht ins vorgeschrie­
bene Schema fügen wollte, vielleicht 
sogar die Mitgliedschaft in der FDJ und 
der Deutsch-Sow1etischen Freund­
schaft verweigerte oder nicht Reserve­
offiziersanwärter werden wollte. Für wie 
wichtig der politisch-erzieherische 
Aspekt gehalten wurde, kann man der 
Tatsache entnehmen, daß vor dem 
Beginn der ersten Studienjahre eine 
inoffiziell ironisch als "rote Woche" be­
zeichnete Einführungszeit zu absolvie­
ren war. Hier wurde zwar das Lehrpro­
gramm kurz dargelegt, hauptsächlich 
diente diese Woche aber der politi­
schen Erziehung, der Gründung von 
FDJ- und Parteigruppen und der Wahl 
der Funktionäre. FDJ- und Seminar­
gruppe waren identisch. Der einzige 
Vorteil dieser von nahezu allen Studen­
ten als vergeudete Zeit betrachteten 
roten Woche bestand darin, daß man 
sich besser kennenlernte. Als been­
gend wurde auch der bis ins Detail von 
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oben organisierte Studienablauf emp­
funden und natürlich ebenso der Zwang, 
der für alle Fachrichtungen galt, Rus­
sisch als erste und wichtigste Fremd­
sprache zu betreiben, unabhängig da­
von, ob es später im Beruf gebraucht 
würde oder nicht. Ich glaube nicht, daß 
die Studenten etwas gegen Russisch 
als Sprache hatten, ebensowenig wie 
sie sich im Prinzip gegen M-L auflehn­
ten. Der Protest richtete sich gegen die 
Reglementierung und die Überbetonung 
dieser beiden Lehrfächer. Man konnte 
ein hohes Maß an Übereinstimmung in 
dieser Hinsicht beobachten, eine all­
umfassende Unzufriedenheit. Sie 
schloß Mitglieder der SED ebenso ein 
wie Nichtmitglieder, kirchlich geprägte 
Studenten wie IM·s, die manchmal 
Aufsässigkeit vortäuschten, um ande­
re herauszufordern, ihre wahre Mei­
nung preiszugeben. Übrigens wußte 
man oft, wer IM war. Für mich ist es 
heute noch erstaunlich, daß bei all den 
kontroversen Diskussionen Ober Mei­
nungs-, Presse-, Reisefreiheit nichts 
Ernsthaftes geschah, selten jemand 
verwarnt oder gar exmatrikuliert wurde. 
Dies gilt aber nur für die letzten Jahre, 
früher war das ganz anders. Vermutlich 
berichteten die IM nur abgemildert, oder 
aber ihre Reporte wurden bereits in der 
ersten Ebene der Stasi frisiert und 
dann erst an höhere Instanzen weiter­
geleitet. 

Allerdings wäre es falsch zu glauben, 
die Studenten hätten ihre Gedanken in 
jeder Beziehung frei und öffentlich dar­
legen können. Es gab Bereiche, die 
tabu waren, und Verstöße brachten 
einschneidende Konsequenzen mit 
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sich von der vernichtenden Abschluß­
beurteiiung bis zur Exmatrikulation: Die 
Mitglieder des ZK und der obersten 
Staatsführung durften ebensowenig 
kritisiert werden, wie die Beschlüsse 
des Politbüros. Man hatte den Ein­
druck, als habe das Politbüro selbst 
eine Liste der Mängel aufgestellt, über 
die die Bevölkerung sich beschweren 
durfte, und eine Liste derer, die unge­
nannt bleiben mußten. Wie es in Par­
teiversammlungen zuzugehen pflegte, 
läßt uns Bertram wissen: "Sehr deut­
lich sind mir Parteiversammlungen in 
Erinnerung, in denen angeblich jeder 
Genosse seine Meinung frei äußern 
durfte; das war glatte Heuchelei, denn 
äußerte man eine Meinung, die von der 
vorgeschriebenen Linie abwich, disku­
tierten sie so lange, bis du entweder als 
Staatsfeind entlarvt wurdest oder aber 
die Schnauze hieltest. Die meisten 
Diskussionen dieser Art endeten mit 
der kategorischen Aufforderung: Das 
mußt du doch einsehen, du als Genos­
se!" (S. 126) Mir scheint, die Genossen 
Studenten hatten noch weniger ideolo­
gische Freiheiten als die Nichtgenos­
sen. Ein Parteiloser war noch erzie­
hungsfähig, ein Genosse hingegen hatte 
Vorbild zu sein. Das trifft nicht nur aufs 
Universitätsleben zu, sondern war über­
all so. Ich glaube, wäre ich Mitglied der 
SED gewesen, hätte man versucht, 
meinen ausgedehnten Umgang mit den 
Studenten einzuschränken, und etwas 
gegen die Protokolle unternommen. Ich 
bin sicher, die TU-Leitung wußte von 
diesem Projekt, hielt es jedoch für 
unwichtig und daher auch ungefährlich. 

Es ist demnach kein Wunder, daß die 
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Mehrheit der Studenten die Wende aktiv 
und intensiv erlebte Ihnen schien, es 
öffne sich eine Tür in eine bessere 
Welt, und sie selbst sind daran betei­
ligt. Sie warfen all das über Bord, was 
sie belastet hatte, und nun glaubten sie 
- ebenso wie ein großer Teil der DDR­
Bevölkerung - alles wende sich zum 
Besseren. Sie bedauern nicht, sich 
befreit zu haben, und wollen die Wende 
keineswegs zurücknehmen, doch die 
Freude über die neugewonnen Freihei­
ten wird bei vielen überschattet von den 
umsturzartigen Neuerungen im Hoch­
schulbereich wie auf allen anderen 
Gebieten des Lebens, vom überhand­
nehmen der Bürokratie. Manch einer 
fühlt sich geradezu von den Ereignis­
sen überrollt und aus der Bahn gewor­
fen. Hinzu kommen familiäre Belastun­
gen, Arbeitslosigkeit oder unfreiwilliger 
Vorruhestand von Verwandten und 
Freunden. 

Je mehr Zeit vergeht, desto deutlicher 
erkennt man nicht nur die Vorzüge des 
neuen Systems, sondern auch dessen 
Nachteile, und desto häufiger denkt 
man an Positives aus DDR-Zeiten: den 
billigen Internatsplatz, das gesicherte 
Stipendium ohne bürokratische Hin­
dernisse, niedrige Fahrpreise, Hörsä­
le, die nicht überfüllt sind, den festen 
Arbeitsplatz nach dem Studium. Ganz 
unterschiedlich beurteilen die Studen­
ten die neuen akademischen Freihei­
ten. Volte Anerkennung klingt aus Fa­
bians Worten: "Hoch einzuschätzen 
sind die studentischen Freiheiten, die 
mir entgegenkommen... Mir sagt es 
zu, daß man vieles selbst entscheiden 
und auswählen muß ... Während für 
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einen künftigen Studenten zu DDR­
Zeiten die Spezialisierungsrichtung und 
in vielen Fällen sogar die erste Arbeits­
stelle bereits vor Studienbeginn fest­
standen, hängen jetzt diese Entschei­
dungen von jedem selbst ab." (S. 68f.) 
Eva hingegen fällt es schwer, sich zu­
rechtzufinden: "Mich belastet die nie­
derschmetternde Situation, in der wir 
uns befinden - verraten und verkauft 
komme ich mir vor. Dazu kommt noch, 
daß wir uns um alles selber kümmern 
müssen, was früher von allein lief. Si­
cher ist das teilweise eine Sache der 
Gewohnheit, aber muß man denn alles 
ändern, auch das, was mal gut war?" 
(S. 16) 

Hier zeigt sich mit besonderer Deut­
lichkeit, daß die frühere Übereinstim­
mung endgültig vorbei ist, die neuen 
Verhältnisse zahlreiche unterschiedli­
che Möglichkeiten zu denken und han­
deln eröffnen und daß es ein Lernpro­
zeß sein wird, mit den veränderten 
Gegebenheiten umzugehen und sie ins 
eigene Leben sinnvoll zu integrieren. 
Die Verhältnisse in der DDR waren 
zwar beengend, aber doch bequem, 
und sie verlangten vom einzelnen kein 
hohes Maß an Durchsetzungsvermö­
gen und Entschlußkraft. Der Staat hat 
- aus gutem und bekannten Grund -
den Leuten viele Entscheidungen ab­
genommen, indem er den Spielraum 
der Möglichkeiten stark einschränkte. 
Nun aber werden Initiative und Ent­
scheidungsfreude nicht nur postuliert, 
sondern wirklich verlangt, und diese 
Eigenschaften müssen erworben wer­
den. Ich sehe es als ein gutes Zeichen, 
daß die meisten Studenten dies auch 
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selber erkennen, sich der Realität stel­
len und sie bewältigen wollen. 

Was die Beurteilung der Vorgänge um 
die Wendezeit angeht, so unterschei­
den sich die Studenten nicht von den 
übrigen Bevölkerungsgruppen: Sie ge­
hen von ihrem persönlichen Schicksal 
und dem ihrer Familie und Freunde 
aus. Nicht vielen gelingt es, zu einer so 
ausgewogenen Betrachtungsweise zu 
kommen, wie wir sie bei Jean finden: 
"Schön wäre es, die Veränderungen 
würden, nachdem sie uns von der seni­
len Staatsführung befreit haben, nur 
gutes bringen, wie Meinungsfreiheit, 
uneingeschränkte Reisemöglichkeiten. 
riesiges Warenangebot - doch jeder 
weiß, wer sich für die Marktwirtschaft 
entscheidet, muß auch ihre Schatten­
seiten ertragen.. Wir sind geneigt, 
Negatives in den Vordergrund zu rük­
ken und Positives als selbstverständ­
lich hinzunehmen. Wußten wir doch in 
der DDR die sichere Arbeit, die billigen 
Wohnungen und Internatsplätze eben­
sowenig zu schätzen, wie wir heute 
Pressefreiheit und andere Vorzüge der 
Demokratie zu würdigen wissen ... Er­
staunlicherweise vergessen viele zu 
schnell, unter welcher Bevormundung 
und Beengtheit wir leben mußten und 
wie heftig wir uns zuletzt nach Verän­
derung der politischen Verhältnisse 
sehnten." (S. 5f.) Die Aussage von Kai 
- hier als die einzige in ihrer Art - steht 
für eine wesentlich geringere Zahl von 
Studenten: "Ich kann nicht sagen, die 
Wende mit herbeigeführt zu haben. Der 
Sozialismus fügte mir kein Leid zu. 
meine Familie lebte ohne materielle 
Sorgen, zumal sich die Einkaufs- und 
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Informationsmöglichkeiten in Berlin 
weitaus gunsiiger gestaiteten als au­
ßerhalb der Hauptstadt. Natürlich wa­
ren auch mir die Mängel des Systems 
nicht entgangen, und ich wollte eine 
Veränderung, doch als die Wende kam, 
richteten sich meine Hoffnungen auf 
eine Föderation mit Westdeutschland, 
auf einen schrittweisen Übergang zur 
Marktwirtschaft. Was jetzt mit uns 
geschieht, 1st der totale Ausverkauf: 
wir werden zum Absatzmarkt degra­
diert, nachdem die Politiker vor den 
ersten gesamtdeutschen Wahlen das 
Blaue vom Himmel versprochen hat­
ten." (S. 24f.) 

Auffällig ist, daß nicht wenige betonen, 
sie hätten sich von der Wende etwas 
anderes erhofft, eine Föderation etwa 
wie Kai, auf jeden Fall einen verbesser­
ten, daß heißt demokratischen Sozia­
lismus. Man könnte meinen, dies sei­
en Träumer, der Wirklichkeit fern, oder 
Menschen wie Kai, die sich im großen 
und ganzen mit den Verhältnissen der 
DDR in Einklang befanden. Ich denke 
aber, das sind in erster Linie Idealisten, 
junge Leute mit hohen Ansprüchen an 
sich selbst und die Gesellschaft. Manch 
einer von ihnen ist trotz schwerwiegen­
der Vorbehalte gegenüber dem real 
existierenden Sozialismus in die SED 
eingetreten. Bertram erklärt diesen 
Schritt: "Beim Eintritt in die Partei mit 
achtzehn Jahren, war ich überzeugt, 
daß der Sozialismus ein vernünftiges 
alternatives Gesellschaftsmodell ist. 
Mir schien. wenn ich mich der allge­
meinen Unzufriedenheit und Meckerei 
anschlösse, verbesserte sich unsere 
Lage nicht. Ich wollte dazu beitragen -

hochschule OSI 2/ 1996 

und wenn auch nur ein wenig -. etwas 
zum Guten hin zu verändern. Nach 
kurzer Zeit der Parteizugehörigkeit stell­
te sich das als Wunschvorstellung her­
aus. Enttäuschend 1st es, eine Menge 
richtig mieser Typen in der Partei vor­
zufinden. Die meisten Menschen, die 
ich schätze, weil sie fachlich und als 
Persönlichkeit einwandfrei sind, gehö­
ren nicht der SED an." (S. 123) 

Der Leser der Protokolle wird feststel­
len, daß ein großer Teil der interviewten 
Studenten über den Vorkurs zum Stu­
dium gelangt sind. Diese Ausbildungs­
form ermöglichte jungen Facharbeitern 
den Zugang zum Hochschulstudium. 
Leider wurden sämtliche Vorkurse an 
den Universitäten der neuen Bundes­
länder im Verlaufe der Hochschulre­
form aufgelöst. Da sie sich gut bewährt 
und bei den Studenten als auch beim 
Lehrkörper Anerkennung gefunden hat­
ten, wird diese Entscheidung nicht ver­
standen und daher kritisch betrachtet. 
Abgesehen von dem Vorzug, einen 
Beruf erlernt zu haben, unterscheiden 
sich Studenten vom Vorkurs nicht von 
der übrigen akademischen Jugend. 
Deshalb scheinen mir ihre Auffassun­
gen repräsentativ für alle Teile der Stu­
dentenschaft. 

Die Meinungen über die Hochschulre­
form und deren Auswirkungen gehen 
weit auseinander, sie reichen von un­
eingeschränkter Zustimmung bis zu 
harter Kritik. Paul äußert sich zur Neu­
ausschreibung der Professorenstellen: 
"Man hofft ja, daß auf diese Weise die 
Hochschullehrer ohne Fachkompetenz, 
die nur über die Partei zu ihrer Position 
gekommen sind, ... endlich abgesetzt 
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werden." (S. 107) Bei Bertram, der von 
Dresden nach Greifswaid gewechselt 
ist, finden wir bedenkenswerte Worte: 
"An eine wirkliche Erneuerung des 
Hochschulwesens kann ich nicht glau­
ben. Die Studentenzahlen in meiner 
Sektion sprechen für sich: Sie sanken 
von zweiundzwanzig im Jahrgang '90 
auf zehn im Studienjahr '91 und schließ­
lich auf drei im Immatrikulationsjahr 
'92. Wichtige Wissenschaftszweige fie­
len weg, da sie an Professoren gebun­
den waren, die entlassen wurden, gute 
Männer mit Niveau, aber systemnah, 
das heißt untragbar. Anderseits ken­
nen wir Wissenschaftler, deren Sy­
stemnähe offenkundig ist, die nicht 
einmal besonders gut sind, dennoch 
aber an der Universität bleiben dürfen. 
Es scheint, als habe beinahe jeder 
Hochschullehrer ein schlechtes Ge­
wissen und Angst vor der eigenen Ge­
schichte." (S. 127) 

Sicher urteilt Bertram hier äußerst 
scharf und von der Sicht aus, wie sie 
sich ihm darstellt. Was aufmerken läßt, 
ist der Zweifel daran, ob es richtig und 
gerecht ist, wie mit der DDR-Vergan­
genheit , in dem Falle den DDR-Lehr­
kräften, umgegangen wird. Ich sehe 
keinen Widerspruch darin, wenn Stu­
denten einerseits vor allem Fachkom­
petenz verlangen, unabhängig davon, 
ob der Professor aus dem Osten oder 
Westen kommt, ob er Genosse war 
oder nicht, andererseits sich dagegen 
wehren, von Lehrern unterrichtet zu 
werden, die zu DDR-Zeiten gegen die 
Menschenwürde verstoßen, andere 
denunziert, unter Druck gesetzt und 
benachteiligt haben. Die jungen Leute 
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erwarten nicht mehr und nicht weniger 
als das, was überall praktiziert werden 
sollte: eine individuell begründete Ein­
schätzung, eine gerechte Beurteilung 
- was leicht gesagt und schwer zu 
machen ist. Einige von ihnen sind so­
gar geneigt, unter bestimmten Voraus­
setzungen manchen IM·s zu verzei­
hen. da sie aus persönlicher Erfahrung 
wissen, welche Mittel oft angewendet 
wurden, einen Menschen zum IM zu 
machen (siehe Protokoll Konrad). 

Mit Interesse verfolge ich, wie sich 
bereits innerhalb einer so kurzen Zeit­
spanne von fünf Jahren bei den meisten 
mir bekannten jungen Leuten ein Wan­
del in der Beurteilung des Studiums im 
allgemeinen und der Dozenten im be­
sonderen vollzieht. Die Studenten der 
unteren Semester neigen zu strenger 
Kritik, vergleichen die Universitätsleh­
rer mit den besten Pädagogen, die sie 
zum Abitur geführt haben, nehmen alle 
Tests und Prüfungen ungemein wich­
tig, während die höheren Semester 
gelassener sind, sozusagen über den 
Dingen stehend, vorsichtiger im Urteil. 
Nicht selten geschieht es, daß erst im 
letzten Studienjahr der Wert einer Lehr­
veranstaltung erkannt wird, die zu Be­
ginn des Studiums abgelehnt, als miß­
lungen oder überflüssig betrachtet wur­
de. Der tiefere Einblick und die größere 
Erfahrung tragen dazu bei, das Studi­
um als Ganzes zu sehen, über den 
eigenen Horizont hinaus Vorgänge rich­
tig einzuordnen wie zum Beispiel die 
komplizierte Situation nach der Wen­
de. Sie "leitete chaotische Zeiten ein 
Lehrkräfte (leider auch sehr gute) wur­
den entlassen, neue eingestellt, ganze 
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Bereiche gestrichen, andere eingerich­
tet, Praktika zusammengelegt, Pläne 
geändert - und das bei ununterbroche­
nem Studienbetrieb. Es dauerte einige 
Zeit, ehe alles einigermaßen lief, und 
ich betrachte die Dozenten, die trotz 
der Umstellung in guter Qualität lehr­
ten, mit Hochachtung ... Manche Vorle­
sungen schienen am Anfang unlogisch, 
später jedoch zeigte es sich, daß uns, 
den Zuhörern, einfach die Kenntnisse 
fehlten, um den Zusammenhang herzu­
stellen." (Kai, S.24) 

Seit es Studenten gibt, kann man eine 
solche Entwicklung des Urteilsvermö­
gens mit fortschreitender Studiendau­
er beobachten. Deshalb sollte es zu 
denken geben, wenn Studenten der 
letzten Studienjahre zu einer Einschät­
zung kommen, wie Yvonne sie aus­
drückt. "Mir ist wenig bekannt, wie 
Studenten anderer Fakultäten über 
Studium und Hochschullehrer denken 
eines aber steht für die meisten Korn~ 
militonen meines Jahrganges ... fest: 
Viele Erwartungen haben sich als Illu­
sion erwiesen. Der schwerwiegendste 
Irrtum ist wohl zu glauben, jeder, der an 
einer Universität lehrt, muß ein perfek­
ter Fachmann auf seinem Gebiet, ein 
guter Pädagoge und ein wertvoller Cha- , 
rakter sein." (S. 35) Diese Sätze wei­
sen auf eine Gemeinsamkeit hin, die 
nahezu alle Protokolle zum Ausdruck 
bringen. Wie verschieden die Lebens­
umstände und Ansichten der jungen 
Leute sein mögen, in ihren Anforderun­
gen an die Hochschullehrer sind sie 
sich einig. Auf der Suche nach Vorbil­
dern beginnen sie ihr Studium und rea­
gieren mit Resignation und Verbitte-

hochschule 0s1 2/ 1 996 

rung, wenn sie von der Vlielt der Er­
wachsenen, angefangen bei den El­
tern, über die Lehrer bis zu den Politi­
kern, enttäuscht werden. Man könnte 
einschränken, daß diese Erwartungen, 
unreal und ubertrieben, sich von selbst 
'erledigen', da sich im laufe der Jahre 
die Ansichten der jungen Leute verän­
dern, sie selbst Züge entwickeln, die 
ihnen als Studenten noch kritikwürdig 
erschienen. Dagegen möchte ich zu 
bedenken geben, daß es immer wieder 
von neuem junge Studenten geben wird 
mit Idealen und hohen Anforderungen 
an die ältere Generation und daß es 
kein gutes Zeichen für eine Gesell­
schaft ist, wenn die Jugend resigniert, 
sich anpaßt, so wird wie die Alten. 
Gerade in einer Zeit, da zwei Gesell­
schaftsordnungen aufeinanderstoßen 
einander ablösen, ist es besonder; 
wichtig, der Jugend eine Orientierung 
zu geben, und zwar in erster Linie 
durch persönliches Vorbild. Die Stu­
denten sollten nicht als Lehrobjekt be­
trachtet werden, sondern als Partner 
und künftige Mitstreiter, die später ein­
mal die eigene Arbeit fortsetzen oder in 
einer anderen wichtigen Position die 
Entwicklung des Landes entscheidend 
beeinflussen könnten. 

Ich glaube, die Hochschulen, die ihre 
Lehrer nur nach wissenschaftlicher 
Leistung aussuchen, vergeben die 
Chance, auf die charakterliche Ent­
wicklung der akademischen Jugend 
einzuwirken. Ein Professor sollte nicht 
nur Wissensvermittler, er müßte Men­
schenformer, Vorbild und ein guter 
Pädagoge sein - hierin stimme ich den 
Studenten voll und ganz zu. Es wäre 
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sehr zu wünschen, wenn jeder, der an 
einer Hoehsehule lehrt, eine pädagogi­
sche Qualifikation und eine gewisse 
Praxis in der Erwachsenenbildung vor­
zuweisen hätte. Klaus Mann drückt 
das in seinem Roman "Der Wende­
punkt" präzise aus, wenn er von drei 
unabdingbaren Qualitäten spricht. über 
die ein jeder im öffentlichen Leben Tä­
tige verfügen sollte - Toleranz, Kompe­
tenz. persönliche Ausstrahlung. 

Aus eigener Erfahrung weiß ich, daß 
es Persönlichkeiten mit diesen Eigen­
schaften an anderen Hochschulen eben­
so gibt wie an der TU Dresden. Könnte 
Fabian sonst sagen: "Bei unserem Pro­
fessor .. kommt alles zusammen, was 
man vom Idealfall eines Professors er­
wartet. Er besitzt Ausstrahlung, seine 
Vorlesungen sind eine wahre Messe, 
klar, gut formuliert, aufgelockert. Er ist 
als Mensch ebenso vorbildlich wie als 
Pädagoge und Fachmann ... Mit ganzer 

Literatur: 

Seele hängt er an der Fakultät, an der 
er seit vieien jahren arbeitet. und ver­
tritt nicht nur die Interessen der Profes­
soren, sondern setzt sich vor allem für 
studentische Belange ein." (S. 69) 

Das Beispiel eines Hochschullehrers, 
wie es Fabian hier darstellt, und zweier 
Dozentinnen, über die Fehcitas begei­
stert spricht (S 99), lassen erkennen, 
mit welcher Anerkennung und Dank­
barkeit es die Studenten zu würdigen 
wissen, wenn fachliche Leistung sich 
mit Vorlesungskultur verbindet. Dann 
gäbe es mehr Absolventen, die wie 
Steffen sagen, sie würden immer wie­
der studieren und sich immer wieder für 
das gleiche Fach an der gleichen Uni­
versität entscheiden. (S. 14) 

Jnge Bretschneider, Diplomfremd­
sprachenlehrerin, war bis 1992 an der 

TU Dresden tätig, jetzt im Vorruhe­
stand 

lnge Bretscheider: Studentenprotokolle. Schicksale und Gedanken junger Leute um die 
Wendezeit. Dresden 1995, 128 S. 
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Siegfried Kiel (Halle/S.): 

"Hochschulerneuerung" an ostdeutschen Hochschulen 
aus dem Blickwinkel heutiger Verantwortungsträger 

Versuch eines Vergleichs und einer kritischen Sichtung* 

Ausgangsüberlegungen 

Es gibt inzwischen nicht wenige Veröf­
fentlichungen, die sich kritisch mit den 
Veränderungen an den ostdeutschen 
Hochschulen in den letzten Jahren, mit 
dem, was mit oder ohne Anführungsstri­
che "Hochschulerneuerung" genannt wird, 
auseinandersetzen. In dem eigenen Be­
mühen um eine kritische Begleitung der 
genannten Veränderungen ( 1] wurde bald 
deutlich, daß in der Öffentlichkeit, in den 
Medien, aber auch-jedoch mit beträcht­
lichen Differenzierungen - in Publikatio­
nen immer mehr jene Stimmen die Ober­
hand gewinnen {heute muß man sagen: 
gewonnen haben), die diese Verände­
rungen grundsätzlich als notwendig, rich­
tig und rechtens ansehen. Diese Stim­
men kamen und kommen vorwiegend 
aus Regierungen, großen Institutionen 
und Verbänden. von Rektoren und ande­
ren Funktionsinhabern. 

Auch der entschiedene Kritiker der kon­
servativen "Hochschulerneuerung" - so 
meine Ausgangsüberlegung - muß die 
Aussagen, Urteile und Wertungen heuti­
ger Funktionsinhaber im bzw. für den 
Hochschulbereich, also der Verantwor­
tungsträger in Politik, einflußreichen In­
stitutionen und an den Hochschulen 
selbst, zur Kenntnis nehmen und versu­
chen, sich mit ihnen argumentativ zu be­
fassen. Dies kann auf zweierlei Wegen 
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versucht werden. Der eine Weg würde 
darauf gerichtet sein, die verschiedenen 
Aussagen, Urteile und Wertungen den 
verschiedenen Gruppen von Verantwor­
tungsträgern zuzuordnen oder, anders 
formuliert, Typisches in den Erklärungs­
bzw. Rechtfertigungsversuchen verschie­
dener Gruppen von Funktionsinhabern 
herauszufinden, zu vergleichen und-so­
weit dies möglich oder geboten erscheint 
- einer kritischen Wertung zu unterzie­
hen. Ich will dies nachfolgend versuchen. 
Ein zweiter Weg, der hier nur benannt, 
abernicht beschritten werden kann, wür­
de darauf hinauslaufen, bestimmte (mehr 
oder weniger komplexe) inhaltliche Kri­
terien oder Fragestellungen zu finden 
und dann zu prüfen, wie verschiedene 
Personengruppen zu ihnen stehen, wel­
che Affinitäten jeweils existieren [2]. 

Nachfolgend wird also der zuerst ge­
nannte Weg beschritten, und zwar so, 
daß vier Gruppen von Verantwortungs­
trägern gebildet werden: 
1. Gruppe: Regierungsrepräsentanten, 
2. Gruppe: Vertreter der großen wissen­
schaftlichen Institutionen und Verbände 
(vor allem des Wissenschaftsrates und 
des Deutschen Hochschulverbandes), 
3. Gruppe: Rektoren ostdeutscher Uni­
versitäten, 
4 Gruppe: ausgewählte westdeutsche 
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Universitätsprofessoren, die zu Akteu­
ren oder Beteiligten der vollzogenen 
"Hochschulerneuerung" in den neuen 
Ländern wurden {z.B Gründungsdeka­
ne). 

Im Interesse der Darstellungslogik und 

auch des besseren Verständnisses we­
gen wiid nachfolgend darauf verzichtet, 
die Aussagen immanent zu kommentie­
ren und zu werten. Ich lege mir also be­
wußt Zurückhaltung auf und will bemüht 
sein, eigene Sichtweisen sparsam ein­
zusetzen. 

Aussagen und Wertungen von Regierungsvertretern 

Beginnen wir mit der Ebene Bund bzw. 
Bundesregierung: Sofern es regierungs­
amtliche Außerungen zur Situation und 
zu den Veränderungen an den ostdeut­
schen Hochschulen gibt, sind sie Be­
standteil einer, wie Bundesminister Jür­
gen Rüttgers formuliert, "Erfolgsstory" [3]. 
Heute bestehe ein "regional, fachlich und 
institutionell differenziertes Angebot an 
Hochschulen" mit 16 Universitäten, 22 
öffentlichen Fachhochschulen und 12 
Kunsthochschulen an 27 Standorten. 
Hochschulgründungen in nichtstaatlicher 
Trägerschaft ergänzten dieses Spek­
trum. Verwiesen wird auf das "Hochschul­
sonderprogramm {HEP)", das "Wissen­
schaftlerintegrationsprogramm (WI P)", 
die erfolgreiche Förderung der Gradu­
iertenkollegs, die Erprobung von "Inno­
vationskollegs" und ·neue Ansätze im 
Fernstudium" (4). - Erfolge also auf der 
ganzen Linie, so der vermittelte Eindruck. 

Für die Bundesregierung (und wie wir 
sehen werden, nicht nur für sie) hat der 
Entwicklungsverlauf im deutschen, spe­
ziell ostdeutschen Hochschulwesen ein 
klares Ergebnis erbracht, das der Gene­
ralsekretär der die Regierung maßgeb­
lich bestimmenden Partei, der CDU, 
Peter Hintze, in folgende Aussageform 
f:>ringt: "Die Zusammenführung der bei­
den unterschiedlichen Hochschulsyste­
me in der alten Bundesrepublik und in 
den neuen Bundesländern zu einer ge-
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meinsamen Hochschul-und Forschungs­
landschaft ist strukturell und organisato­
risch abgeschlossen." Damit sei "ein 
wichtiger Beitrag zur inneren Einheit ge­
leistet worden", und die "Neuordnung der 
Hochschulstrukturen in den neuen Bun­
desländern" sei zugleich "ein wichtiger 
Impuls für die notwendige Reform des 
deutschen Hochschulsystems" [5]. 

Wir werden sehen, daß sich diese Aus­
sagen wie ein roter Faden durch viele 
offizielle und offiziöse hochschulpolitische 
Verlautbarungen hindurchziehen. Eine 
ausführliche Wortmeldung liegtz. B. von 
Ex-Bundesminister Karl-Hans Laermann 
vor. In einem im Jahre 1994 gehaltenen 
Vortrag stellte er fest, daß die "Zielstel­
lungen des Einigungsvertrages in gro­
ßem Umfang umgesetzt" seien. "Das 
zentralistisch geprägte Bildungssystem 
der DDR" sei in ein "freiheitlich orientier­
tes, föderativ und pluralistisch struktu­
riertes sowie inhaltlich differenziertes 
Bildungswesen" umgewandelt worden 
(6]. Es habe sich das Angebot an Studi­
enplätzen wesentlich erhöht, und inzwi­
schen gebe es im Osten Deutschlands 
im Vergleich zu den alten Bundeslän­
dern ·sehr viel bessere(n) Studienbedin­
gungen" [7) 

Dann folgen bei Laermann zwei Sätze, 
fast unvermittelt, aber inhaltsschwer: 
"Mehr als 30 000 Mitarbeiter an Hoch­
schulen und Forschungseinrichtungen 
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hatten sich einer fachlichen Evaluieruni:i 
und Überprüfung der persönlichen lnte: 
grität zu unterziehen. Die im Zeitraum 
1992 bis 1994 vollzogene Neubesetzung 
von 7500 Professuren ist in der deut­
schen Hochschulgeschichte ~nmalig.· 
(8) Daß diesem Vorgang eine ganz an­
dere Einmaligkeit in der deutschen Hoch­
schulgeschichte vorausging, wird hier -
dies muß an dieser Stelle ganz einfach 
eingeflochten werden - bewußt ver­
schwiegen: die vieltausendfache Entlas­
sung von Wissenschaftlerinnen und Wis­
senschaftlern, darunter vieler aus domi­
nant politischen Gründen, d.h. weil sie 
sich in der DDR nicht nur wissenschaft­
lich, sondern auch durch die Ausübung 
gesellschaftlicher bzw. staatlicher Funk­
tionen politisch engagiert hatten. 

Doch zurück zu Ex-Minister Laermann. 
Sein Resümee zu den Veränderungen 
im ostdeutschen Hochschulwesen lau­
tet: Der "Rohbau der Hochschulland­
schaft" sei fertiggestellt. Jetzt gehe es 
um die "Innengestaltung, um die inhaltli­
che Profilierung", und nun beginne der 
"eigentliche Erneuerungsprozeß" [9). Er 
erkennt an den ostdeutschen Hochschu­
len ein "Erneuerungspotential", das ge­
nutzt werden sollte, ·um die notwendigen 
Reformen in den alten Bundesländern 
und ihren Einrichtungen durchzuführen". 
Gar"maßgebliche Impulse" erhoffter sich 
aus dem Osten [10). 

Lassen wir dies zunächst so stehen und 
werfen wir einen Blick in die Gedanken­
welt ostdeutscher Landesminister. Hier 
muß der Umstand beachtet werden, daß 
die meisten Wissenschaftsminister der 
neuen Länder, die in den letzten Jahren 
sozusagen die "grobe Arbeit" geleistet 
haben, nicht mehr im Amt sind. Sie wur­
den entlassen, abgewählt oder wollten 
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bzw. konnten nicht mehr ihr Amt aus~ 
üben. Es seien nur die Namen Sobetzko 
und Fnck in Sachsen-Anhalt, Fickei in 
Thüringen sowie Wutzke und Schnoor in 
Mecklenburg-Vorpommern genannt. Ei­
nerwarvor ihnen allen da und hat ebenso 
alle politisch überlebt: der letzte Minister 
für Bildung und Wissenschaft der DDR 
und seit November 1990 Sächsischer 
Staatsminister für Wissenschaft und 
Kunst, der Anglist Hans Joachim Meyer. 
Wahrscheinlich ist es nicht übertrieben, 
wenn man feststellt, daß er in der deut­
schen Hochschulgeschichte der Minister 
ist, der - beginnend im letzten Jahr der 
DDR - die meisten Entlassungen von 
Wissenschaftlerinnen zu verantworten 
hat. Der Begriff der ''schwarzen Listen" 
{ 1992) ist in der jüngsten Hochschulge­
schichte untrennbar mit seinem Namen 
verbunden. Es gibt inzwischen von Mey­
er eine Vielzahl schriftlicher Zeugnisse, 
die sein Selbstverständnis und sein 
Werturteil zum Umbruch des ostdeut­
schen und- in den letzten Jahren - spezi­
ell sächsischen Hochschulwesens zum 
Ausdruck bringen. Hier können nur eini­
ge Kernaussagen hervorgehoben wer­
den. Eine von ihnen, mit der offensicht­
lich das eigene hochschulpolitische Han­
deln in der Gegenwart legitimiert werden 
soll, und zwar in Gestalt einer grundle­
genden Kritik der Hochschulpolitik und -
praxis der DDR, lautet: "Entscheidend 
für die Beurteilung der Hochschulpolitik 
in der DDR bleibt, ... daß sie die Univer­
sitäten und Hochschulen als eigenver­
antwortliche akademische Gemeinschaf­
ten, als Stätte der freien Lehre und For­
schung und als Ort kritischer Auseinan­
dersetzung mit den Herausforderungen 
der Zeit systematisch zerstörte und sie 
zu einem Produzenten von politisch ein­
füg baren Absolventen und von dringend 
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gebrauchten Forschungsresultaten ma­
chen wollte." [11] Aus einer solchen Sicht­
weise leitet er die Verpflichtung ab, so 
eine weitere Kernaussage, "durch eine 
gründliche personelle und strukturelle 
Reform und durch ein Hochschulrecht, 
das der Freiheit von Lehre und Forschung 
dient. den erzwungenen Bruch in der 
europäischen Universitätstradition zu 
heilen und zugleich den Aufgaben der 
Gegenwart und Zukunft zugewandte 
Hochschulen zu schaffen." [12] Ebenso 
prinzipiell liest sich schließlich das Re­
sultat der Umsetzung der genannten Ver­
pflichtung: "In historisch kurzer Zeit ha­
ben wir das gesamte Hochschulwesen 
personell und strukturell erneuert - und 
dies bei fortlaufendem Lehrbetrieb." [ 13] 
In diese Logik paßt dann auch ein (Zwi­
schen-)Resümee der "personellen Er­
neuerung" an den Hochschulen Sach­
sens, das zugleich einen Einblick in die 
Gedankenwelt dieses Ministers erlaubt: 
"Auch wenn es uns ... gelingt, ... das 
Ansehen unserer Universitäten und Hoch­
schulen wieder herzustellen. auch wenn 
wir die Grundlagen einer neuen Hoch­
schulstruktur schaffen. so wird dies doch 
für Tausende. deren Integrität und Kom­
petenz unbestritten ist, keine Chance 
mehr bieten (von den aus vorwiegend 
politischen Gründen entlassenen Wis­
senschaftlerinnen ist hier schon nicht 
mehr die Rede! -S.K.). Geschichte ist 
kein Lesebuchtext. Auch Gutes und Rich­
tiges erfordert seinen Preis. Bei uns zah­
len viele mit dem Ende ihrer beruflichen 
Chance für ein funktionstüchtiges und 
finanzierbares Hochschulwesen. Für sie 
kam die Wende zu spät. . ." [14f 

Wenn man sich als Rezipient der Selbst­
zeugnisse des Ministers und konservati­
ven Intellektuellen zwingt, alle Emotionen 
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beiseite zu lassen, dann können diese 
auch im Detail sehr interessant sein. 
Dafür nur ein Beispiel: In einem Interview 
wurde er mit dem Problem konfrontiert, 
daß den im Ergebnis der Tätigkeit von 
"Personalkommissionen" gekündigten 
Wissenschaftlern faktisch "für alle Zeiten 
Wissenschaft als Beruf' verwehrt sei. 
Seine Antwort ist bezeichnend:" Ich habe 
Wissenschaftlern nicht 'für alle Zeiten 
Wissenschaft als Beruf' verwehrt, son­
dern festgestellt, daß sie gegenwärtig 
grundsätzlich für eine Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst nicht in Frage kom­
men"; 'grundsätzlich' "heiße nicht" 'aus­
nahmslos', sondern vom 'Grundsatz her'" 
[15]. 

Da wissen wir es also, da wissen es vor 
allem die Wissenschaftlerinnen und Wis­
senschaftler, denen faktisch für immer -
so ist doch die Realität - die Chance 
genommen wurde, Wissenschaft als 
Beruf an einer Hochschule auszuüben. 

Meinerseits wurde auch geprüft, ob bei 
den ostdeutschen Hochschulministern 
Ansätze einer selbstkritischen oder re­
flexiven Sicht ihres Wirkens, speziell auf 
dem Gebiet der "personellen Erneue­
rung". existieren. Man findet einige Pas­
sagen, die vielleicht in diese Richtung 
hindeuten, jedoch völlig überdeckt sind 
vom Gestus des Rechtfertigens und des 
Erfolgsdenkens. So räumt Sachsen-An­
halts Ex-Minister Rolf Frick schon ein, 
daß es "bedauerlicherweise Fehler gab, 
die für die Betroffenen schwerwiegende 
persönliche Konsequenzen zur Folge 
hatten" [ 16], und man "bei ruhiger Überle­
gung aus heutiger Sicht wahrscheinlich 
etwas anders" an die Dinge herangehen 
würde (17], aber übergreifend steht die 
Aussage, daß nahezu alle Personalkorn-
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missionen "hervorragende Arbeit" gelei­
stet hätten [18]. Und Minister Meyer, um 
ihn nochmal zu zitieren, betont zwar, daß 
personelle Entscheidungen "zur drücken­
den Last" würden, um jedoch damit die 
rhetorische Frage zu verbinden: "ündwo 
ist bitte die Personalkommission, die 
sich für unfehlbar hält?" [19] 

Solche Passagen sind bei den Ministern 

bzw. Ex-Ministern ehei Beiwerk. Ais un­
mittelbar Verantwortliche für das Gesche­
hen an den ostdeutschen Hochschulen 
versuchen sie, es mit verschiedensten 
Argumenten zu legitimieren. Für sie gibt 
es kaum Zweifel: Das Geschehene war 
notwendig und prinzipiell richtig. Die ei­
gene politische und machtbezogene In­
teressenlage widerspiegelt sich in ihren 
jeweiligen Aussagen und Urteilen. 

Aus~agen und W_ertungen der Vertreter der (großen) 
wissenschaftlichen Institutionen und Verbände 

An der Spitze muß hier natürlich der ein­
flußreiche Wissenschaftsrat genannt 
werden. Seine Vorschläge und Empfeh­
lungen über den Umbau des ostdeut­
schen Hochschulwesens hatten - unge­
achtet bestimmter Abweichungen in die­
ser oder jener Einzelfrage im Prozeß der 
Umsetzung -weitreichende Wirkungen, 
und es dürfte eher untertrieben sein, wenn 
sein Generalsekretär, Winfried Benz, 
feststellte: "Der Wissenschaftsrat muß 
im Rückblick auf die Wirkungen seiner 
Beiträge zur Entwicklung der Hochschul­
landschaft in Berlin und den fünf neuen 
Bundesländern ... nicht unzufrieden sein." 
(20] Viele, ja die meisten seiner Empfeh­
lungen sowohl zur außeruniversitären 
Forschung als auch zu den Hochschulen 
seien umgesetzt [21]. 

Der Wissenschaftsrat ging bei seiner 
Tätigkeit - hier stütze ich mich vor allem 
auf Hans-Joachim Sieber, einen Insider 
dieses Rates-von einem ganz bestimm­
ten DDR-Bild, genauer: einem eigenen 
Bild des DDR-Hochschulwesens aus. 
Man sah sozusagen die DDR-Hochschu­
len mit den Augen des Westens. Auf der 
Grundlage dieses DDR-Bildes, einem 
Gemisch, so könnte man sagen, von vie­
len adäquaten, aber auch einigen ver-
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zerrten Wahrnehmungen (22], ging der 
Wissenschaftsrat daran, sowohl für die 
·großen" Fächer bzw. Fächergruppen als 
auch übergreifend Empfehlungen und 
Leitlinien für die ostdeutsche Hochschul­
entwicklung vorzulegen. Zu den übergrei­
fenden Leitlinien gehören: 
- "Fachliche Erneuerung, wo nötig", 
- Nichtweiterführung von Spezialhoch-
schulen, 
-Gründung von Fachhochschulen 
- ·.Entspezialisierung der Studiengänge·, 
- Stärkung der Forschung an den Uni-
versitäten", 
- regional gleichmäßige Verteilung von 
Studienangeboten (23]. 

Es würde den Rahmen dieses Beitrages 
sprengen, wollten wir die Umsetzung die­
ser "Leitlinien" en detail analytisch erfas­
sen und werten, so wie dies z.B. Benz für 
den Wissenschaftsrat selbst versucht hat 
(24). 

Eine Antwort auf die übergreifende Fra­
ge, was denn nun in Umsetzung der 
Empfehlungen und Leitlinien des Wis­
senschaftsrates in Ostdeutschland er­
reicht wurde oder auch nicht, gibt Sieber 
mit folgender Grundaussage: "Erreicht 
wurde eine Anpassung des Wissen-
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schaftssystems der ehemaligen DDR an 
das der alten Bundesrepublik, in kurzer 
Zeit und in einem crash-Verfahren ohne 
Beispiel, nicht aber - entgegen anfängli­
chen Vorstellungen im Wissenschaftsrat 
- ein Gesamtkonzept für ein neues ge­
samtdeutsches Wissenschaftssystem. 
Es wurde, wie sich schnell zeigte, nicht 
einmal versucht." [25] Und ergänzend 
fügt er hinzu: "Ein wirklicher Dialog über 
Veränderungen des Wissenschaftssy­
stems der ehemaligen DDR, die anders 
gewesen wären als dessen Anpassung 
an etablierte westdeutsche Strukturen, 
wurde kaum geführt, ebensowenig über 
Veränderungen im westdeutschen Sy­
stem.· [26] 

Umbau und Neustrukturierung der Hoch­
schullandschaft in den neuen Ländern 
standen, wie Generalsekretär Benz zu­
sammenfassend feststellte, "a priori un­
ter der Vorgabe der 'Einpassung' in die 
im Westen bestehenden föderalen Struk­
turen·. Mit dem Beitritt der DDR zur BRD, 
der damit verbundenen Geltung des Hoch­
schulrah menge setze s und anderer 
Rechtsvorschriften sowie dem "ungeheu­
ren Anpassungsdruck" auf die institutio­
nelle Hinterlassenschaft der DDR "blieb 
so gut wie kein Spielraum für echte Alter­
nativen zum westdeutschen Hochschul­
system oder für dritte Wege" [27). 

Kein Spielraum für Alternativen - dies ist 
nicht nur eine zentrale These der Verant­
wortlichen des Wissenschaftsrates, son­
dern auch vieler anderer Verantwortungs­
träger in der Politik und im Hochschulwe­
sen. 

Die grundlegenden Veränderungen an 
den ostdeutschen Hochschulen hat von 
Anfang an die Hochschulrektoren-Kon­
ferenz mitgetragen und mitinitiiert. Aber 
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man muß ihr bescheinigen, daß sie -
manifestiert in den Außerungen ihres 
Präsidenten Hans-Uwe Erichsen - diese 
Veränderungen in einigen Punkten auch 
kritisch begleitet und gegenüber den 
politischen Verantwortungsträgern, z.B. 
im Freistaat Sachsen, etwas mehr Au­
genmaß angemahnt hat. So hat Erichsen 
schon im Jahre 1991 eine "fast unerträg­
liche Unsicherheit im Hinblick auf die 
Frage der Stellenausstattung und im Hin­
blick auf den künftigen Status der Ein­
richtung" für Sachsen konstatiert und fer­
ner festgestellt, daß die sächsische Hoch­
schulentwicklung auch deshalb bedroht 
sei, ·weil die wirklich guten Wissenschaft­
ler angesichts dieser Situation zum Ver­
lassen der Hochschule und des Landes 
geradezu motiviert· würden (28]. Und es 
klingt schon etwas resignierend, wenn 
Erichsen einige Jahre später, während 
eines Festvortrages am 12.10.1994 an 
der Universität Leipzig, feststellt: "Wir 
haben ... mit unserem Appell, einerwenn 
auch grundlegenden, so doch im einzel­
nen selektiven und behutsamen Erneue­
rung (der ostdeutschen Hochschulen -
S. K.) wenig Gehör gefunden.· (29) 

Solche Worte wird man bei den Vertre­
tern des dritten von uns zu nennenden 
wissenschaftlichen Gremiums bzw. Ver­
bandes, des Deutschen Hochschulver­
barides, der Interessen- und - so wird 
man wohl sagen können - Standesver­
tretung der Universitätsprofessoren und 
-dozenten, vergebens suchen. Wenn man 
heutige Wortmeldungen des Hochschul­
verbandes bzw. seiner Vertreterverste­
hen will, sollte man folgenden Hinter­
grund beachten: Sehr frühzeitig, schon 
im Herbst 1989, hat dieser Verband sei­
ne Fühler in Richtung ostdeutsche Hoch­
schulen ausgestreckt, um - wie es sein 
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Präsident Hartmut Schiederrnair formu­
lierte - ·echte Wissenschaftler" zu su­
chen [30), zu fördern und später auch, so 
wird man aus heutiger Sicht hinzuzufü­
gen haben, auf bestimmte Posten zu 
lancieren. Man suchte also und fand kon­
geniale Partner, darunter auch Wissen­
schaftler. die zu DDR-Zeiten Behinde­
rungen und Pressionen zu ertragen hat­
ten. 

In jedem Falle war und ist das Wahrneh­
mungsmuster des Deutschen Hochschul­
verbandes selektiv. Nur den nach den 
eigenen Maßstäben als ·unbescholten·, 
"echt" oder·verdient" auserkorenen Per­
sonen galt sein Interesse. Ich kenne kei­
ne einzige Äußerung des genannten 
Verbandes. in der auch nur ein Gedanke 
über das Schicksal der vielen, vorwie­
gend aus politischen Gründen in den 
letzten Jahren entlassenen Professoren, 
Dozenten und wissenschaftlichen Mitar­
beiter verschwendet wurde. Selbst dort, 
wo er sich für die sozialen Belange ehe­
maliger Hochschullehrerin Ostdeutsch­
land einsetzt, speziell für die Verbesse­
rung der Altersversorgung, die Aufhe­
bung der "Kappungsgrenzen", ist sein 
Ansatz selektiv. Seine diesbezügliche 
Stellungnahme trägt die bezeichnende 
Überschrift "Unbescholtene Hochschul­
lehrer nicht der Armut überlassen· [31 ). 

Ansonsten ist der Deutsche Hochschul­
verband mit der Entwicklung der ost­
deutschen Hochschulen, die er aktiv mit 
beeinflußt hat, hoch zufrieden. Aus dem 
Munde von Präsident Schiedermairklingt 
das so: "Daß die Normalisierung und 
Konsolidierung der Universitäten in den 
neuen Bundesländern inzwischen soweit 
fortgeschritten sind, ist nicht zuletzt das 
Verdienst der Kolleginnen und Kollegen, 
die sich an dem jetzt weitgehend abge-
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sch!ossenem Prozeß der personellen 
Erneuerung neben den hierfür verant­
wortlichen staaUichen Instanzen maßgeb­
lich beteiligt haben. Es dürfte neben den 
Hochschullehrern (man weiß, welche 
Gruppe von ihnen gemeint ist - S.K.) 
keine Berufsgruppe geben, die mit dem 
gleichen Ernst, dem gleichen Verant­
wortungsbewußtsein und der gleichen 
Konsequenz das Werk ihrer personellen 
Erneuerung betrieben hat. In dem, was 
hier teilweise unter unsäglichen Mühen 
und persönlichen Opfern geleistet wor­
den ist, feiert die Autonomie der Univer­
sität einen Triumph .... Heute können wir 
nach sorgfältiger Prüfung und ohne Über­
treibung feststellen. daß es in der Bun­
desrepublik Deutschland keinen Ort gibt, 
in dem die Wiederherstellung der inne­
ren, geistigen Einheit so weit fortgeschrit­
ten ist wie in den Universitäten." [32] 
Dieser Standpunkt ist schon konsequent 
und nicht unlogisch - nach all den an den 
ostdeutschen Hochschulen vollzogenen 
Selektionen, Entlassungen und Neube­
rufungen. Entstanden ist, speziell an den 
Universitäten Ostdeutschlands, eine (wie­
der) gut ausgewählte und mit Privilegien 
ausgestattete Professorenschaft, in der 
man weitgehend einen Garant für ein 
ganz bestimmtes Profil von "geistiger 
Einheit" erblickt. Ebenso folgerichtig ist 
es übrigens, wenn der Deutsche Hoch­
schulverband nunmehr für ein Studium 
an den ostdeutschen Universitäten wirbt 
und hierbei die 'hervorragenden Studi­
enbedingungen" mit kleinen Lehrveran­
staltungen und einem Betreuungsverhält­
nis von 1 :9 (West 1 :26) hervorhebt [33]. 

Hallen wir fest: Die Vertreter der großen 
wissenschaftlichen Institutionen und Ver­
bände blicken "nicht unzufrieden· (Benz) 
auf den "Umbau• des ostdeutschen Hoch-
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schulwesens zurück, den man aktiv mit­
getragen und z.T. mitgestaltet hat. Ihre 
Expertisen, Empfehlungen, Leitlinien und 
z T auch Kritiken im Detail begleiteten 
und förderten den Prozeß der grundle­
genden Umgestaltung des ostdeutschen 
Hochschulwesens nach den Mustern und 
Leitbildern der Hochschulen des westli­
chen Deutschlands. So differenziert und 
nuanciert ihre Urteile auch sind - siehe 
Erichsen -. die im konservativen Geist 

vollzogene Umgestaltung der ostdeut­
schen Hochschulen, speziell die "perso­
nelle Erneuerung" mit all ihren Konse­
quenzen für die betreffenden Wissen­
schaftsdisziplinen und die betroffenen 
Menschen, wurde und wird als ein not­
wendiger und faktisch alternativloser 
Vorgang angesehen, dessen Legitima­
tion vor allem in den politischen Ent­
scheidungen der Parlamente und Regie­
rungen gesehen werden. 

Aussagen und Wertungen ostdeutscher Universitätsrektoren 

Nachfolgend soll auf einige Kernaussa­
gen dreier Universitätsrektoren einge­
gangen werden. die eine aktive Rolle bei 
der Umgestaltung ihrer Universitäten 
gespielt haben und weiter spielen: Ger­
hard Maess (Universität Rostock), Gun­
nar Berg (Martin-Luther-Universität Hal­
le-Wittenberg) und Cornelius Weiss (Uni­
versität Leipzig). Alle drei Rektoren ha­
ben sich zusammenhängend auf einem 
Symposium der Deutschen Akademie 
der Naturforscher Leopoldina, das im 
Jahre 1994 in Halle (Saale) unter dem 
Thema "Zur Situation der Universitäten 
und außeruniversitären Forschungsein­
richtungen in den neuen Ländern" statt­
fand, geäußert. Wir beziehen uns nach­
folgend vor allem auf die dort gehaltenen 
Beiträge [34). 

Erstaunliche Aussagen, die kaum in das 
gängige offizielle Wertungsmuster pas­
sen, lieferte Gerhard Maess. "In Rostock", 
so lautete seine erste These, "erfolgte 
die Universitätserneuerung von innen 
heraus" [35) - gemeint war die zeitliche 
Phase Herbst 1989/90. Hier wurde noch 
eine (modifizierte) Drittelparität und eine 
Rotation in den Fachbereichs- bzw. Kli­
nikabteilungen praktiziert, und zwar im 
Gegensatz zur heutigen "Glorie der Kli-
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niksleitung auf Lebenszeit". Es gebe 
Beispiele, daß bereits im Stadium der 
Zusammensetzung von Beiräten und 
Berufungskommissionen ·unter partei­
politischen Gesichtspunkten hineinre­
giert wurde" (36]. 

Eine weitere Grundaussage von Maess 
lautet: "Die Hochschulautonomie endete 
in Rostock mit der Wahl der neuen Lan­
desregierung im Oktober 1990." [37) 
Damit wurde der Universität auch die 
personelle Erneuerung aus der Hand 
genommen. Der Rektor weiß gewiß, 
wovon er spricht, wenn er seine Meinung 
bekundet, "daß Integration auf längere 
Sicht für die Gesellschaft besser gewe­
sen wäre als Ausgrenzung" (38]. Erbe­
klagt heutige Reglementierungen an der 
Universität, die kaum Gestaltungsräume 
ließen. Und offensichtlich aus einem 
Gemisch von Anklage, Bedauern und 
wohl auch ein wenig Resignation heraus 
wird schließlich gefragt: ·warum muß in 
Rostock die Drittelparität abgeschafft, 
die Mitsprache von Mitarbeitern und Stu­
denten, von Personal- und Studentenrat 
eingeschränkt werden. wenn sich das 
dort bewährt hat?" (39) Ja. warum wohl? 
Von bemerkenswerter Offenheit ist auch 
die These, daß "die Fachstruktur der 
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Hochschulen des Landes" das "Ergeb­
nis von Lobbyismus" sei. Auf verhaltenen 
Optimismus wollte der Rektor dennoch 
nicht verzichten: "Studieren in den neuen 
Bundesländern bietet trotzdem Vortei­
le." [40] 

Ganz anders lesen sich die Darstellun­
gen des Rektors der Halleschen Univer­
sität, Gunnar Berg. Für ihn beginnt die 
Hochschulerneuerung faktisch erst mit 
der Wahl der Landtage im Jahre 1990 
und der Tätigkeit der Landesregierung. 
"Besonders ideologiebelastete Sektio­
nen und Fakultäten" seien "'abgewickelt'" 
worden, wobei bezeichnenderweise hin­
zugefügt wird, daß dies ·auch teilweise 
inkonsequent" geschehen sei (41]. Er 
konnte dem versammelten Auditorium 
berichten, daß im wesentlichen "'bela­
stete' und mit dem DDR-System eng 
liierte Personen nicht mehr der Universi­
tät angehören [42]. Für ihn war und ist die 
"Erneuerung" der Universität - vielleicht 
von dieser oder jener Einzelheit abgese­
hen - rechtens, richtig und notwendig. 
Bezeichnend für die Haltung von Berg ist 
auch seine in der freien Diskussion ge­
äußerte Hoffnung, daß man "doch so 
viele Keime" hat legen können, "daß ein­
fach keiner der Universitätsöffentlichkeit 
gegenüber wagen kann, das dann wie­
der zu stoppen .. ." [43). 

Beistand erhält Berg durch seinen Pro­
rektor Martin Luckner. Ihn bewegt vor 
allem die Frage, wie weiter Personal 
"abgebaut· werden kann. Mit Bedauern 
stellt er fest. daß nunmehr die "Regelun­
gen des Einigungsvertrages ... ausgelau­
fen seien und eine Kündigung "nur unter 
großen Kraftanstrengungen" möglich sei. 
Man sollte deshalb darüber nachden­
ken, "ob es nicht rechtliche Sonderrege­
lungen für die neuen Bundesländer ge-
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ben kann", die Kündigungen weiterhin 
erleichterten [44]. 

Sucht man bei Berg und Luckner nach 
einer selbstkritischen Reflexion der in 
den letzten Jahren an den Universitäten 
geschaffenen neuen Tatsachen, so wäre 
nur eines zu sagen Fehlmeldung. 

Wie Berg hat auch der Rektor der Uni­
versität Leipzig, Cornelius We1ss, den 
Umgestaltungsprozeßan den Hochschu­
len mitgetragen und mitgestaltet. Doch 
der Unterschied hinsichtlich Wertung und 
Reflexion ist beträchtlich. FürWeisssteht 
zunächst fest, daß nach" 40 Jahren ideo­
logischer Bevormundung durch eine wis­
senschaftsfremde. vermutlich wissen­
schaftsfeindliche, auf jeden Fall aber 
gegenüber der Wissenschaft extrem miß­
trauischen Politbürokratie, nach Jahr­
zehnten fast perfekter Abschottung vom 
internationalen wissenschaftlichen Leben 
und der daraus resultierenden Provin­
zialität und Kleingeisterei und nach lan­
gen Jahren völlig ungenügender Investi­
tionen ... die ostdeutschen Hochschulen 
einer umfassenden Erneuerung an Kopf 
und Gliedern bedurften" [45). Die Verän­
derungen der letzten Jahre nennt Weiss 
eine "ungeheure Aufbauleistung", wozu 
die "Lufthansaprofessoren" und die "Grün­
dungsdekane· aus den alten Ländern 
wichtige Hilfestellung geleistet hätten. 
Deren ·soI1darität" erfahren zu haben. 
sei ein "bewegendes Erlebnis" gewesen 
[46). Daß nicht wenige Wissenschaftle­
rinnen und Wissenschaftler, denen kei­
nerlei Chance für eine aktive Mitgestal­
tung an der Erneuerung der Universität 
gegeben wurde, die Dinge gewiß an­
ders sehen, sei hier wenigstens ange­
merkt. 

Aufmerksam wird der Leser, wenn Weiss 
zu seinen kritischen Reflexionen ansetzt. 
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Er beklagt vertane Chancen im vollzoge­
nen Prozeß der "Erneuerung". So blie­
ben der Universität "kaum Gestaltungs­
und Freiräume für die Erprobung innova­
tiver und unorthodoxer ... Strukturen in 
Forschung und Lehre" [47]. "Wir wurden 
vielmehr angehalten ... , uns strikt an die 
westdeutschen - und wie wir inzwischen 
gelernt haben, damals jedoch nicht wuß­
ten - keineswegs optimalen Strukturen 
anzupassen. Jedes Hinterfragen dieser 
Strukturen galt als ungehörig" [ 48]. 

Dies sind schon wichtige Selbsterkennt­
nisse eines Rektors, die man anderen 
Verantwortungsträgern im Hochschulbe­
reich zur genauen Kenntnisnahme ei­
gentlich nur empfehlen kann. Das gilt 
auch für die kritische Sicht auf den mas­
siven Stellenabbau, insbesondere seine 
moralischen Konsequenzen. Es sei zu 
"Denunziationen, zu einem Kampf aller 
gegen alle", zu einem "gewaltigen Ver­
drängungswettbewerb" und zur Schaf­
fung von neuem Unrecht gekommen [49]. 
Als ein sächsischer Landespolitiker die 
Politik der Entlassungen und Ausgren­
zungen im Hochschulbereich anhand 
geschönter Zahlen zu relativieren ver­
suchte, konterte Weiss, daß im Freistaat 
Sachsen "ein paar Tausend" Wissen­
schaftlerohne Kündigung die Hochschu­
len verlassen mußten und die "verdeck­
ten Kündigungen" in der(üblichen) Stati­
stik nicht enthalten seien [50]. 

Die hier wiedergegebenen und - so 
könnte man sagen - auf einem "Insider 
Symposium· vorgetragenen Auffassun­
gen der genannten Amtsinhaber spre­
chen für sich. Es muß nur der Vollstän­
digkeit wegen konstatiert werden, daß 
es auch andere Äußerungen und Bekun­
dungen von ihnen gibt, die das Gesagte 
z.T. kontrastieren. So hat der Rektor der 
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Universität Rostock, G Maess, den wi1 
u.a. mit seiner Meinung "Integration statt 
Ausgrenzung" zitierten, im Jahre 1995 
eine Verfahrensordnung für seine Uni­
versität unterschrieben. die bei der Neu­
einstellung des "nichtwissenschaftlichen 
(!) Personals" (offensichtlich weiterhin) 
eine "Regelanfrage" bei der Gauck-Be­
hörde" vorsieht [51 ]. Und der Rektor der 
Universität Leipzig, C. Weiss, überrasch­
te in neueren Meinungsbekundungen mit 
der Feststellung, daß - auch in Anbe­
tracht der ungelösten Probleme an den 
westdeutschen Hochschulen (z.B. per­
manente "Überlast") - nun "die Stunde" 
der ostdeutschen Hochschulen gekom­
men sei. "Durch das Fegefeuer der Er­
neuerung geläutert, reformerfahren und 
mit wieder erwachsendem Selbstbewußt­
sein sollten wir uns in der Reformdebatte 
zu Wort melden ... Wir haben das Zeug, 
einen eigenständigen Beitrag zur Re­
form des bestehenden Hochschulsy­
stems zu leisten .. ." [52] 

Besonders durch die letzten Beispiele 
dürfte die Widersprüchlichkeit des Den­
kens und Agierens deutlich geworden 
sein, das für nicht wenige heutige Rekto­
ren, Prorektoren, Dekane und andere 
Funktionsinhaber an den Universitäten 
gilt. Sie gehörten, sofern es Ostdeutsche 
sind, in der Regel zu den ersten, oftmals 
in einem "verkürzten" oder"außerordent­
lichen" Verfahren berufenen Professo­
ren ("neuen Rechts") und sind mit be­
trächtlichen ( statusbezogenen) Privile­
gien ausgestattet. Mir ist keiner von ih­
nen bekannt, der in grundsätzlicher Wei­
se gegen die konservative "Hochschu­
lerneuerung", speziell gegen die poli­
tisch motivierte Überprüfung und Entlas­
sung von Wissenschaftlerinnen und Wis­
senschaftlern öffentlich aufgetreten wäre. 
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Man hat die Umgestaltung des ostdeut­
schen Hochschulwesens mitgetragen und 
aktiv mitgestaltet, die einen mit großem 
Eifer, die anderen mit mehr Zurückhal­
tung und verbunden mit kritischen Kom­
mentaren. Aber Kritik, sofern sie über­
haupt artikuliert wird, betraf und betrifft 
zumeist nur einzelne Seiten oder Mo­
mente der Umgestaltung bzw. bestimm­
te Gegebenheiten der eigenen Universi­
tät. Diese zusammenfassende Wertung 
ergibt sich m.E. folgerichtig, wenn man 
sich das gesamte Wirken und die ge­
samten Bekundungen heutiger Amtsin­
haber an den ostdeutschen Universitä-

ten vergegenwärtigt. Ob damit allerdings 
das Denken und Handeln eines jeden 
von ihnen adäquat erfaßt ist, soll hier als 
Frage stehenbleiben. Ebenso soll hier 
angemerkt werden. daß für den Verfas­
ser die von C. Weiss auf dem genannten 
Leopoldina-Symposium geäußerten und 
von uns wiedergegebenen kritischen 
Reflexionen - bezogen auf die Situation 
an den Universitäten der DDR und bezo­
gen auf den Prozeß der Umgestaltung an 
den ostdeutschen Universitäten - trotz 
ihres singulären Charakters zu den ein­
drucksvollsten Äußerungen eines heuti­
gen Funktionsinhabers gehören. 

Ansichten westdeutscher Professoren, die zu Akteuren oder Beteilig­
ten der Umgestaltung des ostdeutschen Hochschulwesens wurden 

Aus der nicht kleinen Zahl von dafür in 
Frage kommenden Personen habe ich 
zwei ausgewählt, die sich mehr oder 
weniger systematisch und kenntnisreich 
zu dem hier interessierenden Problem­
kreis geäußert haben: Hans-Hermann 
Hartwich, ehemals Gründungsdekan für 
Philosophie und Sozialwissenschaften 
sowie eine Zeitlang Prorektor an der 
Martin-Luther-Universität Halle-Witten­
berg, und Wolfgang Schluchter, Soziolo­
ge an der Universität Heidelberg und 
ehemals Gründungsdekan für die Fä­
cher Soziologie und Politikwissenschaft 
an der Universität Leipzig. 

Hartwich, der m.E. zu den Akteuren der 
konservativen Hochschulerneuerung ge­
hört, hat eine Art Systematik der Verän­
derungen an den ostdeutschen Hoch­
schulen, speziell der Universität Halle, 
vorgelegt und im übrigen nicht wenige 
(auf Insider-Wissen beruhende) Detail­
aussagen geliefert. Bei ihm kann man 
nachlesen, welche Rolle die Mitglieder 
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des Deutschen Hochschulverbandes, die 
"Initiativgruppe zur Erneuerung der Uni­
versität", die Leopoldina, die Konrad­
Adenauer-Stiftung, bestimmte Personen 
im Ministerium sowie "profilierte Einzel­
persönlichkeiten" im, wie Hartwich for­
muliert, "eigentliche(n) Prozeßder'Trans­
formation'", nämlich dem "Prozeß der 
personellen 'Erneuerung'" gespielt ha­
ben (53]. Vor allem diesem "eigentlichen 
Prozeß", dem, wie er auch schreibt, "per­
sonalpolitischen Kern jeder 'Erneuerung'" 
[54], gilt seine Aufmerksamkeit, ja sein 
Eifer. Die im Jahre 1990 an der Univer­
sität in Halle vorgenommene demokrati­
sche Wahl der neuen Universitätsleitung 
- bekanntlich fanden in jenem Jahr auch 
an anderen Universitäten derartige Wah­
len statt - erscheint Hartwich nahezu 
suspekt: "Die neue demokratische Legi­
timation bedeutet keine Erneuerung. Im 
Gegenteil. Der Transformationsprozeß 
stockte ... Das Hauptproblem, die per­
sonelle Erneuerung, setzte die staatliche 
Intervention voraus. Dies überforderte 
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jede Hochschulautonomie." [55] Das In 
einer solchen Perspektive die "Abwick­
lungen", die "Abberufungen" von Hoch­
schullehrern und vor allem die Tätigkeit 
der "Personalkommissionen", die be­
kanntlich die politische Überprüfung der 
Wissenschaftler und anderen Universi­
tätsangehörigen vorgenommen haben, 
positiv bewertet werden versteht sich fast 
von selbst. Im Detail von Interesse ist die 
Feststellung- hier ist ihm kaum zu wider­
sprechen -. daß in den "Personalkom­
missionen· die "dezidierten Gegner der 
SED" dominiert hätte [56]. Selbst zu ei­
nem Zeitpunkt, als der Lehrkörper schon 
deutlich dezimiert war ( 1994 ), spricht er 
noch von einem "lähmend(en) ... Perso­
nalüberhang" [57]. Im übrigen war für 
Hartwich die "Anpassung an die Grund­
lagen des westdeutschen Wissenschafts­
. Forschungs- und Hochschulsystems ... 
infolge der politisch-administrativen Be­
dingungen unvermeidlich". Das Ende al­
lerdings sei. so wird - jedoch ohne 
inhaltliche Untersetzung - hinzugefügt, 
"nicht Abschluß, sonder Beginn der Re­
formierung des deutschen Universitäts­
systems" (58). 

In zusammenhängender Form und in ei­
ner auch für den Kritiker der konservati­
ven Hochschulerneuerung anregenden 
Weise hat sich Schluchter mit der Umge­
staltung des ostdeutschen Hochschulsy­
stems befaßt. Seine Kernaussagen kön­
nen weitgehend als repräsentativ für die 
Gruppe der "Gründungsdekane" ange­
sehen werden, so daß sich ein speziel­
les Resümee unsererseits für diese Grup­
pe erübrigt. 

Für Schluchter ist die Veränderung der 
ostdeutschen Hochschulen im Kern eine 
"strukturelle Anpassung" an die Hoch-
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schulen des Westens. Es habe eine Uber­
tragung der lnstitutionen des VVestens 
auf den Osten stattgefunden, eine "Ver­
westlichung des Ostens, strukturell und 
teilweise auch personell" [59). Mit der 
"Erneuerung" der ostdeutschen Hoch­
schulen sei zunächst ein "Modernisie­
rungsschritt nachgeholt" worden (60). 
Ostdeutsche Hochschulpolitker förder­
ten gegenwärtig eher, wie er weiterfest­
stellt, "eine konservative Modernisierung 
der gesamtdeutschen Hochschulen, als 
daß sie die Innovation weitergäben, die 
aus der basisdemokratischen Phase des 
Umbauprozesses hervorgingen" (61 ). 
Notwendig sei, "abermals eine struktu­
relle Reform", nun aber"in Ost und West" 
(62). 

Auch für Schluchter hat es keine Alterna­
tive zur realen Entwicklung des ostdeut­
schen Hochschulsystems gegeben. Die 
"Chance zur Neuordnung" der gesamt­
deutschen Hochschullandschaft sei "nie 
groß" gwesen (63). Als Erklärungsmu­
ster liefert er folgende Aussage: "Über­
tragung und Reform in einem, das war 
einfach zuviel." [64] In einem anderen 
Zusammenhang nennt er - weiterge­
hend als in diesem eher pauschalen Ur­
teil - eine Reihe von Gründen und Hinter­
gründen für die vollzogenen Veränderun­
gen. Die deutsche Vereinigung sei als 
"Beitritt" erfolgt, die DDR habe ihre Ei­
genständigkeit selbst aufgegeben und 
sich "freiwillig dem Grundgesetz und der 
westdeutschen Rechtsordnung" unter­
stellt. Es habe eine "Selbstanpassung" 
an die Bundesrepublik Deutschland 
schon vor der Vereinigung eingesetzt, 
wobei als Beleg die "Verordnung über 
Hochschulen (Vorläufige Hochschulord­
nung)" vom 18. September 1990, mit der 
"bereits in der DDR westdeutsches Hoch-
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schulrecht Eingang fand", ausdrücklich 
genannt wird. Der"Umbau Im Osten" sei 
schließlich durch die "Architekten der 
Vereinigung" unter·extrem kurze Fristen" 
gestellt gewesen [65). "Erst allmählich", 

so lautet eine Zusammenfassung der 
besonderen Art bei Schluchter, "können 
wir Atem holen und wieder nach Spiel­
räumen fürweitergre1fende Reformen fra­
gen .. " [66). 

Zusammenfassender Vergleich 

1. So heterogen hinsichtlich bestimmter 
Merkmale die Personengruppen, deren 
Aussagen und Urteile wir vesuchten zu 
analysieren, auch sind, so trifft doch für 
sie alle zu, daß sie- im unterschiedlichen 
Grade und teilweise zeitlich begrenzt -
zu Wegbereitern, zu Akteuren der Um­
gestaltung des ostdeutschen Hochschul­
wesens wurden. Sie waren und sind z.T. 
noch unmittelbar eingreifend-gestaltend 
und planend-konzeptionell an einem Pro­
zeß beteiligt, den die einen als "Moderni­
sierung" oder "Modernisierungsschritt", 
die anderen als "Transformation" oder 
"Erneuerung" und wiederum andere als 
"strukturelle Anpassung" an den bzw. 
"Überführung" in den Westen bezeich­
nen. Einige von ihnen sprechen, was, 
m.E. wohl am wenigsten nachvollziehbar 
ist, von einer"Zusammenführung" unter­
schiedlicher Hochschulsysteme sowie 
von einer Wiederherstellung einer"inne­
ren, geistigen Einheit" speziell im (ge­
samt-)deutschen Hochschulbereich. 

2. Die "Erneuerung" der ostdeutschen 
Hochschulen, so wie sie erfolgte, konnte 
- so der Tenor der Auffassungen - nicht 
anders verlaufen. Eine Alternative sei, 
auch in Anbetracht des Faktors Zeit, fak­
tisch nicht gegeben gewesen. Von ei­
nem "Entweder-Oder" hat in diesem Zu­
sammenhang kürzlich Bundespräsident 
Roman Herzog gesprochen (67]. Die 
"Erneuerung". so wie sie konkret vollzo­
gen wurde, war - so die dominierende 
Sichtweise - notwendig, unvermeidbar 
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und auch rechtens, also durch das ge­
schaffene Recht (Einigungsvertrag und 
Hochschulerneuerungsgesetze der Län­
der) legitim. 

3. Damit ist bereits angeklungen, was 
heutige Verantwortungsträger und ihre 
kongenialen Partner als Rechtfertigungs­
gründe für das an den ostdeutschen 
Hochschulen Geschehene markieren. Es 
sind, sofern man sich überhaupt die Mühe 
macht, danach zu fragen, drei Gruppen 
von Gründen, die das eigene Handeln 
erklären und legitimieren sollen: 

a) Man entwirft ein ganz bestimmtes Bild 
der Gesellschaft und speziell der Wis­
senschaft sowie des Hochschulwesens 
der DDR. Man braucht dieses Bild, vor 
allem über die im Vergleich zum west­
deutschen Gesellschafts-und Hochschul­
system tatsächlich existent gewesenen, 
z.T. aber auch nur so bezeichneten und 
definierten Defizite, um die "Überführung 
der Wissenschaft in den Westen" [68) 
plausibel erscheinen zu lassen. 

b) Es erfolgt ein Verweis auf den gesell­
schaftlichen Umbruch Ostdeutschlands, 
seine Dynamik und seine politischen und 
rechtlichen Grundlagen, in Stichworten: 
die Ergebnisse der freien Wahlen, die 
Festlegungen des Einigungsvertrages, 
das (durch Wahlen) legitimierte Handeln 
der Landesregierungen, die Bestimmun­
gen der Hochschulerneuerungsgesetze 
der Länder und - immer wieder - der 
"ungeheure Anpassungsdruck" und der 
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Zeitfaktor. - Dam,t wird nahezu alles 
erkiart und begründei, so daß - jeden­
falls für viele der von uns vorgestellten 
Verfasser - kaum ein ernsthaftes und 
kritisches Hinterfragen der Ergebnisse 
und Folgen der mitgestalteten oder mit­
getragenen "Hochschulerneuerung" vor­
genommen wird 

c) Als Legitimation des eigenen Han­
delns dient teilweise ein Zukunftsbild der 
(ost-)deutschen Universitäten. Für die 
(künftige) Freiheit der Forschung und 
Lehre, für die Universität der Zukunft 
müsse man auch zu "Opfern" bereit sein. 
- Daß hinter dem Freiheitspostulat, zu­
mindest bei etlichen Akteuren, offensicht­
lich ein ganz bestimmtes Universitäts­
verständnis mit Professorendominanz 
und -privilegien steht, sei wenigsten hier 
angemerkt. 

4. Wie ein roter Faden schließlich zieht 
sich durch die dargestellten Bekundun­
gen die Hoffnung oder Erwartung oder 
der Appell, nunmehr, d.h. nach der Über­
nahme des westdeutschen Hochschul­
systems im Osten, zu einer Reform der 
deutschen Hochschulen insgesamt zu 
gelangen. Teilweise werden Reformim­
pulse speziell von den ostdeutschen 
Hochschulen erwartet oder erwünscht. 
Inhaltlich werden derartige Hoffnungen 
oder Erwartungen kaum untersetzt oder 
bestenfalls an wenigen Einzelpunkten 
oder peripheren Fragen festgemacht. 

Zum Schluß: Nach diesem Versuch, ein 
möglichst genaues Gesamtbild an Aus­
sagen, Urteilen und Wertungen heutiger 
Verantwortungsträger zu liefern, in das 
im Interesse einer systematischen Dar­
stellung bewußt nur sparsam eigene 
Gedanken eingefügtwurden, könnte oder 
müßte, wenn man diesem Gesamtbild 
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oder Teilen von ihm nicht zu folgen ver­
mag, der (ebenso systematische) Dis­
kurs beginnen. Dies ist hier nicht mög­
lich. Aber ein Gedanke soll dennoch ge­
äußert werden. 

Mit der politischen Grundentscheidung 
einer Mehrheit der DDR-Bevölkerung für 
das gesellschaftliche System der Bun­
desrepublik Deutschland und weiteren 
politischen Entscheidungen durch Wah­
len, Parlamente und Regierungen war 
auch eine Weichenstellung für die Ent­
wicklung von Wissenschaft und Hoch­
schulen im Osten Deutschlands erfolgt. 
Aber mit dieser Grundentscheidung und 
der genannten Weichenstellung waren, 
so meine These, für die ostdeutsche 
Hochschulentwicklung einerseits Rah­
menbedingungen und Grenzen gesetzt, 
andererseits aber durchaus auch Ent­
scheidungsspielräume, die so oder so 
genutzt wurden und werden, gegeben. 

Daß die Pädagogik bzw. Erziehungs­
wissenschaft z.B. in Jena, Leipzig und 
Chemnitz, nicht hingegen in Halle oder 
Dresden "abgewickelt" wurde, daß die 
"Logik" als Teil der Philosophie z.B. in 
Halle in die • Abwicklung" geriet, nicht 
hingegen in Leipzig, daß die Pädagogi­
sche Psychologie als Disziplin mancher­
orts faktisch "aufgehoben" wurde, an 
anderen Einrichtungen jedoch relativ un­
versehrt blieb oder daß es, wie sich leicht 
nachweisen ließe, bei den Entscheidun­
gen über Entlassung oder verbleib von 
Wissenschaftlerinnen an der Universität 
sowohl Abstrafungs- als auch Gefällig­
keitsentscheidungen gab, all dies mag 
hier als Beispiel genügen. 

M.E. erweist sich die unreflektiert und 
pauschal formulierte These, wonach es 
in der ostdeutschen Hochschulentwick-
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Jung (und wohl nicht nur in ihr) keine 
Alternative, sondern nur ein Entweder­
Oder gab, als höchst fragwürdig. Mit die­
ser These - gleiches gilt für das Argu­
ment der knappen Zeit- kann man nahe­
zu alles erklären, begründen und wohl 
auch kaschieren. Wenn man die vollzo­
gene Entwicklung quasi als Automatis­
mus, vergleichbar einem naturwüchsi­
gen Ereignis, darstellt, dann stellt sich 
nicht die Frage nach dem Handeln, so­
wohl den Handlungsbedingungen als 

Anmerkungen: 

auch den Handlungsmöglichkeiten und -
varianten, nicht nach den Handlungszie­
len, -motiven und -resultaten der Akteu­
re. Aber genau diese Frage muß man 
stellen, zusammen mit nicht wenigen 
anderen Fragen. 

Siegfried Kiel, Prof. Dr., Halle{Saale), 
ist Erziehungswissenschaft/er und war 
Professor für Hochschulpädagogik an 

der Universität Leipzig 

• Bearbeitete Fassung eines Vortrages, gehalten am 25.11.1995 auf einer Tagung des Jenaer 
Forums für Bildung und Wissenschaft e.V. aus Anlaß des 50. Jahrestages der Wiederer­
öffnung der Friedrich-Schiller-Universität Jena. 

[1) Vgl. Kiel, S.: "Personelle Erneuerung· an den ostdeutschen Hochschulen Versuch einer 
ganzheitlichen Betrachtung. In: hochschule ost. Leipzig, H.1/1994, s. 59ft. 

Derselbe: Die gespaltene Reform der deutschen Hochschulen - Wahrnehmungen aus einer 
spezifischen ostdeutschen Sicht. In; Das Hochschulwesen. Neuwied, H.4/1993. S. 181ft. 

(2] Einen ersten Versuch In dieser Richtung. z.B. zu den Punkten Hochschulzugang und 
·verschulte· Ausbildung in der DDR, habe ich in einem anderen Zusammenhang unternom­
men. Vgl. Kiel. S.: Ostdeutsche Hochschulen in der Veränderung. Versuch eines Diskurses 
über Wertungen. In: Das Hochschulwesen. Neuwied, H.3/1995, s. 169ft. 

(3] Vgl. Rüttgers, J.: Fünf Jahre deutsche Einheit: Blühende Landschaften sind überall im 
Kommen. In: hochschu/e ost. Leipzig, H.111996, S. 182. 
[4] Vgl. ebenda. S. 1851. 

[5] Vgl. Hlntze. P„ Antworten zu den "16 Fragen an die Parteien zur Bildungspolitik". In: 
Forschung & Lehre, Mitteilungen des Deutschen Hochschulverbandes. Bonn. H.10/1994. 
S. 444. 

(6] Vgl. Laermann. K.-H.: Plenarvortrag. In: Hochschulerneuerung in den neuen Bundeslän­
dern. Bilanz nach vier Jahren. Hrsg.: Buck-Bechler. G./Jahn, H., Weinheim 1994. S. 12. 
[7] Vgl. ebenda, S 12f. 

[8] Vgl. ebenda, S. 13. 

[9] Vgl. ebenda, S. 19. 

[1 0] Vgl. ebenda, S. 20. 

[11] Meyer, H.J.: Der Machtanspruch der SED deformierte und korrumpierte die Menschen. 
In: Das Parlament. Bonn. Nr.24/1994. S. 5. 

[12] Ebenda. 

[13] Meyer, H.J.: Weichen für die Zukunft. In: Leipziger Volkszeitung vom 20.9.1993, S. 24. 

(14] Meyer, H.J.: Zwischen Kaderschmiede und Hochschulrecht. In: hochschule ost. Leipzig, 
H.6/1992. S. 35, 

[15] Meyer, H.J.- 'Der Wissenschaftsminister ist kein Richter .. :. Interview. In: hochschule 
OS/. Leipzig, H.6/1993, S. 56. 

hochschule ost 2/1996 
169 



(16) Vgl. Frick, R: Unis im Land müssen deutschen Vergleich nicht scheuen. Interview. In 
Hallesches Tageblatt vom 10 11 1993, S. 4 

(17] ·Im Hochschulbau absolute Defizite· MZ-Gespräch mit Minister Fnck In. Mitte/deutsche 
Zeitung. Halle (Saale} vom 9.6.1993, SV 1 

(18] Vgl. Frick, R.. Unis Im Land ... A.a.O. 

119] Meyer, H.J : "Der Wissenschaftsminister ist kein Richter. • A.a.O., S. 55f 

[20] Benz, w„ Hochschulerneuerung zwischen Anpassung und Innovation. In 
Hochschulerneuerung in den neuen Bundesländern A a.O., S. 29 

[21) Vgl. ebenda. 

22Vgl. Kiel, S.: Ostdeutsche Hochschulen in der Veränderung. A.a.O. 

[23] Vgl. Sieber, H -J • Die Empfehlungen des Wissenschaftsrates für die Hochschulen in den 
neuen Ländern. In: Das Hochschulwesen, Neuwied, H.2/1994, S. 65f, 

(24] Vgl. Benz, W: Hochschulerneuerung zwischen Anpassung und Innovation. A.a.O , S 
31ff 
[25] Sieber, H.-J: Die Empfehlungen des Wissenschaftsrates .... A.a.O., S. 67. 

[26] Ebenda. 

[27] Benz, W.: Hochschulerneuerung zwischen Anpassung und Innovation. A.a.O., S 301. 

(28] Erichsen, H.-U.: Wachsende Studenten-Migration. Interview. In: Streitsache: Ost-Hoch­
schulen im Wandel. Hrsg.: Institut der Deutschen Wirtschaft. Köln 1992, S, 143. 

[29) Feierliche Immatrikulation 1994/95. Festvortrag von Prof. Dr. Hans-Uwe Erichsen. In: 
Universität Leipzig Mitteilungen und Berichte für die Angehörigen und Freunde der 
Universität Leipzig Leipzig, H.7/1994, S, 8 

[30] Vgl Schiederma1r, H.: Das Abwanderungsproblem ist riesig. Interview. In: Streitsache: 
Ost-Hochschulen im Wandel. A.a.O„ S. 152. 

[31] Vgl. Unbescholtene Hochschullehrer nicht der Armut überlassen Hochschulverband 
fordert Verbesserung der Altersversorgung in den neuen Ländern. In: Forschung & Lehre, 
Mitteilungen des Deutschen Hochschulverbandes. Bonn, H.5/1995, S. 279f. 

[32] Schiedermair, H. Bildung, Forschung und Kultur. Die Universität im Wahljahr 1994. In: 
Forschung & Lehre, Mitteilungen des Deutschen Hochschulverbandes. Bonn, H.6/1994. S. 
207, 
[33] Vgl. Hervorragende Studienbedingungen (Presseerklärung des Deutschen 
Hochschulverbandes vom 24. Mai 1995). In· Forschung & Lehre, Mitteilungen des Deutschen 
Hochschulverbandes. Bonn. H.5/1995, S. 276. 

[34] Vgl Zur Situation der Universitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen in 
den neuen Ländern Nova Acta Leopoldina. Neue Folge, Nr.290, Bd. 71, Halle(Saale) 1994. 

[35] Maess.G.: Der Erneuerungsprozeß an der Universität Rostock. In· Zur Situation der 
Universitäten ... A.a O . S. 87 

[36] Vgl. ebenda, S 88. 

[37] Ebenda. S. 89 

[38] Ebenda, S. 90 

[39) Ebenda. 
[40) Ebenda, S 91 (einige der zitierten Aussagen von Maess sind im Originaltext hervorge­
hoben). 
(41 J Berg, G. Der Erneuerungsprozeß an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg In 
Zur Situation der Universitäten ... A.a.O., S 69. 

170 hochschule ost 2/1996 

[42) Vgl ebenda. S. 70 

(43) Berg, G Diskussionsbeitrag In. Zur Situation der Universitäten A a 0„ S 116 

(44) Vgl. Luckner, M.: Diskussionsbeitrag. In: Zur Situation der Universitäten„ A.a.O . S 107. 

[45] We1ss, C.: Der Erneuerungsprozeß an der Universität Leipzig. In· Zur Situation der 
Universitäten ... A a.O., S. 95 

[46] Vgl ebenda, S 96 

[47) Ebenda, S 97 

[48) Ebenda. 

[49] Vgl ebenda. 

[50) We1ss, C. Diskuss1onbeitrag In: Zur Situation der Universitäten A.a 0., S 121f 

[51] Vgl. Zum Verfahren bei Neu- und Wiedereinstellungen In· Rostocker Univers1tats­
zeitung vom 7 4.1995, S. 7. 

[52] Weiss. C.: Editorial des Rektors. In: Universität Leipzig. Mitteilungen und Berichte für 
die Angehörigen und Freunde der Universität Leipzig. Leipzig, H.4/1995, S.1. 

(53] Vgl. Hartwich. H.-H.: Der Prozeß der Transformation 1990-1993 in der sozialwissen­
schaftlichen Analyse. In: Berg, G. und Hartwich, H -H. (Hrsg.): Martin-Luther-Universität 
Von der Gründung bis zur Neugestaltung nach zwei Diktaturen Monatsvorträge zur 
Geschichte der Universität Halle. Opladen 1994. S.224 

[54] Vgl. ebenda, S. 218. 

[55] Ebenda, S. 219f. 

[56) Vgl. ebenda, S. 224 

[57) Vgl. Hartwich. H.-H : Die Aufgaben der Hochschulreform. In Wissenschaftsnotizen. 
Wissenschaftsforum der Sozialdemokratie Bonn, Nr. 7 /1994, S. 31 

[58) Hartwich, H.-H.: Der Prozeß der Transformation ... A a.O., S. 2341 

[59) Vgl Schluchter, W.: Die Hochschulen in Ostdeutschland vor und nach der Einigung. Über 
die Rolle von Wissenschaftsrat und Hochschulstrukturkommissionen im Umbauprozeß. In 
Zur Situation der Universitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen . A.a.O .. 
S. 21. 

[60] Vgl. ebenda, S. 31. 

[61] Vgl ebenda, S. 32 

[62) Vgl. ebenda. 

[63) Vgl. ebenda, S. 20 

[64) Vgl Schluchter, W.: Perspektiven der ostdeutschen Universitäten. In: Hartw1ch, H.-H 
(Hrsg.): Universitätsjubiläum und Erneuerungsprozeß. Die Martin-Luther-Universität im 
dreihundertsten Jahr ihres Bestehens 1994. Opladen 1995, S. 137. 

[65) Vgl. hierzu Schluchter, W„ Die Hochschulen in Ostdeutschland vor und nach der Einigung 
... A.a.O , S. 20f. 

(66) Schluchter, W„ Perspektiven der ostdeutschen Universitäten. A a.O„ S. 137. 

(67) Vgl. hierzu 'Der Geist ist frei". Bundespräsident Herzog besucht die Universität Leipzig. 
In Universität Leipzig. Mitteilungen und Berichte für die Angehörigen und Freunde der 
Universität Leipzig. Leipzig, H 6/1995, S 7. 

[68] Diese Formulierung hat Michael Daxner vor einigen Jahren in einem Zeitschnftenaufsatz 
verwendet. Vgl. Daxner, M : Die Überführung der Wissenschaft in den Westen. In: Kritische 
Justiz. Baden-Baden, H.4/1991, S. 444. 

hochschule ost 2/1996 171 



Hansjürgen Otto (Oldenburg): 

Vom Regen in die Traufe 
Bei der Übernahme der Lehrerausbildung aus dem Westen haben die 

neuen Länder auf ein krisenanfälliges Auslaufmodell gesetzt 

1. Lehrerinnenbedarf und -angebot 

Bedarf und Angebot an Lehrerinnen in 
Niedersachsen klaffen (wieder einmal) 
erheblich auseinander - als ob es die 
bereits realitätsgesättigte .Theorie der 
Schweinezyklen" erneut zu bestätigen 
gelte. Der Bedarf an Grund- und Haupt­
schullehrerlnnen steigt in den nächsten 
zehn Jahren sprunghaft, wenn auch nicht 
dauerhaft an und kann mit dem vor­
handenen landeseigenen Ausbildungs­
personal an Hochschulen und Semina­
ren nicht bewältigt werden; Planungen 
sehen eine Verdopplung der vorhande­
nen Hochschulkapazitäten (um 300 Stel­
len) vor, während gleichzeitig aus Fi­
nanzgründen 1100 Hochschulstellen 
abgebaut werden Auch innerhalb des 
niedersächsischen Schulsystems ist der 
Lehrerinnenbestand extrem unausgegli­
chen; die Orientierungsstufe ist immer 
mehr Drehscheibe für einen umfang­
reichen Personalaustausch, bei dem 
Qualifikation und Interesse der Betroffe­
nen weitgehend außen vor bleiben. - Die 
übrigen alten Bundesländern dürften sich 
in einer weitgehend ähnlichen Situation 
befinden. 

In den neuen Bundesländern sind nun 
zwar auch dieselben Disparitäten zwi-

sehen Bedarf und Nachfrage zu finden, 
doch mit dem bedeutsamen Unterschied: 
hier übersteigt das Lehrerinnenangebot 
bei weitem die Nachfrage. Die gerade 
neuaufgebaute Lehrerinnenausbildung 
entläßt ihreAbsolventlnnen in einen über 
Jahre hinaus verstopften Arbeitsmarkt. 

Wenn damit die Vereinigung auch in den 
neuen Ländern die .Schweinezyklen· ein­
geführt hat, so könnte doch deren antizy­
klische Versetzung zum Ausgleich der 
Disparitäten genutzt werden: In den neu­
en Ländern ausgebildete Lehrerinnen 
suchen sich über einen längeren Zeit­
raum Schulen vornehmlich im Westen; 
die alten Länder verzichten darauf, alle 
Spitzen ihres eigenen Bedarfs durch 
Ausbildung im eigenen Land zu befriedi­
gen. Damit soll kein Land von der Ver­
pflichtung entbunden werden, zur Lehre­
rlnnenausbildung entsprechend seiner 
Größe beizutragen (die Lehrerlnnenaus­
bildung im Osten ist auch nicht groß ge­
nug, den Bedarf im Westen zu decken). 
Aber den Zyklen könnten so vielleicht 
längerfristig in West und Ost die ex­
tremen Pendelausschläge und die fata­
len Folgewirkungen für den Nachwuchs 
genommen werden. 

2. Mobilitätsbarrieren 

Hinderlich für einen solchen Lehrerin­
nenaustausch ist freilich noch die Klein-
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staaterei im Bildungswesen. Während 
auf dem allgemeinen Akademikerar-
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beitsmarkt solche Mobilität üb!ich ist und 
als notwendig gilt, stößt sie bei Lehrerin­
nen noch immer auf Grenzen: Landes­
grenzen. Die Länderautonomie im Bil­
dungswesen und Beamtenrecht versteht 
sich weiterhin auch als Befugnis, Sper­
ren für die Lehrerlnnenausbildung ande­
rer Länder zu errichten und zu hüten. 
Auch die Aufhebung der Mobilitätsg ren­
zen in der Europäischen Union hat nur 

zur Relativierung, nicht aber zur Schlei­
fung der Barrieren innerhalb Deutsch­
lands geführt. Dabei dürfte doch Jeder 
einigermaßen Sachkundige zum Schluß 
kommen, daß eine Lehrerlnnenausbil­
dung, die nur für Schulen des eigenen 
Landes zu qualifizieren suchte, selbst 
dafür nicht taugen dürfte, weil sie je­
denfalls die von Lehrerinnen erwartete 
Weltoffenheit vermissen ließe 

3. Lehrerinnentätigkeit, eine Beamtenaufgabe? 

Erleichtert würde die Mobilität von Leh­
rerinnen, wenn ihre Arbeit nicht mehr als 
hoheitlicher Akt des Staates begriffen 
würde. Lehrerinnen brauchen überall Frei­
heit, Kompetenz und Engagement, aber 
keine Beamtenurkunde vom jeweiligen 
Landesherrn, die nur unter Kautelen durch 
Hoheitsakt von anderen Bundesländern 
Anerkennung findet. Die neuen Bundes­
länder haben mit ihrer Politik der 
(Noch-)Nicht-Verbeamtungeinen -wenn 

auch anders motivierten - Anlaß für 
diese überfällige Statusänderung der 
Lehrerinnen in Deutschland geschaffen, 
der genutzt werden sollte. 

Mit einem Verzicht auf das Beamten­
recht würde zugleich die Legitimation 
einer Staatsexamensausbildung und 
damit auch das grenzenschaffende Pri­
vileg von länderspezifischen Lehrerln­
nenausbildungen entfallen. 

4. Lehrerlnnenausbildung als Diplomstudiengang 

Lehrerinnenausbildung läßt sich auch als 
Diplomstudiengang organisieren - nicht 
nur, weil das in der ehemaligen DDR 
schon so möglich war: auch im Ausland 
wird von Lehrerinnen überwiegend ein 
akademischer Abschluß erwartet. Di­
plomstudiengänge werden stärker von 
den einzelnen Hochschulen gestaltet, 
haben sich aber gleichwohl gesellschaft­
lichen Ansprüchen zu fügen. Die Gestal­
tungsansprüche des Staates als Arbeit­
geber der Lehrerinnen und Organisator 
der Schulen können über die üblichen 
Beteiligungsverfahren bei den Rahmen­
ordnungen eingebracht, im übrigen über 
die Genehmigungsvorbehalte der Län­
der für Prüfungsordnungen gesichert 
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werden. Auf diese Weise können die 
erhaltenswerten Strukturmerkmale der 
Lehrerlnnenausbildung: Unterrichtsfa­
cher und Erziehungswissenschaften, 
Fachwissenschaft und -didaktik, Theo­
rie und Praxis genau so als Norm vorge­
geben werden wie in Staatsexamens­
ordnungen (ob tatsächlich alle diese 
Strukturmerkmale vorgegeben werden 
sollen, dazu in den folgenden beiden 
Abschnitten). Wenige qualitative und 
quantitative Rahmenbestimmungen soll­
ten genügen; denn nicht die Detailfestle­
gung von Normen sichert entscheidend 
die Qualität- gilt es doch auch, den Hoch­
schulen Gestaltungs-, Wettbewerbs-und 
Experimentierspielräume zu schaffen, die 
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sie zu verantwortlicherer Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben in der Lehrer!nnenausbi!­
dung motivieren können. 

die Lehrerinnenausbildung zu einigen. 
einen einheitlichen Lehrer1nnenarbeits-
markt ohne Mobilitätsgrenzen zu schaf­
fen. Die Diplomausbildung ist ein Rah-

Jedenfalls aber gilt es, sich auf einen in men, der Ländergrenzen jedenfalls von 
ganz Deutschland geltenden Rahmen für vornherein ausschließt. 

5. Weder Schularten- noch Schulstufenbezug 

Ein Streitpunkt der Länder über die Leh­
rerinnenausbildung ist seit Jahrzehnten, 
ob die Ausbildungswege sich gliedern 
sollen nach Schularten oder Schulstufen: 
der Streit legitimierte sich nur ungenü­
gend aus derländerspezifischen Schul­
organisation. Wenn man verzichten will 
auf mobilitätshemmende Strukturen in 
der Lehrerinnenausbildung und gleich­
wohl Gestaltungsspielräume für die Län­
derschulpolitik erhalten will, so sollte man 
die Ausbildung gerade nicht nach die­
sen Kriterien differenzieren: Mobilität in 
einem freien Arbeitsmarkt setzt gerer­
alistische Qualifikationen voraus, die nicht 
von Anfang an auf spezialisierte Arbeits­
plätze hin konzipiert sind, sondern ver­
schiedene Arbeitsplätze ausfüllen, un­
terschiedliche Schulpolitiken implemen­
tieren können. Es ist durchaus denkbar, 
Lehrerinnen als Generalisten für Ausbil­
dungs- und Erziehungsprozesse von Kin­
dern und Jugendlichen zu konzipieren, 
und deren konkreten Einsatz erst nach 
der Hochschulausbildung genauer zu 
bestimmen - mit der dafür erforderlichen 
Einarbeitung und Fortbildung. 

Selbst wenn man einer derart breiten 
Generalisierungsfähigkeit der Lehrerin­
nenqualifikation {und auch derjenigen der 
Lehrerausbilderinnen) skeptisch gegen­
überstünde, könnte man doch - unab­
hängig von länderspezifischen Schular­
ten und -stufen - andere Differenzierun-
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gen bilden: nach Altersklassen etwa durch 
Schwerpunktbezug auf Kinder oder Ju­
gendliche, oder nach ihren Funktionen 
schwerpunktmäßig für Eziehung oder 
Ausbildung {es ist unschwer zu erken­
nen daß auch diese Differenzierungen 
sich' noch nicht allzuweit von ihren Urbil­
dern den Volksschullehrern und den Gym­
nasiallehrern, entfernt haben). - Solche 
breiten Grundqualifikationen erleichtern 
den bedarfsgerechten Personaleinsatz 
an Schulen. Nicht daß so alle Lehrerin­
nen schon alles könnten: sie wären je­
doch professionell genug, sich durch 
Fortbildung immer wieder neu zu spezia­
lisieren. 

Die generalistische Anlage der Lehre­
rinnenprofession schließt nicht aus, daß 
die Fächerwahl den konkreten Einsatz 
beschränkt: sie sollte ausdrücklich impli­
zieren, daß Schwerpunkte im generalis­
tischen Profil {wie z.B. psychologische 
Diagnostik, Sozialarbeit oder Medien­
pädagogik) gebildet werden. Auch und 
gerade Generalistlnnen in Erziehung und 
Ausbildung sollen sich nicht als - dann 
immer überforderte - Alleskönnerlnnen 
und Einzelkämpferinnen verstehen, son­
dern als professionelle Organisatorin­
nen und Kommunikatorlnnen in arbeits­
teiligen Prozessen. 

Dieses Generalisierungskonzept, diese 
Differenzierungskriterien verzichten aber 
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bewußt auf die Begriffe Schule und Leh­
rer. Denn die Ausbildung sollte nicht nur 
an der Lehrerinnentätigkeit an Schulen 
orientiert sein, sondern außerschulische 
Erziehungs- und Ausbildungsprozesse 
und möglichst auch den Bereich der Er­
wachsenbildung einbeziehen {was zur 
weiteren Differenzierung im Altersklas­
senmodell für den Schwerpunkt Erwach­
sene, im Funktionenmodell für den 
Schwerpunkt Fortbildung führen könn-

te ). Selbstverständ!ich bliebe die Lehre­
rinnentätigkeit an staatlichen Schulen das 
Hauptparadigma in Theorie und Praxis 
der Ausbildung, weil sie den Löwenan­
teil institutionalisierter und professionali­
sierter Ausbildungs- und Erziehungstä­
tigkeit repräsentiert. Gleichwohl kann sie 
bei Studierenden und Absolventinnen 
auch verhindern, die Kultusministerinnen 
als einzig mögliche künftige Arbeitgeber 
anzusehen. 

6. Zweiphasigkeit oder Einphasigkeit? 

Unsere Lehrerinnenausbildung istzwei­
phasig - typisch für die traditionelle Be­
amtenausbildung im höheren Dienst {und 
die Einführung der vollen Zweiphasig­
keit für Lehrerinnen des gehobenen Dien­
stes war eher der Statusaufwertung als 
der Qualitätsverbesserung geschuldet). 
Diese Zweiphasigkeit bedeutet seit eh 
und je die Institutionalisierung des Miß­
trauens zwischen Hochschule und 
Staatsverwaltung, obgleich doch beide 
vom gleichen Staat getragen werden, oft 
genug noch heute durch ein und dassel­
be Kultusministerium. Kaum jemand fragt 
nach der Logik einer solchen Zweitei­
lung, die doch bedeutet, daß zwei ge­
trennte lnsitutionen hinereinanderfür ein­
und dieselbe Ausbildung zuständig sind, 
und deren Ausbildungsschwerpunkte sich 
- jedenfalls heute - nur noch graduell un­
terscheiden: Die Hochschule bildet mehr 
theoretisch, aber auch praktisch, derVor­
bereitungsdienst mehr praktisch, aber 
auch theoretisch aus, beide für die 
spezifischen Schularten, beide sowohl 
In Erziehungswissenschaften wie in den 
Unterrichtsfächern; und beide doch in 
größter institutioneller Distanz. 
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Wegen dieser Unlogik, die nur den an­
gehenden Lehrerinnen Integrationslei­
stungen abverlangt, denen sich die Insti­
tutionen nicht unterwerfen und die des­
wegen auch nicht gelingen können, wur­
de in Oldenburg und Osnabrück ab Mitte 
der 70er Jahre eine Einphasige Lehre­
rlnnenausbildung zeitweilig erprobt (par­
allel dazu auch an Hochschulstandorten 
mehrerer Bundesländer eine Einstufige 
Juristenausbildung). Diese Modellver­
suche wurden abgebrochen, nicht weil 
diese Ausbildungskonzeption scheiter­
te, sondern weil die beamtenrechtlichen 
Strukturen nicht aufgebrochen werden 
durften und die bundesweite Anerken­
nung dieser Lehrerinnenausbildung noch 
nicht einmal für die Modellversuchspha­
se gelang. (Unabhängig davon hatte auch 
die DDR flächendeckend eine einphasi­
ge Lehrerlnnenausbildung - und sicher 
nicht deshalb, weil nur so die gewünsch­
te linientreue erreicht werden konnte: 
Staatsmacht und Partei hatten Hochschu­
le und Schule in gleicher Weise unter 
ihrer Kuratel. Nach Befreiung beider von 
dieser Kontrolle hätte man in den neuen 
Ländern die Einphasigkeit durchaus fort-
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setzen können, stand doch dort ohnehin 
die Verbeamtung dei Lehrerinnen nicht 
oben auf der Tagesordnung - auch hier 
entschied nicht Qualitätssorge, sondern 
Systemanpassung für die Zweiphasig­
keit.) 

Ist Einphas1gkeit deshalb die logische 
bessere Alternative zur Zweiphasigkeit? 
Ja, wenn man an dem Konzept festhalten 
will, daß sich Studierende von Beginn an 
auf eine Ausbildung sowohl in bestimm­
ten Fächern als auch zu Lehrerinnen für 
bestimmte Schularten oder -stufen ent­
scheiden sollen. Einphasigkeit sichert 
dann, daß die Komplexität der Qualifika­
tionsanforderungen auch von ihrer Aus­
bildungsinstitution abverlangt wird, daß 
staatlich-externe und hochschul-interne 
Steuerung den Systemanforderungen ent­
sprechen. Wenn man - wie ich - davon 
ausgeht, daß die Einphasige Ausbildung 
diesen Komplexitätsanforderungen bes­
ser genügt hat als die zweiphasigen Aus­
bildung, so bedeutet dies nicht, daß das 
Komplexitätsproblem so gelöst worden 
wäre: die Lehrerlnnenausbildung ist -
gleich ob ein- oder zweiphasig - über­
frachtet mit Ansprüchen; die lehrenden 
und Studierenden sind überfordert, sie 
alle gleichzeitig zu erfüllen. Dieses Kon­
zept verlangt überdies schon von den 
Studienanfängerinnen eine große Zahl 
von Festlegungen ab, die später auf­
grund konkreter Studienerfahrungen oder 
Motivationsänderungen nur schwer revi­
diert oder modifiziert werden können: 
Sowohl die Fächerwahl wie die Entschei­
dung für den Lehrerberuf als auch die 
Festlegung auf bestimmte Schularten 
(deren meiste sie i.d.R. nicht selbst ken­
nengelernt haben: Hauptschule, Real-
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schule, Berufsschule und Sonderschu­
le). 

Wünschenwert wäre daher ein Modell 
derlehrerlnnenausbildung, das den Aus­
bildungsinstitutionen und Studierenden 
weniger komplexe Anforderungen stellt, 
und das den Studierenden erlaubt, die 
Ausbildungsziele sukzessive festzulegen 
oder zu konkretisieren. In meinem oben 
dargelegten Hochschulausbildungs­
konzept ohne Festlegung auf Schulfor­
men oder -stufen (Abschnitt 5) läge be­
reits eine Komplexitätsreduzierung durch 
Verzicht auf schulorganisatorische Dif­
ferenzierungen. Logische Konsequenz 
davon wäre eine zweite Ausbildungsstu­
fe, die gerade der Qualifizierung für be­
stimmte Schulformen dienen müßte (und 
diese stünde dann auch logisch unter 
(Mit-) Verantwortung der Schulbehörden). 
Die Studierenden hätten in diesem Sy­
stem erst nach der ersten Ausbildungs­
phase (vermutlich besser noch in der 2. 
Phase, nach ersten realen Arbeitsversu­
chen in den Strukturen verschiedener 
Schularten) die Schulformwahl endgültig 
zutreffen - oder auch die Entscheidung, 
sich auf außerschulische Bildungsaufga­
ben zu orientieren. Damit wäre die Hoch­
schule nicht von der Integration pädago­
gischer Praxis befreit; aber solche Pra­
xis hätte eher eine Analyse- und Diagno­
sefunktion als die Aufgabe einer ersten 
Unterrichtsqualifizierung, würde eher Kri­
tik als Anpassung befördern und könnte 
besser in die Hochschule integriert wer­
den: als Arbeitsfeld pädagogischer For­
schung. 

Innerhalb der Hochschulausbildung soll­
ten außerdem differenzierte Studienwe-
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ge angeboten werden, entsprechend den 
unterschiedlichen Studien- und Berufs­
motivationen der Studierenden: Wer vor­
rangig pädagogische Studienmotive und 
Berufsoptionen hat, kann mit Erziehungs­
wissenschaften beginnen und sich spä­
ter, wenn er eine Lehrerperspektive an­
strebt, Fächer entsprechend dem Schul­
kanon dazuwählen. Wer zunächst mit 
eher fachlichen Interessen das Studium 
aufnimmt, kann sich später für die Ergän­
zung um Erziehungswissenschaften ent­
scheiden, wenn er den Lehrer- oder ei­
nen anderen pädagogischen Beruf wäh­
len möchte; andernfalls entscheidet er 
sich für die Fortsetzung allein seiner Fach­
studien. Eine solche Konzeption läßt sich 
jedenfalls leichter im Rahmen von Di­
plom-( oder Magister-)Studiengängen re­
alisieren, wie sie oben (Abschnitt 4) eben­
falls skizziert wurden. Eine zweite Aus­
bildungsphase hätte hier stärker die Auf­
gabe fachdidaktischer Qualifikation, die 
- soweit schulformspezifisch - unter der 
(Mit-) Regie schulischer Institutionen statt­
finden könnte; auch diese fachdidakti­
sche Qualifikation sollte in der ersten 
Phase jedenfalls dadurch vorbereitet wer­
den, daß im Rahmen der Fächer Fragen 
der historischen Genese und sozialen 
Vermittlung, der interdisziplinären Ver­
flechtung und gesellschaftlichen Bedeu­
tung von Wissen behandelt werden: nicht 
nur als Basis schulspezifischer Fachdi­
daktiken, sondern als Grundlage jegli­
cherwissenscha~tlicher Berufstätigkeit. 

Dies ist somit ein zweiphasiges Modell -
eines, das sich jedoch teils graduell, teils 
prinzipiell von der traditionellen Zwei­
phasigkeit unterscheidet. Dies Modell 
entspricht übrigens weitgehend demje­
nigen, das die nordrhein-westfälische 
Kommission .Zukunft der Bildung - Schu­
le der Zukunft" vorgeschlagen hat. Dort 
wird das Konzept sogar noch um zwei 
weitere Phasen ergänzt: Ein mindestens 
halbjähriges .Vorpraktikum· in pädago­
gischen oder auch anderen gesellschaft­
lichen Institutionen, das im wesentlichen 
das bei Lehrerinnen typische Biogra­
phie-Defizit beseitigen soll, nie Erfah­
rungen außerhalb von Schule und Hoch­
schule gemacht zu haben (in meinem 
Konzept müßte dieses Praktikum nicht 
unbedingt vor Studienbeginn, könnte auch 
im Studium oder vor der zweiten Phase 
stattfinden). Darüber hinaus eine .Be­
rufseingangsphase", mit der die regulä­
re Arbeit an der Schule beginnt, und die 
der Einpassung in die konkrete Unter­
richtssituation und in das spezifische 
Schulprofil dienen soll. Damit wird die 
zweite Phase auch von der illusionären 
Überforderung entlastet, Lehrerinnen auf 
jede schulformspezifische Aufgabe vor­
zubereiten; zugleich wird durch die mit 
der Berufseingangsphase verbundene 
Unterrichtsentlastung endlich anerkannt, 
daß Lehrerinnen zu Berufsbeginn (und 
im Prinzip auch bei jedem Schul- oder 
sonstigen Aufgabenwechsel) eine Ein­
arbeitung brauchen, die .Arbeit" macht. 

7. Vergütung der Lehrerinnen 

All diese Überlegungen führen zweifellos 
zu elnerweiteren logischen Konsequenz: 
Lehrerinnen, die nicht mehr in rigide ge­
trennten Laufbahnen verbeamtet sind, 
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die nicht mehr für besondere Landeskin­
derschulen ausgebildet werden, die als 
Generalisten vielfältig einsetzbar sind und 
ihrem Arbeitgeber damit hohe Disposi-
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tionsspielräume eröffnen, sind auch nach 
einheitiichen Regeiungen zu vergüten. 
Damit ist natürlich auch der Traditions­
streitpunkt (nicht nur) in Deutschland an­
gesprochen; und obwohl in Deutschland 
die Lehrerinnenvergütung-im Vergleich 
zu den meisten anderen Ländern - schon 
sehr weit nivelliert ist, stiften die verblei­
benden Differenzen noch immer den al­
ten Unfrieden. Diese Vergütungsfrage 
ist offensichtlich wichtig, weil sie auch 
Kriterium sozialer Gerechtigkeit ist. Sie 
kann und soll hier dennoch nicht zur alles 
entscheidenden Frage gemacht werden, 
solange sie die anderen notwendigen 
Entwicklungen behindert. 

Gleichwohl sei angeregt, diese Frage im 
Kontext einer Strukturreform der Lehre­
rinnenausbildung mitzubehandeln: Aus­
gehend von der Feststellung, daß Hoch­
schulausbildung heute nicht mehr Privi­
leg einer kleinen Elite ist, hat auch das in 

Besoldungsgesetzen und Bundes-Ange­
stellten-i arifvertrag festgelegte „Lohnab­
standsgebot" zwischen nichtakademi­
schen und akademischen Berufen seine 
Legitimität verloren. Ausgehend von der 
zunehmenden Einsicht in die - trotz 
unterschiedlicher Qualifikationsprofile -
prinzipielle Gleichwertigkeit von Univer­
sitäts- und Fachhochschulausbildung 
kann auf eine zwischen den unterschied­
lichen Hochschulausbildungen differen­
zierende Vergütung verzichtet werden. 
Daraus könnte sich der Vorschlag her­
leiten, im staatlichen Bereich alle Lehre­
rinnen (wie auch alle anderen Hochschul­
absolventl nnen) einheitlich zunächst nach 
BAT 111 ( entspr. A 12 bei den Beamtl nnen) 
zu vergüten, und für Alle im Prinzip glei­
che Aufstiegsmöglichkeiten zu eröffnen. 
Mit Mehrkosten wäre eine solche Vergü­
tungsregelung nicht verbunden; sie sollte 
aber auch nicht als Kürzungsprogramm 
genutzt werden. 

Nachsatz 
Der Aufsatz entstand ursprünglich in 
der Absicht, west-östliche "Zukunfts­
werkstätten" zum Lehrerinnen-Arbeits­
markt im Rahmen der GEW-"lnitiative 
Bildung" anzuregen; sie kamen nicht 
zustande. In dieser Fassung versteht 
sich der Beitrag als Versuch, die Dis­
kussion um die überfälligen Reformen 
der Lehrerinnenausbildung aus den tra­
ditionellen Kontroversen und Sackgas­
sen zu befreien und Reformspielräume 
trotz leerer Kassen aufzuzeigen; er ist 
insofern auch eine spezifische Kritik 
der zu kurz greifenden Reformpläne 
des Niedersächsischen Kultusministe­
riums. In ähnlche Richtung wie meine 
Überlegungen weisen auch die im 
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Herbst 1995 veröffentlichten nordrhein­
westfälischen Empfehlungen zur"Zukunft 
der Bildung - Schule der Zukunft"; sie 
könnten neuen Perspektiven für die Leh­
rerinnenausbildung in West und Ost er­
öffnen. 

Hansjürgen Otto, Soziologe, ist seil 
1975 Planer in der Lehrerinnenausbil­

dung der Universität Oldenburg und 
war auch an der Durchführung des 

dortigen Modellversuchs zur "Einphasi­
gen Lehrerausbildung" beteiligt. Seit 

acht Jahren für Aufgaben der Personal­
vertretung freigestellt - und in diesem 

Rahmen auch beratend bei Hoch­
schulpersonalräten der neuen Länder 

tätig - kehrt er 1996 wieder in die 
Planertätigkeit zurück. 
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Gottfried Seifert (Berlin): 

Das Wissenschaftler-Integrations-Programm: 
Ein Instrument zum Aufbau einer blühenden Hochschul­

und Forschungslandschaft in den neuen Ländern? 

An den Universitäten und Fachhochschu- len. Ein. WIPianer" ist ein Mensch, der für 
len der neuen Länder und Berlins taucht seine Arbeit aus Mitteln des WIP bezahlt 
seit einiger Zeit ein neuer Begriff auf: wird. 

Wissenschaftler-Integrations-Programm, Wie kam es zu diesem Programm, wel-
abgekürzt WIP. DasWIPistdasFörder- ehe Ziele wurden mit seiner lnkraftset-
programm des Bundes und der neuen zung verfolgt, wie ist der Stand der Rea-
Länder zur dauerhaften Eingliederung lisierung? 
von Forschungspersonal aus den aufge- Dazu einige Anmerkungen aus Sichtei-
lösten DDR-Akademien in die Hochschu- nes WIPianers. 

1. Zur Geschichte und zum wissenschaftspolitischen Rahmen des 
WIP 

Im Einigungsvertrag vom 31.8.1990 war 
bekanntlich festgelegt worden, daß die 
öffentlich getragenen, zentralen For­
schungseinrichtungen der DDR ( die Aka­
demie der Wissenschaften, die Bauaka­
demie und die Akademie der Landwirt­
schaftswissenschaften) aufgelöst wer­
den mußten. Die dort laufenden For­
schungsprojekte und die damit befaßten 
Wissenschaftler und technischen Mitar­
beiter hatten sich einer Begutachtung 
durch den Wissenschaftsrat zu unterzie­
hen. Das Ergebnis dieser Evaluierun­
gen waren Empfehlungen, die etwas 
darüber aussagten, welche Projekte und 
welche Personen nach Urteil des Wis­
senschaftsrats für den Aufbau einer neu­
en, gesamtdeutschen Forschungsland­
schaft wertvoll waren und welche nicht. 
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Entgegen den Erwartungen verschiede­
ner westlicher .Kenner· der DDR-For­
schung zeigten die Begutachtungsergeb­
nisse, daß diese Forschung keineswegs 
eine • Wüste· war, sondern im allgemei­
nen durchaus mit dem West-Niveau ver­
gleichbare und auf ausgewählten Gebie­
ten sogar herausragende Ergebnisse 
vorzuweisen hatte. Etwa zwei Drittel aller 
begutachteten Projekte wurden positiv 
bewertet. Trotzdem hat der Wissen­
schaftsrat im Ergebnis seiner Evaluie­
rungen - aus welchen Gründen auch 
immer - für die ehemals (im Jahre 1989) 
ca. 40.000 Beschäftigten an den drei 
genannten Forschungsakademien ledig­
lich die Schaffung (oder Erhaltung) von 
ca. 13.300 Stellen empfohlen. Davon 
waren ca. 11.100 Stellen in der außer-

179 



universitären Forschung, ca. 150 in gei­
steswissenschaftlichen Langzeitvorha­
ben und für ca. 2.000 Personen wurde 
die .Eingliederung in die Hochschulen" 
empfohlen. 

Im Ergebnis der Empfehlungen für den 
außeruniversitären Bereich entstanden 
inzwischen 29 Institute der Blauen Liste, 
9 Fraunhofer-Institute und 9 Einrichtun­
gen der Max-Planck-Gesellschaft. Als 
Instrument zur Umsetzung der Empfeh­
lung .Eingliederung in eine Hochschule" 
wurde 1991 von der Bund-Länder-Kom­
mission für Bildungsplanung und For­
schungsförderung (BLK) das Wissen­
schaftler-Integrations-Programm (WIP) 
als ein Teil des Hochschul-Emeuerungs­
Programms (HEP) beschlossen. Über 
eine von Bund und neuen Ländern ge­
meinsam getragene Finanzierung von 
Personal- und Sachmitteln für die WIPia­
ner sollte damit die dauerhafte Integrati­
on in die Hochschulen (in Ausnahmefäl­
len auch in hochschulnahe außeruniver­
sitäre Einrichtungen) erreicht werden, und 
zwar ohne Benachteiligung des dort be­
reits vorhandenen .Stammpersonals". 

Der Weg der WIPianer verlief im Regel­
fall über die Akademie-Institute, die bis 
Ende 1991 als Einrichtungen der Länder 
fortbestanden, ging dann für2 Jahre Ober 
die .Koordinierungs- und Aufbau-Initiati­
ve für die Forschung in den neuen Bun­
desländern· (KAI e.V.) und endet bislang 
mit einem bis Ende 1996 befristeten 
Arbeitsvertrag an einer Hochschule der 
neuen Länder einschließlich Berlins. 

Eine Förderzusage ab 1992 bekamen 
nur solche Forschergruppen und Einzel­
wissenschaftler, die positive Evaluie-
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rungsergebnisse sowohl des Wissen­
c:r:h~ft~rat~ a!s auch eines spezie!I für die 
WIP-Förderung gebildeten hochrangigen 
Integrationsausschusses vorweisen 
konnten. 

Das WIP war zunächst auf nur 2 Jahre 
(1992-1993) ausgelegt. Bald wurde klar, 
daß in diesem Zeitraum das Programm­
ziel nicht zu erreichen war. Dank geziel­
ter Aktivitäten, insbesondere durch KAI 
e.V., den Wissenschaftsrat, den Bun­
destagsausschuß für Forschung, Tech­
nologie und Technikfolgenabschätzung, 
Gewerkschaften (vor allem die GEW) 
und nicht zuletzt die gewählten Sprecher­
räte der Betroffenen, konnte die Laufzeit 
schließlich auf 5 Jahre (1992-1996) ver­
längert werden. Für die Finanzierung über 
diesen Zeitraum wurden von Bund und 
neuen Ländern insgesamt 600 Mio DM 
zur Verfügung gestellt. 

Der Aufbau neuer außeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen und auch die 
vorerst befristete Weiterbeschäftigung 
der WIPianer kann zweifellos als Erfolg 
gewertet werden, wobei allerdings die 
Befristung noch aufgehoben werden muß. 
Auf der anderen Seite darf aber nicht 
vergessen werden, daß parallel dazu 
über 20.000 ehemalige Akademie-Mit­
arbeiter ihre berufliche Existenz verloren 
haben. Der Personalbestand im Mittel­
bau der ostdeutschen Universitäten wur­
de um ca. 40% reduziert, und eine Indu­
strieforschung gibt es in den neuen Län­
dern so gut wie nicht mehr. Mit dem 
zeitlichen Ablauf der Arbeitsverträge der 
im WIP Geförderten droht Ende 1996 ein 
erneuterVerlustwissenschaftlichen Per­
sonals in den neuen Ländern. Man wird 
schon mal fragen dürfen: Kann sich die 
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Bundesrepublik Deutschland das noch ostdeutschen Hochschul- und For-
leisten? schungslandschaft. 

Das wissenschaftspolitische Ziel des 
WIP und der zugrundeliegenden Wis­
senschaftsrats-Empfehlung war und ist, 
- positiv evaluierte Forschungspotentia­
le in den neuen Ländern zu erhalten und 
für den Neuaufbau der gesamtdeutschen 
Forschungslandschaft zu nutzen sowie 
- diese Potentiale dauerhaft in die Hoch­
schulen der neuen Länder zu integrieren, 
um dort die Forschung zu stärken. 

Im Konsens aller Beteiligten ist das WIP 
damit ein wichtiges Element des Ge­
samtkonzepts zur Umstrukturierung der 

Die Entstehungsgeschichte des WIP 
zeigt, daß die abschließende Umsetzung 
der Wissenschaftsrats-Empfehlung .Ein­
gliederung in eine Hochschule" ein verei­
nigungsbedingtes Problem ist. Daraus 
folgt die gemeinsame Verantwortlichkeit 
des Bundes und der Länder für seine 
Lösung. Außerdem ist klar, daß die Re­
gularien der Hochschul-Personalpolitik, 
die sich vor der deutschen Vereinigung 
in den alten Bundesländern bewährt ha­
ben, für die Lösung nicht unbedingt aus­
reichen müssen; für vereinigungsbeding­
te Probleme waren sie nicht gemacht. 
Politische Lösungen sind gefragt. 

2. Einige Daten zum WIP 

Gegenwärtig sind noch 1.469 Personen 
im Rahmen des WIP beschäftigt, darun­
ter 1.030 (70%) Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler. Wie oben gesagt, 
handelt es sich dabei um Forschungs­
gruppen und Einzelwissenschaftler mit 
bis Ende 1996 befristeten Arbeitsverträ­
gen. Mit42% ist der Frauenanteil bei den 
WI P-Geförderten überdurchschnittlich 

hoch - ein nicht zu unterschätzender 
Gesichtspunkt für die Erhaltung dieses 
Potentials. 60% der WIPianer sind auf 
naturwissenschaftlich-technischen Ge­
bieten tätig. Die meisten WIP-Geförder­
ten arbeiten an den Hochschulen Berlins 
(36%), Sachsens (19,3%) und Branden­
burgs (18,3%). Genauere statistische 
Angaben liegen bei der GEW Berlin vor. 

3. Über die Integrationszusagen der Politik 

Die Wissenschaftsminister der neuen 
Länder, der zuständige Bundesminister 
und der Vorsitzende des Wissenschafts­
rats haben anläßlich gemeinsamer Be­
ratungen wiederholt versichert, daß die 
Wissenschaftsrats-Empfehlungen ohne 
Abstriche umgesetzt werden. 

Die Regierungschefs der neuen Länder 
haben 1993 verbindlich zugesagt, die für 
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die Integration erforderlichen Stellen bzw. 
Beschäftigungspositionen zu schatten. 

Die Bundesregierung und der Bundes­
tag mit seinen Ausschüssen befaßten 
sich mehrfach mit der Umsetzung der 
Empfehlungen. Dabei wurden die Ziels­
tellungen des WIP immer ohne jede Mo­
difikation bestätigt. Z.B. wird im .Bericht 
der Bundesregierung zur Stärkung der 
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Wissenschafts- und Forschungsland­
schaft In den neuen Ländern und im ver­
einten Deutschland" (1993) klar festge­
stellt: .Bis zum 31 Dezember 1996 müs­
sen die Betroffenen endgültig von den 
Hochschulen übernommen sein." 

Die Anhörung im Bundestagsausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät­
zung zur Fortschreibung der drei Hoch­
schulsonderprogramme am 27.4.1995 
ergab, daß die große Mehrheit der Aus­
schußmitglieder den Erhalt des im WIP 
geförderten Potentials als notwendig 
ansieht. Diese Forderung wurde dort 
auch vom Vertreter der Hochschulrekto­
renkonferenz (HRK) unterstützt, der sich 
dabei auf die Entschließung des 175. 

HRK-Plenums vom 20./21 Februar 1995 
berufen konnte. 

Noch im Oktober 1995wird von Bundes­
minister Rüttgers das Festhalten am Pro­
grammziel in einer Pressemitteilung mit 
dem Titel .Fünf Jahre deutsche Einheit -
die blühenden Landschaften sind überall 
im Kommen" bekräftigt, wenn er sagt: 
_Als Bestandteil des HEP wurde das 
WIP zur dauerhaften Eingliederung von 
Wissenschaftlern der ehemaligen Aka­
demien in die Hochschulen der neuen 
Länder vereinbart." 

Diese und einige weitere Integrationszu­
sagen verantwortlicher Politiker und Gre­
mien sind in einer kleinen Dokumentati­
on zusammengestellt, die bei der GEW 
Berlin vorliegt. 

4. Stand der Umsetzung 

Die im WIP Geförderten vertrauen auf 
diese Zusagen. Dennoch besteht für die 
Betroffenen angesichts der Ungewißheit, 
auf welcher Grundlage der Integrations­
prozeß nach 1996 zum Abschluß ge­
bracht werden kann, Anlaß zu großer 
Sorge. Würde das WIP Ende 1996 ohne 
gesicherte Aussicht auf wirkliche Inte­
gration auslaufen, würden die auf hoher 
politischer Ebene gemachten Zusagen 
unerfüllt bleiben. Damit wäre aber der 
Sinn der bisherigen Förderung verfehlt, 
das vielversprechende WIP wäre zur 
,.Edel-ABM" verkommen. 

Die bisherige Bilanz der Umsetzung ist 
in der Tat ernüchternd. Ein knappes Jahr 
vor Auslaufen des WIP und der Arbeits­
verträge sind noch immer ca. 95% aller 
Geförderten ohne Anschlußperspektive. 
Die wenigen gelungenen Integrationen 
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kamen zudem meist unabhängig von dem 
Förderprogramm zustande. 95% der 
WIPianer droht damit trotz zweimaliger 
positiver Evaluierung und entgegen den 
klaren Zusagen der Politik der Gang zum 
Arbeitsamt. 

Diese Bilanz ihres Konzepts hat sogar 
die Väter des WIP aus dem Wissen­
schaftsrat, die sich heute als .Mittäter" 
bezeichnen, weitgehend verstummen las­
sen und in Ratlosigkeit versetzt. Wenn 
sie sich überhaupt noch zu Wort melden, 
hört man vielleicht so was wie: .Entschul­
digung, Jungs, es war nur mal so ein 
Versuch, wir können euch jetzt nicht mehr 
helfen, andere haben die Verantwortung". 
Nur gut, daß es wieder eine haushaltsfi­
nanzierte Akademie (diesmal die Berlin­
Brandenburgische) gibt, in deren siche­
rem Schoß man die durch die • Wende" 
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bewirkte Transformation des DDR­
Wissenschaftssystems rein theoretisch 
durchleuchten kannl 

Der Stand der Umsetzung ist an den 
Zielen des WIP (vgl. 1.) und an den Zusa­
gen (vgl. 3.) zu messen. Obwohl inzwi­
schen auch über damalige Fehleinschät­
zungen der Forschung an DDR-Hoch­
schulen gesprochen wird, sind die wis-

senschaftspoiiiischen Gründe für die Er­
haltung des positiv evaluierten Potenti­
als bis heute nicht in Zweifel gezogen 
worden. Die den WIPianern gegebenen 
Zusagen wurden nie zurückgenommen 
und können auch nicht mehr zurückge­
nommen werden. Die Lösung des. WIP­
Problems" ist eigentlich ganz einfach: 
Die gegebenen Zusagen sind einzuhal­
ten! 

5. Was tun die WIPianer für ihre Integration? 

Es ist wohl selbstverständlich, daß die 
WIPianeran ihren Zielhochschulen alles 
daransetzen, erfolgreiche wissenschaft­
liche Arbeit zu leisten und damit die Eva­
luierungsergebnisse zu bestätigen. Dazu 
bedarf es keines Förderprogramms, dies 
folgt schon aus einer gesunden wissen­
schaftlichen Neugier und aus dem Ehr­
geiz des Wissenschaftlers. Allerdings 
kommt für die WIPianer hinzu, daß sie 
sich in neue Arbeitszusammenhänge ein­
ordnen müssen und daß sie mit der Be­
drohung des absehbaren Endes ihrer 
Forschungstätigkeit leben müssen. 

Daß in hohem Maße wertvolle Ergebnis­
se abgeliefert werden und dies an den 
Hochschulen auch zur Kenntnisgenom­
men wird, zeigen z.B. Äußerungen aus 
der TU Dresden (Vorwort des Rektors 
zur Broschüre. WI Pan der TU Dresden·, 
1995), der TU Berlin (K. Schwarz in TU 
intern 9/1995) und der Universität Pots­
dam (vgl. Beitrag J. Lange zur Tagung 
.WIP - Leistungen und Perspektiven", 
5.12.1995). Das Plenum der Hochschul­
rektorenkonferenz hätte in der bereits 
genannten Entschließung vom Februar 
1995 nicht für die Einrichtung zusätzli­
cher Stellen für die derzeit im WIP Geför-
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derten plädiert, wenn es nicht von der 
Leistungsfähigkeit der WIPianer über­
zeugtwäre. 

Eine Präsentation von mehr als 150 WIP­
Projekten fand während der wissen­
schaftspolitischen Tagung .WIP - Lei­
stungen und Perspektiven· am 5.12.1995 
an der Humboldt-Universität in Berlin 
statt. Von der GEW wurde dazu das Heft 
.Projekte und Leistungen des Wissen­
schaftler-Integrations-Programms" (Nov. 
1995) herausgegeben. Es zeigt sich, daß 
die fachliche Eingliederung der WIPia­
ner in die Arbeit der Hochschulinstitute 
oft schon weit fortgeschritten ist, so daß 
eine Trennung kaum noch ohne Schaden 
möglich ist. 

Die Chancen, die berufliche Situation 
durch erfolgreiche Bewerbungen auf aus­
geschriebene Stellen zu verbessern, sind 
für die WIPianer außerordentlich gering. 
Diese Erfahrung mußte nach zahlreichen 
Fehlschlägen gemacht werden: Beispie­
le sind von den Medien dokumentiert 
worden. Das mitunter zu hörende Vorur­
teil, die WIPianer zeigten in dieser Be­
ziehung zu wenig Aktivität, muß endlich 
ausgeräumt werden: es ist einfach falsch. 
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Allerdings hat alles seine Grenzen: Es ist 
wohl kaum .normal". wenn sich ein 55-
jähriger gestandener WI P-Wissenschaft­
ler und ein Promovierter im Alter von 30 
Jahren, der seine Zukunft vorsieh hat, um 
eine ausgeschriebene befristete Stelle 
streiten. 

Es wäre naiv zu glauben, daß die WIP­
Geförderten nur hervorragende Arbeits­
ergebnisse vorweisen müßten und dann 
laufe die Integration unter Berufung auf 
die Zusagen wie von selbst. Das haben 
wir WIPianer sehr früh verstanden. Be­
reits kurz nach Auflösung der DDR-Aka­
demien Ende 1991 wurden spontan lo­
kale Sprecherräte gewählt. Später wur­
de die WIP-Kommission beim Betriebs­
rat von KAI e.V. wirksam, auf deren Initia­
tive Anfang 1994 eine überregionale In­
teressenvertretung der WI P-Geförderten, 
der WIP-Rat, entstand. Inzwischen gibt 
es WIP-Räte auf Länder-und Hochschu­
lebene. Die GEW, die diese Aktivitäten 
stets konstruktiv begleitet hat, hat 1995 
eine länderübergreifende Koordinie­
rungsgruppe der gewählten WI P-Verte­
tungen ins Leben gerufen. 

Aufgabe und Ziel dieser Strukturen 1st, 
der Vereinzelung der WIPianer entge­
genzuwirken, den jeweils zuständigen 
Verwaltungen als Ansprechpartner zur 
Verfügung zu stehen und ihnen gegen­
über die Interessen der WIP-Geförder­
ten zu vertreten sowie von den politi­
schen Entscheidungsträgern Fortschrit­
te beim Vollzug der Integration einzufor­
dern und ggf. Vorschläge zu unterbrei­
ten. 

Die Aktivitäten derWIP-Vertretungen und 
der GEW haben immerhin dazu beige­
tragen, daß das Problem WIP nach wie 
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vor nicht aus derwissenschaftspolitischen 
Diskussion verschwunden ist. in Presse, 
Funk und Fernsehen wurde über das 
WIP berichtet. Vor Landtagen fanden 
Mahnwachen statt. GEW und WIP-Rat 
veranstalteten am 15.9.1995 eine Pres­
sekonferenz zum WIP, wo ein Forde­
rungskatalog vorgelegt wurde. Vertreter 
der WIP-Räte aus Ber1in und Sachsen 
waren zur bereits genannten Anhörung 
des Bundestagsausschusses am 27.4. 
1995 eingeladen und konnten dort Pro­
bleme und Vorschläge aus Sicht der 
Betroffenen vortragen. Es gab und wird 
weiter geben Gespräche mit Abgeord­
neten, Landesregierungen und Hoch­
schulleitungen. Der Bundestag bezieht 
das WIP-Problem in seine Beratungen 
zum neuen Hochschulsonderprogramm 
ein. 

Ein Höhepunkt in den Aktivitäten derWI P­
Vertretungen war bisher die gemeinsam 
mit der GEW veranstaltete wissenschafts­
politische Tagung. WIP- Leistungen und 
Perspektiven" am 5.12.1995 in Berlin. 
Der Einladung waren über 500 WIPianer 
aus allen neuen Ländern gefolgt. Dar­
über hinaus konnten die Generalsekre­
täre der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförde­
rung, der Hochschulrektorenkonferenz, 
des Wissenschaftsrats und der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft als ak­
tive Teilnehmer gewonnen werden. Sämt­
liche neuen Länder einschließlich Berlin 
waren durch verantwortliche Politiker 
vertreten. Ihre Ausführungen zeigten, daß 
die Konzepte über eine abschließende 
Lösung der Integration in den einzelnen 
Ländern sowohl bezüglich des Entwick­
lungsstands als auch dem Inhalt nach 
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durchaus unterschiedlich sind. Eine Do­
kumentation der wissenschaftspoliti­
schen Tagungsbeiträge ist in Vorberei­
tung. 

Wenn man sich heute noch einmal das 
.WIP-Memorandum" vornimmt, mit dem 

derWIP-Rat bereits im September i 994 
an die Öffentlichkeit getreten ist (vgl. auch 
hochschule ost 5-6/95), so wird aller­
dings deutlich, daß trotz aller Aktivitäten 
die damals erhobenen grundlegenden 
Forderungen nach wie vor nicht erfüllt 
sind. 

6. Woran scheiterte bisher die Integration? 

Das WIP hatte von Anfang einige Kon­
struktionsmängel, die Umsetzungspro­
bleme ahnen ließen. Eine erste Unge­
reimtheit war, daß die unbefristeten Ar­
beitsverträge, die mit den DDR-Akade­
mien bestanden, nach positiver Evaluie­
rung durch befristete Verträge, garniert 
mit dem Sahnehäubchen in Form von 
Zusagen für letztlich unbefristete Be­
schäftigungsvertiältnisse, ersetzt worden 
sind. Der Eingriff in die unbefristeten 
Arbeitsverträge erfolgte durch den Eini­
gungsvertrag, d.h. per Gesetz; das Bun­
desverfassungsgericht hat in einem Ur­
teil diesem fragwürdigen Verfahren im 
wesentlichen aus finanziellen Erwägun­
gen zugestimmt und die entsprechende 
Klage abgewiesen. 

Statt im Ergebnis der Evaluierungen eine 
sofortige Problemlösung zu schaffen, 
haben Bund und Länder bis heute nur 
Problemverschiebungen organisiert. Auf 
diese Weise haben die derzeit im WIP 
an den Hochschulen Geförderten inzwi­
schen ihren vierten befristeten Arbeits­
vertrag: den ersten, bis Ende 1991 gülti­
gen, mit dem betreffenden Land aufgrund 
des Einigungsvertrags, den zweiten (bis 
Ende 1992) und dritten (bis Ende 1993) 
mit KAI e.V. und schließlich den vierten 
(bis Ende 1996) mit einer Hochschule. 
Nach jedem Zeitabschnitt gab und gibt 
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es Zweifel an der Fortsetzung des Inte­
grationsprozesses, deren Ausräumung 
seitens der WIPianer immer auch wis­
senschaftsfremde Aktionen erforderlich 
machen. Diese Kurzatmigkeit der Be­
schäftigungsverhältnisse ist der Feind 
langfristig angelegter Grundlagenfor­
schung. Und von den Finanzen her ist 
kaum einzusehen, wieso es einen Unter­
schied macht, ob die Fördermittel im 
Rahmen einer Abfolge befristeter Be­
schäftigungsverhältnisse oder für unbe­
fristete Stellen zur Verfügung gestellt 
werden. Oder will man sich immer mal 
wieder eine Möglichkeit vorbehalten, die 
WIPianer doch noch in die Wüste zu 
schicken? 

Obwohl KAI e.V. in einer komplizierten 
Situation in der Regel gute organisatori­
sche Arbeit geleistet hat, fragt man sich 
heute, ob der Kraftakt des Auf- und Ab­
baus dieser als Träger des WIP zeitlich 
zwischengeschalteten Verwaltung wirk­
lich erforderlich war und ob die dafür 
verwendeten Mittel nicht hätten sinnvol­
ler eingesetzt werden können. Zudem 
entstanden infolge der privatrechtlichen 
Organisationsform von KAI e.V. beim 
Übergang in die Hochschulen kompli­
zierte Probleme im Zusammenhang mit 
der Anerkennung der dort verbrachten 
Beschäftigungsjahre. Eine vernünftige 
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Lösung dieser formalJuristischen Frage 
erforderte von Gewerkschaften und VviP­
Vertretungen hohen Aufwand. 

Während die WIPIaner bis Ende 1993 
bei KAI e.V. geparkt waren, liefen die 
Personalplanungen an den Hochschulen 
ohne Berücksichtigung des WIP-Poten­
tials. In den Landeshochschulentwick­
lungsplänen der neuen Länder und Ber­
lins kommt das WIP so gut wie nicht vor 
Die Hochschulen waren offenbar in den 
Entstehungsprozeß des WIP nur unzu­
reichend eingeschaltet und betrachten 
sich auch jetzt nicht genügend in die 
Vorbereitung eines neuen Hochschulson­
derprogramms einbezogen (J. Lange, 
Tagung 5.12.95). Wenn hier die Kommu­
nikation nicht stimmt. sind die Probleme 
vorprogrammiert. 

Sofern an den ostdeutschen Hochschu­
len Neuberufungen erfolgten, wurde meist 
das Prinzip der Ost-West-Durchmischung 
peinlich genau befolgt, wie es ja auch der 
Wissenschaftsrat gewollt hat. Diese Öff­
nung der Personalstrukturwar zweifellos 
sinnvoll angesichts der politisch erzwun­
genen eingeengten wissenschaftlichen 
Kooperationsmöglichkeiten der DDR­
Hochschulen. Man gewinnt aber den Ein­
druck. daß bezüglich des Austauschs 
von wissenschaftlichem Personal die frü­
here Mauer durch eine semipermeable 
Membran ersetzt worden ist. In diese 
West-Ost-Einbahnstraße konnten und 
können sich die WIPianer nicht einord­
nen. 

Sicher spielt dabei eine Rolle, daß die 
jetzt im WIP Geförderten mitunter noch 
nicht über so umfangreiche internationa­
le Beziehungen verfügen, wie sie sich 
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ein westdeutscher Wissenschaftler über 
vieie Jahre hat aufbauen können. Insbe­
sondere Mitarbeiter, die sich in der DDR 
politisch vernünftig verhielten, hatten 
kaum Möglichkeiten für Reisen in westli­
che Länder. Das schadet ihnen heute 
Aber seit der .Wende" wurden schon 
vielfache wissenschaftliche Kontakte in 
diese Richtung aufgebaut, und man kann 
hier ganz sicher von einerweiteren Inten­
sivierung ausgehen. 

Im Zuge derzwangsweisen kongruenten 
Übertragung der westlichen Personal­
struktur auf die Hochschulen der neuen 
Länder mußten diese massiv Mitarbei­
ter abbauen. Insbesondere entfallen un­
befristete Stellen für wissenschaftliche 
Mitarbeiter, also gerade die. die für das 
Gros der WIPianer entsprechend den 
Zusagen in Frage kommen würden. Die 
übrigen an den Universitäten im wissen­
schaftlichen Bereich vorhandenen Stel­
len sind für die WIPianer ohnehin kaum 
zugänglich. Für befristete Qualifikations­
stellen kommen sie wegen ihrer meist 
bereits vorhandenen hohen Qualifizie­
rung nicht in Frage. Gegen die Beset­
zung einer der wenigen freiwerdenden 
Hochschullehrerstellen spricht oft die 
fachliche Spezialisierung und mitunter 
auch das Alter. Schließlich setzte die 
Förderzusage für das WIP ein anerkann­
tes Forschungsprofil voraus, das man im 
allgemeinen nicht in wenigen Berufsjah­
ren aufbauen kann. 

Die beiden gegenläufigen Prozesse, der 
erzwungene Abbau von Stammpersonal 
einerseits und eine Integration von WIPia­
nern andererseits, passen im Rahmen 
der hergebrachten Strukturen nicht zu­
sammen. Während der erstgenannte 
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Prozeß kräftig läuft, ist der zweite nicht 
einmal aus den Startlöchern gekommen. 
Lösungen für die WIP-Geförderten sind 
im Rahmen dieser nunmehr festgefügten 
Stellenstruktur auf keinen Fall in dem 
durch die Anzahl der WI Pianer gegebe­
nen Umfang möglich. Politische Lösun­
gen müssen gefunden werden; die aktu­
ellen Beratungen zu einem neuen Hoch­
schulsonderprogramm bieten sich dafür 
geradezu an. Gibt es solche Lösungen 
nicht, werden die WIPianer letztlich auf 
der Strecke bleiben, soviel sie auch auf 
ihre positiven Evaluierungsergebnisse, 
ihre fachlichen Erfolge und die ihnen 
gegebenen Zusagen verweisen. Und den 
Hochschulen kann dabei noch nicht ein­
mal ein Vorwurf gemacht werden. 

Ein Motiv des Wissenschaftsrats für die 
WIP-Konstruktion war seine Überzeu­
gung, man müsse die Forschung an den 
Hochschulen der neuen Länder wieder 
stärken und dazu Potential aus den Aka­
demien dorthin .zurückführen". Sofern 
damit die Einschätzung verbunden war, 
an diesen Hochschulen sei so gut wie 
nicht geforscht worden, war dies ein of­
fensichtlicher Fehler. Unabhängig davon 
können natürlich leistungsfähige WIP­
Gruppen die Forschung an diesen Hoch­
schulen wesentlich stärken, z.B. auch 
durch Installierung von Forschungsge­
bieten, die es bisher an der betreffenden 
Hochschule nicht oder nicht schwerpunkt­
mäßig gab. Insbesondere an den Fach­
hochschulen können die WIPianer Bei­
träge zur schon lange geforderten Stär­
kung der Forschung leisten. Sollte hier 
ein Fehler in der Begründung vorgele­
gen haben, so ändert dies nichts an der 
Richtigkeit der Zielstellung des WI P. 
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Ein anderes Vorurteil 'vvar, daß die DDR­
Akademien (nicht nur aus strukturellen, 
sondern) auch aus politischen Gründen 
aufgelöst werden mußten. Damit werden 
mitunter auch die WIPianer in pauscha­
ler Weise unterschwellig in die Nähe 
ehemals staatstragender Kader gerückt. 
Das ist einer Integration kaum förderlich 
Vielleicht abgesehen von speziellen ge­
sellschaftswissenschaftlichen Einrichtun­
gen waren aber mindestens die Mitar­
beiter auf unteren Ebenen im wesentli­
chen Forscher und standen dem SED­
Staat keineswegs überdurchschnittlich 
nahe. Es gab sogar Fälle, wo wissen­
schaftliche Mitarbeiter an der Akademie 
der Wissenschaften eingestellt wurden, 
damit sie bei der politisch sehr sensiblen 
.sozialistischen Erziehung· der Studen­
ten keinen Schaden mehr anrichten konn­
ten. 

Jedenfalls dürfen jetzt offenbarwerden­
de Fehleinschätzungen der für das WIP 
wissenschaftspolitisch Verantwortlichen 
keinesfalls auf dem Rücken der WIP­
Geförderten korrigiert werden. Die 
WIPianer fordern Vertrauensschutz für 
die ihnen gegebenen Zusagen. 

Vielfach werden die Probleme bei Ein­
gliederung des WIP-Personals in die 
Hochschulen an der Finanzierungsfrage 
festgemacht. Die Bundesregierung hat 
über lange Zeit eine Beteiligung an der 
Finanzierung des WIP-Potentials für die 
Zeit nach 1996 strikt abgelehnt. Sie be­
gründete dies mit dem Bestreben, nun 
zur .Normalität" zurückzukehren, was 
bedeutet, daß die Bereitstellung von Mit­
teln für Hochschulpersonal allein Länder­
sache wäre. Dabei wird aber völlig igno-
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riert, daß die Eingliederung von wissen­
schaftlichem Personal aus einem zusam­
mengebrochenen Staat in eine gesamt­
deutsche Forschungs- und Hochschul­
landschaft keineswegs der .Normalfall" 
ist. Und die Wissenschaftsakademien 
waren zentrale Einrichtungen der DDR, 
für die der Bund in erster Linie als verant­
wortlicher .Erbe" in Frage kommt. Solan-

ge das vereinigungsbedingte Problem 
der Integration noch nicht abschließend 
gelöst ist, darf sich der Bund nicht aus 
seiner Verantwortung verabschieden und 
diese den Ländern, den Hochschulen 
und den WIPianem zuschieben. DerWIP­
Rat hat die gemeinsame Verantwortung 
von Bund und Ländern immer wieder 
gefordert 

7. Zur aktuellen Problemlage 

In jüngster Zeit kommt wenigstens inso­
weit Bewegung in die Diskussion der 
Finanzierungsfrage als starke Bestre­
bungen im Gange sind, in das neue, von 
Bund und Ländern gemeinsam getrage­
ne Hochschulsonderprogramm Förder­
maßnahmen aufzunehmen, die grund­
sätzlich auch den WIPianern zugänglich 
sind. Im Bundestag wurden am 18. Janu­
ar d.J. Anträge zum Inhalt dieses neuen 
Programms beraten. Dabei haben alle 
Parteien in irgendeiner Weise auch zum 
WIP Stellung genommen. Keine dieser 
Stellungnahmen ging davon aus, daß für 
die WIPianer ab 1.1.1997 überhaupt 
nichts mehr geht. Auch die gemeinsame 
Verantwortlichkeit des Bundes und der 
Länder für den Abschluß des WIP wird 
akzeptiert. Aber die eigentlich angezeig­
te Lösung, d.h. die Erfüllung des Pro­
grammziels durch unbefristete Einglie­
derung in die Hochschulen und damit die 
Einlösung der Zusagen, wurde nur von 
einer kleineren Oppositionspartei expli­
zit gefordert. Die anderen Parteien schla­
gen gewisse Teillösungen vor, die prinzi­
piell in die richtige Richtung gehen, aber 
gemessen am Ziel des WIP noch nicht 
ausreichen. 

Eine der vorgeschlagenen Maßnahmen 
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ist die Bereitstellung eines .Sockelbe­
trags zur Förderung innovativer For­
schungsgruppen in den neuen Bundes­
ländern". Im Gespräch ist eine Summe 
von 100 Mio DM für den Zeitraum von 4 
Jahren. Dabei stellt sich natürlich die 
Frage, wie man .innovative" von ,nichtin­
novativen· Forschergruppen unterschei­
den kann. Darüber hinaus sind weitere 
Modalitäten zu präzisieren: Soll die DFG 
oder sollen nicht besser die Länder als 
.Träger" dieser Fördermaßnahme fun­
gieren? Können WIP-Wissenschaftler 
ihre eigenen Personalmittel einwerben? 

Die im Bundestag vorgeschlagene An­
hebung dieses Betrags auf 400 Mio DM 
wäre ein sehr wichtiger Fortschritt. Es 
wäre sehr zu begrüßen, wenn diese Mit­
tel, sollten sie in das Programm einge­
stellt werden, speziell für Projekte der 
WIPianer bereitstehen würden; der Vor­
schlag geht wohl in diese Richtung. Es ist 
auch zu begrüßen, daß nicht nur an die 
WIPianer in den Hochschulen gedacht 
werden soll, sondern auch an die in An­
Instituten und bestimmten außeruniversi­
tären Einrichtungen. Nur: Von einer end­
gültigen Integration derWIPianer in ihre 
Zieleinrichtungen ist auch bei diesem 
Vorschlag (noch?) nicht die Rede. Nach 
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dem gegenwärtigen Stand müssen die 
WIPianer ihre bereits viel zu lange an­
dauernde Hängepartie weiter fortsetzen. 
Denn es steht dann immer wieder die 
Frage der arbeitsrechtlichen Anbindung. 
Schließlich gibt es auch eine zeitliche 
Begrenzung für befristete Arbeitsverhält­
nisse an den Hochschulen. Wie schwie­
rig sich die Lösung solcher formaler Fra­
gen gestaltet, mußten die WIPianer in 
der Zeit nach KAI e.V, erfahren. 

Nach einem Vorschlag der Länder sollte 
das neue Hochschulsonderprogramm mit 
Mitteln in Höhe von insgesamt 5,5 Mrd. 
DM ausgestattet sein, wobei die Län­
derseite einen Beitrag von 2,2 Mrd. DM 
zugesagt hat. Diese Beträge sind zwar 
ansehnlich, aber gemessen an anderen 
Posten auch wieder .peanuts"· Der Ver­
teidigungshaushalt hat eine Größenord-

nung von 50 ~ .. 1rd. Drv1. 'fv'ähiend mit ei­
nem Hochschulsonderprogramm etwas 
für die Zukunft getan wird, kann man sich 
da beim Militär nicht so sicher sein. 

Der immer noch nicht entschiedene Streit 
um die Höhe des Bundesbeitrags und 
die Verteilung der Gesamtsumme auf 
Bund und Länder ist kaum noch nachvoll­
ziehbar. Bedenklich erscheint die von 
Zukunftsminister Rüttgers angestrebte 
Verquickung von BAföG, Hochschulbau 
und Forschungsförderung. Wenn die For­
schung nur dadurch gefördert werden 
kann. daß beim wissenschaftlichen Nach­
wuchs gespart wird, dann ist für die „Zu­
kunft" nichts gewonnen. Die Mittel müs­
sen schon aus anderen Töpfen kommen 
Außer dem Verteidigungshaushalt wa­
ren die Budgets der Geheimdienste da­
für sehr geeignet. 

8. Zusammenfassung 

Das Ziel des Wissenschaftler-Integrati­
ons-Programms, die Erhaltung von posi­
tiv evaluiertem Forschungspotential in 
den neuen Ländern und seine dauerhaf­
te Integration in die Hochschulen, ist bis­
her nicht erreicht. Die den WIPianern 
gegebenen Zusagen der Politik sind noch 
nicht eingelöst. 

Die Umsetzung der Wissenschaftsrats­
Empfehlung .Eingliederung in eine Hoch­
schule" ist ein vereinigungsbedingtes 
Problem Bund und Länder müssen ge­
meinsam in der Verantwortung bleiben. 

Ein abschließende Lösung des Problems 
kann letztlich nur durch die Schaffung der 
zugesagten unbefristeten wissenschaft­
lichen Arbeitsplätze erfolgen. Nur so kann 

hochschule ost 2/1996 

das im WIP konzentrierte wissenschaft­
liche Potential auf Dauererhalten und für 
den Aufbau einer blühenden Hochschul­
und Forschungslandschaft in den neuen 
Ländern genutzt werden. 

Diese Arbeitsplätze können von den 
Hochschulen angesichts der ihnen auf­
erlegten Kürzungen im Rahmen ihrer Stel­
lenpläne nicht in der erforderlichen An­
zahl und entsprechend der Qualifikation 
der WIPianerzurVerfügung gestellt wer­
den. Daher ist die Politik gefordert. 

Wenn die Politik diese abschließende 
Lösung derzeit nicht erreichen kann oder 
will, sind in jedem Fall Teillösungen erfor­
derlich. Dabei darf allerdings die ur­
sprüngliche klare Zielstellung des WIP 
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nicht vernebelt werden. Die Teillösungen 
müssen Schritte in Richtung dieses Ziels 
sein. 

Die vorgesehene Maßnahme .Sockel­
betrag zur Förderung innovativer For­
schungsgruppen in den neuen Bundes­
ländern· ist in diesem Zusammenhang 
zu sehen und kann nach Klärung von 
bestimmten Modalitäten durchaus hilf­
reich sein. 

Weitere partielle Lösungen müssen um­
gehend sowohl auf Bundes- als auch auf 
Landesebene verbindlich festgelegt wer­
den. In diese .WIP-Runden" sollten die 
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zuständigen Politiker, Hochschulen, Ge­
werkschaften und WIP-Vertretungen ein­
bezogen werden. Konkrete Vorschläge 
für solche Teillösungen wurden auf der 
Pressekonferenz am 15.9.1995 und auf 
der Tagung .WIP- Leistungen und Per­
spektiven· am 5.12.1995 vorgelegt. 

Gottfried Seifert, Dr. rer.nat., Mathemati­
ker, ist im Rahmen des WIP wissen­

schaftlicher Mitarbeiter des Hermann­
Föttinger-lnstituts für Strömungsmecha­

nik der TU Berlin, Mitglied im Vorstand 
des WIP-Rates Berlin und der WIP­

Koordinierungsgruppe derLänder 
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REAKTIONEN 

Ulrich van der Heyden (Berlin): 

Geht die Abwicklung weiter? 
Eine Antwort auf den Beitrag von Norman Adler, hso 5-6/95 

Im letzten Heft des Jahres 1995 er­
schien in der hochschule ost ein Auf­
satz von Norman Adler über den For­
schungsschwerpunkt Moderner Orient 
in Berlin.1 Hierin informiert der Autor 
über die Reduzierung des Personalbe­
standes des Forschungsschwerpunk­
tes Moderner Orient (FSP) und ver­
sucht, dafür Gründe aufzuzeigen. 

Selten hat ein Aufsatz in der Fachpres­
se für so viel Diskussion und Aufregung 
in dem Gebäude in der Prenzlauer Pro­
menade gesorgt wie eben dieser Arti­
kel von Norman Adler. Aber auch über 
den direkt betroffenen Wissenschaft­
ler-Kreis hinaus fand er Aufmerksam­
keit, und der dort dargestellte Vorgang 
findet nach wie vor in verschiedenen 
wissenschaftsorganisatorischen und 
zunehmend auch politischen Gremien 
sowie in der Presse Interesse. Dies ist 
nicht verwunderlich, kann doch nur das, 
was im Interesse einer gewissen Öf­
fentlichkeit auch thematisiert und öf­
fentlich gemacht wird, auch nur in je­
nem Interesse diskutiert werden. Die-
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se Freiheit hatten wir Mitarbeiter der 
alten Akademie lange vermissen müs­
sen und mußten nun zuweilen feststel­
len, daß wohl nicht alle Mitbürger heute 
diese vielleicht als Selbstverständlich­
keit angesehene Errungenschaft so rich­
tig zu schätzen vermögen. Jedenfalls 
läßt sich dies aus für gelernte DDR­
Bürger unverständlichen Reaktionen 
erkennen, so bei dem vielfach ihnen 
gegenüber demonstrierten Unverständ­
nis darüber, wie man bürokratische 
Entscheidungen etwa anzweifeln kön­
ne. 

Da wird lieber der Untergang der Titanic 
gefeiert, weil es ja noch einige ge­
schafft haben, in die Rettungsboote zu 
gelangen. Oder mit anderen Worten 
ausgedrückt: es ist relativ unbedeu­
tend, ob man nun ein halb gefülltes 
Wasserglas als halb voll oder als halb 
leer bezeichnet oder eine Begutach­
tung einer wissenschaftlichen Instituti­
on, deren Personalbestand dadurch zur 
Hälfte bzw. zu einem Drittel abgewik­
kelt wurde, nun als erfolgreich bestan-
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den oder als Mißerfolg interpretiert. 
Das hängt wohl immer vom Standpunkt 
des Betrachters ab. Und zumeist mel­
den sich diejenigen zu Wort, die ein­
deutig auf der einen Seite stehen. In 
dieser Wortmeldung nun meldet sich 
ein Betroffener zu Wort. 2 

Es wäre nicht der Wahrheit genüge 
getan, wollte ich den Vorwurf zurück­
weisen, daß die folgenden Zeilen von 
einem frustrierten Opfer der DFG-För­
derungspraxis stammen. Sicherlich bin 
ich über mein persönliches Schicksal 
enttäuscht, aber andererseits beschäf­
tige ich mich in verschiedenen Gremi­
en mit der wissenschaftshistorischen 
Aufarbeitung der Geschichte der Afri­
kawissenschaft in der DDR und damit, 
was nach der Wende davon erhalten 
geblieben ist. Und so erlaubt diese 
Erfahrung dem .letzten Akademie-Afri­
kanisten" doch einige Parallelen und 
Schlußfolgerungen zu ziehen, die über 
die persönlichen Befindlichkeiten hin­
ausgehen. Als Betroffener von Evaluie­
rung, Beteiligter am Aufbau einer neu­
en Wissenschaftsinstitution nach der 
Wende und schließlich Spätabgewik­
kelter kann ich zudem auf persönliche 
Erfahrungen und Einblicke verweisen, 
die einer wissenschaftsgeschichtlichen 
Darstellung zu Gute kommen. 

Da nicht zuletzt wegen des ihr oft 
nachgesagten Exoten-Daseins der Afri­
kawissenschaften bislang kaum öffent­
liche Stellungnahmen über diese Wis­
senschaftsdisziplin vorliegen, sind alle 
Bemühungen auf diesem Gebiet zu 
begrüßen; dies gilt auch für den oben 
genannten Beitrag von Norman Adler. 
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Dieser weist indes einige Unkorrekt­
heiten und Möglichkeiten zur Falschin­
terpretationen auf, die durch eine wis­
senschaftsgeschichtliche Darstellung 
zum FSP berichtigt werden sollten. 
Dies wird in den folgenden Ausführun­
gen geschehen. 

Doch zunächst sei auf einige wesentli­
che Aussagen und Argumente des 
Autors eingegangen, die zu Mißdeu­
tungen führen könnten: 

Der FSP Moderner Orient stand schon, 
wie im Untertitel behauptet, in gewis­
ser Weise vor dem Ende. Nach einer 
Übergangsphase von drei Jahren, die 
um ein weiteres Jahr verlängert wurde, 
sollten die sieben auf Grund der Emp­
fehlungen des Wissenschaftsrates aus 
der DDR-Akademie entstandenen gei­
steswissenschaftliche Forschungs­
schwerpunkte, für die die Max-Planck­
Gesellschaft (MPG) die Tochtergesell­
schaft Förderungsgesellschaft Wissen­
schaftliche Neuvorhaben (FOG) eigens 
ins Leben gerufen hatte, in eine feste 
Institution überführt werden. Insofern 
wäre das .Aus" kein Grund zur Sorge 
oder zum Beklagen. Grund dafür gibt 
es allerdings bezüglich der zukünftigen 
wissenschaftlichen Ausrichtung dieser 
Institution, die sich seit dem 1. Januar 
1996 Zentrum Moderner Orient (ZMO) 
des Vereins Geisteswissenschaftliche 
Zentren Berlin e.V. - zu dem noch zwei 
weitere aus FSP hervorgegangene Zen­
tren in Berlin gehören - nennt, und zur 
Art und Weise, wie die wissenschaftli­
che Profiländerung durchgesetzt wur­
de bzw. werden soll. Denn die zukünf­
tige Spezialisierung des ZMO hat mit 
den ursprünglichen Empfehlungen des 
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Wissenschaftsrates vom 5. Juli 1991 
nur noch sehr wenig gemein. Wie die­
ses Ziel erreicht werden soll, hat hinge­
gen sehr viel mit den hinlänglich be­
kannten Praktiken der Abwicklung der 
Wissenschaft im Osten Deutschlands 
zu tun. In dieser Hinsicht ist also die 
Überschrift des Artikels, die Anlaß zur 
Kritik bot, berechtigt. 

Die Von Adler suggerierte Ossi-Feind­
lichkeit der Entscheidung kann von 
vielen nicht geteilt werden; selbst das 
„Neue Deutschland" 3 konnte dies in 
einem Artikel über die Ergebnisse der 
Begutachtung der FSP im Sommer 
1995 nicht feststellen. In der Tat sind 
zwar nur einige wenige Ossis mehr aus 
der Förderung geflogen, was keinen 
mehr verwundern sollte, aber das Er­
gebnis ist doch entscheidend. Denn 
nunmehr herrscht so gut wie Parität in 
dem übriggebliebenen Rest des Perso­
nalbestandes: in der Anzahl der Ossis 
und Wessis, im zahlenmäßigen Ver­
hältnis der männlichen und weiblichen 
Mitarbeiterinnen, in Bezug auf jüngere 
und ältere Mitarbeiter, in der personel­
len Besetzung der einzelnen For­
schungsgruppen. Wer wollte da noch 
klagen oder Rechenkünste dahinter 
vermuten? 

Auch scheint mir die Aussage, daß im 
FSP .etwas zusammengewachsen" sei 
.was anderswo nicht so recht zusam~ 
menwachsen will" doch etwas zu eu­
phorisch und dem Zweck geschuldet. 
Selbstverständlich gab es in unserer 
Institution Kooperation und Koordinati­
on unter den Mitarbeitern, die aus den 
alten und neuen Bundesländern ka­
men, doch hielt sich diese in Grenzen. 
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Zu unterschiedlich war die wissen­
schaftliche und gesellschaftliche Her­
kunft. Aber es gab keinen offenen Ossi­
Wessi-Gegensatz. Allerdings schwel­
te im Unterbewußtsein der Ossis der 
Arger und die Enttäuschung über die 
Ungleichbehandlung, die sich nicht nur 
in der Höhe des Gehaltes ausdrückte 
sondern auch in der einen oder andere~ 
administrativ-bürokratischen Angele­
genheit. Aber alle Ossis waren froh 
einen Job in dem gelernten und bis zu~ 
Wende ausgeübten Beruf zu haben 
konnten dies doch nur knapp 170 vo~ 
ehemals über 1000 Beschäftigten in 
den ehemaligen geisteswissenschaft­
lich ausgerichteten DDR-Akademie-In­
stituten von sich behaupten. 

In dem Beitrag von Norman Adler wird 
von „Orientalisten'· gesprochen, die am 
FSP arbeiteten. Diese machten aber 
nur ein knappes Drittel der Mitarbeiter 
aus; die Mehrzahl waren Afrika- und 
Asienwissenschaftler. Die Wissen­
schaftsbürokratie des Berliner Senats 
versteht allerdings unter Orientfor­
schung die Erforschung der arabische 
Region, bestenfalls noch die der isla­
misch dominierten Länder in deren 
Nachbarschaft. So wollte man dann 
auch, als die Entscheidung zur Über­
nahme dieses FSP im Haus des Berli­
ner Wissenschaftssenators auf der Ta­
gesordnung stand, nur .Orientalisten" 
haben, auf keinen Fall Afrikanisten und 
Asienwissenschaftler. Nun ist verständ­
lich, wenn ein Laie ob der Vielfachbe­
deutung des Begriffs „Orientalistik" die 
Orientierung verliert, hat doch Michael 
Lüders in der Wochenzeitung .Die Zeit" 
zu Beginn des Jahre 1995 schon auf 
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das Chaos aufmerksam gemacht, das 
der Begriff „Arabistik, Orientalistik, Is­
lamkunde, Islamwissenschaft" unter 
den Fachleuten hervorruft.• Eine Rück­
frage bei diesen hätte allerdings einige 
Unklarheiten beseitigen können. Je­
denfalls habe man entschieden, wie 
der zuständige Beamte dem Verfasser 
im Dezember '95 wörtlich erklärte, .daß 
Afrika an einem zukünftigen geistes­
wissenschaftlichen Zentrum Moderner 
Orient in Berlin keine Zukunft habe". Ist 
diese den Empfehlungen des Wissen­
schaftsrates widersprechende Äuße­
rung nur Ergebnis einer bürokratischen 
Entscheidung? Oder, so muß man doch 
fragen, cui bono? 

In dem Artikel von Norman Adler wird 
leider nicht erwähnt, daß sich der Be­
triebsrat der FOG sehr engagiert für die 
Belange der Mitarbeiter und für die 
Umsetzung der Überlegungen des Wis­
senschaftsrates - der immerhin die 
Aufgabe hat, .Empfehlungen zur inhalt­
lichen und strukturellen Entwicklung 
der Hochschulen, der Wissenschaft 
und der Forschung zu erarbeiten, die 
der Erfordernissen des sozialen, kultu­
rellen und wirtschaftlichen Lebens ent­
sprechen•s - eingesetzt hat. Leider 
konnte er wenig erreichen, da sich -
wie in diesem Artikel zu zeigen sein 
wird - über die Empfehlungen dieses 
höchsten wissenschaftsorganisatori­
schen Gremiums hinweggesetzt wur­
de 

Ebenfalls gilt es die Anstrengungen 
des ersten kommissarischen Leiters 
des FSP sowie des damaligen Vorsit­
zenden des Wissenschaftsrates und 
zugleich Mitglied des wissenschaftli-
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chen Beirates des FSP zu würdigen, 
die sich aufopferungsvoll bemühten, 
daß die damals sehr junge Institution 
sich im Sinne der Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates als Stätte inter­
disziplinärer, interregional orientierter 
geisteswissenschaftlicher Forschung 
außerhalb der Universitäten etablieren 
konnte. 

Die in dem Artikel von Adler noch ver­
mutete Gefahr der .scheibchenweisen 
Reduzierung" der ursprünglichen For­
schungspotentiale hat sich leider be­
wahrheitet. 

In dem Adler-Artikel wird der Eindruck 
vermittelt, daß die Begutachtung von 
zukünftigen Projekten in der Wissen­
schaftslandschaft der Bundesrepublik 
normale Praxis sei. Die Mitarbeiter ei­
ner wissenschaftlichen Institution hät­
ten sich eben einer Prüfung ihrer gelei­
steten und der geplanten Arbeiten zu 
unterziehen. Dagegen ist im Prinzip 
nichts einzuwenden. Jedoch wird bei 
dieser Argumentation gar zu gern ver­
gessen, daß die FSP nicht eine Über­
nahme aus der alten Bundesrepublik 
sind, sondern aus dem Altbestand der 
DDR-Wissenschaftsmasse aus einer 
bis dahin in der alten Bundesrepublik 
nicht bekannten Praxis entstanden 
sind. Schließlich wurden dafür gar neue 
Verfahrensweisen der Deutschen For­
schungsgemeinschaft (DFG) einge­
führt. Das Modell der FSP und ihrer 
Nachfolgeeinrichtungen ist ja ein Er­
gebnis der Abwicklung vornehmlich der 
außeruniversitären geisteswissen­
schaftlichen Forschungseinrichtungen 
der DDR. Auch die für vier Jahre für die 
FSP verantwortliche MPG hat bislang 
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unterschieden zwischen Instituten und 
Einrichtungen, .die unmittelbar in Ver­
bindung mit der Abwicklung der DDR­
Akademie gegründet wurden und sol­
chen, deren Gründung erst jetzt (also 
Jahre nach der Abwicklung der ost­
deutschen Wissenschaft - U.v.d.H.) 
erfolgte bzw. in Vorbereitung ist."6 Aus­
drücklich wird vom Gesamtbetriebsrat 
der MPG in seinem Tätigkeitsbericht 
hervorgehoben: .Während bei der erst­
genannten Gruppe gemäß den Emp­
fehlungen des Wissenschaftsrats die 
Auflage bestand, einen bestimmten Teil 
positiv evaluierter Mitarbeiter der Aka­
demie der Wissenschaften zu über­
nehmen, erfolgen die gegenwärtigen 
Neugründungen unter den üblichen 
Bedingungen der Alten Bundesländer". 7 

Nur will sich hieran, nachdem die drei­
bzw. vierjährige Existenz der FSP un­
ter der Ägide der MPG ausgelaufen ist, 
niemand mehr erinnern. Das zuweilen 
vorgebrachte Argument, daß die Ost­
Wissenschaftler dadurch bevorteilt 
würden, trifft so nicht zu. Denn keiner 
der „handverlesenen" Ossis, wie die 
.Frankfurter Rundschau· sie einmal 
nannte,8 hat eine Lobby bei den für 
wichtige Entscheidungen zuständigen 
Ordinarien oder Wissenschaftsmana­
gern. Und wir Ossis mußten erfahren, 
daß .Vitamin B" heutigentags wenig­
stens ebenso wichtig ist wie vor 1989. 

Und, was nach meinem Verständnis 
auch zu einer Begutachtung gehört, 
niemand hat sich für die Ergebnisse 
der geleisteten Arbeit der FSP-Mitar­
beiter in den vergangenen Jahren inter­
essiert. Dabei hatte noch der Verband 
der Historiker Deutschlands in Leipzig 
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Im Jahre 1994 in einer Resolution der 
Mitgliederversammlung bei grundsätz­
licher Bejahung der .unkonventionel­
len" FSP-Modelle gefordert, daß die 
FSP .einer begleitenden Erfolgskon­
trolle unterworfen werden· sollen.9 Denn, 
und darauf hat Norman Adler verwie­
sen, es wurden wichtige Aufgaben trotz 
schwieriger psychischer Bedingungen 
gelöst. Und wofür? Um das beackerte 
und bestellte Feld jetzt zur Ernte in 
andere Hände zu übergeben! 

Und niemand der Betroffenen hat, um 
einen Gedanken aus dem Adler-Artikel 
aufzugreifen, angenommen, daß es 
sich bei den FSP und den Nachfolgein­
stitutionen um .priviligierte Ostunter­
nehmen· handeln würde. Aber es war 
ein Versuch, aus der DDR mitgebrach­
te Erfahrungen einer weitgehend von 
der universitären Lehre unabhängigen 
Grundlagenforschung auf geisteswis­
senschaftlichem Gebiet in die gesamt­
deutsche Wissenschaftserfahrung ein­
zubringen. Das hatte auch der auf dem 
Gebiet der Wissenschaftspolitik und -
strategie in der Regel bestens infor­
mierte „Tagesspiegel" so gesehen und 
geschrieben: .Das hatte den Wissen­
schaftsrat veranlaßt, als Übergangslö­
sung, bevor es zur Bildung von Gei­
steswissenschaftliche Zentren in ganz 
Deutschland kommen soll, die Einrich­
tung von Forschungsschwerpunkten zu 
empfehlen: 10 Die Praktikabilität des 
Modells der geisteswissenschaftlichen 
Zentren prüft man auch an Universitä­
ten in Westdeutschland. So wird bei­
spielsweise an dem Institut für Afrika­
Studien der Universität Bayreuth die 
.,neue Möglichkeit diskutiert, unter an-
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derem die vom Wissenschaftsrat Ende 
1994 verfaßten' Empfehlungen zui Grlin­
dung geisteswissenschaftlicher Zen­
tren'· 11 für die Fortführung des auslau­
fenden DFG-Sonderforschungsberei­
ches .Identität in Afrika" zu nutzen. 

Um einen sachlichen Einblick in die 
Diskussion um das bevorstehende 
Ende oder um die Weiterführung der 
mehrfach positiv evaluierten Afrika- und 
Asienforschung (wie sie zu DDR-Aka­
demie-Zeiten hieß) zu erlangen, ist es 
sinnvoll, sich in der gebotenen Kürze 
mit der Geschichte des Forschungs­
schwerpunktes Moderner Orient zu 
befassen. 

Die Gründung des FSP Moderner Ori­
ent erfolgte auf der Grundlage der Emp­
fehlungen des Wissenschaftsrates 
nach der Evaluierung der einzelnen 
Institute der Akademie der Wissen­
schaften der DDR.12 Die Idee für diesen 
besonderen Typ von .Forschungskol­
leg· hatte damals der Präsident der 
DFG eingebracht. Es sollten damit in 
Grenz- und Überschneidungsgebieten 
mehrerer Disziplinen der Kultur- und 
Geisteswissenschaften neue For­
schungsfelder bearbeitet werden, so 
daß eine bislang vorhandene Lücke in 
der geisteswissenschaftlichen F or­
schung der Bundesrepublik geschlos­
sen werden könnte 1J 

In den auf dieser Idee basierenden 
Empfehlungen des Wissenschaftsra­
tes wurde ausdrücklich dafür plädiert, 
förderungswürdige Projekte und Pro­
jektgruppen aus der Akademie der 
Wissenschaften der DDR auch im ver­
einten Deutschland fortzuführen. Es 
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wurde hierin empfohlen, .dafür zu sor­
gen. daß eine Reihe wissenschaftiich 
bedeutsamer Projekte und qualitativ 
gute bis sehr gute Forschergruppen 
ihre Arbeiten in anderen institutionellen 
zusammenhängen fortsetzen kön­
nen."1• Dort wurde in Bezug auf die 
später am FSP betriebenen Wissen­
schaftsdisziplinen zum Institut für All­
gemeine Geschichte ausgeführt: .Im 
Teilbereich 'Asien, Afrika, Lateinameri­
ka' - auch 'Orientforschung' genannt -
sind einige sehr substantielle und koor­
dinierte Arbeiten durchgeführt worden, 
die nach Fortfall der sie zum Teil in 
Fragestellung und Durchführung beein­
flussenden ideologischen Vorgaben 
unbedingt fortgeführt werden sollten" .15 

In der Tat hatte ein Mitglied der Evalu­
ierungskommission, der über das 
Schicksal hunderter Akademie-Wis­
senschaftler und Dutzender von Pro­
jekten zu befinden hatte, unsere Diszi­
plin im Gedächtnis behalten und dafür 
sehr schmeichelhafte Worte in seinen 
Erinnerungen gefunden. Er meinte, daß 
es im Institut für Allgemeine Geschich­
te .bunte Tupfer, häufig in Gestalt jün­
gerer Wissenschaftler" gab, die in .in­
teressanten Abteilungen, z.B. für afri­
kanische Geschichte oder für moderne 
Orientforschung" arbeiteten. 18 Da dies 
auch wohl die Meinung von anderen 
.. Evalu1erern" war. durften neun Wis­
senschaftler aus dem Institut für Allge­
meine Geschichte, die, wie die ande­
ren Mitarbeiter der FÖG .nach stren­
gen Maßstäben nicht nur vom Evaluie­
rungsausschuß des Wissenschaftsra­
tes sondern auch durch spezielle Bera­
tungsgruppen der Präsidentenkommis-
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sion" der MPG überprüft worden wa­
ren, 17 im FSP weiterarbeiten. 

Sowohl für die Bewerbung zur Arbeit im 
FSP Moderner Orient als auch für die 
seinerzeit von den meisten Mitarbei­
tern eingereichten Bewerbungen für das 
Wissenschaftler-Integrationsprogramm 
innerhalb der Hochschulerneuerungs­
programms (WIP-HEP) wurden einige 
der späteren FSP-Mitarbeiter noch 
zweimal positiv evaluiert. Auf die Tätig­
keit im WIP-HEP verzichteten einige 
zugunsten der Aufnahme der Arbeit in 
dem außeruniversitären FSP Moder­
ner Orient, was nun für den Verfasser 
dieser Zeilen den Verlust von (minde­
stens) einem Jahr Beschäftigung be­
deutet, da eine nachträgliche Aufnah­
me in das WIP-Programm nicht mög­
lich ist. 

Die aus dem Akademie-Institut für All­
gemeine Geschichte in den FSP über­
nommenen Projekte basierten zum 
überwiegenden Teil auf bisherigen Vor­
arbeiten der betreffenden Wissenschaft­
ler. Sie wurden in das Forschungspro­
gramm der neuen Institution integriert, 
nämlich - unter der etwas weit gefaß­
ten Überschrift - von .beziehungsge­
schichtlichen Fragestellungen des 
Verhältnisses zwischen Orient und 
Okzident". 18 Gegliedert waren diese in 
zwei Hauptgruppen, in die sich jeder 
Mitarbeiter einbringen konnte/mußte . 
Es wurden die beiden Themen .lndige­
ne Transformation als Prozeß: Ausein­
andersetzung, Synthese und Neubil­
dung• sowie . Wechselseitigkeit in un­
gleichen Beziehungen: Deutschland, 
der Orient und Afrika vom 18. bis 20. 
Jahrhundert"19 in mehreren Teilprojek-
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ten bearbeitet. Ausdrückiich wurde hier­
zu die Afrikaforschung zum Modernen 
Orient. wie schon in der o.g. Wissen­
schaftsrats-Empfehlung, gezählt. Die 
beiden Forschungsrichtungen bestä­
tigte am 6.4. 1992 der wissenschaftli­
che Beirat des FSP, dem maßgebliche 
Gelehrte aus der Bundesrepublik ange­
hören, die die Orientalistik, Asienwis­
senschaften und Afrikanistik vertraten. 20 

Im Tätigkeitsbericht 1993 des FSP 
Moderner Orient wird hervorgehoben, 
daß sich eine Vertiefung und eine Ver­
breiterung in den .Diskussions- und 
Kooperationsebenen" ergeben haben, 
so auch in dem Schwerpunkt .Missi­
onsgeschichte als Quelle für Bezie­
hungs- und Sozialgeschichte" ,21 wo 
Einzelprojekte aus den Bereichen der 
Afrika- und Asienforschung gleichbe­
rechtigt Berücksichtigung fanden. Nicht 
zuletzt deshalb organisierten zwei Mit­
arbeiter des FSP im November 1994 
mit Unterstützung der DFG und ohne 
Beteiligung von Nahostwissenschaft­
lern eine Konferenz. die internationale 
Beachtung fand. 22 

Wie es dann in dem Tätigkeitsbericht 
des FSP von 1994 heißt, wurden die in 
den Berichten 1992 und 1993 vorge­
stellten Projekte weitergeführt und in 
zwei neue Forschungsvorhaben über­
führt.23 Mit der vollen „Aufstockung" des 
Personalbestandes und dem Abschluß 
der .Durchmischung" fand unter Beibe­
haltung des Forschungsprofils der ein­
zelnen Wissenschaftler eine konzep­
tionelle Überarbeitung des bisherigen 
Forschungsprogramms statt. Dies hing 
mit der Anforderung zusammen, einen 
gemeinsamen Antrag für das 1996 ein-
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zurichtende geisteswissenschaftliche 
Zentrum zu formulieren, nachdem erst 
Mitte November 1994 das Bundesmini­
sterium für Forschung und Technologie 
die Fortexistenz der sechs geisteswis­
senschaftlichen Institutionen (eines war 
in der Zwischenzeit in dem Institut der 
MPG für Wissenschaftsgeschichte 
aufgegangen) nach Klärung der Finan­
zierung als gesichert angesehen hat­
te. 2• 

Als Ergebnis der Diskussion um das 
zukünftige Forschungsprofil entstand 
im Frühjahr 1995 ein gemeinsamer 
Antrag aller wissenschaftlicher Mitar­
beiter, in dem auch die bisherigen wis­
senschaftlich-technischen Mitarbeite­
rinnen Berücksichtigung fanden. Die­
ser wurde der DFG eingereicht, die 
sich im Februar 1995 bereit erklärt 
hatte, den Großteil der Finanzierung 
der FSP zu übernehmen. 

Diese Entscheidung basierte auf Emp­
fehlungen des Wissenschaftsrates vom 
11.11.1994. In diesem Papier wurde 
ausdrücklich betont, daß .unmittelba­
rer Anlaß für die Beschäftigung mit den 
Geisteswissenschaften ... für den Wis­
senschaftsrat die Forschungsschwer­
punkte {FSP), die auf der Grundlage 
seiner Empfehlungen zu den For­
schungseinrichtungen der ehemaligen 
Akademie der Wissenschaften der DDR 
eingerichtet worden sind." waren. Wei­
ter heißt es· .Die FSP sind die einzigen 
außeruniversitären Einrichtungen auf 
dem Gebiet der Geisteswissenschaf­
ten in den neuen Ländern·, mit Ausnah­
me des Instituts der MPG Wissen­
schaftsgeschichte und das Sorbische 
Institut 25 Hier wurden detaillierte Vor-
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stellungen zur Fortführung der Institu­
tionen in einem Zeitraum von 12 bis 15 
Jahren entwickelt. 26 Darüber hinaus 
wurde empfohlen, kw-Stellen für Wis­
senschaftler aus den ehemaligen AdW­
lnstituten zu schaffen, 27 was in den 
folgenden offiziellen Überlegungen kei­
nerlei Rolle mehr spielte. Entsprechen­
de Anfragen wurden von den Entschei­
dungsträgern entweder negativ oder 
überhaupt nicht beantwortet. 28 Vorge­
schlagen wurde in den Empfehlungen 
des Wissenschaftsrates vom Novem­
ber 1994 ausdrücklich, daß die .For­
schungsschwerpunkte in den neuen 
Ländern und in Berlin in Geisteswis­
senschaftliche Zentren überführt wer­
den" sollen, 29 woraus geschlossen 
werden konnte, daß die in den FSP 
begonnenen Forschungsvorhaben auch 
in den ab Januar 1996 unter einem 
anderen Namen firmierenden Institutio­
nen fortgeführt werden sollen bzw. konn­
ten. Auf den vorliegenden Ergebnissen 
bzw. Teilergebnissen beruhten ja letzt­
lich die Empfehlungen zur Weiterfüh­
rung dieser außeruniversitären Institu­
tionen. Hätten die FSP nicht die Erwar­
tungen der Wissenschaftsratsempfeh­
lungen von 1991 erfüllt, hätte man sich 
nicht so viel Mühe gegeben, für eine 
Weiterführung dieser außeruniversitä­
ren Institutionen zu streiten. 

In diesem Sinne lauteten auch alle seit 
Beginn der Information über die Einlei­
tung eines „beschleunigten, speziellen 
Begutachtungsverfahren durch die 
DFG"30 den Mitarbeitern auf den ver­
schiedensten Informationskanälen 
übermittelten Nachrichten. 

Der Gesamtantrag des FSP Moderner 
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Orient an die DFG, der Einzelprojekte 
in drei Gruppenprojekte zusammen­
faßte und diese wiederum unter „einem 
Dach" zusammenführte, wurde am 15. 
Mai 1995 eingereicht. Daraufhin fanden 
am 18. Juli Gutachter-Gespräche in 
Berlin statt. Innerhalb weniger Stunden 
Diskussion und eines Frage-Antwort­
Spiels waren die Entscheidungen ge­
fallen, die dann durch die Hauptaus­
schußsitzung der DFG vom 1. Sep­
tember 1995 bestätigt wurden. 

Die Entscheidung des Gutachter-Gre­
miums, die Nachfolgeinstitution des 
FSP Moderner Orient personell etwa 
um ein Drittel zu verringern, löste Be­
troffenheit aus; fielen doch die Ent­
scheidungen unerwartet hart aus. Die 
nunmehr stark zerrüttete Selbstsicher­
heit der FSP-Mitarbeiter war nicht aus 
einem gebündelten Gefühl von Über­
heblichkeit und Arroganz erwachsen. 
Vielmehr war dieses auf der Grundlage 
des Stolzes auf das auch von den 
damaligen Entscheidungsträgern ge­
schätzte Erreichte begründet, denn in 
den mehr als drei Jahren Existenz konn­
ten wahrlich nicht wenige wissenschaft­
liche Leistungen errungen werden, Pro­
jekte in internationalen Dimensionen 
und Verknüpfungen angeregt, durch­
geführt, diskutiert und angeschoben 
werden. Eine Portion Selbstsicherheit 
war auch anscheinend nicht unbedacht 
von einigen Verantwortlichen geschürt 
worden, indem diese sagten, daß die 
,FSPler" nicht schlechter gestellt sein 
sollten als die • WIPianer", daß es für 
nicht übernommene Mitarbeiter noch 
Lösungen geben werde, es sicherlich 
für die erste Zeit Anschubfinanzierun-
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gen geben werde, man die Verantwor­
tung zumindest gegenüber den ehe­
maligen Akademie-Mitarbeitern nicht 
abgeben wolle, das Profil des FSP sich 
bewährt habe und beibehalten werden 
solle, und außerdem gäbe es die Opti­
on der kw-Stellen. Obendrein machte 
die Mitteilung Hoffnung, daß die DFG 
mit dieser neuen Form der Förderung 
Neuland beschreitet und demzufolge 
auch neue Formen der Begutachtung 
und Rekrutierung der Mitarbeiter sucht. 
Ich muß gestehen, daß - obwohl ich 
es auf Grund der Erfahrungen seit der 
Wende hätte besser wissen müssen -
ich daran geglaubt oder zumindest darauf 
gehofft habe. 

In der Realität hatten die an dem Ge­
samtantrag des FSP an die DFG betei­
ligten 20 Wissenschaftler sogar 
schlechtere Bedingungen, als wenn sie 
einen Antrag im Normalverfahren ge­
stellt hätten. Denn trotz aller den an­
fänglichen DFG-Forderungen nach 
Kohärenz des Antrages geschuldeten 
Verknappungen und zu beachtenden 
Rücksichten durch jeden der Beteilig­
ten wurden dann doch, für die Betroffe­
nen überraschend, durch die sieben 
Gutachter lediglich die Einzelanträge 
begutachtet und einige selektiert. Et­
was lädiert fand dann auch das Ge­
samtunternehmen die Zustimmung der 
Gutachter. Gesagt haben sie allerdings 
nicht, wie, um gut ein Drittel personell 
geschwächt, die ursprünglichen Inten­
tionen des Projektes und seiner drei 
Teilprojekte realisiert werden sollen. Ist 
hiermit schon die Grundlage gelegt, 
eben aus diesem Grunde in zwei Jah­
ren, wenn die Anträge neu gestellt 
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werden sollen bzw. um Verlängerung 
nachgesucht werden soil, diese abzu­
lehnen? 

Es sei mir als Betroffener gestattet, 
exemplarisch meine Sicht auf die Pra­
xis der Begutachtung darzulegen: 

Als Südafrika-Wissenschaftler, der sich 
seit 1984 an der Akademie der Wis­
senschaften mit Forschungen zum süd­
lichen Afrika befaßt, hatte ich in Aus­
wertung eines bislang von der DFG mit 
nicht unerheblichen finanziellen Mit­
teln unterstützten Projektes und in 
Absprache mit südafrikanischen Kolle­
gen ein Vorhaben beantragt, welches 
den Anteil der deutschen Missionare 
an der Herausbildung der Apartheid -
ein im Süden Afrikas heiß diskutiertes 
Thema - untersuchen sollte. Aber 
dieses Projekt wurde mit der {aller­
dings niemals schriftlich formulierten) 
Begründung abgelehnt, daß es sich 
hierbei um nichts Neues, bestenfalls 
um althergebrachte Ideologiekritik han­
deln würde. Wer meine Forschungen 
kennt (oder wenigstens die dem Antrag 
beigelegten Sonderdrucke gelesen 
hätte), weiß, daß dies nicht meine 
Intentionen sind, das Gegenteil ist der 
Fall. 

Nur am Rande sei angemerkt, daß 
keiner der DFG-Gutachter, die - im 
Unterschied zur üblichen DFG-Praxis 
- namentlich bekannt sind, über Süd­
afrika oder die missionsgeschichtliche 
Fragestellung gearbeitet hat, und die 
Gutachter für die historisch ausgerich­
teten Afrika-Projekte auch keine Histo­
riker gewesen sind.3 ' 

Da für die Ablehnung eines Drittels der 
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Einzelanträge keine schriftlichen Be­
gründungen bekannt sind, gedeiht na­
türlich die Spekulation. Einige Hinwei­
se darauf, daß die Ablehnungen nicht 
nur {falls überhaupt) auf wissenschaft­
lichen Kriterien beruhen, zeigt etwa ein 
Brief der DFG vom 23.11.1995 an den 
Verfasser dieser Zeilen, in dem ihm 
mitgeteilt wird, daß am zukünftigen 
geisteswissenschaftlichen Zentrum 
.Afrika ... gegenüber anderen Regionen 
zurücktreten solle". 32 Bestätigt wurde 
dies auch in einem persönlichen Ge­
spräch mit einem Mitarbeiter des Ber­
liner Wissenschaftssenators, der, so 
die Auskunft, an dem geisteswissen­
schaftlichen Zentrum Modernen Orient 
für die Afrikaforschung keine Chance 
mehr sieht. Vielleicht sollte man sei­
nen gut gemeinten Rat, sich lieber im 
Ausland um eine Stelle zu bewerben, 
Ernst nehmen? 

Es bleibt zu fragen. warum der Berliner 
Senat sich über die ursprünglichen 
Überlegungen des Wissenschaftsrates, 
dessen Empfehlungen von der Bun­
desregierung und den Landesregierun­
gen .im Rahmen der haushaltsmäßi­
gen Möglichkeiten berücksichtigt wer­
den" sollten,33 hinwegsetzt. Denn finan­
zielle Gründe dürften für die Profilände­
rung und die damit einhergehende .Aus­
dünnung" der wissenschaftlichen Mit­
arbeiter kaum der ausschlaggebende 
Grund sein. da die personelle Ausstat­
tung nach wie vor mit 20 Wissenschaft­
lern geplant war, andere Zentren eben­
soviele Mitarbeiter besitzen und die 
Finanzen hierfür von Anfang an in die­
sem Rahmen kalkuliert und anschei­
nend auch bereitgestellt wurde. Außer-
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dem muß gefragt werden, warum den 
ehemaligen FSP-Mitarbeitern die Chan­
ce genommen wurde, sich rechtzeitig 
um andere Förderungsmöglichkeiten 
zu bewerben. Denn da nach Aussage 
des genannten Senats-Beamten die 
Entscheidung bereits im Frühjahr 1995 
gefallen war, die bislang am FSP ver­
tretenen Wissenschaftsdisziplinen zu­
gunsten der islamwissenschaftlichen 
Disziplinen am ZMO „zurückzuschrau­
ben", ließ man uns doch ,.ins offene 
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1• Raible, Wolfgang: Impressionen beim Evaluieren. Zu; Abwickiung der kuitur­
wissenschaftlichen Einrichtungen der ehemaligen DDR-Akademie der Wissenschaften, in: 
Arnold, Heinz Ludwig/Meyer-Gosau, Frauke (Hrsg). Die Abwicklung der DDR, Göttingen 
1992, s. 58 f 
17 Empfehlungen zur Errichtung geisteswissenschaftlicher Forschungskollegs (Forschungs­
zentren), vorgelegt von der Präsidentenkommission .Geisteswissenschaften• der MPG am 
24.5 1993, München 

•• Förderungsgesellschaft Wissenschaftliche Neuvorhaben mbH (Hrsg.): Tätigkeitsbericht 
1992 der geisteswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte, München (1993), S. 93. 
19 Ebenda, S. 94ff. 
20 Vgl. Wolfgang Schwanltz: Vereint entzweit. Deutsche Akademiker zwischen Zerschla­
gung und Einpassung aus der Sicht eines Berliner Orientalisten 1986 - 1992, 1n Berliner 
Debatte INITIAL, Nr 4, Berlin 1993, S. 58. 
21 Förderungsgesellschaft Wissenschaftliche Neuvorhaben mbH (Hrsg.)· Tätigkeitsbericht 
1993 der geisteswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte, München (1994) S. 127. 
22 Vgl. van der Heyden, Ulrich/Liebau, Heike: Diskussionen und Berichte: Missionsgeschichte­
Kirchengeschichte-Weltgeschichte. Christliche Missionen Im Kontext nationaler Entwicklun­
gen Afrikas, Asiens und Ozeaniens. in: Asien-Afrika-Lateinamerika, Nr. 3, Berlin 1995, S. 289 
ff 
23 Vgl Förderungsgesellschaft Wissenschaftliche Neuvorhaben mbH (Hrsg.). Tätigkeitsbe­
richt 1994 der geisteswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte, München (1995). S. 
128 
2' Geisteswissenschaftliche Zentren gesichert Bundesministerium will sich auch nach 1995 
für Finanzierung einsetzen, in: Der Tagesspiegel, 18 11 1994, Berlin. 
75 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Förderung Geisteswissenschaftlicher Zentren, 
Stuttgart, den 11.11.1994, S. 33 r 
2• Vgl. ebenda. insbesondere S. 39. 
21 Vgl. ebenda, S. 48 
2• Erklärung der Betriebsräte der sieben geisteswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte 
in Berlin, Berlin, vom 5.12.1995, S. 7f. 

" Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Förderung Geisteswissenschaftlicher Zentren, 
Stuttgart, den 11.11.1994, S. 58. 

>0 Erklärung der Betriebsräte der sieben geisteswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte 
in Berlin, Berlin, vom 5.12.1995, S. 9. 

" Vgl. die entsprechenden Angaben Ober die selbstformulierten Arbeitsfelder der Gutachter 
in· Verzeichnis der deutschsprachigen Ethnologie, Göttingen 1992; Vademekum der Ge­
schichtswissenschaften, Stuttgart 1995. 
02 Brief von der DFG an den Verfasser vom 23.11.1995. 
33 Wer macht was? Die 400 führenden Institutionen der Bundesrepublik Deutschland und ihre 
Repräsentanten, Gütersloh 1988, S. 318. 
3' Es liegt auch ein Brief von der DFG an den Verfasser vom 7 12.1995 vor, in dem u.a. auf 
eine Anfrage über die Chancen für einen zukünftigen Projetantrag mit regionalem Schwer­
punkt Südafrika ausgeführt wird, daß es sein könnte, .daß man Anträge, die sich regional 
mit dem südlichen Afrika beschäftigen und keinen Bezug zu den Islamwissenschaften haben, 
nicht weiter im Rahmen dieses Zentrums fördern möchte' 
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Hanfried Müller (Berlin): 

Zu "Kirche & Hochschule, Theologie & Politik" 

Sehr geehrter Herr Pasternack, 

für Ihr Angebot, in hoch schule ostzu den 
Partien Stellung zu nehmen, die in der 
Artikelfolge „Kirche & Hochschule. Theo­
logie & Politik" in den Heften 4/95 und 1/ 
96 auch mich betreffen, danke ich Ihnen 
verbindlich. Es ist erfreulich, einem Her­
ausgeber zu begegnen, der noch etwas 
von dem Spruch "audietur et altera pars" 
hält. 

Trotzdem möchte ich es mit diesem Brief, 
den Sie selbstverständlich als solchen 
gerne veröffentlichen können, bewenden 
lassen und zwar aus folgenden Gründen: 

Ich habe es mir zur Regel gemacht, gar 
nicht erst damit anzufangen, auf vorsätz­
lich oder irrtümlich falsche Behauptun­
gen einzugehen, wenn sie nur mich be­
treffen. Denn es ist gar nicht möglich, all 
das, was da aus Akten- und Erinnerungs­
bruchstücken publiziert wird, zu verfol­
gen. Richtigstellungen blieben rein zufäl­
lig, ein darum ausbleibendes Dementi 
aber ließe sich leicht als stillschweigen­
de Bestätigung werten, und überdies 
stünde in fast jedem Fall Zeuge gegen 
Zeuge, und überzeugen lassen sich viele 
ja ohnehin nur von dem, was sie hören 
möchten. 

Um trotzdem wenigstens ein Beispiel zu 
nennen: Natürlich könnte ich die aben­
teuerliche Verwechslung von Überlegun­
gen zur Gründung eines. Ökumenischen 
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Institutes"' {das später in der anderen 
Form einer Studienabteilung der Christ­
lichen Friedenskonferenz Gestalt gewann 
und an dem ich nie federführend interes­
siert war) mit Überlegungen, die ich viele 
Jahre früher in ganz anderem Zusam­
menhang zur Strukturierung der Theolo­
gischen Fakultäten in der DDR geäußert 
hatte, dementieren. Dann aber würde 
man womöglich die Aktennotiz von G. 
Quast2 (die jeder, der auch nur einen 
einzigen theologischen Aufsatz von mir 
gelesen hätte - wo hätte ich je den 
Mithraskult erwähnt oder den Protestan­
tismus mit griechischer Philosophie ver­
glichen? - als Produkt theologischer 
Ignoranz eines Nichttheologen erkennen 
müßte) für zutreffend halten, sofern ich 
sie nicht im gleichen Atemzuge ebenfalls 
dementierte. Eine komplette Korrekturli­
ste aber würde Bücher füllen. 3 

Nun habe ich glücklicherweise von mei­
nen grundsätzlichen Erkenntnissen und 
Entscheidungen zumindest so viel publi­
zieren können, daß jeder, der es will, sich 
ohnehin ein eigenes Urteil darüber bil­
den kann, was ich wirklich geschrieben 
und gewollt habe und was Interpretation, 
Unterstellung oder Unverständnis ist. Im 
Blick darauf ist es zum Beispiel schade, 
daß Wolf Krötkefürmeine ,skurrilen The­
sen" keine einzige Stelle als Beleg nennt, 
obwohl er zu meinen scheint, sie hätten 
(im Sinne einer Jelix culpa"?) dazu ge-

203 



führt, daß .Bonhoeffer ... offiziell - als 
einziger [ das stimmt übrigens auch nicht 
- HM.] von den Teilnehmern des 20 Juli 
1944 - in die Reihe der von der SED 
anerkannten 'Widerstandskämpfer' auf­
genommen" worden sei. 

Vor allem aber halte ich eine Filigranar­
beit zur Aufspürung all der .falschen 
Behauptungen tatsächlicher Art". von 
Unterstellungen oder Verballhornungen 
in einigen der in hochschule ost zum 
Thema publizierten Arbeiten für unzu­
mutbar ermüdend und zeitraubend -
sowohl für den Leser als auch für mich -
und für überflüssig! 

Denn um mich zu attackieren sind die 
Erfindungen, Unterstellungen und Verfäl­
schungen völlig unnötiges Beiwerk: Ich 
bin ja in der Hauptsache geständig und 
bekenne mich - diesbezüglich mit desto 
besserem Gewissen, je deutlicher täg­
lich wird, was mit der DDR verloren ge­
gangen ist - .schuldig im Sinne der 
Anklage". 

Im Unterschied zu meinen Anklägern, 
die das Wort Widerstandskämpfer in 
Anführungszeichen setzen, wenn sie da­
mit Antifaschisten meinen, war ich poli­
tisch gegen den Faschismus, für eine 
antifaschistisch-demokratische Ordnung 
in ganz Deutschland und nach der Re­
stauration des Imperialismus in der BRD 
für die Stärkung und Verteidigung der 
DDR. Vorallen gesellschaftlichen Zielen 
aber war ich leidenschaftlich daran inter­
essiert, daß es in der DDR zu einer 
Begegnung der sozialistischen Bewe­
gung nicht mit einer antikommunistischen 
Religionsgemeinschaft käme, sondern 
mit der Gemeinde Jesu Christi, die sich 
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auf seine Zusage und nicht auf ihren 
gesellschaftlichen Einfluß verläßt. 

Die in hochschule ost zitierte Analyse 
aus marxistischer Feder zeigt diesbe­
züglich mehr Verständnis für solch Hal­
tung eines Christen, als ich sie zeitge­
nössisch erwartet hätte, und vor allem 
eine qualifiziertere Fähigkeit, sachlich 
zu differenzieren, als einige Autoren in 
hochschu/e ost. Ich meine den Satz: .,Ein 
Teil der fortschrittlichen Theologen will 
die Kirche in das Gesellschaftssystem 
des Sozialismus in der DDR integrieren 
und ihre Wirkung auf die gemeinsamen 
Ziele der Christen und Marxisten[ ... ] rich­
ten. Dazu gehören die Professoren Jens­
sen, Trebs, Kehnscherper [ ... ]. Eine an­
dere Gruppe geht von der Grundkonzep­
tion der Neutralisierung der Kirche in 
politischer Hinsicht aus. Dazu gehören 
die Professoren Müller, Bassarak [ ... ], 
Müller-Streisand. Eine dritte Gruppe stellt 
sich außerhalb der Probleme der Kir­
chenentwicklung und geht ausschließ­
lich vom Fachgebiet aus und versucht 
von der Wissenschaft her [ ... ] auf die 
Studenten einzuwirken. Dazu gehören 
die Professoren Bernhardt, Schenke[ ... ] 
Dr. Döpmann u.a." • 

Der Satz in der sonst leider nicht sehr 
zuverlässigen Studie von Peter Maser, 
daß an der Berliner Theologischen Fa­
kultät/Sektion .die Ost-CDU vergleichs­
weise stark vertreten war und in ständi­
ger Auseinandersetzung mit dem SED­
orientierten Flügel um den Systematiker 
Hanfried Müller stand"5 trifft hinsichtlich 
der Kräfteverhältnisse weithin zu;8 hin• 
sichtlich der SED-Orientierung herrsch­
te wohl eine gewisse Einseitigkeit, je­
denfalls ist - keineswegs zu meinem 
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Leidwesen- die aus dem ZK kolportierte 
Maxime, .Müllers sind zu Leitungstätig­
keit ungeeignet", stets angewandt wor­
den.7 

Ich finde es schade, daß in den in ,hoch­
schule ost" publizierten Artikeln die Ge­
schichtsschreibung einen entscheiden­
den Punkt später einsetzt als die reale 
Geschichte der sechs theologischen 
Fakultäten in der DDR; diese nämlich 
beginnt damit, daß aufgrund der Nicht­
einmischung der SMAD in innerkirchli­
che Angelegenheiten (anders als zu Be­
ginn der Nachkriegsgeschichte in den 
Westzonen) nur die politisch-organisa­
torische, nicht aber die kirchlich-theolo­
gisch-kirchenpolitische Bindung ihrer 
Lehrkörper an den Faschismus themati­
siert wurde. So kam es, um nur zwei 
Beispiele zu nennen, dazu, daß (vermit­
telt durch die CDU) Johannes Leipoldt 
aus dem .Institut zur Erforschung und 
Beseitigung des jüdischen Einflusses auf 
das deutsche kirchliche Leben' in Leip­
zig und der Deutsche Christ Erich Fa­
scher in Berlin fakultätsprägenden Ein­
fluß erhielten. Erwirkte sich zum Beispiel 
so aus, daß, wie in hochschu/e ost zu 
lesen, ein ausgewiesener Antifaschist 
aus den Kreisen des Religiösen Sozia­
lismus wie Emil Fuchs nur sieben bis 
acht Hörer fand8 und daß es Heinrich 
Vogel, als Pfarrer der Bekennenden Kir­
che von den Nazis verfolgt und einge­
sperrt, in Berlin nach seinem Konflikt mit 
Dibelius ebenso erging, während Martin 

Anmerkungen: 

A!bertz, ebenfalls Opfer des Faschis­
mus, bereits nach ganz kurzer Lehrtätig­
keit in Berlin das Handtuch warf und auf 
seinen Lehrstuhl verzichtete. Das waren 
die Bedingungen an den Theologischen 
Fakultäten, als ich 1952 von der BRD in 
die DDR übersiedelte. 9 Es gelang nie, 
die Kontinuität dieser Tradition längerfri­
stig oder umfassend zu brechen, und 
nicht zuletzt darum wirkt sie bis heute in 
erbitterter historiographischer Diffamie­
rung nach. 

Das schlichte Fazit Christoph Kählers 4/ 
95, S. 17 spricht für sich, wenn man 
seinem etwas komplizierten Satzbau 
entnimmt, was er für .mit dem Jahr 1989 
obsolet geworden" hält nämlich die .Kon­
zentration auf einige durch die Situation 
besonders wichtige theologische Den­
kerwie Karl Barth und Dietrich Bonhoef­
fer". 10 Das mag - vorab - für die ge­
sellschaftlich herrschende Ideologiegel­
ten. Aber jeder möge selbst prüfen. ob 
die Kirche dieser Konzentration nicht 
heute mehr denn je bedürfte - ange­
sichts der Entfaltung einer civil religion 
mit großem Zapfenstreich und dem Kom­
mando: .Helm ab zum Geber, begleitet 
vom in diesem Zusammenhang lästerli­
chen Lied: .Ich bete an die Macht der 
Liebe, die sich in Jesus offenbart.· 

Hanfried Müller, Prof. Dr. theol., lehrte 
bis zu seiner Emeritierung 1990 

Systematische Theologie an der 
Humboldt-Universität und gibt die 

'Weißenseer Blätter" heraus 

'hochschule ost. 1/96, S. 98 samt Anmerkung 23 und 24 - ähnlich 4195, S. 33. 
2 a.a.O. 1/96, S. 103 in Anmerkung 24 wiedergegeben 

'Immerhin sei zu der sprachblockartig mit meinem Namen ständig verbundenen Klammer .IM 
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Hans Meier· auf WBI 5/94, S 43 verwiesen. dort auch einiges zum tatsächlichen Inhalt des 
Vier-Augen-Gesprächs mit Paul Verner Vgl a a.O 4195, S. 33. (Rcsemana Mülle;-Streisand 
nahm an diesem Gespräch nicht teil, außerdem wird es - allerdings nur um etwa zehn Jahre! 
- falsch datiert. Wer übrigens der Kirchengeschichte in der DDR kundig wäre, hätte schon 
auf den ersten Blick gesehen. daß es sich kein Politbüromitglied hätte leisten können. im August 
1978, wenige Monate nach dem .6 März·. ausgerechnet Hanfried Müller zu empfangen.) 

• 4/95. S. 29 - Auslassungen dort in der Wiedergabe 

$ a.a.O. 1/96, S. 96. 

• Die Verleumdungs- und Boykott-Kampagnen aus der CDU waren zeitweilig so unerträglich 
daß Rosemarie Müller-Streisand und ich dem Minister Engel im MfHuF sagten, wir möchten 
unsere Stellen kündigen; er belehrte uns jedoch, da wir nicht in einem Arbeitsrechts-. sondern 
Berufungsverhältnis stünden, könnten wir nur um unsere Abberufung bitten: .und einer 
solchen Bitte werde ich nicht entsprechen.· - Möglich übrigens, daß einige fälschlich dem 
Verner-Gespräch zugeordnete Akten-Puzzlestücke (vgl hier Anm. 3) zu diesem Gespräch 
gehören - aber so genau kommt es ja auch nicht darauf an. schließlich waren Verner und Engel 
Kommunisten. 
7 Übrigens deklarierten CDU-Kollegen meine Freunde und mich beim ZK mit Vorliebe als der 
SED gegenüber politisch unzuverlässig, nicht ohne Vergnügen registriere ich mit Genugtuung, 
daß ihnen nunmehr daran liegt, das Gegenteil zu behaupten. 

• a.a O 1/96. S. 80, Anm 16. 

• Zum Boykott gegen mich selbst a a.O 4/95, S. 13 und v a S. 29; vgl. dazu das erfreulich 
unbefangene Zeugnis von Joachim Rohde, a.a 0. 12/92 S 66f. • (Hinter den Gegensätzen 
zwischen Dreß/EIiiger auf der einen, Müller/M0ller-Streisand auf der anderen Seite stand 
übrigens offenkundig das Verhalten Elligers in der Zeit des Faschismus und Dreß's Im 
Kirchenkampf.) 

•0 Übrigens hat es - vielleicht abgesehen von einigen Evangelischen Kirchen der Union• solche 
Konzentration auf Barth nicht einmal In den Kirchen in der DDR gegeben, schon mal gar nicht 
In den theologischen Fakultaten. Dort herrschte vielmehr ein oft fanatischer .Antlbarthlanismus· 
vor, in dem deutschnationale Ablehnung Barths oft nicht ungeschickt durch Berufung auf 
religiös-sozialistische Aversionen gegen ihn .salonfähig" gemacht wurden. Zeitweilige 
Versuche der Berliner Sektionsleitung, Barth angemessen zu würdigen, provozierten diesen 
Antibarthianismus zuweilen mehr als sie ihn dämpften. Und auch Bonhoeffer wurde gelegent­
lich schon in DDR-Zeiten zum Schanddeckel der Bosheit. noch bevor der Bundeskanzler und 
seine Freundinnen und Freunde vom .Bündnis '90" ihn .entdeckten• 
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RERICHTE 

Deutsche Einheit - Fachhochschulbilanz nach 
fünf Jahren 

Deutsche in Ost und West wurden von 
der Wiedervereinigung überrascht. Da­
mit die Fachhochschulen in den neuen 
Ländern ihre Aufgaben in Lehre. For­
schung und Regionalpolitik erfüllen kön­
nen, müssen strukturelle Defizite des 
Fachhochschultyps westlicher Prägung 
überwunden werden. 

Es war im Mai 1989: Die Bundesrepu­
blik alt feierte ihr vierzigjähriges Beste­
hen. Die DDR sollte dieses Ereignis im 
Oktober desselben Jahres nachholen, 
dann aber schon unter dem Schutz der 
,Staatsorgane" gegen die .Montagsde­
monstranten". Im Mai ahnte niemand, was 
sich in der damaligen DDR entwickeln 
sollte. Die Bundesbürger hatten sich 
längst im Sinne der Zweistaatentheorie 
eingerichtet. Der Blick, auch derjenige 
der Hochschulen, ging nach Westen. 
Europa, internationale Studiengänge und 
die Anerkennung der Fachhochschulen 
in der damals noch Europäischen Ge­
meinschaft, das waren Themen, in deren 
Folge über die Zukunft und die Perspek-

tIven der Fachhochschulen nachzuden­
ken war. längst war die DDR mehr For­
schungsgegenstand denn Gegenstand 
emotionaler Regungen. Ja, innerhalb der 
Gruppe der Zweistaaten Nationen galt 
das deutsch-deutsche Verhältnis als vor­
bildlich. 

Am 9. November 1989 öffnete sich die 
Berliner Mauer und die innerdeutsche 
Grenze. Was wußten wir von der DDR, 
außer durch Schwärzungen Geschöntes? 
Was wußten unsere Landsleute in der 
DDR, das über die bunte Welt der Medi­
en hinausging? Erste Kontakte bestätig­
ten gegenseitige Unkenntnis. Auf dem 
Prüfstand hielten vorgefaßte Meinungen 
nicht Stand: Die bundesdeutsche Seite 
mußte einsehen, daß an den ostdeut­
schen Hochschulen in den ideologiefer­
nen Bereichen gute Arbeit geleistet wur­
de. Lasertechnik, aber auch die Psycho­
logie seien hier exemplarisch genannt. 
Die ostdeutsche Seite erkannte, daß 
auch die Fachhochschulen wissenschaft­
liche Ausbildung für akademische Beru­
fe leisten 

Und die Fachhochschulen? 

Europa hatte die Erwartungen nicht er­
füllt: Allein mit Hilfe der acht Semester 
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Regelstudienzeit und der Anerkennung 
der praktischen Studiensemester war der 
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Vorsprung der praxisorientierten Hoch­
schulen in Europa nicht aufzuholen. Die 
Fachhochschulen setzten nun auf die 
Wiedervereinigung. In ihrem Gefolge 
standen Entscheidungen an, die bis in 
ferne Zukunft die Stellung der Fachhoch­
schulen innerhalb des Hochschulsystems 
entweder verändern oder zementieren 
würden. Die Defizite, die der hlb auf 
seinen Kolloquien.Fachhochschule- Die 
Hochschule mit Zukunft" und .Perspekti­
ven wissenschaftlicher Berufsausbildung 
im vereinten Deutschland" beschrieben 
hatte, sollten nun im Zuge der Wiederver­
einigung abgebaut werden. Die inner­
halb der .Berliner Thesen" formulierten 
Forderungen des hlb sollten den Kolle­
ginnen und Kollegen an den bestehen­
den Hochschulen einen Übergang in den 
Fachhochschulbereich unter Gewährlei­
stung des sozialen Friedens - wie ihn 
auch der Einigungsvertrag als Ziel for­
muliert hatte - erleichtern und die Gleich­
wertigkeit der Fachhochschulen herstel­
len: 
- einheitliche zwölfjährige Schulzeit für 
den Erwerb der allgemeinen und der 
fachgebundenen Hochschulreife. 

-für den Hochschultyp Fachhochschule 
den Gattungsnamen .Hochschule für an­
wendungsbezogene Wissenschaft und 
Kunst", 
- Aufbaustudiengänge, die mit einem 
höheren Grad abschließen, 
- Durchlässigkeit zwischen den Hoch­
schularten, insbesondere in Form eines 
direkten Zugangs zur universitären Pro­
motion, 
-wissenschaftliche Mitarbeiter und For­
schung als Dienstaufgabe 
- sowie eine einheitliche Besoldung nach 
C 3 mit der Möglichkeit, Zulagen zu ge­
währen.2) 

Die Wissenschaftsorganisationen sind 
dem Aufruf des hlb, diese Chance als 
historische zu verstehen, nicht gefolgt. 
Allein der Wissenschaftsrat rief die neu­
en Länderauf, den Neugründungen den­
jenigen Innovationsspielraum zu gewäh­
ren, der einen eigenständigen, vom un­
zureichenden Modell der Alt-Länder un­
terscheidbaren Weg, ermöglicht: Die 
Länder sind diesem Rat nur bedingt ge­
folgt. 

Bilanz 

Eine Bilanzierung der bisherigen Ent­
wicklung fällt schwer. Vieles befindet sich 
noch im Aufbau. Auch fehlen uns immer 
noch notwendige statistische Grundla­
gen, die für die Einbettung der Ergebnis­
se in eine Diagnose über den Gesamt­
zustand der neuen Länder notwendig 
wären. 

Es bleibt der Weg subjektiver Einschät­
zungen. Auf die Frage, ob sich die Ver­
hältnisse an den Fach hoch schulen in den 
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vergangenen fünf Jahren verbessert oder 
verschlechtert haben, antworteten vor 
kurzem die Leitungen der Fachhochschu­
len verhalten bis optimistisch, jedenfalls 
nicht euphorisch. Einige sahen sogar 
kaum Veränderungen gegenüber der Zeit 
desAnfangs.3) 

Der Grundsatz .Rückgabe vor Entschä­
digung" hat die Konsolidierung der bau­
lichen Substanz verzögert. Die Fachhoch­
schulen konnten im Gegensatz zu den 
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Die Stellung der Fachhochschulen In den neuen Bundesländern (ohne Berlln) 
Innerhalb Ihrer Hochschulsysteme 

Land Neu-Anmeldungen Studienanfänger 

_ ~schulbau~_ lm_§tu~ie~.:J994 

___ 1994 ~- _!'JS<J!lll ~teil• 

BB 15% 22% 1 309 41% 

MV 30% 34% 1360 35% 

ss 6% 18% 4 962 37% 

SA 17% 10% 2030 43% 

Thu 8% 12% 1 938 36'-
0Ff'il _____ 15% 19% - 38% 

iENL 11.599 

Zum Vergleich: 
0 Alle Lände_r _ 25%'' 
s Alle Länder 

Flächenbezogene 

Studienplä(?:e 

Seil• Is1(1994) 

6200 3162 

6 600 3.289 

1~ 300 10 244 

9 400 4 708 

8 500 2.873 

48.000 24.276 

2110 000'' 159 00 1 

1) Amell an der Gesamaumme der Neu-Anmeldungen turn 2◄• und 25. Rahmenplan Hochschulbau 
2) Anteil an der Gesamaumme der 5tudienanf.lnger an allen Hochschularten 

3) Anteil der Fachhochschulvomaben an den Neu-Anmeldungen der alten Bundeslander wm 2-4. Rahmenpl,n Hochschul• 
bau: BW 11%, Bay 33%, Hes 23%, RP 57%, Sur 21%, Ber 0,1%, NRW 9%. Bre 25%, HH 0%, NS ◄3%, SH ◄8%. 
◄) Encsp,-echend der Empfehlungen de, W,ssenschah:srate, :wr Errichtung von Fadihochschulen „ den neuen lander, 
Düsseldorl, den s. Juli 199 t . 
S) Ent:sp<echend der Empfehlungen de, Wissenschafurates turn kunftigen Hochschulausbau, Koln J 989. 

Quelle: Wissenschaftsrat, Empfehlungen zum 2-4. Rahmenplan fiir den Hochschulbau 1995 . 19'i8, '4 Bande. Koln 199◄; W,s,. 
sensch•fant. Empfehlungen turn 25, Rahmenplan für den Hochschulbau 1996 • 1999, Allgemeiner Te,I, Koln 1995, Angaben 
der GescJ,;,ftsstelle des Wissenschafurates. 
Zusammenstellung; Dr. H. Hucke. hlb, Bonn, August 1995. 

Universitäten in den meisten Fällen nicht 
auf vorhandene Hochschuleinrichtungen 
zurückgreifen. Sie entstanden zum Teil 
fernab der Wirtschaftszentren und hatten 
dort eine zusätzliche Aufgabe als Instru­
mente der Strukturpolitik zu erfüllen. Al­
lein in Sachsen, wo sich schon zu Zeiten 
der DDR das Schwergewicht der Hoch­
schullandschaft befand, standen geeig­
nete Hochschuleinrichtungen bereit. Der 
räumliche Ausbau der neuen Länder 
(ohne Berlin) liegt weit hinter den Zielvor­
gaben des Wissenschaftsrates zurück. 
Dieser hatte im Juli 1991 als Mindest­
ausbauziel für die neuen Länder ohne 
Berlin 48.000 flächenbezogene Studi-
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enplätze festgesetzt. Im WS 94/95 wa­
ren davon wenig mehr als 50 Prozent 
oder ca. 25.000 realisiert.4) Den Univer­
sitäten steht die dreifache Zahl an flä­
chenbezogenen Studiengängen zur Ver­
fügung (ohne Medizin), so daß sich ein 
Anteil der FH-Studienplätze in Höhe von 
23,6 Prozent ergibt; ein Wert, der einer 
im Jahr 1975 formulierten Empfehlung 
des Wissenschaftsrates. nämlich 25 Pro­
zent als FH-Studienplätze zur Verfügung 
zu stellen, nahe kommt. 

Auch der im Studienjahr 1994 erreichte 
Anteil von 38,5 Prozent an der Gesamt­
zahl aller Studienanfänger in den neuen 
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Ländern kommt dem vom Wissenschafts­
rat empfohlenen Wert von 40 Prozent 
nahe und liegt weit über dem 27, 1 Pro­
zent-Anteil, den die Fachhochschulen in 
den alten Bundesländern erreichten. Der 
hohe Anteil an Studienanfängern macht 
Hoffnung, daß sich das Fachhochschul­
modell durchsetzen mag. Daneben zei­
gen die hohen Anteile an der Gesamt­
summe der Anmeldungen zum 24. und 
25. Rahmenplan Hochschulbau den gro­
ßen Stellenwert der Fachhochschulen 
innerhalb der Landespolitik (Sachsen 
bildet eine Ausnahme aufgrund der vor­
handenen Hochschulsubstanz). 

Aber nicht alle Hoffnungen sind in Erfül­
lung gegangen: Die Personalstruktur an 
den ostdeutschen Fachhochschulen un­
terscheidet sich nicht wesentlich von 
derjenigen Im Westen. Die Möglichkei­
ten, die die Hochschulgesetze bieten, 
sind bisher nicht ausgeschöpft worden. 
Der Hochschullehrer findet auch in Ost­
deutschland wenig Unterstützung durch 
wissenschaftliche Mitarbeiter. Er sollte 
sich auf den Kernbereich seiner Aufga­
ben konzentrieren können. Dafür benöti­
gen die Fachhochschulen mehr und vor 
allem qualifiziertes nichtwissenschaftli­
ches und wissenschaftliches Personal. 

Perspektiven 

Das Modell Fachhochschule ist gut und 
hat sich in der Praxis bewährt. Das ha­
ben die Menschen in den neuen Bundes­
ländern erkannt Schneller als man dies 
hätte erwarten können, entwickelten sich 
rege Austauschbeziehungen zwischen 
den Fachhochschulen in Ost und West. 
Auch die Beziehungen zu den Unterneh­
men der Regionen lebten schnell auf 
Europabezogene Studiengänge gehö­
ren heute auch an ostdeutschen Fach­
hochschulen zum Standardangebot, und 
sie fangen an. die Kontakte zu den Hoch­
schulen und Unternehmen in Mittel- und 
Osteuropa aufleben zu lassen. Diese 
wichtige Aufgabe sollten die Fachhoch­
schulen in den neuen Ländern verstärkt 
aufgreifen. Gewachsene Bindungen und 
die Sprachkompetenz ihrer Mitarbeiter 
machen sie für diese Aufgabe beson­
ders geeignet. 

Es bleibt zu wünschen, daß die Hoch­
schulpolitik den Fachhochschulen und 
den dort lehrenden Entwicklungschan-
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cen durch den Abbau der oben beschrie­
benen strukturellen Defizite offenhält 
Hierzu ist es notwendig, die Möglichkei­
ten, die die Hochschulgesetze bieten, 
auszuschöpfen. 

Bei der Entwicklung neuartiger Studien­
angebote haben die Kolleginnen und Kol­
legen an den Fachhochschulen in den 
neuen Bundesländern Kreativität und 
Gespür für das Machbare gezeigt. Der 
Aufbau neuer Studienangebote braucht 
Zeit. Die Fachhochschulen in den alten 
Ländern konnten sich innerhalb von zwan­
zig Jahren entwickeln. Diese Zeit wird 
man ihnen in den neuen Ländern nicht 
zugestehen. 

Die Fachhochschulen in den neuen Län­
dern haben ein breit gefächertes Studi­
enangebot aufgebaut. Es basiert auf dem 
traditionellen Fächerkanon der Fach­
hochschulen in den alten Ländern, be­
zieht aber auch regionale Besonderhei­
ten und bisher allein von den Universitä-
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ten beanspruchte Felder im künstleri­
schen und geisteswissenschaftlichen 
Bereich ein. Für sie hat sich die Bezeich­
nung (Ein-)F achhochschule überlebt. Die 
Landesregierungen sollten den Fach­
hochschulen in den neuen Ländern die 
Möglichkeit eröffnen, den vom hlb vorge­
schlagenen Gattungsbegriff - und zwar 
ohne Klammerzusatz-zu führen. 

Bei allem Verständnis für die ebenfalls 
im Aufbau befindliche Universitätsland­
schaft sollten die Landesregierungen, 

Anmerkungen: 

aber auch der Bund, den besonderen 
Bedarf der Fachhochschulen berücksich­
tigen und auf kostspielige Prestigeob­
jekte, die nicht mehr in unsere Zeit pas­
sen, verzichten. Dann werden wir nach 
weiteren fünf Jahren Deutscher Einheit 
auf eine blühende Hochschul- und Wirt­
schaftslandschaft blicken können. 

Hubert Mücke (Bonn) 

(aus: Die Neue Hochschule 4-5195. 
Der Autor ist Geschäftsführer des 

Hochschullehrerbundes) 

1} Vgl. Thesen zur Angleichung der Hochschulsysteme. diskutiert während des Xll l Kolloquiums des hlb zum 
Thema .Perspektiven wissenschaftlicher Berufsausbildung im vereinigten Deutschland". Berlin den 20 bIs22 
November 1900. 

2} Westerwelle/Westerwelle, Die besten Universrtaten und Fachhochschulen furWirtschaftswissenschaftler 
Wien 1995. Vgl. auch den Berichtin DNH 1/95, S. 26. ' 

3)vgl. hier und Tab. 1. 

Neue Vorsitzende des Wissenschaftsrates: 
Dagmar Schipanski, TU Ilmenau 

Der Wissenschaftsrat hat in seiner Sit­
zung am 19. Januar 1996 die llmenauer 
Ingenieurwissenschaftlerin Frau Profes­
sor Dr.-lng. habil. Dagmar Schipanski zu 
seiner neuen Vorsitzenden gewählt. Da­
mit steht zum ersten Mal in der knapp 
40jährigen Geschichte des Wissen­
schaftsrates eine Frau an der Spitze die­
ses gemeinsam von Bund und Ländern 
getragenen wissenschaftlichen Bera­
tungsgremiums. Frau Professor Schi­
panski folgt dem turnusgemäß aus dem 
Wissenschaftsrat ausscheidenden 
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Münchner Mathematik-Professor Dr. rer. 
nat. Karl-Heinz Hoffmann nach, der das 
Amt des Vorsitzenden zwei Jahre lang 
innehatte. Frau Professor Schipanski 
wurde im Jahr 1992 vom Bundespräsi­
denten in den Wissenschaftsrat berufen. 
Im vergangenen Jahr wurde sie außer­
dem vom Bundeskanzler zum Mitglied 
des Rates für Forschung, Technologie 
und Innovation ernannt. 

Frau Professor Sch1pansk1 studierte in 
den 60er Jahren Angewandte Physik an 

211 



derT echnischen Universität Magdeburg. 
Anschließend wechselte sie an die heu­
tige Technische Universität Ilmenau, wo 
sie 1976 auf dem Gebiet der Festkör­
perelektronik promovierte und 1985 ha­
bilitierte. Seit 1990 hat sie eine Profes­
sur für Festkörperelektronik inne. Seit 
1995 ist Frau Professor Schipanski Rek­
torin der Technischen Universität Ilmen­
au; während ihrer Amtszeit als Vorsit­
zende des Wissenschaftsrates wird sie 
ihr Rektoramt nicht ausüben. 

In ihren wissenschaftlichen Arbeiten be­
faßt sich Frau Professor Schipanski mit 
der Integration von Leistungsbauelemen­
ten, Halbleitersensoren und Transisto-

ren mit hoher Signalverarbeitungsge­
sehwind1gkeit. Die Forschungen basie­
ren auf der Simulation und Modellierung 
der Bauelemente in Verbindung mit der 
elektronischen Charakterisierung reali­
sierter Schaltkreisstrukturen. Einen we­
sentlichen Schwerpunkt der derzeitigen 
Arbeiten bilden mathematische Model­
lierungen zur Nanoelektronik. Die For­
schungsergebnisse sind in einer Viel­
zahl von Veröffentlichungen und Paten­
ten niedergelegt. 

Frau Professor Schipanski ist verheira­
tet und hat drei Kinder. 

Wissenschaftsrat 

Perspektiven für die Hochschulmedizin in 
Mecklenburg-Vorpommern 

Der Wissenschaftsrat hat eine Stellung­
nahme zur weiteren Entwicklung der bei­
den Medizinischen Fakultäten des Lan­
des Mecklenburg-Vorpommern abgege­
ben. Schon im Jahr 1991 hatte er festge­
stellt, daß sich das strukturschwache 
Land unter den gegenwärtigen Umstän­
den mit zwei Hochschulkliniken schwer 
tue. Den jetzt gefundenen Kompromiß 
mit kostendämpfender konsequenter 
Komplementarität der Schwerpunkte 
beider Klinika in Forschung und Kran­
kenversorgung trägt der Wissenschafts­
rat mit. So wird in Rostock vor allem über 
Transplantationsmedizin, künstlichen 
Organersatz und Biomaterialien ge-
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forscht. Die Medizinische Fakultät Greifs­
wald hat ein für Deutschland neuartiges 
Konzept entwickelt, das Forschung, Leh­
re und Krankenversorgung am Bedarf 
einergemeindebezogenen Medizin aus­
richtet, so daß der Ausbau der Hochlei­
stungsmedizin auf wenige Bereiche, bei­
spielsweise die Neurowissenschaften, 
beschränkt werden kann. Dieses mit dem 
Begriff Community Medicine bezeichne­
te Modell orientiert sich an Vorbildern 
aus dem englischsprachigen Raum, wo 
.Schools of Public Health" schon lange 
selbstverständlich sind. Um diesen 
Schwerpunkt in Greifswald aufzubauen 
und fortzuentwickeln, sollen dort nach 
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Ans:cht des V'Jlssenschaftsrates m1ttei­
fristig auch die bislang in Rostock an­
sässigen Institute für Arbeits-und Sozial­
medizin angesiedelt werden. 

Kritische Worte fand der Wissenschafts­
rat für die Planung im Bereich Zahnmedi­
zin, die auf zwei zu kleine Standorte ab­
zielt. Angesichts des desolaten Bauzu­
standes in vielen Bereichen der Hoch­
schulmedizin hatte der Wissenschafts­
rat schon im Jahr 1991 empfohlen, den 
Ausbildingsgang Zahnmedizin nur an ei­
nem der beiden Standorte weiterzufüh­
ren, diese Empfehlung hat er jetzt nach­
drücklich wiederholt. Sie wird insbeson­
dere vor dem Hintergrund abgegeben, 
daß die Qualität von zahnmedizinischer 
Ausbildung und Forschung in Deutsch­
land allgemein als dringend verbesse­
rungsbedürftig bewertet wird. Ein den 
qualitativen Ansprüchen genügender 
Standort setzt daher auch eine kritische 
Mindestgröße voraus, die in Mecklen­
burg-Vorpommern nur an einem der bei­
den Standorte finanzierbar ist. Die Ent­
scheidung, welche der beiden Ausbil­
dungsstätten fortgeführt werden soll, be­
darf einer sorgfältigen gesamtplolitische 
Abwägung, wobei für jeden der beiden 

Standorte wissenschaftspolitische Argu­
mente unterschiedlichen Gewichts an­
geführt werden. 

Die Stellungnahme gibt auch Hinweise 
zu einzelnen Strukturfragen der beiden 
Medizinischen Fakultäten, so etwa zu 
dem nach Auffassung des Wissenschafts­
rates zu umfangreichen organisatori­
schen Überbau für das Greifswalder 
Generalthema Community Med1cine. 
Von der Medizinischen Fakultät Rostock 
erwartet der Wissenschaftsrat künftig 
deutlich stärkere Anstrengungen in der 
Forschung. Anerkennung fanden die mitt­
lerweile gestrafften Baukonzepte für Kli­
niken und Institute sowie die Vereinba­
rung zwischen Kultus- und Sozialmini­
sterium, wonach Klinikumsbetten, die 
ausschließlich fürt die regionale Kran­
kenversorgung benötigt werden, außer­
halb des Hochschulbauprogrammes fi­
nanziert werden sollen. So wird es mög­
lich sein, den Bedarf für Bauinvestitio­
nen, der gegenwärtig auf rund 1,5 Milliar­
den DM in 15 Jahren für beide Fakultä­
ten geschätzt wird, teilweise über Mittel 
des Krankenhausbaus zu finanzieren. 

Wissenschaftsrat 

Wissenschaftsrat empfiehlt schrittweisen Aufbau 
einer Fachhochschuleinrichtung in Stendal 

Sachsen-Anhalt ist das erste der neuen 
Länder, das nach Umsetzung der Emp­
fehlungen des Wissenschaftsrates zur 
Ernchtungvon Fachhochschulen aus dem 

hochscbule ost 2/1996 

Jahr 1991 beabsichtigt, eine weitere 
Fachhochschule zu gründen. Der Wis­
senschaftsrat würdigt die bisherigen 
Anstrengungen des Landes für den Auf-
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bau eines leistungsfähigen Fachhoch­
schu!systems, die dazu geführt haben, 
daß in Sachsen-Anhalt bereits jetzt mehr 
als 40 % aller Studienanfänger ein Studi­
um an einer Fachhochschule aufnehmen. 
Er hält das Anliegen des Landes unter 
bildungs- und regionalpolitischen Aspek­
ten für berechtigt, in der bisher mit Bil­
dungseinrichtungen des Tertiären Sek­
tors nicht versorgten Region Altmark ein 
angemessenes Angebot von Fachhoch­
schulstudiengängen aufzubauen. D,e 
Region hat einen überdurchschnittlich 
hohen Anteil junger Menschen an der 
Gesamtbevölkerung, denen höherwerti­
ge Ausbildungsmöglichkeiten angebo­
ten werden sollen. Der im Aufbau befind­
lichen regionalen Wirtschaft sollen ent­
sprechend qualifizierte Arbeitskräfte und 
technologisches Know-how zur Verfü­
gung gestellt werden. 

Der Wissenschaftsrat empfiehlt jedoch, 
zunächst den Aufbau der bestehenden 
Fachhochschulen voranzutreiben und erst 
daran anschließend eine weitere eigen­
ständige Fachhochschule einzurichten. 
Gründe dafür sind die knappen Mittel 
sowie die noch nicht vollständig ausge-

lasteten Studienkapazitäten an den Fach­
hochschulen in Sachsen-Anhalt. 

Als ersten Schritt und als sichtbares Si­
gnal für die Region befürwortet der Wis­
senschaftsrat, in Stendal 350flächenbe­
zogene Studienplätze im Fachbereich 
Betriebswirtschaftslehre als Außenstel­
le der Fachhochschule Magdeburg aus­
zubauen. Zu diesem Zweck kann das 
Land die zur Unterbrigung der Fachhoch­
schule vorgesehene Tauentzien-Kaser­
ne erwerben und die für den ersten Stu­
diengang und zentrale Einrichtungen not­
wendigen Flächen sanieren. Dies gibt 
Gelegenheit, die weitere Entwicklung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur und der 
Nachfrage nach einzelnen Studiengän­
gen zu beobachten und daraus die ent­
sprechenden Planungen für einen mögli­
chen zweiten Ausbauschritt abzuleiten. 
Der Wissenschaftsrat behält sich vor, 
bis zum 28. Rahmenplan für den Hoch­
schulbau für die Planungsperiode 1999 
bis 2002 eine Stellungnahme über die 
Aufnahme einer Fachhochschule Altmark 
in die Anlage zum Hochschulbauförde­
rungsgesetz abzugeben. 

Wissenschaftsrat 

Mecklenburg-Vorpommern: Abschaffung des 
Ehrenverfahrens vom Kabinett gebilligt 

Das mecklenburg-vorpommersche Ka­
binett hat am 27. Februar 1996 das 
erste Änderungsgesetz zum Landes­
hochschulgesetz (LHG) verabschiedet 
und damit die Bestimmungen des § 
130 LHG aufgehoben 
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§ 130 regelte ein besonderes Einstel­
lungsverfahren hinsichtlich der persönli­
chen Eignung von Bewerbern um Stellen 
des wissenschaftlichen und künstleri­
schen Personals an Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrich-
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tungen. Dieses Einsteliungsverfahren 
entsprach dem Ehrenverfahren nach§ 2 
des Hochschulerneuerungsgesetzes 
(HEG) vom 19.1.1991 in der Fassung 
vom 8. März 1992 und wurde jeweils von 
einer Personalkommission durchgeführt. 

Kultusministerin Regine Marquardt er­
klärte den Sinn und Zweck der Änderung 
wie folgt: .Durch die Aufhebung des § 
130 LHG sollen die Einstellungsmodali­
täten für den o. a. Personenkreis an die 
des übrigen Landesdienstes angepaßt 
werden. Es ist vorgesehen, daß ab so-
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fort für alle an den Hochschulen und For­
schungseinrichtungen vorzunehmenden 
Einstellungen die arbeits- und dienst­
rechtlichen Regularien für Einstellungen 
im öffentlichen Dienst Anwendung fin­
den." 

Die Auswertungen der Gauck-Behörde 
werden außerdem ,n Zukunft durch die 
zuständigen Personalstellen und nicht 
mehr wie bisher durch die zuständigen 
Kommissionen erfolgen. 

Kultusministerium M-V 
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GELESEN 

Uni in der Mitte. Die Berliner Hum­
boldt-Universität: Alter Glanz und 
neue Politik (Wochenpost 5/1996). 
Berlin 1995. DM 3,- oder besser in 
der Universitätsbibliothek. 

Die Wochenpost, seit Januar schon 
wieder mit (diesmal heimlich) ausge­
wechseltem Chefredakteur, hat seit län­
gerem, neben anderen, eine neue Ziel­
gruppe ins Auge gefaßt: den metropo­
litanen Studenten, der sonst eher zum 
Focus greifen würde, weil ihm die Zeit 
zu oberflächlich, der Spiegel zu sehr in 
die Tiefe gehend und Unicum zu sehr 
kostenlos ist. Kürzlich promovierte die­
se Wochenpost die Humboldt-Uni zum 
Titelthema, weil dort der 50. Jahrestag 
der Wiedereröffnung gefeiert wurde: 

Mechthild Küpper, als (früher) freie Jour­
nalistin eine kritische Begleiterin Berli­
ner Wissenschaftspolitik und ihrer Wir­
kungen Unter den Linden, vermag nun, 
unterdessen Ressortverantwortliche, 
nur noch ausgleichende Gerechtigkeit 
walten zu lassen. Der (gemeinsam mit 
seinem Amte scheidende) Wissen­
schaftssenator Ehrhardt findet allein 
lobende Erwähnung und wird ausführ­
lichst zitiert. Heute ist er der Mann, der 
die Humboldt-Uni in den vergangenen 
fünf Jahren .oft zu ihrem Glück gezwun-
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gen hat", wo er vorgestern noch der 
arrogante Stiesel war, der von seinem 
ersten HUB-Besuch an die Konfronta­
tion suchte (vgl. M. Küpper: Die Hum­
boldt-Universität, Berlin 1993, S. 145), 
der sich dem Charme der Abwicklung 
nicht entziehen konnte, obschon sie 
gar nicht nötig gewesen sei, wie die 
Entwicklungen in den nichtabgewik­
kelten Bereichen gezeigt hätten (wuß­
te Küpper in ihrem Buch 1993), oder 
der die (bessere) Humboldt-Veterinär­
medizin in die FU hineinfusionierte, 
obwohl es der Wissenschaftsrat um­
gekehrt empfohlen hatte. 

Die Humboldt-Uni, das einstmals auf­
sässige Findelkind, doch inzwischen 
in den Zweireiher hineingewachsen, 
bleibt nicht ohne Nachsicht bei der 
Beobachterin: .Gegen alles, was die 
Politik der Uni nach der Wende verord­
nete, hat sie [die Uni] rebelliert ... Das 
hat ihr gutgetan, es half ihr, zu Stimme 
zu kommen, sich Respekt zu verschaf­
fen." Zwar in Betragen nicht mehr als 
eine 3, aber Gesamtverhalten Gut: 
Denn .zugleich hat sich die Universität 
still und unauffällig an die Wünsche 
des Senators gehalten." 

(Im übrigen schlägt die Neue Ausgewo­
genheit denn mitunter auch schon deut­
licher in die Richtung aus, die sie sig-
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nalisiert: Zwei Wochenpost-Nummern 
zuvor hatte Küpper ein paar Seminar­
pläne durchgesehen und entdeckt, daß 
die Studierenden die 35-Stunden-Wo­
che längst hätten, mithin kaum ein 
Grund für die ewigen studentischen 
Klagen gegeben sei. Die Wissen­
schaftsjournalistin übersah, daß eine 
nur oberflächliche Vorbereitung schon 
ein bis zwei Stunden Selbststudium 
pro Seminarstunde benötigt und so 
ganz schnell die 60-Stunden-Woche 
erreicht wird. Doch es war in dieser 
Sache nicht das einzige Klischee zum 
in Luxus gebetteten Studentenleben in 
Deutschland. das Küpper zu repetie­
ren wußte. Sie ließ vielmehr keines der 
gängigen Stereotype aus. Vgl. Wo­
chenpost 3/95) 

Ehrhardt, so Küpper ihren Humboldt­
Artikel abschließend, habe mit seiner 
Berufungspolitik etwas nach Bonn si­
gnalisieren wollen: .,Die wissenschaftli­
che Beratungskompetenz ist schon 
hier, Bundesregierung, du kannst kom­
men.· 

Das ist, fügen wir, nicht M. Küpper, 
hinzu, mißverständlich, nachdem ge­
rade die .wissenschaftliche Beratungs­
kompetenz" der letzten Staatsregie­
rung in Berlin abgewickelt worden war 
Gottseidank stellt das Herfried Münk­
ler, bekannter Feuilletonschreiber, der 
ansonsten auch Politische Theorie an 
der Humboldt-Uni lehrt, richtig: .. Trotz 
der räumlichen Nähe - geistiges Leib­
regiment der Regierung werden die 
Humboldt1aner nicht". Er sorgt sich 
zunächst um ein mögliches Dauerpro­
blem der Zukunft, das heute schon 
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geiegentlich auftrete: ,,Die mit der Nähe 
der Regierung verbundene Präsenz von 
Sicherheitskräften, die unbestreitbare 
Notwendigkeit eines sorgfältigen Per­
sonenschutzes auch und" - jetzt 
kommt eine geschickt lancierte Analy­
se aktueller Berliner Kräfteverhältnis­
se: - .gerade dann. wenn Staatsgäste 
die Universität besuchen." (Herv. n i.O.) 
Immerhin soll ja, um nur ein Beispiel zu 
nennen, die bunthaarige (wahrschein­
lich militant) Bundesvizechefin der Ber­
liner Direktmandatspartei an der HUB 
eingeschrieben sein. Vorsichtshalber 
wiegelt Münkler im weiteren ab: .Poli­
tikberatung ... ist nicht an räumliche 
Nähe gebunden". Dafür ließen sich wohl 
Belege finden Nur die Uni Bonn, bspw., 
sollte nicht herangezogen werden. Im 
übrigen, sagt nun wieder Münkler, wer­
de sich in Berlin, weil nicht so formal 
wie Bonn, .in der eher informellen als 
formalisierten Beziehung zwischen 
Wissenschaft und Politik... entschei­
den, ob der Kontakt zwischen beiden 
eine andere Qualität erlangt, als er sie 
vordem besessen hat" Etwa, ein Bei­
spiel zu nennen, in der Gentechnikde­
batte. Mühsame informelle Reparatur­
anstrengungen sind da gerade nötig, 
die sich hätten vermeiden lassen . .,Wenn 
die Humboldt-Universität im Jahre 2010 
den 200. Geburtstag ihrer Gründung 
feiern wird", so findet sich schließlich 
die nach-89er Kritik an der mangelnden 
Prognosefähigkeit der Sozialwissen­
schaften produktiv verarbeitet, dann „wird 
sich darüber genaueres sagen lassen· 

Zurück aus der Zukunft, ins Jahr 1946: 
Patrice Poutrus hat eine Magisterar­
beit über die Wiedereröffnung der Ber-
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liner Universität geschrieben und er­
zählt ein bißchen daraus: ,,Eine kom­
munistische Neugründung war es nicht, 
und für einen demokratischen Neuan­
fang ließ die KPD/SED keinen Platz" 
Das wird nachvollziehbar begründet. 

Bernhard Sehlink, Krimiautor, NRW­
Verfassungsrichter und Rechtsprofes­
sor an der HUB, schließlich stellt kor­
rekt fest: .Der Ort der Humboldt-Univer­
sität ist die Mitte Berlins", meint es 
aber noch etwas raumgreifender: .Die 
Diskussion, ob der Palast der Republik 
abgerissen, das Schloß aufgebaut oder 
sonstwas an dieser Stelle entstehen 
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soll. .. fragt nach Fassaden. Aber die 
Frage ist, was hinter den Fassaden 
geschehen soll„ Die Antwort auf die 
Frage ist die Humboldt-Universität. Sie 
braucht in der Mitte Berlins dringend 
Hörsäle, Bibliotheks- und Mensaraum, 
und außerdem sind Palast der Repu­
blik und Schloß der ideale Platz, um 
die Stadt mit neuen Angeboten zu er­
reichen .. ." In Amerika würde man jetzt 
an die Techniken denken, mit denen 
sich Präsidentschaftskadidaten in Stel­
lung zu bringen pflegen. 

P. Ternack (Leipzig) 
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PUBLIKATIONEN 

1. DDR-Wissenschafts- & -Hochschulgeschichte 

Herbst, Andreas/ Ranke, Winfried/Winkler, Jürgen: So funktionierte die DDR. Bd. 1 +2: 
Lexikon der Organisationen und Institutionen. Bd. 3: Lexikon der Funktionäre. 
RowohltVerlag, Reinbek 1994. 1.258 + 414 S. Je Bd. DM 29,90. lrn Buchhandel. 
Im Lexikon der Organisationen und Institutionen werden u.a. die Hochschulen, wichtige 
Forschungseinrichtungen und die wissenschaftlichen Gesellschaften der DDR behan­
delt, im Lexikon der Funktionäre u.a. DDR-Wissenschaftlerinnen, die auch (wissen­
schafts-)politische Funktionen bekleidet hatten. 

Barth, Bernd-Rainer/ Links, Christoph/ Müller-Enbergs, Helmut/Wiegols, Jan: Wer war 
Wer In der DDR. Ein biographisches Handbuch. Fischer Taschenbuch Verlag, Frank­
furt a.M. 1995. 874S. DM28,90. Im Buchhandel. 
Das auf dem 1994 bei Chr. Links erschienenen elektronischen Handbuch basierende 
und auf 2.157 Biographien erweiterte Nachschlagewerk verzeichnet unter anderem 
zahlreiche DDR-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftsfunktionäre. 

Baumgartner, Gabriele/Hebig, Dieter(Hg.): Biographisches Handbuch der SBZIDDR 
1945-1990. 2Bde. KG. SaurVerlag, München 1996. Zus. 1.100S. DM498,-(Subskription 
bis 31.7.96: 420,-). Auch einzeln: Bd. 1 A-L bzw. Bd. 2 M-Z je DM 249,- (210,-). Im 
Buchhandel. 
Das nach dem Vorbild der im gleichen Verlag erscheinenden .Who is Who"-Publikatio­
nen gestaltete Personenlexikon beruht auf der Auswertung gedruckter Quellen. Unter 
den insgesamt 4.500 verzeichneten Personen finden sich zahlreiche Wissenschaftlerin­
nen und Wissenschaftsfunktionäre verzeichnet. 

Bibliographie Buch- und Bibliothekswesen, Medienkunde, Hochschulwesen. 
Deutschsprachige Hochschulschriften und Veröffentlichungen außerhalb des 
Buchhandels1966-1980. 6 Bde. Red. lrene Butt und Monika Eichler. K.G. Saur, München 
1994. DM2.040,-. Im Buchhandel. 
Die Bibliographie erfaßt auch das entsprechende in der DDR erschienene Schrifttum. 

Deutscher Akademischer Austauschdienst DMD, Außenstelle Paris (Hg.): Landeskun­
de im Unterricht: Zur Einbeziehung der DDR. Paris 1995. 197 S. Bezug bei: DMD, 
Außenstelle Paris, 15, rue de Verneuil, F-75007 Paris. 
Der Band dokumentiert die Beiträge eines Fachseminars an der Universite Tours, das 
sich mit den Möglichkeiten der Einbeziehung der DDR-Geschichte in die deutschlandes­
kundliche Ausbildung an französischen Universitäten befaßte. Vier Artikel interessieren 
in unserem Kontext: .Die transformierte Intelligenz. Wissenschaftler in der DDR und 
danach" (Peer Pasternack), .Geschichtsphilosophische Überlegungen: Nietzsche, Her­
der, Kant...", zur Nietzsche- und Herder-Rezeption in der DDR (Heinz Raschel) .• Sprache 
und Sprachwissenschaft in der DDR: ein Verhältnis von Nähe und Distanz· (Ralf Müller), 
.Musik und staatliche Macht. Ausgewählte Beispiele aus der Geschichte der DDR zur 
Situation der Musiker, Musikpädagogik und Musikwissenschaft" (Günther Noll) 
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Döbert, Hans: Das Bildungswesen der DDR in Stichworten. Inhaltliche und admini­
strative Sachverhalte und ihre Rechtsgrundlagen. Luchterhand Verlag, Neuwied/ 
Kriftel/Berlin 1995. 147 S. DM 38,-. Im Buchhandel. 
Der Band beschreibt in nutzerfreundlicher Übersichtlichkeit die wesentlichen Sachver­
halte des DDR-Bildungswesens. In knappen Erläuterungen werden die inhaltlichen und 
administrativen Sachverhalte sowie die für deren Verständnis notwendigen Daten und 
Rechtsgrundlagen geliefert. 

Geißler, Gert/ Wiegmann, Ulrich: Schule und Erziehung in der DDR. Studien und 
Dokumente. Luchterhand Verlag, Neuwied/Kriftel/Berlin 1995. 344 S. DM44,-. Im Buch­
handel. 
Der Band liefert eine Einführung in die Perioden einer Bildungsgeschichte der SBZ und 
DDR und konzentriert sich im weiteren auf die Entwicklungen in der SBZ und der frühen 
DDR, da in diesem Zeitraum alle grundsätzlichen Struktruentscheidungen fielen und sich 
die bildungsrelevanten Machtverhältnisse erfolgreich etablierten. Dabei werden in 
exemplarischen Studien auch Beiträge zur Geschichte der DDR-Erziehungswissen­
schaft geliefert: .Die erziehungswissenschaftliche Diskussion 1955 - 1958", .Zum Ver­
hältnis von universitärer und außeruniversitärer Erziehungswissenschaft" sowie .Zu 
Möglichkeiten und Grenzen der Rezeption bundesdeutscher Erziehungswissenschaft in 
der DDR. Die pädagogische Historiographie als Exempel". 

Müller, Klaus-Dieter/ Osterloh, Jörg: Die Andere DDR. Eine studentische Wider­
standsgruppe und ihr Schicksal im Spiegel persönlicher Erinnerungen und sowje­
tischer NKWD-Dokumente (Berichte und Studien Nr. 4). Hrsg. vom Hannah-Arendt­
lnstitut fürTotalitarismusforschung, Dresden 1996. 118 S. DM 5,40. Bezug bei: Hannah­
Arendt-lnstitut für Totalitarismusforschung e.V. an der TU Dresden, Mommsenstr. 13, 
01062 Dresden. 
Darstellung der Tätigkeit und des Schicksals (Verhaftung, U-Haft. Verhöre, Anklage und 
Gerichtsverhandlung, Workuta, Rückkehr nach [West-]Deutschland, Rehabilitierung 
1992) studentischer Gruppen in Leipzig, Rostock und Halle, die sich in den endvierziger 
und fünfziger Jahren gegen die Sowjetisierung der ostdeutschen Gesellschaft und ihrer 
Hochschulen engagierten. Quellengrundlagen der Darstellung sind persönliche Erinne­
rungen der Betroffenen und hier erstmal ausgewertete Dokumente aus dem Archiv des 
NKWD in Moskau. 

Müller, Siivia/ Florath, Bernd (Hg.): Die Entlassung. Robert Havemann und die Akade­
mie der Wissenschaften 1965166. Eine Dokumentation (Schriften des Robert-Ha­
vemann-Archivs Bd. 1 ). Robert-Havemann-Gesellschaft, Berlin 1996. 453 S. DM 29,80 
Bezug bei: Robert-Havemann-Gesellschaft e.V., Schliemannstr. 23, 10437 Berlin. 
1966 war Havemann statutenwidrig aus den Mitgliederlisten der AdW gestrichen worden, 
nachdem er zuvor schon als Leiter der Arbeitsstelle für Photochemie abgelöst worden 
war. In einleitenden Texten schildern die Herausgeber die Entwicklungen hin zum 
Akademie-Ausschluß einschließlich ihrer Vorgeschichte. Ein umfangreicher, sorgfältig 
redigierter und kommentierter Dokumententeil - über 150 bisher unveröffentlichte 
Dokumente - ist zentraler Teil der Publikation. 

Orozco, Teresa: Platonische Gewalt. Gadamers politische Hermeneutik der NS-Zeit 
{Ideologische Mächte im deutschen Faschismus Bd. 7; Argument-Sonderband N.F. 240). 
Argument Verlag, Hamburg 1995. 266 S. DM 29,-. Im Buchhandel. 
Gadamer gehört durch sein Leipziger Nachkriegsrektorat zur ostdeutschen Wissen­
schaftsgeschichte. Die Autorin untersucht in der minutiösen Untersuchung, inwieweit der 
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Umstand, daß Gadamer <e1ls über jeden Verdacht nazistischer Kompromittierung erhaben galt 
(daher auch die Einsetzung in das Rektorat durch die Sowjets), durch sein Wirken an den 
Universitäten Marburg (1934-1939) und Leipzig (ab 1940) und die dort entstandenen Arbeiten 
gedeckt ist. Sein Wirken erweise sich als ein, Politik zwischen die Zeilen verweisendes, 
Mitwirken. In einem Schlußkapitel wird seine Leipziger Nachkriegszeit untersucht, wobei 
kritische Textanalysen seines Referats .Die Bedeutung der Philosophie für die neue 
Erziehung" vor der Leipziger Lehrerschaft und seine Rektoratsrede .über die Ursprunglich­
keit der Wissenschaft" im Mittelpunkt stehen 

Krauss, Werner: Vorgefallenem Vorhang. Aufzeichnungen eines Kronzeugen des 
Jahrhunderts. Hrsg. von Manfred Naumann. Fischer Taschenbuch Verlag, Frankfurt a.M. 
1995. 226 S. DM 24,90. Im Buchhandel. 
Zusammenstellung von Tagebucheintragungen, autobiographischen Notizen und litera­
rischen Miniaturen des Romanisten. Hans Robert Jauss lieferte das Vor-, der Hg schrieb 
ein Nachwort. 

Horlitz, Manfred (Hg.): Theodor-Fontane-Archiv Potsdam 1935 - 1995. Berichte, 
Dokumente, Erinnerungen. Berliner Bibliophilen Abend, Berlin 1995. 206 S. DM 28,-. Im 
Buchhandel. 
Der Herausgeber liefert eine Überblicksgeschichte des Fontane-Archivs, dessen Beste­
hen zwischen 1990 und 1992 akut gefährdet war. Sodann tragen zahlreiche Nutzer, 
Freunde und Mitarbeiter des Archivs Erinnerungen bei. Ein Anhang dokumentiert 
ausgewählte Bestände des Archivs in Bild und Schrift. 

Parthier, Benno (Hg.): ,,Die Welten schlagen hoch ... " Zur 75. Wiederkehr des Ge­
burtstages von Heinz Bethge, XXIII. Präsident der Leopoldina am 15. November 
1994. Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina, Halle/S. 1994. 154 S. Bezug bei: 
Leopoldina, August-Bebel-Str. 50a, 06108 Halle/S. 
Der herausgebende heutige Präsident hatte Kollegen und Mitstreiter eingeladen, dem 
Jubilar Glückwünsche zu schreiben, die im vorliegenden Band versammelt sind. Bethge 
war von 1974 bis 1990 Präsident der Leopoldina. Indern sich die 69 Autoren und 3 
Autorinnen gelegentlich dieser Gratulationsschreiben an gemeinsame Erlebnisse, Ein­
drücke und miteinander durchstandene wie auch ausgetragene Konflikte erinnern, 
entsteht ein durch zahlreiche Anekdoten und Miszellen illustriertes Bild wissenschaftlicher 
und wissenschaftspolitischer Zeitgeschichte. 

Sedler, Karin/ Schurich, Frank-Rainer/ Schumann, Frank: Glaubenskrieg. Kirche im 
Sozialismus. Zeugnisse und Zeugen eines Kulturkampfes. edition ost, Berlin 1995. 
320 S. Im Buchhandel. 
Der Band enthält, neben anderen, ein Gespräch mit dem Direktor der Evangelischen 
Haupt-Bibelgesellschaft zu Berlin, Ekkehard Runge, über die Arbeit seines Verlages in 
der DDR($. 99-109) und in einem 170seitigen Dokumentenanhang u.a. zwölf Zeitzeug­
nisse zu den Evangelischen Studentengemeinden (ausschließlich aus den fünfziger 
Jahren) aus offenbar vornehmlich Staats- und Parteiakten (ohne Quellennachweise): 
Berichte der FDJ-Leitungen verschiedener Hochschulen über die Tätigkeit der ESGn, 
Briefe an Zeitungen und Staatsorgane, einen „Bericht einer Brigade des ZK der SED 
über die Tätigkeit der ESG" u. dgl. 

Bräuer, Siegfried/ Vollnhals, Giemens (Hg.): ,,In der DDR gibt es keine Zensur". Die 
Evangelische Verlagsanstalt und die Praxis der Druckgenehmigung 1954 • 1989. 
Evangelische Verlagsanstalt, Leipzig 1995. 422 S. DM 39,80. Im Buchhandel. 
Wesentlicher Bestandteil der in der DDR üblichen Praxis der Druckgenehmigung, 
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verantwortet durch die Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel beim Kulturministeri­
~.m, war die Einholung von Gutachten zu den beantragten Pubiikaiionsprojekten. Die 
Herausgeber haben aus den Gutachten zu ca. 3.000 Veröffentlichungen der Evangeli­
schen Verlagsanstalt 57 repräsentative Beispiele ausgewählt, deren Dokumentation 
den Hauptteil des Bandes bilden. In einer 1 OOseitigen Studie .Die staatliche Kontrolle der 
v7rlegerisc~en Arbeit für die evangelische Kirche und Theologie in der DDR" erläutern 
die Hrsg. eingangs deren Alltag und Mechanismen. 

Jaeger, Siegfried/ Staeuble, lrmingard/ Sprung, Lothar/ Brauns, Horst-Peter(Hg.): Psy­
chologie im soziokulturellen Wandel. Kontinuitäten und Diskontinuitäten (Beiträge 
zur Geschichte der Psychologie Bd. 10). Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M. 1995. 304 S. 
DM 89,-. Im Buchhandel. 
Der Band enthält eine Reihe von Beiträgen zur Psychologie in der DDR: DDR­
Psyc~ologie ~~isc~en Kon_tinuität und Diskontinuität" (Stefan Busse), ,,'Meinung~streit' 
als Mittel_ pol1t1sch-1d_eolog1scher Reglementierung der Psychologie in der ehemaligen 
DDR - eine Falls_tud1e" (Georg Eckardt), ,,Die Psychologie der DDR in der Zerreißprobe 
zw1~chen Naturw1~senschaft und Marxismus?" (Steffi Hammer), .Souveränität und Ge­
sc_h1c~te - Reflexionen zum Selbstverständnis eines Zeitzeugen und Chronisten· (Karl• 
Fnednch Wessel), .Zur Psychologie an der Humboldt-Universität zu Berlin nach dem II. 
W~lt~rieg. Das Wirken von Kurt Gottschaldt ( 1902-1991) am Berliner Institut für Psycho­
logie 1n den Jahren 194 7-1961 )" (Michaela Hausmann), .Übertragungsschwierigkeiten· 
Kurt Gottschaldt und die Psychologie in der SBZ und in der DDR" (Mitchell G. Ash). 

Friedrich-Ebert-Stiftung, Landesbüro Brandenburg (Hg.): Rechtswis.senschaftder DDR. 
Problemfall oder Bereicherung der Vereinigung. Potsdam 1995. 133 S. Bezug bei: 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Landesbüro Brandenburg, Mangerstr. 34-36, 14467 Potsdam. 
Dokumentation einer dreiteiligen Tagung im April und September 1994 sowie Januar 
1995 )n Po~s_dam. Unter anderem mit folgenden Beiträgen: ,Die Babelsberger Konferenz 
un.? die politische Steuerung der DDR-Rechtswissenschaft in der Ara Ulbricht (1949-71 )" 
(Jorn Eckert), .Zur Grundrechtskonzeption der DDR-Rechtswissenschaft und ihrer 
Verank~r~ng in der Verfassungsordnung der DDR" (Carola Schulze), .Zur Strafrechts­
dogmatik m der DDR" (Dieter Plath). 

Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung der Humboldt-Universität zu Berlin (Hg.): 
Dissertationen und Habilitationen zu frauen- und geschlechterspezifischen The­
men an der Hochschulen der DDR und der neuen Bundesländer: Dokumentation 
der Jahre 1983-1994 (ZiF Sonder-Bulletin). Berlin 1995. 107 S. Bezug bei: Zentrum für 
interdisziplinäre Frauenforschung, Humboldt-Universität zu Berlin, Unter den Linden 6, 
10099 Berlin. 
Die Dokumentation erfaßt 618 Arbeiten. Dabei sind die inhaltlichen Kriterien der 
Aufnahme bewußt weit gefaßt: Nicht zuletzt da hiermit ein Teil aus dem Hochschulerbe 
der ~DR hervorgehoben wird, das ursprünglich gar nicht bzw. nicht vollständig unter der 
Ausrichtung auf frauen- und geschlechterspezifische Fragestellungen geschrieben 
wor?en war. Die Arbeiten sind rubriziert erfaßt. Sach- und Verfasserlnnenregister 
erleichtern darüber hinaus die Handhabung. 

2. Ostdeutsche Wissenschaftsentwicklung & -politik 

Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschullandschaft 
in den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin. Teil V. Köln 1994. 396 S. Kostenlos 
bei: Wissenschaftsrat, Brohler Str. 11, 50968 Köln. 
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Nachgereichter Band zu der 1992 vorgelegten 14bändigen Gesamtpub!ikatlcr. der 
Empfehlungen zur ostdeutschen Wissenschaftsneuordnung. Enthält die 1993 verab­
schiedeten Empfehlungen. 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft. Forschung und Technologie (Hg.): Grund­
und Strukturdaten 1995/96. Bonn 1995. 445 S. Auch auf Diskette Kostenlos bei: BMBF. 
Ref. Öffentlichkeitsarbeit, 53170 Bonn. 
Erstmals enthalten die .Grund- und Strukturdaten· auch Angaben zu den Ressourcen 
für Forschung und Entwicklung. 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (Hg.): Stu• 
denten an Hochschulen 1975bis 1994. Bonn 1995. 128 S. Kostenlos bei: BMBF, Ref. 
Öffentlichkeitsarbeit, 53170 Bonn. 
19. Ausgabe der regelmäßig vorgelegten Publikation. Die Daten werden zwischen 
Früherem Bundesgebiet, Neuen Ländern und Deutschland differenziert dargeboten. Die 
Angaben für Ostdeutschland beginnen im Jahr 1989. 

Bode, Christian/ Becker, Werner/ Klofat, Rainer (Hg.): Universitäten in Deutschland/ 
Universities in Germany. Hrsg. i.Verb.m. DAAD u. HRK. Zweisprachig deutsch-eng­
lisch. Prestel Verlag, München 1995. 320 S. DM 78,-. Im Buchhandel. 
Ein Buch, das von Aufmachung und Ausstattung her das ist, was landläufig ein 
Prachtband genannt wird. In sorgfältig bebilderten Selbstporträts stellen sich alle 
deutschen Universitäten im einzelnen vor. Verklammert werden diese Darstellungen, die 
so interessant sind, wie Eigenwerbung in der Regel zu sein pflegt, durch Artikel zu 
übergreifenden Aspekten und Problemen des deutschen Universitätssystems. Darunter 
findet sich ein Beitrag von Richard Schröder zur ostdeutschen Hochschulentwicklung 
der letzten Jahre. Wem sich der Verwendungszweck der relativ teuren Werbepublikation 
nicht spontan erschließt, dem wird geholfen: .ist der repräsentative Bild-Text-Band auch 
als Geschenkbuch für Hochschulabsolventen und Akademiker interessant" (Klappen­
text), und er soll .nicht zuletzt auch in die Hände ausländischer Besucher gelangen· 
(Vorwort). 

Fuchs. Hans-Werner/ Reuter, Lutz R. (Hg.): Bildungspolitik seit der Wende. Doku­
mente zum Umbau des ostdeutschen Bildungssystems (1989 - 1994). Leske + 
Budrich, Opladen 1995. 442 S. DM 36,·. Im Buchhandel. 
Nach einer Einführung .Vom einheitlichen sozialistischen Bildungssystem der DDR zum 
pluralistischen Bildungswesen der ostdeutschen Länder· sind in dem Band 112 Doku­
mente, z. T. in Auszügen, abgedruckt. 33 dieser Dokumente betreffen das Hochschulwe­
sen, die Lehrerausbildung und die Anerkennung von Bildungsabschlüssen bzw. sind 
Wortmeldungen aus der Erziehungswissenschaft zur Debatte um die Neugestaltung des 
Schulwesens. 

Max-Planck-Gesellschaft, Generalverwaltung (Hg.): Max-Planck-Gesellschaft Jahr­
buch 1995. 823 S. Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1995 Veröffentlichungen. 480 
S. Verlag Vandenhoeck & Ruprecht. Göttingen 1995. Bezug bei: MPG, Hofgartenstr. 
2, 80539 München. 
Unter anderem mit wissenschaftlichen Tätigkeitsberichten der ostdeutschen Max-Planck­
Institute, der MPG-Arbeitsgruppen in den neuen Bundesländern und der in der MPG­
Förderungsgesellschaft Wissenschaftliche Neuvorhaben vereinten Forschungsschwer­
punkte. Im Band .Veröffentlichungen" Verzeichnis aller Publikationen der Mitarbeiterin­
nen von MPG-Einrichtungen im Jahr 1994. 
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KAI e. V. (Hg.): KAI-AdW. Entwicklung einer Abwicklung. 3.10.1990 bis 31.12.1993. 
Akademie Veriag, 8eriin 1995. 171 S DM 54,-. Im Buchhandel. 
.Dies ist keine Festschrift, es ist die subjektive Dokumentation eines ungewöhnlichen 
Unternehmens", leitet die Herausgeberin den Band ein, KAI e.V. organisierte den 
Abwicklungsprozeß der DDR-Akademie der Wissenschaften. Akteure und Beobachter 
des Vorganges liefern erinnernde Darstellungen: .Erinnerungen an KAI e.V. oder: Die 
Entwicklung einer Abwicklung" (Hartmut F. Grübet) .• Am Anfang war das Chaos· (Jochen 
Stoehr) .. Eine Implementationsstruktur entsteht" (Renate Mayntz), .Holzhau I und 11 -
Prozeß gegen Moratorium. Das Verhältnis von Ausnahme und Regel. Der Akademie zum 
Abschied" (Martin Fontius) .. Das Bedürfnis nach Konzepten - Die Ministertreffen" 
(Klaus Bartholme) ... Aus Not eine Tugend - ABM in der Forschung" (Gabriela Bähr & 
Ulrich Krafft) .. Das Wissenschaftler-Integrations-Programm durchführen: Verwaltung 
als Kommunikator" (Wolf-Hagen Kraut & Uta Paffhausen Valente da Cruz). ,.Abwicklung· 
(Hartmut Schulz), .Das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht zu Art. 38 Eini­
gungsvertrag" (Günter Reiner) .. Personalakten ins Cockpit, bitte!" (Falk Fabich), .Wis­
senschaftsforum Berlin" (Wolfgang Holl), .1993 - Neukonstituierung der Berlin­
Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften, aber auch das Ende von KAI e.V. 
(Diepold Salvini-Plawen) ... Persönliche Erinnerungen an KAI" (Manfred Ronzheimer). In 
einem siebzigseitigen Anhang sind wesentliche Dokumente zur Akademie-Abwicklung 
abgedruckt. 

Laitko, Hubert/ Parthey, Heinrich/ Petersdorf, Jutta (Hg.): Wissenschaftsforschung 
Jahrbuch 1994/95 (Forum Wissenschaft Studien Bd. 28). BdWi-Verlag, Marburg 1996. 
306 S. DM 39,80. Im Buchhandel. 
Das erste Jahrbuch der 1991 gegründeten Gesellschaft für Wissenschaftsforschung 
widmet sich vornehmlich dem Wissenschaftsraum Berlin-Brandenburg. U.a. mit folgenden 
Beiträgen: .Physikalische Forschung in der Region Berlin-Brandenburg. Eine Forschungs­
landschaft im Spiegel von Publikationszahlen" (Frank Havemann), .Naturwissenschaftlich­
technische Forschung und Entwicklung in der DDR und in den neuen Bundesländern. Eine 
patentstatistische Analyse" (Siegfried Greif), .Forschungs- und Innovationsaktivitäten in der 
ostdeutschen Industrie" (Manfred Wölfling), .Wissenschaftsverständnis derOffentlichkeit. 
Zu Ergebnissen einer Befragung in Berlin" (Karlheinz Lüdtke & Renate Müller) 

Parthier, Benne (Hg.): Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina Jahrbuch 
1994 (Leopoldina Reihe 3, Jg. 40). Halle/S. 1995. 530 S. Bestellungen an: Deutsche 
Akademie der Naturforscher Leopoldina e.V., PF 1127, 06019 Halle/S. 

Gläser, Jochen/ Melis, Charles/ Puls, Klaus: Durch ostdeutsche Wissenschaftlerinnen 
gegründete kleine und mittlere Unternehmen. Eine Problemskizze (Veröffentli­
chungsreihe der Forschungsgruppe Wissenschaftsstatistik des WZB Berlin, WZB paper 
95-403). Hrsg. vom Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung. Berlin 1995. 70 
S. Gegen 1,-DM-Briefmarke und Adreßaufkleber bei: WZB, Reichpietschufer 50, 
10785 Berlin. 
Eine der Reaktionen ostdeutscher Wissenschaftlerinnen aus Industrie- und anwen­
dungsnaher AdW-Forschung auf den Umstand, ihre Tätigkeit trotz teilweise positiver 
Evaluation nicht in den bisherigen Arbeitszusammenhängen fortsetzen zu können, war 
die Gründung von kleinen und mittleren technologieorientierten Unternehmen. Die 
Studie untersucht Entstehung und Entwicklung von dreizehn solcher Unternehmen. Sie 
zeigt, daß diese einen außerordentlich hohen, mitunter aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht nicht zu rechtfertigenden Anteil von Forschung in ihrem Tätigkeitsspektrum 
aufweisen. Das Bestreben der Gründerinnen, Forschung als Bestandteil des Tätigkeits­
spektrums des Unternehmens zu bewahren. gerate deshalb zunehmend unter ökonomischen 
Druck. 
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Glaser, Jochen/ Groß, Gabriele/ Höppner, Marion/ Melis, Charles/ Meske, Werner: Die 
au;geschobene Integration. Erste Befunde zur Integration neugegründeter Blaue­
Liste-Institute in die deutsche Wissenschaftslandschaft (Veröffentlichungsreihe der 
Forschungsgruppe Wissenschaftsstatistik des WZB Berlin, WZB paper 95-404 ). Hrsg. 
vom Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung. Berlin 1995. 78 S. Gegen 1,­
DM-Briefmarke und Adreßaufkleber bei: WZB, Reichpietschufer 50, 10785 Berlin. 
Zwischenbericht eines Forschungsprojekts zur internen Organisationsentwicklung der 
1992 mehr als 50 in Ostdeutschland neu gegründeten außeruniversitären Forschungs­
einrichtungen und ihrer Integration in die deutsche Wissenschaftslandschaft. Neben 
theoretischem Bezugsrahmen und methodischem Instrumentarium werden erste empiri­
sche Befunde zu vier Blaue-Liste-Instituten vorgestellt 

Kocka, Jürgen: Vereinigungskrise. Zur Geschichte der Gegenwart(Kleine Vanden­
hoeck-Reihe Bd. 1576). Vandenhoeck& Ruprecht, Göttingen 1995. 205 S. Im Buchhan­
del. 
Der Band versammelt zuvor verstreut erschienene Beiträge Kockas zu den Themen „Die 
Wende", .Wiedervereinigung und Wissenschaften·, .Die DDR als Geschichte· und 
.Vereinigungskrise". Im zweiten der genannten Kapitel sind folgende Artikel abgedruckt: 
.Die Geschichtswissenschaft in der Vereinigungskrise", .Strukturgeschichte. histori­
sche Erklärung und Sozialgeschichte nach 1989", .Die Vereinigung der Wissenschaf­
ten· und .Vertane Chancen? Thesen zur Vereinigung der Wissenschaftssysteme·. 

Eckert, Rainer/ Kowalczuk, llko-Sascha/ Poppe, Ulrike (Hg.): Wer schreibt die DDR­
Geschichte? Ein Historikerstreit um Stellen, Strukturen, Finanzen und Deutungs­
kompetenz. Tagung vom 18.-20.3.94 In Zusammenarbeit mit dem Unabhängigen 
Historikerverband im Adam-von-Trott-Haus In Berlin-Wannsee (Nach-lese 7/94). 
Evangelische Akademie Berlin-Brandenburg, o.O. 1995. 132 S. DM 10,-. Bezug bei: Ev. 
Akademie Berlin-Brandenburg, Haus der Kirche, Goethestr 26-30. 10625 Berlin 
Der Band dokumentiert die Tagungsbeiträge: .Die Etablierung der DDR-Geschichtswis­
senschaft 1945 bis 1958" (llko-Sascha Kowalczuk), .Beispiele intellektueller Selbstbe­
hauptung unter kommunistischer Herrschaft" (Ludwig Mehlhorn), .Bilanz der DDR­
Geschichtswissenschaft": .Beispiel: Sozialgeschichte" (Helga Schultz), .Beispiel: Revo­
lutionsforschung· (Matthias Middell), .Die Diskussion um die ostdeutsche Geschichts­
wissenschaft nach dem Zusammenbruch der DDR: Nostalgie oder Neubeginn· (Diskus­
sion zwischen Wolfgang Küttler & Stefan Wolle), .Evaluierung, Umbau und Neubeginn 
historischer Forschung im Osten Deutschlands" (Diskussion mit Werner Seilhorn, Viktor 
Gorynia, Klaus-Dietmar Henke, Jürgen Kocka, Klaus Schroeder) .• Wer Schreib! die 
DDR-Geschichte? (Diskussion mit Hermann Weber, Günter Benser, Olaf Groehler, 
Konrad Jarausch, Mechthild Günther, Guntolf Herzberg, Mitchell Ash, Bernd Florath, 
Matthias Middell, Fritz Klein), .Der Streit um die DDR-Geschichtswissenschaft - eine 
Kritik" (Ralf Possekel). 

Borgolte, Michael (Hg.): Mittelalterforschung nach der Wende 1989 (Beiheft zur 
Historischen Zeitschrift N.F. Bd. 20). R. Oldenburg Verlag, München 1995. 514 S. DM 
148,- Im Buchhandel. 
Der Band dokumentiert die Beiträge einer Tagung von Mittelalterhistorikerlnnen im 
Februar 1993 an der Humboldt-Universität. Die Tagung verfolgte den Anspruch, ein 
Tableau der zeitgenössischen Mediävistik in Deutschland zu bieten und dies im beson­
deren unter Berücksichtigung der ostdeutschen Wissenschaft. Kritisch gefragt worden 
sei vor allem, .ob prägenden Gestalten der marxistischen Mittelalterforschung denn ... 
ein Chance zur Selbstdarstellung geboten werden dürfe. Der Veranstalter und Heraus­
geber ... hat dies mit allem Nachdruck bejaht. Westdeutsche haben schon vor der Wende 
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die Leistungen ihrer Kollegen jenseits von Mauer und Stacheldraht gewürdigt ... Ande­
rerseits gehört es zur Lage der Mediävistik in östdeutschland, daß offe~bar kei~e oder 
nur wenige Manuskripte systemferner Historiker 'in der Schublade' für eine Veroff_enth­
chung bereitlagen." (Vorwort) Neben zahlreichen Beiträgen zu fachlichen Themen 1.e.S. 
sind drei Beiträge zur Geschichte des Faches in der DDR/Ostdeutschland vertrE:ten: 
Eine Generation marxistische Mittelalterforschung in Deutschland. Erbe und Trad1t1on 

~us der Sicht eines Neu-Humboldtianers· (M. Borgolte), .Nationale Frage, deutscher 
Staat. Ermittlungsmethoden. Bemerkungen zu Forschungen an der Humboldt-Universi­
tät über das mittelalterliche Reich (Eckhard Müller-Mertens), .Zur Mittelalterforschung in 

der DDR - eine Reminiszenz" (Siegfried Epperlein). 

Lange, Hellmuth (Hg.): ,,Man konnte und man mußte sich verändern". Natur- und 
ingenieurwissenschaftliche Fachkräfte aus der DDR in der Marktwirtschaft der 
BRD. Veränderungen der beruflichen Umstände und der Wege ihrer Bewältigung 
(Arbeitsgestaltung Technikbewertung Zukunft Bd. 4). UTVerlag, Münster/Hamburg 1995. 
197 S. DM 38,80. Im Buchhandel. 
Beiträge unter anderem zu .Umstellungs- und Anp_assungsproblemen der ?stde~tsch~n 
wissenschaftlich-technischen Intelligenz• (Udo Riege), zum .natur- und ingenieurwis­
senschaftlichen Potential an ostdeutschen Hochschulen· (Anke Burkhardt), zu .Trans­
formationspotentialen und Mobilitätschancen ostdeutscher Ingenieure aus Forschung 
und Industriebetrieben· (Rudolf Welskopf), .Möglichkeiten und Problemen von For­
schung und Entwicklung in den Innovations- und Gründerzentren der neuen Bundeslän­
der· (Klaus Däumichen & Gerhard Raetz), .Problemen des Berufsübergangs von 
Hochschulabsolventlnnen ausgewählter natur- und ingenieurwissenschaftlicher_ Fä­
cher· (Ruth Heide Stein), .Ingenieurinnen aus den neuen Ländern - As~ekte_ ihrer 
beruflichen Integration und Befindlichkeit" (Gustav-Wilhelm Bathke & Karl-Heinz Minks), 
• Beruflichen Handlungsmustern ostdeutscher Fachschulingenieure an der Nahtstelle 
von Wissenschaft und Produktion" (Barbara Giessmann). 

Hochschullehrerbund hlb (Hg.): Deutsche Einheit. Bilanz nach fünf Jahren (H. 4-5/95 
der Zs. Die neue Hochschule). Bonn 1995. 38 S. Bezug bei: hlb, Rüngsdorfer Str. 4c, 
53173Bonn. 
Der Schwerpunkt dieses Heftes enthält u.a. Beiträge zu folgenden Theme~. die_ in je"."eils 
fachhochschulbezogener Fokussierung behandelt werden: .Deutsche Einheit - Bilanz 
nach fünf Jahren• (Hubert Mücke), .Fachhochschulen in den neuen Ländern" (Lothar 
Teschke), .Chronik der Deutschen Einheit" (Hubert Mücke), .Going East" (Barbara 
Wiesner), .Zugang von Frauen zu Hochschulpositionen" (Helga Maria Engel). 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (Hg.): Das 
soziale Bild der Studentenschaft in der Bundesrepublik Deutschland. 14. Sozialer­
hebung des Deutschen Studentenwerks. Bonn 1995 4 76 S. Kostenlos bei: BMBF, Ref. 
Öffentlichkeitsarbeit, 63170 Bonn. 
Die Studie differenziert zwischen Ost- und Westdeutschland. 

Lewin, Karl/ Heublein, Ulrich/ Sommer, Dieter: Studienanfänger Im Wintersemester 
1994195 in den alten und neuen Ländern (Hochschulplanung Bd. 112). Hrsg. vom 
Hochschul-Informations-System HIS, Hannover 1995. 142 S. DM 56,-. Bezug bei: HIS, 
Goseriede 9, 30159 Hannover. 
Die Studie differenziert u.a. zwischen ost- und westdeutschen Ländern und behandelt 
die Studienwahl darunter auch die Mobilität zwischen Ost- und Westdeutschland, die 
Motive der Studien- und Hochschulwahl, die Verwirklichung von Ausbildungs- und 
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Hochschulwünschen, die Rahmenbedinqunaen des Studiums sowie die Berufsziele und 
Erwartungen. ~ - -· 

Dahlenburg, Birgit: Kulturbesitz und Sammlungen der Ernst-Moritz-Amdt-Universi• 
tät Greifswald I Cultural Treasures an CollecUon of Ernst Mo ritz Arndt Universlty, 
Greifswald. Hrsg. von der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald. Hinstorff Verlag, 
Rostock 1995. 111 S. DM 29.80. Im Buchhandel. 
Anspruchsvoll gestalteter Band, der den akademischen Kunstbesitz, zentrale Universi­
tätsbauten, die Universitätsbibliothek und das -archiv sowie alle Sammlungen einzelner 
Institute und den Botanischen Garten vorstellt. Reich illustriert. Zweisprachig deutsch­
englisch. 

AStA der Emst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald (Hg.): 45. Ausgabe, 5Jahre CRASH/ 
Die Greifswalder Studentenzeitung. Jubiläumsausgabe. Die besten Artikel (Beilage 
zu Crash! H. 8/95). Greifswald 1995, o.S. (32 S.). Bezug bei: Red. Crash!, Rubenowstr. 
1,Zi.13b, 17487Greifswald. 
Das Heft ist denen zu empfehlen, die sich für studentisches Leben in Ostdeutschland seit 
1990 interessieren. 

Europa-Universität Viadrina Frankfurt/O. (Hg.): Verleihung des Deutsch-Polnischen 
Preises 1995 an die Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) und ihr Gemein• 
schaftsprojekt mit der Adam-Mick/ewicz-Universität Poznan - das Collegium 
Po/onicum • am 22. November 1995. Frankfurt/O. 1996. 30 S. Kostenlos bei: Europa­
Universität, Ref. Öffentlichkeitsarbeit, PF 776, 15207 Frankfurt/O. 
Dokumentation der gehaltenen Ansprachen und eines Pressespiegels . 

Landesarchiv Magdeburg (Hg.): Die Bestände der Landesarchive des Landes Sachsen 
Anhalt 1945 -1952. Kurzübersicht(Quellen zur Geschichte Sachsen-Anhalts Bd. 10). 
Magdeburg 1995. 125 S. Bezug bei: Landesarchiv Magdeburg, PF 4023, 39015 
Magdeburg. 
Die Bestandsübersicht gilt der Überlieferung vorrangig der staatlichen Verwaltung und 
der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt 1947 - 1992 einschließlich seiner Vorgänger 1945 
1947. Sie erfaßt damit den Zeitraum, in dem das Land Sachsen-Anhalt zum ersten Mal 
als selbständige politische Einheit bestanden hat. Über die Bestände der staatlichen 
Behörden und Institutionen hinaus wird auch über Bestände von Parteien, gesellschaft­
lichen Organisationen und Verbänden informiert. 

Marotzk1, Winfried: Erster Lehrbericht der Otto-von-Guericke-Universität Magde­
burg. Hrsg. von der Otto-von-Guericke-Universität, Magdeburg 1995. 61 S. Bezug bei: 
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, PF 4120, 39016 Magdeburg. 
Der Bericht nimmt den Gesetzesauftrag, alle zwei Jahre einen Lehrbericht vorzulegen, 
auf, skizziert aber zunächst nur ein Rahmenmodell der Qualitätsentwicklung von Lehre 
(vom Akademischen Senat im Oktober 1995 bestätigt) und stellt statistisches Material für 
die Studienjahre 1993/94 und 1994/95 zusammen. Die Fakultäten sind damit aufgefor­
dert, daß Rahmenmodell studiengangspezifisch umzusetzen, so daß erste Resultate im 
zweiten Lehrbericht 1997 dokumentiert werden können. 

Hartwich, Hans-Hermann (Hg.): Universitätsjubiläum und Erneuerungsprozeß. Die 
MarUn-Luther-Universität Ha/Je-Wittenberg im dreihundert.sten Jahr ihres Beste­
hens 1994. Leske + Budrich, Opladen 1995. 191 S. DM 48,-. Im Buchhandel. 
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Während der 300-Jahr-Feiern der MLU, welche dabei mit Straßenumzügen in schwarzen 
Umhängen ihren Ruf als akademischer Trachtenverein in Ostdeutschland schlechthin 
festigte, waren auch Reden gehalten worden. Diese werden hier gesammelt vorgelegt: u.a 
der Hg. zu den .Ideen der Reform in der Geschichte der Universität zu Halle und ihre 
gegenwärtige Bedeutung", Wolfgang Schluchter zu .Perspektiven der ostdeutschen Univer­
sitäten" und Gunnar Berg über .Die Universität im Jubiläumsjahr 1994, eine Ortsbestimmung 
in der Gegenwart·. Außerdem denkt Hartwich über den .Zusammenhang von Universitäts­
jubiläum und Universitätserneuerung" nach und sind Presseartikel über das Universitätsju­
biläum dokumentiert. 

Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst (Hg.): Sächsische Hoch­
schulgesetze, Verordnung, Erlasse, Bekanntmachungen. Dresden 1995. lose­
Blatt-Sammlung. Bezug bei: SMWK, Pressestelle, Wigardstr. 17, 01097 Dresden. 
Die Zusammenstellung enthält alle sächsischen Regelungen zu Hochschule und Wis­
senschaft bis zum 31.7.1995 einschließlich des (noch mit wenigen Paragraphen fortgelten­
den) Hochschulerneuerungsgesetzes. 

Minks, Karl-Heinz: Studium im Freistaat Sachsen. Urteile von Ingenieurabsolventen 
sächsischer Hochschulen über ihr Studium. Hrsg. vom Hochschul-Informations­
system, Hannover 1995. 14S. +26gez. S. graph. Anl. Bezug bei: HIS, Goseriede9, 30159 
Hannover. 
Die Untersuchung wertet eine bundesweite Befragung von 1993 spezifisch aus, bezieht 
sich vor allem auf Maschinenbauingenieure und vergleicht die Urteile sächsischer 
Universitäts-Absolventinnen mit solchen westdeutscher Absolventinnen. Neben den 
Bewertungen des Studiums sind auch die Berufseinstiegswege und deren Merkmale 
nach Studienabschluß erfragt worden. 

TU Dresden, der Rektor(Hg.): Das Wissenschaft/er-Integrationsprogramm (WIP) an 
der Technischen Universität Dresden. Darstellung der Forschungsprogramm~ 
und Tätigkeitsfelder der Projektgruppen. Dresden 1995. 39 S. Kostenlos bei: TU 
Dresden, WIP-Rat, Dr. Ulrich Klemm/Dr. Wolfgang Hansen, 01062 Dresden. 
Zwischenbilanz der einzelnen WIP-Gruppen nach vier Jahren Förderungsdauer. 

WIP-Sprecherrat Freiberg (Hg.): Das Wissenschaft/er-Integrationsprogramm (WIP). 
WIP-Gruppen Freiberg. Ziele und Aktivitäten. Freiberg 1995. 34 S. Kostenlos bei: TU 
Bergakademie Freiberg, WIP-Sprecherrat, Dr. W. Rasemann/ Dr. K. Küster, 09596 
Freiberg. 
Zwischenbilanz der einzelnen WIP-Gruppen nach vier Jahren Förderungsdauer. 

WIP-SprecherratTU Chemnitz-Zwickau (Hg.): Das Wissenschaftler-lntegrationspro, 
gramm (WIP) an der Technischen Universität Chemnitz-Zwickau. Darstellung der 
Forschungsprogramme und Tätigkeitsfelder der Projektgruppen. Chemnitz 1995. 
42 S. Kostenlos bei: TU Chemnitz-Zwickau, WIP-Sprecherrat, Lothar Kämpfe, Fak. für 
Maschinenbau und Verfahrenstechnik. 09107 Chemnitz. 
Zwischenbilanz der einzelnen WIP-Gruppen nach vier Jahren Förderungsdauer. 

Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst (Hg.): Studentisches 
Wohnen in Sachsen. Eine Zwischenbilanz. Dresden o.J. (1995). 180 S. Kostenlos bei: 
SMWK, Pressestelle, Wigardstr. 17, 01097 Dresden. 
Die .Unterbringungsideologie" der DDR-Hochschulen sei der Studie fremd, doch werden 
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die Studentenwohnheime als. Teil unserer Hochschullandschaft" betrachtet. Ein Überblick 
informiert eingangs über .Studentisches \,\lohnen in der DDR". Sodann wird die Entwicklung 
des studentischen Wohnens in Sachsen von 1990 bis 1995 dargestellt. Auf Grundlage einer 
empirischen Erhebung finden sich Vor- und Nachteile des Wohnens Im Wohnheim aus der 
Sicht der Studierenden (vgl. dazu hso 1 /96, S. 173 ff.) und die ent~prechenden Konsequen­
zen aus der Sicht der Studentenwerke formuliert. In den Anlagen Ubersichten und Statistik. 

Wüstling, Hans-Dieter (Bearb.): Kostbarkeiten in sächsischen Bibliotheken. Hrsg. 
vom Sächsischen Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst und dem Landesver­
band Sachsen im Deutschen Bibliotheksverband Dresden. UniMedia, Leipzig/Dresden 
1996. 71 S. Kostenlos bei: SMWK, Pressestelle, Wigardstr. 17, 01097 Dresden. 
Die farbig illustrierte Publikation stellt die wichtigsten der 300 sächsischen Bibliotheken 
und besonders wertvolle Stücke aus deren Beständen vor. 

Döring, Harald (Hg ): Beiträge zum Thüringer Hochschulrecht. Universitätsverlag 
Druckhaus Mayer, Jena 1995. 79 S. DM 14,50. Im Buchhandel 
Dokumentation der Beiträge einer Tagung im Sommersemester 1994 an der FSU Jena· 
.Rechtsquellen des Hochschulrechts" (H. Döring), .. Stellung der Universität als Selbst­
verwaltungskörperschaft und staatliche Behörde" (Klaus Paffrath), .,Hochschulzugang 
und numerus clausus" (Rainer Junghanß), .Der Erlaß von Studien- und Prüfungsord­
nungen" {Andreas Grimm), .Rechtsschutz gegen Prüfungsentscheidungen" (Bernd 
Stefan Kaufmann). ,Aufgaben der Hochschulgremien" (Thomas Schmidt), .Die Perso­
nalstruktur an Hochschulen· {Oliver Amey), .Probleme der Drittmittelforschung" {Uta 
Bock), ,.Rechtsprobleme einer Universitätsgründung am Beispiel der Universität Erfurt" 
(Klaus D. Wolff) 

Institut für Erziehungswissenschaften der Friedrich-Schiller-Universität. Report 1992 -
1995. Jena o.J. (1995). 124 S. Bezug bei: Institut für Erziehungswissenschaften der 
Friedrich-Schiller-Universität, Otto-Schott-Str. 41, Bau 34,077 40 Jena. 
Der Report dokumentiert die Neuaufbauphase des Instituts. 

3. Wissenschaft & Hochschulen in Mittel- und Osteuropa 

Hochschulrektorenkonferenz HRK (Hg.): Handbuch der Hochschulen: Ostmittel-, 
Südosteuropa und Gemeinschaft Unabhängiger Staaten. Bearb. v. Eduard Mühle u. 
RudolfSmolarczyku.Mitarb.v. Bettina Brand. Verlag Karl Heinrich Bock, Bad Honnef 1995. 
320 S. Im Buchhandel. 
Zu jedem Land jeweils eingangs ein kurzer Überblick zur Struktur des Hochschulwesens. 
Daran schließen sich die Anschriften der Hochschulen an 

Peer Pasternack 
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ZUM SCHLUSS 

Neue Qualifikationserforder­
nisse in Deutschland 

Chef der Bundeszentrale 
für Bildung erbost Bubis 

BONN, 17. Januar (kna/ing). Der Vor­
sitzende des Zentralrates der Juden in 
Deutschland, Ignatz Bubis, hat dem Prä­
sidenten der Bundeszentrale für politi­
sche Bildung, Günter Reichert, mangeln­
des politisches Grundwissen vorgehalten. 
Bubis berichtete am Dienstag abend in 
Bonn, Reichert habe ihm beim Empfang 
von Bundespräsident Roman Herzog für 
das israelische Staatsoberhaupt Ezer 
Weizman in Berlin zur guten Rede .Ihres 
Staatspräsidenten" gratuliert. Auch auf 
Nach frage habe Reichert betont, damit 
Weizman gemeint zu haben. Wenn der 
.Erstverantwortliche" für politische Bil­
dung in Deutschland nicht wisse, daß für 
ihn, Bubis, Bundespräsident Herzog das 
Staatsoberhaupt sei, müsse gefragt wer­
den, wie es um die politische Bildung in 
diesem Lande bestellt sei. 

Frankfurter Rundschau, 
18.1 1995 
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Neue Qualifikationserforder­
nisse im Ausland 

,,Geifernde Deutsche 
mit hochroten Gesichtern" 

KOPl:NHAGEN. 11. Januar (dpal. 
Dänen kommen mit den Umgangsformen 
aur deutschen Baustellen offenbar schlecht 
zurecht. Das Kopcnhagcner Blatt „Politi­
ken·· berichtete am Donnerstag unter der 
Überschrift .. Kulturschock durch deut~chc 
/\ggress1vitär•. daß ungewöhnlich viele der 
500 jenseits der Grenze operierenden Bau­
unternehmen <1us Dänenrnrk Verluste 
machten. weil ihre Angestellten vom Ar­
heiler bis zum Ingenieur „geifernden Deut­
schen 0111 hochroten Gesichtern als Teil 
des Alltags" nicht auf angemessene Weise 
zu begegnen wüßten. 

Der in Hamburg als Berater für die ge­
samte diinische Branche arbeitende Sören 
Lange Nielsen beschrieb den ersten Ein­
druck für seine Landsleute so: .. Die erste 
13csrrechung auf einer deutschen Baustel!c 
ist ein Schock. Es wird gebrüllt. und die 
Deutschen beschimpfen ihre Gegenüber 
mit den übelsten Ausdrücken." Auch Niel­
s.:ns praktische Ratschläge deuten darauf 
hin. daß sich ma111.:hcr Däne trotz der geo­
graphischen Niiht: 111 Deutschland wie in 
einer frcmuen Welt fühlt: .. Man muß sich 
auf das Land ,·orbcrei1en. als wenn man 
nach Chtna oder Saudi-Arah1en geht." 
Vor alkm gelte es, den eigenen Wortschatz 
um die "idcrlichstcn 1\ usdrückc zu crwcI­
tt:rn ... Die Dcutscht:11 haben keinen Rc­
spekt vor Leuten, die nachgeben". begrün­
dete Nirlsen seinen Konlliktkur~. 

Frankfurter Al/gemeine Zeitung, 

12.1 1995 
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hochschule ost. oolitisch-akac!emlsches journal aüs üstdeutschiand 

1. Jahrgang 1991/92 

Themenschwerpunkte: Die ostdeutschen Hochschulgesetze• Lageder Sozialwissenschaften in (Ost-)Deutschland 
• Die Erneuerung und ihre Kriterien •DDR-Wissenschaftsgeschichte• Hochschulstruktur in Sachsen. Rundtisch­
gespräch • Heinrich Fink und der Umgang mit unserer Vergangenheit• Anhörung des Bundestagsausschusses 
Bildung und Wissenschaft: Perspektiven derHochschulentwiddung • Ostdeutsche Geschichtswissenschaft zwischen 
Gestern und Morgen • Jürgen TellerHooorarprofessor • Hochschulrahmenrecht nach der deutschen Newereimgung. 
Eine Anhörung • Ehrenpromotion Hans Mayer in Leipzig • HRG - Genesis im Westen und Wirkung im Osten • 
Kirchliche Hochschulen zwischen Nische und Fusion • BdWi-F rühjahrsakadem1e: Knt1sche Geistes-und Sozialwls­
senschaften nach dem Ende des Sozialismus• Wissenschaft Ost 1989/90 • Europa1scheUniversität Erfurt• Die 
Studierenden 1989/90 • Streitsache Latinum 

Autorlnnen;HansJürgen Block, Torsten Bultmann, Chnsban Dahme, Mar1is Dürkop, Wolfgang Ernst, Hans-Uwe Feige, 
Alfred Förster, Christian Füller, Frank Geißler, Monika Gibas, Christoph Kähler, DietmarKeller, Fritz Klein, Hermann 
Klenner, Horst Klinkmann, Larissa Klinzing, llko-Sascha Kowalczuk, Wolfgang Küttler, Gotthard Lerchner, Rudolf Mau, 
Hans Mayer, Hans Joachim Meyer, MatthiasMiddell, Wolfgang Nitsch, Erhard Noack, Georg Nolte, KurtNowak, Doris 
Odendahl, BerndOkun, Martin Onnasch. PeerPasternack, Peter Porsch, Helmut Richter, Matthias Rösler, Hilde 
Schramm. Uta Starke.Jürgen Teller, Rudolf 11. Thadden,Achim Thorn.MichaelTolksdorf, GüntherWartenberg, Rose­
maneWillu.a 

2.Jahrgang 1992/93 

Themenschwerpunkte. Drei Jahre Wissenschaftsumbau in Berlin-Ost• Wissenschaft Ost 1989/90 • 2 Deutsch­
landkongreß habilitierterW1Ssenschaftler • Frauen in der Ostwissenschaft • Tagung des SPD-Wissenschaftsforums 
• Sächsische Hochschulerneuerung aus Oppositionsperspektive • Ostdeutsche Studentengemeinden - Geschichte 
und Funktions-wandel • Hochschulen und MfS - der Umgang mit einem unbequemen Erbe •Vorschläge zur Hoch­
schulreform• Methodologische Wende?° Institution Hochschule und Landeshochschulrecht •vertände{-Schicksale) 
im Osten • Ostdeutsche EntwicklungsländerfO<Schung inderDDRunddanach • Posttionen zum Sächsischen Hoch­
schulgesetz • Aspekte der Personalstruktur-Neugestaltung in der ostdeutschen Wissenschaft • Die ostdeutschen 
Archive • Forschung undT echnotogie in Osteuropa - ausgewählte Länderbeispiele • Sozial-und Geisteswissenschaf­
ten Ost: Zwischenbilanzen des Umbaus • Aktivitäten politischer Stiftungen an ostdeutschen Hochschulen 

Autorinnen: Günther Barthel, Burchard Brentjes, Sonja Brentjes, Birgit Bülow, Michael Daxner, Karin Döbbeling, 
GüntherEiselt, Hartmut Elsenhans, Hans-tteinzEmons, Hans--Uwe Erichsen, Alfred Förster, Ulrich Geyer, Karl-Heinz 
Heinemann, Erich Hödl, Marion Höppner, Gisela Jähnert, Volker Kahl, Klaus-Dietert<aiser, llko-Sascha Kowalczuk, 
Wolf-Hagen Kraut, Jürgen Kuczynsk1, Elke Mehnert, HansgüntherMeyer, Hans Joachim Meyer, MatthiasMiddell, 
Bernhard Muszynski, Wolfgang Nrtsche, Bernd Okun, lnge Pardon, Peer Pasternack, Peter Porsch, Karin Reiche, 
Edelbert Richter, Martin Robbe, Hans Jörg Sandkühler, Roland Schneider, Wolfgang Schluchter, Hans.Jürgen Schulz, 
Pirmin Stekeler-Weithofer, EberhardTiefensee, GüntherWartenberg, Cornelius We,ss u.a. 

3.Jahrgang 1993/94 

Themenschwerpunkte: Erneuerungsgruppen bilanzieren • lnstttution Hochschule und Landeshochschulrecht • Poli­
tische Kündigungen in der ostdeutschen Hochschulmedizin - eine Debatte • Gleichstellungsmanagement Ost • 
Bundestagsdebatte: Industrieforschung in den neuen Bundesländern • Habilitiertentagung in Leipzig • Streitfall 
Multiple Choice • Studierende 1994 • Berufungsverfahren West und Ost • Singularitäten 

Autorinnen: Ernst Badstübner, Tina Bargel, Winfried Beck, Sonja Brentjes, Andre Debüser, Rainer Eckert, Wolfgang 
Fach, Manon Höppoer, Heidrun Jahn, Matthias Jähne, Dietrich Jorke, Hans-Dieter Klein, Siegfned Kiel, llko-Sascha 
Kowak:zuk, Marianne Kriszio, Günther Landgraf, lrene Lischka, Thomas de Maizlere. Werner Meske, Hans Joachim 
Meyer. thomas motck, Thomas Neie, Bernd Rabehl, Karin Reiche, Hans-Jürgen Schulz, Jutta & Eberhard Seidel, Peer 
Pastemack, Gisela Petruschka u.a. 
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4.Jahrgang 1994195 

Themenschwerpunkte: Forschung über Wissenschaft Ost• Dissertationen in der ööR • Singuiariläien ' Fern 
studieren in Ostdeutschland • Archive in Ostdeutschland II • Mittel-und Osteuropa: Wissenschaft 1m Transit • 
Sozialistische Intelligenz • Kirche & Hochschule, Theologie & Pofäik • Synopse Hochschulrecht Ost 

Autorlnnen:GertraudeBuck-Bechler,AnkeBurkhartlt,LudwigElm,KonradFeiereis.UlrichGeyer,JochenGolz.Sabine 
Gries. Christoph Kahler, Sabine Kebir. Gerd Köhler, Wolfgang Knobloch, Rainerl.and. lrene lischka, Sabine Manning, 
LotharMertens, Eduard Mühle, AlexanderNadiraschwili, Thomas Neie, PeerPastemack, Ralf Possekel, Siegfried 
Prokop, EdelbertRichter, Uwe Schimank. Georg Schuppener. DieterVoigt. Peter Wicke u.a. 

Insgesamt 39 Hefte, 3.664 Seiten. Nachbestellungen nurkomp/ett: DM 500, -11gl. Versandkosten 

Kopiervorlage: 

Bestellung 
Ich bestelle: 
1. ein kostenloses Probeexemplar zum Kennenlernen 
2. Nachbestellung 1. - 4. Jahrgang (39 Hefte) 

3 ........ mal hochschule ost im Jahresabonnement 
(4 Hefte incl. DM 10,- Versandkosten) 

4 . ....... mal hochschule ost im Privatabonnentinnen-Abo 
(4 Hefte incl. DM 10,-Versandkosten) 

5 ........ mal hochschule ost im Abo für Nichtverdienende 
(4 Hefte incl. DM 10,- Versandkosten) 
(Begründung der Anspruchsberechtigung bitte 
unterstreichen: Studierende/r - Erwerbslose/r 
- Vorruheständler/in - Pensionär/in -

Sonstiges: ..................................................... ) 

DM 0,-­
DM 500,-

zzgl. Versandkosten 

DM 98,­

DM 42,­

DM 31,-

Die Bezahlung erfolgt nach Rechnungslegung mit dem ersten Heft. 
Habe ich mich für 3., 4. oder 5. entschieden, so erkläre ich mich damit einverstanden, daß 
sich mein Abonnement jeweils um ein Jahr verlängert, wenn ich es nicht bis vier Wochen 
(Poststempel) vor Ablauf der Bestellfrist kündige. 

Name 

Adresse 

Datum Unterschrift 
Es ist mir bekannt, daß meine Bestellung erst wirksam wird, wenn ich sie gegenüber 
dem Anbieter nicht innerhalb von zehn Tagen (Poststempel) widerrufe. 

2. Unterschrift 

Einzusenden an: 
Arbeitskreis Hochschulpolitische Öffentlichkeit, StuRa Universität Leipzig, 

PSF 920, 04009 Leipzig 
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